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Vorwort. 


Der  Zweck  dieser  Studie  ist  vor  allem,  eine  zusammenfassende 
Darstellung  der  gesamten  schweizerischen  Bausparbewegung,  sowie 
des  Aufbaues  und  der  Entwicklung  derjenigen  Bausparkassen  zu 
geben,  die  die  Klippen  der  Bundesratsverordnung  vom  5.  Februar 
1935  umschifft  haben  und  nun,  zwar  nicht  gleichgeschaltet,  aber 
doch  unter  Beobachtung  gewisser  ^Direktiven  in  einem  etwas  ruhi- 
geren Fahrwasser  ihrem  Ziele  entgegenstreben. 

Manchem  mag  der  gegenwärtige  Zeitpunkt,  wo  alles  noch  im, 
Fluss  ist,  zu  einer  solchen  Studie  äusserst  ungeeignet  erscheinen, 
insbesondere  soweit  es  sich  um  betriebswirtschaftliche  Darstellung 
handelt,  die  doch  mehr  konstante  Verhältnisse  zur  Voraussetzung 
hat. 

Der  Einwand  ist  nicht  unberechtigt;  anderseits  war  aber  ge- 
rade das  Jahr  1935  der  letzte  Moment,  wo  die  ursprünglichen  Be- 
triebsweisen der  einzelnen  schweizerischen  Bausparkassen,  die  doch 
in  vielen  Punkten  recht  bedeutende  Unterschiede  aufweisen,  noch 
erfasst  werden  konnten,  bevor  die  ausgleichende  Verordnung  sie 
zu  einer  gewissen  Einheitlichkeit  zwang.  Die  Darstellung  der  Be- 
triebe auf  Grund  der  beim  Inkrafttreten  der  Bundesrats-Verord- 
nung noch  gültigen  Statuten  und  Vertragsbedingungen,  im  Ab- 
schnitt CHI,  ist  heute,  beim  Erscheinen  dieser  Studie  im  Druck, 
seitens  der  meisten  Kassen  in  manchen  Punkten  schon  überholt, 
da  inzwischen  alle  die  neuen,  der  Bundesrats-Verordnung  ange- 
passten  und  vom  Eidg.  Aufsichtsamt  genehmigten  Geschäftsbedin- 
gungen in  Kraft  gesetzt  haben.  Diese  neuen  Bedingungen  sehen 
sich  in  mancher  Beziehung  so  gleich,  dass  aus  ihnen  die  ursprüng- 
lichen Tendenzen  der  einzelnen  Institute  nicht  mehr  zu  erkennen 
sind. 

Um  dieser,  alle  schweizerischen  Bausparkassen  mehr  oder 
weniger  treffenden  Zwangsentwicklung  des  Jahres  1935  auch  noch 
Rechnung  zu  tragen,  wurden  unmittelbar  vor  der  Drucklegung  die 
Ende  März  1936  in  Kraft  befindlichen  neuen  Bedingungen  der  ver- 
schiedenen Gesellschaften  in  einem  Nachtrag  zusammengefasst. 


w. 
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Ich  möchte  nicht  unterlassen,  an  dieser  Stelle  edlen  denjenigen 
zu  danken,  die  mich  hei  der  Sammlung  des  Materials  für  meine 
Arbeit  unterstützt  haben:  so  vor  edlem  Herrn  Prof.  Töndury-Bern, 
den  Herren  Dr.  Grütter  und  Dr.  Eisele  vom  Eidg.  Aufsichtsamt 
über  die  Kreditkassen  mit  Wartezeit,  Herrn  Dr.  Hans  Christen- 
Zürich,  Herrn  Dr.  Aeberhard  vom  Eidg.  Versicherungsamt.  Ferner 
den  Direktionen  und  Beamten  der  verschiedenen  schweizerischen 
Bausparkassen,  die  hier  nicht  einzeln  aufgeführt  werden  können, 
für  die  mehr  oder  weniger  ausgiebige  Beantwortung  von  Frage- 
bogen und  die  freundliche  Aufnahme  und  Auskunftserteilung  bei 
persönlichen  Besuchen» 


Bern,  im  April  1936. 


Der  Verfasser. 
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Abkürzungen 


AA  Eidgenössisches  Aufsichtsamt  für  Kreditkassen'mit  Warte- 

zeit. 

AK  Aktienkapital. 

BRV  Bundesratsverordnung    vom    5.  Februar   1935    über    die 

Kreditkassen  mit  Wartezeit, 

BS  Building  Society. 

B  &  LA  Building  and  Loan  Association. 

GV  Generalversammlung. 

VR  Verwaltungsrat. 
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A.  Wesen  und  Zweck  des  Bausparens  und  seine 
Entwicklung  in  den  verschiedenen  Ländern. 

I.  Wesen  und  Zweck  des  Bausparens. 

Wenn  wir  einige  für  gewisse  Verwendungen  bestimmte  i^- 
nussgüter  nicht  ganz  verbrauchen,  sondern  einen  Teil  davon  durch 
vorsichtiges  und  rationelles  Wirtschaften  unverbraucht  lassen,  so 
haben  wir  diesen  Teil  gespart.  Sparen  ist  also:  Unterbieten  eines 
vorgesehenen  Aufwandes.  Was  mit  dem  unverbraucht  gelassenen 
Teil  geschieht,  ist  im  Begriff  des  Sparens  noch  nicht  enthalten. 
Er  kann  unmittelbar  zu  anderen  Zwecken  verwendet,  d.  h.  also 
auf  eine  andere  Verwendung  übertragen  werden,  er  kann  aber  auch 
vorerst  beiseite  gelegt  werden,  um  später  Verwendung  zu  finden. 
Erfolgt  diese  Beiseitelegung  zu  einem  bestimmten,  später  zu  reali- 
sierenden Zweck,  so  sprechen  wir  von  Bereitstellung. 

Nach  dieser  Definition  ist  also  die  Anlegung  und  regelmässige 
Speisung  eines  Baufonds  durch  Beiseitelegung  von  Ersparnissen 
aus  aufgestellten  Budgets  kein  eigentliches  Sparen  mehr,  sondern 
bereits  Verwendung  von  Erspartem  in  der  Form  der  Bereitstel- 
lung. Landläufig  und  speziell  in  der  Bauspar-Literatur  wird  es 
aber  als  Sparen  bezeichnet.  Im  vorliegenden  Beispiel  hätten  wir 
es  also  mit  Bausparen  zu  tun. 

Nachdem  wir  so  die  eigentliche  Bedeutung  und  die  tatsäch- 
liche Verwendung  des  Ausdruckes  „Sparen"  und  seiner  Wortver- 
bindungen klargestellt  haben,  besteht  für  uns  kein  Grund  mehr, 
in  den  folgenden  Ausführungen  von  der  Verwendung  dieser  zwar 
nicht  immer  ganz  zutreffenden,  aber  allgemein  gebräuchlichen 
Ausdrücke  abzusehen. 

In  der  Bauspar-Literatur  wird  das  Sparen  des  Einzelnen  in 
eine  Sparbüchse  oder  durch  Einzahlung  auf  ein  Sparkassenbuch 
bzw.  ein  Bankkonto  zum  Zwecke  des  Bauens  oder  Erwerbs  eines 
Hauses  als  individuelles  Bausparen  bezeichnet. 

Dem  gegenüber  steht  das  sogenannte  kollektive  Bausparen. 
Der  Ausdruck  ist  nicht  gerade  glücklich  gewählt.  Ein  wirkliches 
kollektives  Sparen  gibt  es  überhaupt  nicht,  sondern  es  ist  dar- 
unter immer  die  gemeinsame  Verwaltung  und  Verwendung  indivi- 
duell gemachter  Ersparnisse  zu  verstehen,  nachdem  dieselben  einen 
gewissen  Betrag  erreicht  haben,  und  zwar  nach  einem  zum  vor- 
aus bestimmten  Plan.  Das  kollektive  Bausparen  unterscheidet  sich 
1 
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somit  vom  individuellen  Bausparen  durch  zwei  Momente,  die  für 
das  erstere  typisch  sind: 

J.  Verwendungsbestimmtes    Sammeis parvermögen:     Die    Spar- 
beträge der  Kollektiv-Bausparer  bilden  ein  Sammelsparver- 
mögen,  dessen  Verwendung  a  priori  bestimmt  ist. 
2.  Zuteilungsplan:    Die  Verteilung    der    angesparten    Beträge 
unter  die  einzelnen  Mitglieder  der  Spargemeinschaft  erfolgt 
nach  einem  bestimmten,  auf  mathematischer  Grundlage  auf- 
gebauten Zuteilungsplan  ^). 
Die  bisher  aufgestellten  Definitionen  der  Bausparkassen  gehen 
ziemlich  auseinander,  je  nach  dem  Gesichtspunkt,  unter  dem  sie 
aufgestellt    worden    sind.     Die    juristischen    Definitionen    sind    die 
enger,    die    wirtschaftlichen    die    weiter    gefassten.     So    bezeichnet 
§  112  des  deutschen  Versicherungs-Aufsichts-Gesetzes  (VAG),  dem 
die  Bausparkassen  unterstehen,  dieselben  als  „Privatuntemehmun- 
gen,   bei   denen   durch   die   Leistungen   mehrerer   Sparer   ein   Ver- 
mögen aufgebracht  werden  soll,  woraus  die  einzelnen  Sparer  Dar- 
lehen  für   Beschaffung   oder   Verbesserung   von   Wohnungen   oder 
Siedlungen  oder  zur  Ablösung  hiezu  eingegangener  Verpflichtungen 
erhalten". 

Der  schweizerischen  Verordnung  über  die  ,JCreditka88en  mit 
Wartezeit"  unterstehen  „alle  Unternehmungen,  die  auf  Grund  von 
Verträgen  Geldleistungen  mehrerer  Personen  entgegennehmen  und 
hieraus,  sowie  allenfalls  aus  Fremdgeld,  diesen  Personen  plan- 
mässig  Tügungsdarlehen  gewähren  (Art.  1).  Die  Darlehen  können 
entweder  für  Bauzwecke  mit  Bestellung  eines  Grundpfandes,  oder 
zur  Errichtung  oder  Ablösung  eines  Grundpfandes  auf  bestehende 
Objekte  gewährt  werden   (Art.  24,  3)." 

Speziell  die  deutsche  Definition  ist  viel  zu  eng  gefasst.  Erstens 
bezieht  sie  sich  nur  auf  Privatunternehmungen,  und  femer  lässt 
sie  die  beiden  Momente  der  Sicherung  durch  ein  Grundpfand  so- 
wie der  Anwendung  eines  zum  voraus  bestimmten  Zuteilungsplanes 
ganz  vermissen.  Letztere  ist  in  der  schweizerischen  Fassung  wenig- 
stens durch  das  Wort  planmässig  angedeutet.  Je  nach  den  gesetz- 
lichen Bestimmungen  ändert  sich  übrigens  der  Begriff  in  den  ver- 
schiedenen Ländern. 

Eine  wirtschaftliche  Definition  gibt  E,  Schmalenbach  in  einem 
Gutachten  in  Sachen  der  Bausparkasse  Westmark  A.-G.,  Köln: 
,4)er  Grundgedanke  der  Bausparkasse  ist  Spartätigkeit  eines 
Kollektiv».  Statt  dass  von  100  Leuten  jeder  jährlich  für  sich 
RM.  1000.—  spart  und  so  alle  100  Leute  (ohne  Berücksichtigung  der 

Zwischenzinses)   erst  nach  10  Jahren  gleichzeitig  je  RM.  10  000. 

zum  Bauen  bereit  haben,  zahlen  diese  100  Leute  ihre  jährlichen 


J    ^ 


l 


1 
I 


^ 


—    8    — 

Ersparnisse  von  RM.  1000. —  in  einen  gemeinsamen  Spartopf  und 
verteilen  nach  einem  vorher  vereinbarten  Schlüssel  die  gemein- 
schaftlichen Gelder,  sobald  jeweils  RM.  10  000. —  beisammen  sind." 
H,  Kleinschm,idt  gibt  folgende  ziemlich  erschöpfende  Defi- 
nition^)  : 

„Bausparkassen,  die  das  Bauspargeschäft  auf  kollektiver 
Grundlage  betreiben,  sind  demnach  Unternehmungen  öffentlich- 
rechtlicher (öffentliche  Bausparkassen)  oder  privater  (private 
Bausparkassen)  Art,  die  die  nach  einem  festgelegten  Plan  (Spar- 
plan) von  Mitgliedern  oder  Kunden  (Bausparem)  zu  sparenden 
Beträge  zu  einem  Sammelsparvermögen  (Kollektivsparvermögen) 
ansammeln  und  verwalten  und  aus  diesem  Kollektiwermögen 
und  aus  eventuell  vorhandenem  Eigenkapital  den  Mitgliedern 
oder  Kunden  für  die  Beschaffung  oder  Verbesserung  von  Woh- 
nungen, Eigenheimen  oder  Siedlungen  oder  zur  Ablösung  hierzu 
eingegangener  Verpflichtungen  oder  zu  andern  Zwecken  (Ver- 
wendungszweck) gegen  hypothekarische  Belastung  von  Grund- 
stücken und  Gebäuden  (Sicherheit)  nach  einem  auf  mathemati- 
scher Grundlage  aufgebauten  Plan  (Zuteilungsplan)  Darlehen 
geben,  die  nach  bestimmten  Grundsätzen  (Tilgungsplan)  zu  til- 
gen sind   (Tilgungsdarlehen)." 

Aber  auch  Kleinschmidt  trägt  in  seiner  Definition  der  An- 
nahme von  Fremdgeldern  keine  Rechnung. 

Wirtschaftlich  betrachtet,  wird  gespart,  um  auf  Grund  der  ge- 
sparten und  einbezahlten  Beträge  von  der  Bausparkasse  ein  Dar- 
lehen von  entsprechender  Grösse  zum  Zwecke  des  Bauens  bzw. 
zur  Ablösung  von  Hypotheken  zu  erhalten.  Es  handelt  sich  also 
eigentlich  um  die  Inanspruchnahme  von  Kredit  nach  einer  kür- 
zeren oder  längeren  Frist.  Daher  auch  die  schweizerische  Bezeich- 
nung  Kreditkassen  mit  Wartezeit,  (Der  Ausdruck  sparen  und  des- 
sen Wortverbindungen  dürfen  im  Hinblick  auf  das  Bankengesetz 
von  den  Bausparkassen  in  der  Firma,  den  Statuten,  Geschäfts- 
plänen und  Verträgen  nicht  verwendet  werden).  Wenn  man  den 
Vorgang  genau  betrachtet,  handelt  es  sich  in  Wirklichkeit  auch 
nicht  so  sehr  um  ein  Sparen,  als  vielmehr  zuerst  um  Anzahlungen 
und  nach  Erhalt  des  Darlehens  um  Abzahlungen  für  ein  Haus, 
das  man  zu  erwerben  oder  zu  bauen  gedenkt,  bzw.  gebaut  oder 
erworben  hat,  oder  um  Ablösung  von  bestehenden  Hypotheken. 

Von  allen  Bausparkassen  wird  zur  Erklärung  des  Vorganges 
immer  wieder  das  bekannte  Beispiel  hervorgehoben,  wonach  10 
Personen  gleiche  Wohnhäuser  von  einem  bestimmten  Wert  (neh- 
men wir  einmal,  um  mit  einfachen  Zahlen  rechnen  zu  können, 
den  Wert  von  Fr.  10  000. —  an)  bauen  wollen,  jede  aber  im  Jahre 
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nur  Fr.  1000. —  beseitelegen  kann.  Anstatt  jede  für  sich  zu  sparen, 
legen  sie  das  Geld  zusammen,  und  schon  nach  Ablauf  des  ersten 
Jahres  sind  die  ersten  Fr.  10  000. —  beieinander,  die  nun  durch 
das  Los  oder  gemäss  irgendeinem  andern,  zum  voraus  vereinbarten 
Schlüssel  einem  der  Beteiligten  zum  Bau  seines  Hauses  zur  Ver- 
fügung gestellt  werden.  Am  Schlüsse  des  zweiten  Jahres  kann  ein 
anderer  sein  Bauvorhaben  ausführen  usw.,  bis  am  Ende  des  zehn- 
ten Jahres  der  letzte  sein  Haus  errichten  kann.  (Die  Zwischen- 
zinse  sind  der  Einfachheit  halber  nicht  berücksichtigt.)  Auch  der 
letzte  stellt  sich  also  nicht  schlechter,  als  wenn  er  allein  gespart 
hätte.  Die  Sparzeit  jedoch  beträgt  im  Durchschnitt  nur  5  Jahre 
anstatt  10  für  jeden  Sparer  (s.  Tabelle  S.  4). 

In  Wirklichkeit  ist  die  Entwicklung  aber  eine  ganz  andere.  Die 
wenigsten  Sparer  wären  in  der  Lage,  10  %  der  Bausumme  pro 
Jahr  in  die  Kasse  einzuzahlen.  In  der  Regel  zahlt  man  nach  den 
Bedingungen  der  meisten  Kassen  nur  3  ^/^q  der  Vertragssumme  per 
Monat  ein,  also  3,6  %  im  Jahr,  nach  dem  sogenannten  Kleintarif 
einzelner  Kassen  sogar  nur  1^  oder  2  ^/^^  monatlich.  (Allerdings 
verlangen  einige  derselben  von  vorneherein  eine  Grundanzahlung 
von  10 — 15  %;  diese  sind  aber  in  der  Minderheit.)  Von  diesen 
ersten  Einzahlungen  werden  jedoch  in  erster  Linie  die  Eintritts- 
gebühren und  ein  Teil  der  Verwaltungskostenbeiträge  in  der  Höhe 
von  mindestens  2 — 3  ^,  in  Abzug  gebracht,  so  dass  die  kleinen 
Sparer  während  der  ersten  Zeit  überhaupt  auf  ihrem  Sparkonto 
keine  Gutschrift  erhalten,  sofern  sie  nicht  in  der  Lage  sind,  Ein- 
trittsgebühr und  Verwaltungskostenbeitrag  zum  voraus  zu  entrich- 
ten. Die  durchschnittliche  Sparzeit  wird  daher  bedeutend  länger 
ausfallen  als  gemäss  vorstehendem  Schulbeispiel;  die  längste  be- 
trägt ca.  28  Jahre.  Infolge  des  ständigen  Neuzuganges  von  Mit- 
gliedern bei  den  dauernden  offenen  Kassen  werden  die  Verhält- 
nisse allerdings  günstiger,  besonders  im  Anfang,  wo  die  Neuein- 
tritte oft  ein  Vielfaches  des  bisherigen  Mitgliederbestandes  betra- 
gen   (s.  Abschnitt   C  IV  2). 


n.  Kurze  Uebersicht  über 
die  Anfänge  und  Entwicklung  der  Bausparkassen. 

1.  England. 

Die  Building  Societies,  wie  die  offizielle  und  für  alle  Bau- 
sparkassen obligatorische  Bezeichnung  in  England  lautet,  können 
heute    auf    das    respektable    Alter   von   über    150    Jahren   zurück- 
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Micken.    Die  erste  nachweisbare  Gründung   dieser  Art  war  nach 
BeUmanS)   die  Ende  1781  in  Deritend  bei  Birmingham  von  einer 
kleinen  Anzahl  baulustiger  Leute  errichtete  „Society  for  Building". 
Monatlich  wurde  von  jedem  Mitglied   1/^  Guinea  in  einen  Fonds 
eingezahlt.    Nach   Ansammlung   einer   genügenden   Summe   wurde 
ein  Stück  Land  gekauft,  parzelliert  und  unter  die  Mitglieder  ver- 
lost.   Auch  die   Häuser  selber  scheinen  nach  und  nach,  d.  h.  je- 
weils nach  Ansammlung  des  für  ein  Haus  notwendigen  Betrages 
durch   die  Gesellschaft  und  nicht  von  den  einzelnen  Mitgliedern 
gebaut   worden   zu   sein.     Darauf   weist   übrigens   auch   schon    der 
Name    der    Gesellschaft    hin,    der    wörtlich    mit    „Baugesellschaft" 
oder   „Baugenossenschaft"   zu   übersetzen    ist.     Gesellschaften   glei- 
cher Art  entstanden  dann  in  den  ersten  Jahren  des  19.  Jahrhun- 
derts in  verschiedenen   andern   englischen   Städten.    Alle   führten, 
obschon  die  wenigsten  davon  selber  Häuser  bauten,  sondern  nur 
an  ihre   Mitglieder  Darlehen   zum   Zwecke   des   Bauens  verlosten, 
den  nun  einmal  stereotyp  gewordenen  Namen  „Building  Society" 
mit    irgendeinem    unterscheidenden   Zusatz.    Es    ist    im    Rahmen 
dieser    Schrift    nicht    möglich,    auf    die    Entwicklung   im    Ausland 
anders   als  in  ganz   grossen  Zügen   einzugehen.    Für  irgendwelche 
Einzelheiten  sei   auf   das   umfangreiche   Werk  von   Dr.   Alexander 
Block,   „Bausparen   in   England,   Amerika   und   Deutschland"   ver- 
wiesen, dem  diese,  wie  auch  die  folgenden  Angaben  über  die  U.S.A. 
und  Deutschland  zu  einem  grossen  Teil  entnommen  sind. 

Da  sich  mit  der  bald  einsetzenden  raschen  Entwicklung  der 
Building  Societies  auch  allerhand  Missgriffe  geltend  machten  und 
die  unerfahrenen  Sparer  den  unredlicheu  Machenschaften  von 
Ausbeutern  ausgesetzt  waren,  sah  sich  der  Staat  endlich  im  Jahre 
1836  veranlasst,  durch  den  Erlass  eines  Gesetzes  Ordnung  zu  schaf- 
fen. „The  Act  for  die  regulation  of  benefit  Building  Societies" 
brachte  die  offizielle  Anerkennung  der  Bausparkassen  in  England 
durch  deren  Gleichstellung  mit  den  Friendly  Societies  (Unter- 
stützungsgesellschaften auf  Gegenseitigkeit  für  alle  möglichen 
Zwecke,  wie  Krankheit,  Invalidität,  Tod  usw.),  für  die  bereits  eine 
gesetzliche  Regelung  bestand.  Die  BS  wurden  in  diesem  Gesetz 
bezeichnet  als  „Gesellschaften  zu  dem  Zweck,  durch  monatliche 
oder  andere  Einzahlung  von  höchstens  20  Schilling  auf  Geschäfts- 
anteile von  nicht  über  150  Pfd.  Sterl.  einen  Fonds  zu  gründen, 
welcher  jedes  Mitglied  in  den  Stand  setzen  soll,  aus  dem  Gesell- 
schaftsvermögen den  Betrag  oder  Wert  eines  Anteils  zu  erhalten 
und  damit  ein  oder  mehrere  Wohnhäuser  oder  anderes  Realeigen- 
tum zu  erwerben,  welches  im  Wege  der  Hypothek  der  Gesellschaft 
verpfändet  werden  soll,  bis   der  Betrag  oder  Wert   des   Mitglied- 
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anteils  der  Gesellschaft  mit  Zinsen  zurückbezahlt  ist  und  alle  Geld- 
strafen und  damit  zusammenhängenden  Verbindlichkeiten  berich- 
tigt sind*). 

Die  Gesellschaften  mussten  ihre  Statuten  den  speziell  mit 
deren  Prüfung  beauftragten  Gerichtsbeamten  vorlegen,  welche  die 
Uebereinstimmung  mit  den  bestehenden  Gesetzen  zu  bescheinigen 
hatten.  Von  grossem  Vorteil  für  die  zukünftige  Entwicklung  der 
BS  war  ihre  Befreiung  von  den  Vorschriften  der  strengen  Wucher- 
gesetze, wodurch  sie  das  Recht  erhielten,  ihren  Mitgliedern  für  die 
erhaltenen  Darlehen  höhere  Zinsen  vorzuschreiben,  als  sonst  üb- 
lich war.  Dazu  kamen  noch  Stempelfreiheit,  Vereinfachung  der 
Vorschriften  über  Hypotheken-Eintragung  und  -Löschung,  jedoch 
nur  für  diejenigen  BS,  die  sich  hatten  eintragen  lassen.  Eine 
Pflicht  zur  Eintragung  bestand  aber  nicht. 

Nun  setzte  eine  ausserordentlich  rasche  Entwicklung  ein.  Im 
Laufe  der  nächsten  14  Jahre  wurden  nicht  weniger  als  2000  BS 
gegründet,  die  allerdings  noch  fast  alle  geschlossene  Kassen  (termi- 
nating  societies)  waren,  einen  ganz  beschränkten  Mitgliederbestand 
hatten  und  nach  Erreichung  der  Bauvorhaben  aller  Mitglieder 
wieder  eingingen.  Immerhin  entwickelte  sich  nun  doch  schon 
langsam  der  Typ  der  dauernden  Gesellschaft  (Permanent  BS)  zu- 
erst durch  Aneinanderhängen  einzelner  aufhörender,  also  geschlos- 
sener Kassen,  später  durch  Gründung  als  dauernde  Kasse  von  An- 
fang an.  Die  Rechtsform  aller  dieser  BS  war  diejenige  der  Ge- 
nossenschaft. 

Dass  bei  einer  so  raschen  Entwicklung  sich  auch  unseriöse 
Elemente  beteiligten,  ist  weiter  nicht  verwunderlich.  Die  gleichen 
Kinderkrankheiten  zeigten  sich  später  auch  wieder  in  den  U.S.A., 
in  Deutschland  und  in  der  Schweiz.  Es  wurden  vielfach  zu  grosse 
Versprechungen  gemacht,  teilweise  von  den  Agenten,  teilweise  aber 
auch  in  den  Geschäftsplänen  selber,  Versprechungen,  deren  Erfül- 
lung sich  später  als  unmöglich  erwies,  wenn  nicht  der  ganze  Be- 
stand der  Kasse  gefährdet  werden  sollte.  Auf  Grund  des  Gesetzes 
von  1836  war  eine  erfolgreiche  Bekämpfung  aller  dieser  Auswüchse 
nicht  möglich,  und  so  wurde  denn  1874  ein  neues  Gesetz  auf  Grund 
eines  vorhergegangenen  gründlichen  Studiums  der  ganzen  Materie 
erlassen.  Dieses  Gesetz  ist  das  weitaus  wichtigste  englische  Gesetz 
über  die  BS.  Es  brachte  die  beschränkte  Haftpflicht  der  Mitglie- 
der und  die  Pflicht  zur  Eintragung  für  alle  nach  dem  Jahre  1856 
errichteten  Gesellschaften,  ebenso  die  obligatorische  Berichterstat- 
timg. 

Das  Gesetz  besteht  in  seinen  Grundzügen  noch  heute  zu  Recht, 
obwohl  es  nach  dem  auf  Spekulationsgeschäfte  zurückzuführenden 
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grossen  Zusammenbruch  der  „Liberator  Permanent  Benefit  BS" 
im  Jahre  1892,  wobei  rund  20  000  Einleger  und  Mitglieder  um  ihre 
ganzen  Einlagen  kamen,  durch  den  Act  von  1894  in  verschiedener 
Hinsicht,  insbesondere  bezüglich  der  Kontrolle  erweitert  wurde. 

Heute  besteht  in  England  folgende  rechtliche  Regelung:   Die 
Buüding   Societies   stehen   unter   einem   Sonderrecht   entsprechend 
den   Gesetzen   1874/94.    Die   hauptsächlichsten   Bestimmungen   er- 
strecken sich   auf  die  staatliche  KontroUe   durch   den  Chief  Regi- 
trar  of  Friendly  Societies,  der  sowohl  richterliche,  wie  auch  ver- 
waltungstechnische   Funktionen    ausübt.     Die    Kassen    haben    die 
Pflicht  5),  sich  eintragen  zu  lassen  und  die  Statuten  zur  Prüfung 
vorzulegen.   Die  Bezeichnung  „Buüding  Society"  ist  für  aUe  Kassen 
obhgatorisch.    Da  in  England  keine  Staatsaufsicht  über  die  A.-G. 
besteht,    anderseits    aber    die    Bausparkassen    derselben   unterstellt 
smd,   so   soUen   sie   nach  einer   Verordnung   aus   dem   Jahre    1929 
diese    GeseUschaftsform    nicht    annehmen  6).     Die    Annahme    von 
Fremdgeldem  muss   ausdrücklich   durch   die   Statuten   als   zulässig 
erklärt  sein.    Es  ist  aber  den  sämtlichen  Kassen  verboten,  mehr 
Einlagen  anzunehmen,  als  bis  zu  V3  des  jeweüigen  Hypotheken- 
bestandes.   Auch  dürfen  Darlehen  überhaupt  nur  auf  erste  Hypo- 
theken   gegeben  werden.    Die   Bücher  müssen   durch   staatlich   zu- 
gelassene Bücherrevisoren  (Auditors)  geprüft  werden.    Die  Art  der 
Berichterstattung  ist  gesetzlich  festgelegt  und  muss  in  einheitlicher 
Weise  an  den  Chief  Registrar  of  Friendly  Societies  erfolgen.   Dieser 
veröffentlicht  dann  jährlich  offizielle  Zusammenstellungen  über  die 
Entwicklung  der  sämtlichen  BS  m  England,  Wales  und  Schottland. 
Irland  ist  also  darin  nicht  inbegriffen.    Die  Entwicklung  ist  über- 
haupt dort  lange  nicht  so  fortgeschritten.    Nach  dem  BS-Jahrbuch 
1933  gab  es  in  Irland  Ende  1931  im  ganzen  12  BS  mit  2425  Bau- 
sparverträgen   (Grossbritannien  1932:   1014  BS  mit  2  560  961  Bau- 
sparverträgen). 

Nach  dem  Gesetz  von  1894  können  Spareinlagen  von  Nicht- 
mitgHedem  (Fremdgeld)  nur  nach  vorhergegangener  monatlicher 
Kündigung  zurückgezogen  werden.  Die  Bausparkassen  haben  je- 
doch schon  seit  Jahren  genügend  verfügbares  Kapital,  so  dass  sie 
auf  die  Einhaltung  der  Kündigungsfristen  verzichten  können.  Ge- 
wisse Steuerprivüegien  für  Guthaben  bis  zu  £  5000  bei  den  BS 
bilden  einen  starken  Anreiz  zur  Errichtung  von  gewöhnlichen  Spar- 
konten bei  den  Bausparkassen. 

Aber  auch  noch  in  anderer  Weise  sucht  der  Staat  die  Bau- 
sparkassen zu  fördern.  So  trat  im  Jahre  1933  ein  neues  Wohnungs- 
gesetz betr.  die  Finanzierung  von  Eigenheimen  von  Arbeitern 
(Housing    [financial   Provisions]    Act)    in   Kraft,   wonach   die   BS 
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unter  der  Garantie  der  Gemeinden  und  des  Staates  für  die  70  % 
überschreitenden  Beträge,  Arbeiterhäuser  bis  zu  90  ^  belehnen 
dürfen.  Für  die  Amortisation  ist  hier  ein  Zeitraum  von  30  Jahren 
vorgesehen  unter  Zugrundelegung  einer  Verzinsung  von  4  und 
4  ^  %.  Für  grössere  Kolonien  von  Arbeiter-Eigenheimen  ist  die 
gemeinsame  Finanzierung  durch  mehrere  Bausparkassen  in  Aus- 
sicht genommen  '^)  ^), 

Wie  allgemein  in  der  Bank-  und  Versicherungsbranche,  so 
macht  sich  auch  bei  den  englischen  BS  eine  starke  Tendenz  nach 
Zusammenschluss  geltend.  Trotz  der  starken  Zunahme  der  Gesamt- 
zahl der  Bausparverträge  nimmt  die  Anzahl  der  Kassen  ständig 
ab.  Das  hängt  nicht  nur  damit  zusammen,  dass  immer  weniger 
aufhörende  Kassen  errichtet  werden,  sondern  unstreitig  auch  mit 
der  Entwicklung  einiger  BS  zu  wahren  Riesenunternehmungen. 
Die  drei  grössten  englischen  Kassen  sind: 

Halifax  BS  mit  £  88  676  292  Aktiven  (ca.  7^  der  Aktiven 
aller  BS) ; 

Abbey  Road  BS  £  40  721415  Aktiven  (ca.  ^/^^  der  Aktiven 
aller  BS); 

Wollwich  Equitable  £  22  910  432  Aktiven  (ca.  ^/^q  der  Ak- 
tiven aller  BS)  7). 

Ueber  die  Entwicklung  seit  dem  Jahre  1891  gibt  nachstehende 
Tabelle  einigen  Aufschluss: 


Jahr 

Anzahl  der  BS 

1891 

2382 

1901 

2233 

1911 

1670 

1921 

1225 

1931 

1028 

1932 

1014 

1933 

1013 

1934 

1007 

Anzahl  der 
Mitglieder 

Hypoth.  ges. 
im  Berichtsjahr 
1000  'SB 

Darlehen 

Total 
1000   '^ 

654  143 

47  703 

593  539 

9120 

47  866 

611  380 

9  004 

60  604 

789  052 

19  673 

75  503 

2  380  439 

') 

90  253 

2  560  961 

') 

82  142 

3  327  874 

103  196 

423  512 

3  616  860 

124  214 

475  693 

2.  U.  S. 

A. 

v.1| 
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Fünfzig  Jahre  nach  der  Errichtung  der  ersten  englischen  Bau- 
sparkasse gründeten  eine  Anzahl  englischer  Einwanderer  in  Phila- 
delphia eine  Genossenschaft  „The  Oxford  Provident  Building  Asso- 
ciation" mit  folgendem  G^schäftsplan :  Es  wurden  Anteile  von  je 
500  Dollars  ausgegeben,  auf  die  monatliche  Zahlungen  von  je  3  Dol- 
lars zu  leisten  waren.    Das  Eintrittsgeld  betrug  5  Dollars,  die  Bus- 
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sen  für  rückständige  Zahlungen  0^5  DoUar  pro  Anteü.  Kein  Mit- 
glied durfte  mehr  als  5  Anteile  besitzen.  Sobald  ein  gewisser  Be- 
trag beisammen  war,  wurde  er  versteigert,  d.  h.  demjenigen  als 
Darlehen  zugeteilt,  der  das  höchste  Aufgeld  dafür  anbot.  Nach 
101/^  Jahren  hatten  sämtliche  Mitglieder  ihre  Anteile  voll  einbe- 
zahlt und  ihre  Darlehen  amortisiert.  Die  Gesellschaft  wurde  daher 
im  Jahre  1841  aufgelöst,  aber  sofort  auf  Grund  des  erzielten  Er- 
folges durch  eine  andere  gleichartige,  nur  mit  andern  Teilhabern 
ersetzt. 

Die  Entwicklung  der  „Building  and  Loan  Associations",  wie 
die  offizieUe  Bezeichnung  in  U.S.A.  lautet,  war  echt  amerikanisch. 
Einige  Zahlen  werden  die  Entwicklung  am  besten  veranschau- 
lichen ^^)  : 


Jahr 

Zahl  der  Kassen 

Mitgliederzahl 

öathaben  in  1000  Doli 

1895 

5  598 

1  349  437 

473  137 

1900 

5  356 

1  495  136 

571  367 

1905 

5  264 

1  642  127 

629  344 

1910 

5  869 

2  169  863 

931  867 

1915 

6  806 

3  334  899 

1  484  206 

1920 

8  633 

4  962  919 

2  519  915 

1925 

12  405 

9  886  997 

5  509176 

1930 

11777 

12  343  254 

8  828  612 

In  den  Jahren  1926—30  finanzierten  die  B  &  L  A  den  Erwerb 
von  rund  2  618  000  Häusern  durch  Gewährung  von  Hypotheken  im 
Gesamtbetrage  von  9  358  600  000  Dollars.    Nach  dem  Zensus   1930 
wohnten  von  je   1000  FamUien  456,   also  beinahe   die  Hälfte,  in 
eigenen  Häusern,  zum  weitaus  grössten  Teil  Ein-  oder  etwa  noch 
Zweifamilienhäuser.    Dieses   Ergebnis   ist   fast   ganz    der   Finanzie- 
rungstätigkeit der  Bausparkassen  zuzuschreiben,   die  mit  geringen 
Ausnahmen  überhaupt  nur  Ein-  und  Zweifamilienhäuser  belehnen, 
wozu    übrigens   in    einzelnen    Staaten    der    Union    ein    gesetzlicher 
Zwang   besteht.     Im    Jahre    1930   betrug    die    Gesamt-Hypotheken- 
schuld  der   zu  Wohnzwecken   dienenden   Gebäude   in   den   U.S.A. 
rund  22,5  Milliarden  Dollars.    Davon  entfielen  auf  die  B  &  L  A 
rund  8  Milliarden  =  36  %,  auf  Banken  und  Trusts  rund  5  Milliar- 
den =  22  %,  Versicherungsgesellschaften  rund   3,5  Milliarden  = 
16  %  und  auf  andere  Anstalten  rund  6  Milliarden  =  26  %.   Dabei 
ist  zu  beachten,  dass  in  den  U.S.A.  Banken,  Trusts  und  Versiche- 
rungsgesellschaften  fast   ausschliesslich   nur   grössere   Gebäude   be- 
lehnen ^i).     Im   Gegensatz   zu   andern   Ländern,   wo    die    Bauspar- 
kassen  ihre  Tätigkeit   immer   mehr  über   das   ganze  Land   auszu- 
dehnen suchen  und  Filialen  oder  Vertretungen  errichten,  ist  das 
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Hypothekargeschäft  in  den  U.S.A.  im  allgemeinen  auf  einen  enge- 
ren Umkreis  beschränkt.  Das  hängt  mit  der  gewaltigen  Ausdeh- 
nung des  Landes  zusammen,  die  bei  der  Verschiedenheit  der  Ver- 
hältnisse eine  genaue  Uebersicht  ausschliesst.  Teilweise  stehen 
einer  solchen  Ausdehnung  auch  gesetzliche  Vorschriften  der  ein- 
zelnen Staaten  entgegen,  teilweise  beruht  die  Beschränkung  aber 
auf  Vereinbarungen.  Dagegen  besteht  diese  Beschränkung  nicht 
für  die  Annahme  von  Depositen. 

Eine  einheitliche  gesetzliche  Regelung  gibt  es  im  Gegensatz 
zu  England  heute  in  den  U.S.A.  noch  nicht,  hingegen  werden  An- 
strengungen dazu  gemacht.  Zwar  haben  alle  Staaten,  mit  Aus- 
nahme von  Maryland,  eine  Staatsaufsicht,  in  der  jedoch  keine  Ein- 
heitlichkeit besteht.  Was  in  den  einen  Staaten  erlaubt  ist,  ist  in 
andern  streng  verboten. 

Noch  in  einer  andern  Beziehung  unterscheidet  sich  die  Ent- 
wicklung in  den  U.S.A.  von  der  englischen.  Während  in  England 
heute  noch  ständig  aufhörende  Kassen  gegründet  werden,  die  einen 
beschränkten  Mitgliederkreis  aufweisen,  ist  diese  Form  in  den 
U.S.A.  fast  ganz  verschwunden.  Nach  Schneider  sind  heute  in  den 
Vereinigten  Staaten  noch  95  (=  0,8  %)  aufhörende  Kassen,  wäh- 
rend nach  Block  in  England  noch  ca.  30  %  aller  BS  diesem  Typus 
angehören.  In  Amerika  werden  99  %  aller  B  &  L  A  als  „Perma- 
nent Associations"  gegründet.  Wenn  nicht  in  einigen  Staaten,  wie 
Kansas,  Luisiana  u.  a.  die  aufhörende  Form  gesetzlich  vorgeschrie- 
ben wäre,  so  käme  dieselbe  wohl  überhaupt  gar  nicht  mehr  vor. 

3.  Deutschland. 

In  Deutschland  bestanden  schon  in  der  zweiten  Hälfte  des 
19.  Jahrhunderts  da  und  dort  Baugenossenschaften,  die  für  eigene 
Rechnung  hauptsächlich  Einfamilienhäuser  bauten,  für  deren  Be- 
nutzung Mieter,  welche  Mitglieder  der  Genossenschaft  sein  mussten, 
einen  etwas  erhöhten  Mietzins  bezahlten,  der  eine  Amortisations- 
quote enthielt.  Nach  einer  gewissen  Reihe  von  Jahren  ging  das 
Haus  dann  in  den  Besitz  des  Mieters  über.  Diese  Baugenossen- 
schaften entsprachen  also  ungefähr  den  ersten  Building  Societies 
in  England.  Sie  brachten  es  aber  nie  zu  grösserer  Bedeutung,  da 
vor  dem  Kriege  ein  eigentlicher  Wohnungsmangel  in  Deutschland 
nicht  bestanden  hat. 

Die  Verhältnisse  änderten  sich  vollkommen  in  der  Nachkriegs- 
zeit. Während  des  Krieges  und  noch  mehr  während  der  Inflation 
war  nicht  nur  der  Bau  von  neuen  Wohnhäusern  fast  ganz  zum 
Stillstand    gekommen,    sondern    auch    die   Instandhaltung    der   be- 
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stehenden  wurde  grösstenteils  unterlassen,  so  dass  sich  in  wenigen 
Jahren  eine  erschreckende  Wohnungsnot  einstellte.  Die  BehörL 
sahen  sich  aUerorts  gezwungen,  Zwangsvorschriften  hinsichtlich  der 
Höchstgrenze  der  Mietzinse  und  des  zulässigen  Wohnraumes  je 
Person  aufzustellen.  Das  Kündigungsverbot  sicherte  den  bisrerLen 
Mietern  den  Besitz  ihrer  Wohnungen,  versetzte  aber  gle  chTS 
junge  Ehepaare  in  die  Unmöglichkeit,  überhaupt  einen  eigenen 
Haushak  zu  führen.  Zwangszuweisungen  von  Untermietern 
Wohnungen  oder  EmfamUienhäuser  mit  mehr  als  dem  zulässigen 
Wohm:aum  je  Person  waren  die  Folge,  auch  wenn  diese  sich  in 
keiner  Weise  für  die  Führung  zweier  Haushalte  eigneten. 

Die  Behebung  dieser  Zustände  wurde  erschwert  durch  den 
herrschenden  Kapitalmangel  und  die  ausserordentlich  hohen  Zins- 
Satze  für  Leihkapital.    Von  Staat,  Gemeinden  und  gemeinnützigen 

ten  ErfT  W^°'  ^•''.PIS««  -  ermöglichen;  den  weitaus  gilss- 

ttderK^iitsritssr '''-' ''''  -  -'  ^- ''-  - 

Schon  Ende  1923  hatte  der  Drogist  und  Methodistenprediger 
Georg  Krapp  ,n  dem  württembergischen  Dorfe  Wüstenrot  mit  eini- 

f^hafrCe"  rr/'^^  gewonnenen  Freunden  die  GenosTen- 
Schaft  „Gemeinschaft  der  Freunde"  (G.  d.  F.)  gegründet  mit  dem 
Zwecke,  durch  gemeinschaftliches  Sparen  in  koUektiver  Weise  und 
ohne  Zuziehung  von  Fremdkapital  die  nötigen  Gelder  zum  Bau 
von  Eigenheimen  zu  beschaffen.  Ihren  Betrieb  und  eine  TuTendve 
Propaganda-Tätigkeit  nahm  die  G.d.F.  aber  erst  im  IprTml 
auf.  Georg  Kropp  war  ein  Idealist,  der  fest  an  die  Ansfi^hrun! 
seiner  Ideen  glaubte  und  zeichnete  sich  durch  eine  überztge^df 
Beredsamkeit  aus.  Eine  gut  redigierte  Zeitschrift  „Mein  Eigen! 
heim    ha  f  mit,  den  Mitgliederbestand  im  Laufe  ein;  Jahres  von 

schon  23  460    Auf  Drangen  der  württembergischen  Regierung  nahm 
die  G.  d.  F.  im  Mai  1926  die  Rechtsform  einer  G.  m.  b.  H   L  und 
wurde  ins  Handelsregister  eingetragen.    Verlangt  wurde  femer  ei^e 
Abänderung    des    Geschäftsplanes.     Nachdem    die    G.  d.  F.    dietZ 
Veriangen  der  württ^  Regierung  nachgekommen  war,  wurde  sfei^ 
März  1927  zum  geschaftsmässigen  Betrieb  von  Depositengeschäften 
zugelassen.   Die  Entwicklung  war  eine  ausserordentlich  rf'he,  Id 
sie  wurde   im   Anfang   noch  bedeutend  unterstützt   durch   die  71 
mer  noch  bestehende  „Flucht  in  die  Sachwerte",  die  mit  der  St" 
bilisierung   der   deutschen   Währung   nicht   sofort   zum    Stillstande 
kommen  wollte.     Einige   Zahlen  illustrieren   am   besten   de   Ent- 
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Wicklung  dieser  ersten  und  weitaus  grössten  deutschen  Bauspar- 
kasse ^2 )  : 

Es  wurden  Bauverträge  abgeschlossen: 

1924/25  über  RM.  142  465  000 

1926  „  „     157  458  000 

1927  „  „     128  542  000 

1928  „  „     217  020  000 
1.  Hälfte   1929  „  „     109  092  000 

Insgesamt  bis  30.  Juni  1929  von  51  632  Mitgliedern  RM.  754  574  000 
Im  gleichen  Zeiträume  (bis  September  1929)  wurden  an  7305  Bau- 
sparer Baugelder  im  Gesamtbetrage  von  RM.  109  500  000  zugeteilt. 

Ein  Jahr  später,  1925,  gründete  der  Architekt  Ludwig  Heil- 
mann,  ein  etwas  verworrener  Kopf,  als  Genossenschaft  mit  10  Mit- 
gliedern, die  „Deutsche  Bau-  und  Siedlungsgemeinschaft",  Darm- 
stadt. Am  Ende  des  Jahres  hatte  diese  bereits  3236  Mitglieder, 
Ende  1927:  39  872.  Heilmann  war  der  Verfechter  des  zinslosen 
Baugeldes,  und  um  seine  Ideen  entspann  sich  bald  ein  erbitterter 
Streit. 

Die  raschen  Erfolge  dieser  beiden  ersten  deutschen  Bauspar- 
kassen veranlassten  die  Gründung  zahlreicher  anderer,  zum  grossen 
Teil  nach  dem  zinslosen  System  von  Heilmann.  Bis  Ende  1928 
waren  bereits  über  100  Bausparkassen  im  Betrieb.  Weitere  ca.  250 
wurden  bis  zum  Frühjahr  1931  errichtet.  Allerdings  gingen  eine 
ganze  Anzahl  nach  kurzer  Lebensdauer  wieder  ein.  Anlässlich  des 
internationalen  Kongresses  der  Bausparkassen  in  London  vom  6./7. 
Juni  1933  wurden  laut  BS  Year  Book  1933  für  Deutschland  fol- 
gende Zahlen  bekannt  gegeben:  Anzahl  der  Kassen  180,  Anzahl 
der  Verträge  385  000,  bisherige  Zuteilungen  40—50  000  im  Gesamt- 
betrage von  ca.  RM.  530  000  000.  Ende  1934  waren  an  rund  70  000 
Darlehensnehmer  rund   700   Millionen   RM.   verteilt  i^). 

Am  1.  Oktober  1931  trat,  nachdem  schon  eine  grosse  Anzahl 
von  Bausparern  durch  Zusammenbrüche  schlecht  fundierter  Bau- 
sparkassen zu  Schaden  gekommen  waren,  eine  Verordnung  in 
Kraft,  welche  die  sämtlichen  deutschen  privaten  Bausparkassen  der 
Kontrolle  des  Reichsaufsichtsamtes  für  Privatversicherung  unter- 
steUte.  Das  betr.  Gesetz  lautet  seit  dem  6.  Juni  1931  „Reichs- 
gesetz über  die  Beaufsichtigung  der  privaten  Versicherungsunter- 
nehmungen und  Bausparkassen",  kurz  „Versicherungsaufsichts- 
gesetz" (VAG)  genannt.  Sämtlichen  Kassen  wurde  die  Bewilligung 
zur  Fortführung  ihrer  Geschäfte  nur  provisorisch  erteilt.  Bis  Ende 
1933  waren  nach  Kleinschmidt  47  Kassen  definitiv  zugelassen,  da- 
gegen eine  ganze  Anzahl  wegen  unzulänglicher  Erfüllung  der  ge- 
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setzlichen  Vorschriften  geschlossen  worden.  Im  November  1934 
waren  64  Kassen  definitiv  bewilligt.  Die  Ueberprüfung,  welche  sehr 
eingehend  durchgeführt  wurde,  war  Ende  1934  noch  nicht  abge- 
schlossen. 

Ein  Bild  hinsichtlich  der  Verluste  der  Bausparer  gibt  der  Kon- 
kiu^  der  ,J)eutschen  Evangelischen  HeimstättengeseUschaft",  Ber- 
lin (Devaheim),  welche  Ende  1926  gegründet  wurde  und  Ende 
1929  bereits  5040  Mitglieder  mit  einer  Vertragssumme  von  33,6  Mil- 
lionen RM.  aufwies.  Die  Gesellschaft  geriet  Anfang  1934  in  Kon- 
kurs; die  Sparer  erhielten  eine  Konkursdividende  von  7,1  %.  Der 
Konkurs  griff  auch  auf  ihre  Tochtergesellschaft  ,J)eutsche  Ent- 
schuldungs-  und  Zwecksparer  A.-G."  (Deuzag)  über;  die  Dividende 
war  hier  14,9  %. 

Neben  den  privaten  Bausparkassen  bestehen  in  Deutschland 
noch  die  sogenannten  Öffentlichen  Bausparkassen,  die  vom  Deut- 
schen Sparkassen-  und  Giroverband,  Berlin  ins  Leben  gerufen  wor- 
den waren  als  Abwehr  gegen  die  Konkurrenz,  die  ihm  durch  die 
ersteren  entstanden  war.  Zur  Zeit  bestehen  deren  im  ganzen  15. 
Sie  müssen  sich  vorsichtiger  bewegen,  von  allen  Experimenten  ab- 
sehen, und  sind  daher  allgemein  etwas  zurückhaltender.  Sowohl 
Einlagen  wie  Darlehen  werden  zu  normalen  Sätzen  verzinst.  Sie 
bieten,  die  Vorteile  unbedingter  Sicherheit  der  Einlagen,  eines 
einwandfreien  mathematischen  Systems  und  eines  weitverzweigten 
Netzes  von  Geschäftsstellen  (Sparkassen)  mit  vorgeschultem  Per- 
sonaP^). 

Zur  Unterstützung  der  bewilligten  privaten  Bausparkassen  hat 
die  deutsche  Regierung  Anfang  1934  einen  Vorschuss-Kredit  von 
RM.  100  000  000  zur  Verfügung  gesteUt,  der  speziell  für  Zwischen- 
kredite zu  verwenden  ist  und  innert  4  Jahren  zurückgezahlt  wer- 
den muss. 

Femer  sind  durch  das  neue  Einkommensteuergesetz  vom  Ok- 
tober 1934  die  Bausparverträge  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  ein- 
kommensteuerfrei erklärt  worden  (RM.  500. —  für  den  Sparer, 
300  für  die  Frau,  je  300  für  das  erste  und  zweite  Kind,  600  für 
das  dritte,  800  für  das  vierte  und  je  1000  für  jedes  weitere  Kind). 
In  diesen  Beträgen  sind  nebst  den  Bausparzahlungen  auch  die 
Versicherungsprämien  inbegriffen. 

4.  Die  Schweiz. 

Die  schweizerischen  Verhältnisse  werden  im  Abschnitt  C  aus- 
führlich behandelt.  Im  Rahmen  dieser  allgemeinen  Uebersicht  sei 
nur  erwähnt,  dass  als  erste  schweizerische  Bausparkasse  im  Jahre 


'■M 


r  > 


I ' 


< 


7i 


^ 


r 


1930  die  ,JCollektiv-Bau-  und  Ablösungs-G«nossenschaft  K  o  b  a  g" 
in  Basel  gegründet  wurde.  Die  K  o  b  a  g  vertrat  von  Anfang  an 
mit  Bezug  auf  die  Verzinsimg  die  Ideen  von  Heümann. 

Im  Laufe  der  folgenden  Jahre  wurden  noch  weitere  22  Bau- 
sparkassen als  Genossenschaften  oder  Aktiengesellschaften  errichtet. 
Mehr  als  die  Hälfte  derselben  sind  allerdings  schon  wieder  ver- 
schwunden, da  es  den  kleineren  Unternehmungen  nicht  möglich 
war,  die  Bedingungen  von  Art.  5  der  Bundesrats- Verordnung  vom 
5.  Februar  1935  zu  erfüllen,  wonach  das  einbezahlte  Eigenkapital 
einer  Kasse  mindestens  Fr.   100  000  betragen  muss. 

5.  Oesterreich. 

Schon  im  Jahre  1925  dehnte  die  G.  d.  F.  Wüstenrot  ihre  Wer- 
bung auf  Oesterreich  aus,  aber  erst  1930,  als  die  Zahl  der  Mit- 
glieder die  Zehntausend  überschritten  hatte,  wurde  in  Salzburg  eine 
eigentliche  selbständige  Niederlassung  in  der  Rechtsform  einer  Ge- 
nossenschaft errichtet.  Ende  1932  gab  es  in  Oesterreich  37  Bau- 
sparkassen mit  rund  38  000  Verträgen,  von  denen  aber  eine  Anzahl 
nicht  lebensfähig  waren  und  seither  von  den  grösseren  Untemeh- 
miuigen  aufgesogen  wurden. 

6.  Andere  Lander. 

Auf  alle  Länder,  in  denen  die  Bausparbewegung  Fuss  gefasst 
hat,  im  einzelnen  einzutreten,  würde  zu  weit  führen.  Erwähnt  sei 
nur,  dass  —  wie  es  übrigens  nicht  anders  zu  erwarten  war  —  die 
Bausparkassen  in  den  englischen  Kolonien  einen  sehr  hohen  Stand 
einnehmen.  Die  nachstehende  Zusammenstellung  über  den  Stand 
vom  31.  Dezember  1932  wurde  am  internationalen  Bausparkassen- 
Kongress  in  London  vom  Juni  1933  bekannt  gegeben  und  dürfte 
daher  einigen  Anspruch  auf  Zuverlässigkeit  besitzen  ^^). 


U.  5.  A.   •      •      • 

Gross-Britannieii 
Neu  Süd -Wales 
Uebriges  Australien 
Süd- Afrika  . 
Frankreich  ^«) 
Deutschland 
Oesterreidi 
Schweiz  .     . 
Schweden    . 
Bulgarien    . 


Anzahl  der 
Kassen 

Anzahl  der 
Verträge 

Total  der 
Aktiven 

11131 

10  200  000 

7  845  000  000  DoUars 

1014 

2  560  961 

469  334  000  L.  SterL 

158 

4  055  000       „ 

92 

114  092 

15  331  000 

72 

202  571 

27  674  000        „  (GoW) 

295 

— 

5  830  000  000  flfr. 

180 

385  000 

— 

37 

38  200 

70  619  000  SdiiUing 

8 

ca.  10  000 

1 

11519 

19  249  000  Kronen 

1 

1128 

3  860  000  Lewa 
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Laut  der  von  Dr.  v.  Ploetz,  Berlin  herausgegebenen  „Presse- 
und  Nachrichtenkorrespondenz  für  das  kontinentale  Bau-  und 
Zwecksparwesen"  waren  im  Juli  bzw.  Oktober  1934  Bausparkassen 
im  Betneb:  in  Belgien  2,  Bulgarien  14,  Dänemark  9,  Danzig  2, 
Jugoslawien  1,  Luxemburg  1,  Norwegen  1,  Oesterreich  20,  Polen  2, 
brhweden  4,  Tschechoslowakei  21,  Ungarn  2,  Schweiz  23. 

Am  Weltkongress  der  Bausparkassen  in  London  vom  Juni  1933 
(dem  4.  Kongress  dieser  Art)  waren  nicht  weniger  als  600  Dele- 
gierte aus  17  verschiedenen  Ländern  vertreten,  denen  ein  offizieller 
Empfang  durch  die  Regierung  und  eine  Ansprache  des  Prinzen  of 
Wales  zuteil  wurde. 


B.  Die  Finanzierung. 

Wir  haben  zu  unterscheiden  zwischen  der  Finanzierung  der 
Bausparkasse  selber  als  Unternehmung,  also  des  Betriebs-  und  Ga- 
rantiekapitals einerseits  und  der  Finanzierung  der  zu  gewährenden 
Darlehen  anderseits. 
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I.  Die  Finanzierung  der  Bausparkasse 
als  Unternehmung. 

Die  ersten  Bausparkassen  besassen  überhaupt  kein  Eigenkapi- 
tal, da  sowohl  die  monatlichen  Einzahlungen  und  deren  Zinsen, 
wie  auch  eventuelle  Bussen  oder  andere  Einnahmen  ausnahmslos 
einem  einzigen  Fonds  zugeführt  und,  sobald  derselbe  eine  gewisse 
Höhe  erreicht  hatte,  immer  wieder  als  Darlehen  weggegeben  wur- 
den. Bei  der  beschränkten  Mitgliederzahl,  den  genau  gleichen 
Rechten  und  Pflichten  derselben  und  der  fast  immer  ehrenamt- 
lichen Verwaltung  der  Kasse  lag  darin  keine  grosse  Gefahr  be- 
gründet. Mit  der  Zeit  kamen  sowohl  die  englischen  BS  wie  auch 
die  amerikanischen  B  &  LA  von  selber  dazu,  aus  den  Eintritts- 
geldern, die  vielfach  ziemlich  hoch  angesetzt  wurden  und  am  be- 
sten den  in  Deutschland  und  der  Schweiz  verbreiteten,  nicht  rück- 
zahlbaren Genossenschaftsanteilen  gleichgestellt  werden  können, 
den  Zwischenzinsen,  Bussen  usw.  eine  Reserve  zu  schaffen,  die  für 
alle  Fälle  als  Garantiekapital  dienen  sollte  und  dann  bei  der  Auf- 
lösung der   Genossenschaft  unter  die   Mitglieder  verteilt  wurde. 

Als  mit  der  Zeit  an  die  Stelle  der  aufhörenden  Kassen  immer 
mehr  die  dauernden  traten,  fiel  naturgemäss  die  Verteilung  fort, 
und  die  Kassen  bauten  sich  so  nach  und  nach  ein  teilweise  sehr 
beträchtliches  Eigenvermögen  auf.  Bei  den  später  aufgekommenen 
Kapitalgesellschaften  wurde  das  Eigenkapital  gleich  von  vorne- 
herein geschaffen. 

Auch  in  Deutschland  und  in  der  Schweiz  wurden  die  Bauspar- 
kassen zuerst  in  der  Rechtsform  der  Genossenschaft  errichtet,  je- 
doch von  vorneherein  als  dauernde  GeseUschaften  mit  Anteilschei- 
nen von  verschiedener  Höhe  (100,  50,  30,  20  RM.  bzw.  Fr.),  in 
Deutschland  teilweise  auch  als  Sparvereine  mit  laufenden  Jahres- 
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nossenschafter  erwerben  durfte    hT     /nt«J«che,ne,  die  ein  Ge- 
die  Anzahl  der  zu  übemeW^den  ZIT  ""''*•    '^^  °''  «'«^t 
Verhältnis  zur  Vertragssumme     yLt^l  ^'  '"  ""•"°»  bestimmten 
Jungen  dafür  angenommen  oL^sS  ""'^V"'''  ^"'«"-^'- 
den   einbezahlten   Sparbeträgen "ugeW     c"  Verrechnung  auf 
sich  das  Bemühen  erkennen    „;;  i-  l        .       ^^°'  allgemein   lässt 
der  Kasse  heranz„zietrD;hrt:  1?'.^"  ""''  Eigenkapital 
-«  vergrössem.    Das  wurde  „    a    Zn        ?     't  ^'^  ^itgüederzahl 
gesucht  durch  Heranziehen  der  Baub»  T    l  ^"''"°  ^"  «"««hen 
ohne    Verpflichtung,    Spa^erträl    «b       '^v ''  ''"'  Mitgliedschaft, 
Kassen,  spezieU  in  beutscTL'd    «•  !,  T'^.r^""-     »«    «"^«hien 
ilu-e  Bauaufträge  nur  T SnXerkt:  z^^'^'r  ^^^''"'•'''*-' 
falls   der  betr.   Bausparkasse   angeS     V^/T''"''  ""'^  ^*'«'»- 
von  diesem  System,  das  sieh  im  «nl  *^''''^"  ""''   «her 

wieder  abgekommen.    Es  zette  sich  IT?T  T""'  ''^"^'•"  »>«*' 
angeschlossenen  Bauhandwerk«  mt    K^^^'  ''"''  ^'^  ^^'  Kasse 
einer  gewissen  Höhe  zu  hl hen     Daff".     *'"'..""  '''*'  P'"««  »»* 
Reklamationen  seitens  der  i:!«^::/"^:'^,.-'''^'«'««^^^^^  zn 
bedeutend  teurer  bezahlen  mußten   !u  ^^'!  ''"""  "ä"««'  »** 

^er  Vertragssumme  iiberha^ri  ausSf "  """'  ""''  ^^^ 

Schwof  193t^s't1i''l'^''    Verordnungen    (Deutschland    1931 

Rechtsform   L  kfjUteTch^Vtr'^t^^^^^^^^^^ 

dem  Bestreben  heraus    den  S«  vorgeschrieben,    und    das    aus 

Sicherung  durch  ein  m^L^t ToLrF-'T'"^'''  ^'^  ^-•- 
kasse  zu  verschaffen.  In  g  Str  We  ^Fk^^P'*^'  der  Bauspar- 
Staaten  der  U.S.A.,  wo  kS'  LS^te"  T'  ^  ^"'^''' 
Schaffung  eines  Eigenkapitals  des  Ü!  ^^S^^^'^S  besteht,  die 
vorgeschrieben.   Einzelne  St»!  .  ""genannten    Guaranty-stock 

Mündelsicherheit  ^TmJ^Zl7o:TJ'''  '''  «-««gung  der 
n;.      <=    1,  °*«P«al  von  mmdestens  100  000  Doli  is ) 

Autor::;i'f ^ToXtb^er^t"  ^^-^  --  --^^^^-^  ' 

sei  wohl  hei  Versichert 'LSaft''  "''  '"  Begründung,  das 
bei  Bausparkassen,  die  led  gHch  at  T  verständlich,  „icht'aber 
rieren  und  Darlehen  nur  auf  dt,  .  ^'^'^^°f^''  der  Sparer  figu- 
teilen,  wobei  ein  Risiko  auLeschl"f """!.'"  Spargeldern  ver- 
sammenbriiche  von  Bausparkastn       k°  "V'    ^'^  -«bireichen  Zu- 

-U  in  Deutschland,  r^en^Tet^lfd^tr?  'r^  ^^''-'  «P^ 
weisen  das  Gegenteil.  Ich  verweise  «„rT'i"  ^E'''^^  '«'d  b«' 
chung  der  Entwicklung  in  oITscbl«  T     u    '^^'*  ''^^  ''^^  Be^P'«" 

g    n  Deutschland  schon  erwähnten  Zusam- 
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menbruch  der  „Devaheim"  und  ihrer  Tochtergesellschaft  „Deuzag" 
im  Frühling  1934,  wo  die  angeschlossenen  Sparer  eine  Konkurs- 
dividende von  nur  7,1  bzw.  von  14,9  ^  erhielten. 

Sowohl  in  Deutschland  wie  in  der  Schweiz  finden  wir  bei  ein- 
zelnen Kassen  die  Institution  der  Vorzugsaktien,  wobei  diese  ent- 
weder aus  den  in  Aktien  umgewandelten  Stammanteilen  früherer 
Genossenschaften  entstanden  sein  können  oder  aber  von  bereits 
vorgenommenen  Sanierungen  herrühren.  In  Deutschland  sind  es 
vielfach  auch  Stimmrechtsaktien.  So  hat  z.  B.  die  Bauspar-A.-G. 
Bremen  Stimmrechtsaktien  mit  50  Stimmen  ausgegebene^). 

Sowohl  Deutschland  wie  die  Schweiz  lassen  für  Kassen,  die 
beim  Inkrafttreten  der  betr.  Gesetze  schon  als  Genossenschaften  be- 
standen haben,  die  Beibehaltung  der  bisherigen  Rechtsform  zu. 
Deutschland,  sofern  das  Reichsaufsichtsamt  ihnen  nicht  innert  einer 
Frist  von  zwei  Jahren  eine  der  vorgesehenen  kapitalistischen 
Rechtsformen,  nämlich  Aktiengesellschaft,  Kommanditgesellschaft 
a.  Aktien  oder  G.  m.  b.  H.  vorschrieb.  Die  Schweiz  gemäss  Art.  70 
der  Verordnung  in  Verbindung  mit  den  Art.  5  a,  9  und  16.  Danach 
muss  das  verantwortliche  Eigenkapital  auch  für  diese  Kassen  min- 
destens Fr.  100  000  betragen  (Art.  5  a);  die  Organe  für  die  Ge- 
schäftsführung einerseits  und  für  die  Oberleitung  und  Kontrolle 
anderseits  müssen  ausgeschieden  sein,  wobei  die  Befugnisse  dieser 
Organe  genau  abzugrenzen  sind,  damit  eine  sachgemässe  Ueber- 
wachung  der  Geschäftsführung  gewährleistet  ist  (Art.  9).  Sie  sind 
ferner  gehalten,  wie  die  kapitalistisch  finanzierten  Kassen,  ihre 
Kontrollstelle  durch  sachkundige,  von  der  Kasse  unabhängige  Revi- 
soren zu  besetzen  (Art.  16)  und  dürfen  ihre  nach  dem  Inkraft- 
treten der  Verordnung  beigetretenen  Kreditnehmer  nicht  verpflich- 
ten, der  Kasse  ebenfalls  als  Genossenschafter  beizutreten. 

n.  Die  Finanzierung  der  Darlehen. 

Wie  bereits  im  vorhergehenden  Abschnitt  ausgeführt,  wurden 
bei  den  ersten  englischen  und  amerikanischen  aufhörenden  Bau- 
sparkassen die  Mittel  für  die  zu  gewährenden  Darlehen  durch 
regelmässige  monatliche  Einzahlungen  aufgebracht,  die  dann  je- 
weilen  nach  Ansammlung  eines  zum  voraus  festgesetzten  Betrages 
nach  einem  bestimmten  Plan  zugeteilt  wurden.  Mit  der  fortschrei- 
tenden Entwicklung  und  dem  Aufkommen  der  dauernden  Kassen 
entwickelten  sich  nach  und  nach  andere  Systeme  kapitalistischer 
Art,  auch  wenn,  wie  speziell  in  England,  die  Rechtsform  der  Ge- 
nossenschaft bestehen  blieb.    Fremdkapital  wurde  in  immer  stärke- 
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nnd  t^tLtüettt::'«:?;?  '?  T^^-  «-"•^•-^  «ocieUes 

Die  BS  geben  Anterhe^e  thteTt;'''"''T  "^^^^^^ 
minalLetrag  ans,  die  Mh^lAJut,       l       ^"'*™  bestimmten  No- 
auch  als  L.nti:^J:f^^^''^-^'^l^  h"  ''"''  "'*"^-^-'  «'>- 
genannte  ,4nll  paid  fhares"  S  •  l     T?^°  "«gegeben  als  so- 
«Ws"    (in  he^i^J^rLtin^Zl't'\  ?'  '''^  "««bscription 
die  BS  aber  aneh,  wie  die  gewöhXr    r'^'^    ''^"^*'^''  ^1»-- 
gegen,  die  entsprechend  de^etrSr  an7tn/''T''  ^•'*- 
markt   üblichen   Satz  verzin«.   wJ  j  ^.      .        "^t^^^a  Kapital- 

holders)   gemessen  yRlTsieirS-Hp'^'^'^^'^^'    («»"«- 
AnteUe  einen  etwas  höheren  Zi„!    I^        Garantiefunktion  ihrer 

ihre  Einlagen  Glä„bi;eStf  Tns  Lt  fZTX\  '^"^"  '«' 
nach  dem  Geschäftsgane  einen  „„J-  n  '  erhalten   sie  je 

Rendite  auf  ca.  5-^  % ^steUt  (^  TTk  ^"""''  ^°  ''^«^  «'«h  i^'e 
«iten  auf  V3  des^w^mJ^  H™«! t  ."'  ^"'  ^^''^S  der  Depo- 
Gesetz  von  1894  ist  Zar  einf  K"  ^  T"""^^^  beschränkt.    Im 

nem  Monat  vorgeschTeben  le^d  T'''™*  """  mindestens  ei- 
infolge  ihrer  LfquidSt  diL  C.l  ^  'T  '"^''^  '»'  <>«  «egel 
Einen  Anreiz,  AnteUe  "In  ßS  ".'"'  ^''■''''«"'»  «"'»«  «»«• 

legien,  die  z;r  SeX  des^Barr'^"'  "H*^^"  '^'^  ^^^-P"- 
Erträge  von  Guthaben  wf  zu  /sZ  '"!  :!:''*^''  '^"''«»-  »ie 
steuerfrei,  und  die  Kasse  LlberbetTltTar"  '^^  ^"«1-igner 
25  %  der  normalen  21 ).  '^^^"'"  ""^  «i^e  Steuer  von 

Einige  Zahlen  iUustrieren  am  besten  Ai.  R  j 
Kassen.  Laut  dem  BS  Year  Book  mTl.»  •^'^.  Bedeutung  dieser 
1  692  167  Anteüseigner  mit  ekiem  cl  f"?  t'^^^'''  ^°^^  1^32 
und  545  648  Einleger  mU  ein^'  r.  T  r^"^  ""»  ^  3«"  «55  936 
Diesen  AnteUseignern  und  EiXf  ^  ^""''''•'  ""'^  ^  <*6  778  093. 
(borowers)  gegeTübrlf  ^SeTt  d  ''''^  K^^'*-''-- 
anch  in  den  englischen  KoloSeTut  ü' s^l"  dt  bTJ'  f"^^"^ 

rs^rnai^rs? -r  4-  ;^.:^^^^^ 

teilse.         ich  Ba        trhliiVnfrSehmS  ^L.^"' 

beschaffun-g  z"n  lilerz^eTkef  ^Ä^?!  ^^^'  ^«^  "^  -«"- 

oder  200  DoU:rs^tÄnTnJ"^"''"f  ^'''  ^^-°''""'=''  -"  100 
stens  monatlich  einzuzahlen  d^V^''^"  ^''''°'*-'  -- 
Vollzahlmig  sind  sie  reif  d  h   IT  A        J"""^  f«geschlagen.    Nach 

reu,  d.  h.  zur  Auszahlung  fällig.   Bei  früherem 
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Rückzug  werden  ziemlich  bedeutende  Abzüge  gemacht,  ganz  be- 
sonders im  Anfang.  Diese  Form  ist  jedoch  im  Aussterben  begrif- 
fen und  wird  immer  mehr  durch  die  beiden  folgenden  verdrängt. 

2.  Die  vorbezahlten  Anteile  (prepaid  shares).  Sie  werden  zu 
einem  bestimmten  Nennwert  (100  oder  200  Dollars)  gezeichnet  und 
mit  einer  gewissen  Summe  anbezahlt,  gewöhnlich  ungefähr  mit  der 
Hälfte.  Durch  Zuschlag  der  Dividenden  wird  der  Anteil  reif.  Der 
Zeitpunkt  der  Reife  hängt  bei  diesem  System  ganz  vom  Gange  der 
Geschäfte  der  Gesellschaft  ab.  Diese  Form  hat  eine  gewisse  Aehn- 
lichkeit  mit  den  „Sparbriefen",  die  1929  von  der  Deutschen  Dis- 
kontogesellschaft eingeführt  wurden. 

3.  Die  gezeichneten  Anteile  werden  sofort  voll  einbezahlt  (füll 
paid  oder  paid  up  shares).  Hier  werden  die  Dividenden  dem  An- 
teilseigner ausbezahlt,  meistens  halbjährlich.  Dieses  System  ist  in 
starkem   Aufschwung  begriffen. 

4.  Die  B  &  L  A  nehmen  gleich  wie  andere  Sparinstitute  Depo- 
siten an,  soweit  dies  nicht  durch  die  bestehenden  Gesetze  verboten 
ist.  In  den  Staaten  mit  Depositenverbot,  geben  viele  Kassen  so- 
genannte „investment  certificates"  aus,  was  mehr  oder  weniger 
auf   eine   Umgehung   des   Verbotes   herauskommt. 

Die  Rendite  ist  entsprechend  den  allgemein  höheren  Zins- 
sätzen in  den  U.S.A.  ziemlich  hoch.  Sie  beträgt  für  die  Anteile 
vielfach  8—9  %,  für  Depositen  etwa  6  %,  in  einzelnen  Staaten  so- 
gar bis  8%.  Aehnlich  wie  in  England  sind  auch  in  den  U.S.A. 
Dividenden  und  Zinsen  aus  Anteilscheinen  oder  Aktien  von  Bau- 
sparkassen bis  zum  Betrage  von  300  Dollars  per  Jahr  von  der  Bun- 
deseinkommensteuer befreites). 

Grundverschieden  von  den  oben  geschilderten  anglo-amerika- 
nischen  Finanzierungssystemen  des  Darlehensgeschäftes  ist  das  in 
Deutschland,  der  Schweiz,  sowie  den  meisten  europäischen  Ländern 
verbreitete  kollektive  Bausparen,  das  füglich  als  deutsches  Bauspar- 
system bezeichnet  werden  kann.  Seine  charakteristischen  Merkmale 
sind:  niedriger  Zinsfuss  oder  sogenannte  Zinsfreiheit,  Umlagever- 
fahren, Aufbringung  der  auszuleihenden  Gelder  durch  die  Dar- 
lehensempfänger selbser.  Dieses  letztere  Merkmal  ist  die  natürliche 
Folge  der  ersteren,  da  für  andere  Kapitalgeber  jedes  Interesse  an 
der  Einlage  infolge  des  viel  zu  niedrigen  oder  überhaupt  wegfallen- 
den Passivzinses  wegfällt. 

Die  anglo-amerikanischen  Bausparkassen  sind  Vermittler  zwi- 
schen den  Darlehensgebern  und  den  Darlehensnehmern.  Das 
Hauptgewicht  liegt  nicht  so  sehr  beim  Sparen  als  bei  der  Dar- 
lehensgewährung.    Die  Forderung,  dass  der  Baulustige  spare,  bevor 
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I»r  ^ft"""  "?^*'  •''^  ""•='»  '"  ^-Sland  und  den  U.S.A.  ge- 
ithl  r  U  °"'l'  ''"•  ^""*='''  ^^  -'hindern,  dass  nur  n,it  fe- 
hehenem  Gelde  gebaut  wird.  Der  Bauherr  soll  einen  gewissen 
Prozentsatz  des  benötigten  Kapitals  aus  eigenen  Mitteln  aufbrin" 
gen  wodurch  die  Sieherheit  der  Kasse  für  das  gewährte  Darlehen 
verbessert  wird  Die  englischen  und  amerikanischen  BauspaS  ^ 
ind  I  \T  B-'«»»'ng-n  mit   unsem   schweizerischen   Spar- 

ri  ?r''?  verglichen  werden;  allerdings  besteht  insofern  ein 
Lnterschied  als  das  Darlehensgeschäft  ausschliesslich  auf  die  f" 
nanzierung  des  Wohnungsbaues  beschränkt  bleibt. 

Beim  deutschen  kollektiven  Bausparen  ist  der  Zweck  die  An- 
Sammlung  emes  Kapitals  für  die  Gesamtheit  der  Sparer     Der  Ein 
zelne  hat  auf  die  Leistung  der  Kasse  aus  den  ange  ammehen  Be 
tragen    keinen    Rechtsanspruch,    sondern    nur    ein    Anwart  chaftl- 

Zlitr^r  1-  t  ^"1""^  ^-  ^"''"  Rechtsansprch  t^ 
wandelt     ).    Die  englischen   und   amerikanischen   Mitglieder  und 

Äe'i  d"  ^r^P^'t^"^"  «--^  --"-»^e  Sparer;  si!  legen  Thr 
Geld  be.  den  Bausparkassen  an,  weU  diese  ihnen  nebst  einer  an- 
gemessenen  Verzinsung  eine  vorzügliche  Sicherheit  bieten.  Im  Ge- 
gensatz  dazu  suchen  die  Mitglieder  der  Bausparkassen  nach  deut- 
det"^  ''t",?'uV"''*/"'  Anlagemöglichkeit  für  ihr  Geld,  son- 

zu^rbaTter?  T^'"  ""^'^  ^''  '''^'"'  ^P^"'  ^'^  Darlehen 
zu  erhalten.    Sie  sind  Zwangssparer,  die  es  kaum  erwarten  können 

zu^LtT  f "  ^7-  ^''"'"^^^  •''  •»'^^■^"8-  «»^  SchuldnerTber: 
zutreten.    Nur  aus  diesem  Grunde  akzeptieren  sie  die  ihnen  auf- 

gezwungene  Zinslosigkeit  oder  den  im  Verhäknis  zum  offenen  GeU 
u.arkt  zu  niedrigen  Zins  für  ihr  eigenes  Sparkapital 

Kollektives    und    individuelles    Sparen   werden   in   der   Prona- 
ganda  der  nach  dem  deutschen  System  arbeitenden  KassS  seh7of 
verglichen,  wobei  der  Vergleich  immer  zugunsten  des  koUektiven 
Sparens  ausfallt.    In  Wirklichkeit  hinkt  dieser  Vergleich,  wri    das 
Ziel   em   ganz   anderes   ist.    Durch   individuelles   Sparen   JIrd   S 
Kapital  erspart    das  immer  zur  Verfügung  des  Sparers  sreht     I^ 
Moment,  wo  sein  Guthaben  so  hoch  angewachsen  ist,  dass  er  e" 
™m  Bau  oder  Kauf  eines  Hauses  verwenden  kann,  hat  er  auch 
ofort  ein  schuldenfreies  Haus.    Er  kann  es  aber,  sofern  er  die  Ab- 
sieht  geändert  hat,   auch  jederzeit  zu  einem   andern  Zweck  ver- 
wenden^  Der  KoUektivsparer  dagegen  will  gar  nicht  ersf  d^galz; 
no  wendige  Summe  ansparen,  sondern  nur  soviel,  dass  er  sich  da' 
mit  einen  Kredit  verschaffen  kami.    Er  kauft  nicht  ein  Haus   son- 
de™  einen  Kredit  zum  Bau  oder  Kauf  eines  Hauses.   Dazu  b  lueht 
er  naturhch  weniger  Zeit,  hat  aber  noch  lange  nicht  ein  schulden 
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freies  Haus  2^).  Der  Nachteil  des  KoUektivsparens  ist  jedoch,  dass 
der  Sparer  über  seine  Ersparnisse  nicht  verfügen  kann,  da  er  das 
Verfügungsrecht  ganz  der  Kollektivität  abgetreten  hat.  (Bezüglich 
der  durch  Gesetz  oder  laut  statutarischen  Vorschriften  einzelner 
Kassen  bestehenden  Kündigungs-  und  Verfügungsmöglichkeiten  sei 
auf  die  Darstellung  der  Geschäftsbedingungen  der  verschiedenen 
Unternehmungen  verwiesen.)  Dabei  steht  es  auch  gar  nicht  von 
vorneherein  fest,  wann  der  Sparer  den  ihm  in  Aussicht  gestellten 
Kredit  wirklich  zugeteilt  bekommt,  und  die  Kassen  hüten  sich 
auch  sehr,  diesbezüglich  bestimmte  Zusicherungen  zu  machen.  Laut 
Art.  21  der  schweizerischen  Verordnung  sind  sie  übrigens  verpflich- 
tet, in  den  allgemeinen  Vertragsbedingungen  ausdrücklich  zu  er- 
wähnen, dass  die  Wartezeit  von  unbestimmter  Dauer  ist. 

Diesen  Mängeln,  die  sich  im  Anfang  nicht  in  ihrer  vollen  Be- 
deutung zeigten,  die  aber  mit  dem  Aelterwerden  der  Kassen  immer 
klarer  zutage  traten,  sucht  das  System  auf  zwei  Arten  zu  begegnen: 

a)  durch  die  Förderung  von  Sonderleistungen  einzelner  Sparer, 
denen  dafür  gewisse  Vorteile  bei  der  Zuteilung  hinsichtlich  der 
Ausgleichzuschläge  oder  der  Tilgungszeit  (vergl.  Eigenheim- A.-G.) 
gewährt  werden; 

b)  durch  die  Bereitstellung  von  sogenannten  Zwischenkrediten 
d.  h.  von  Krediten  im  Maximum  bis  zur  Belehnungsgrenze  für 
die  Zeitspanne  bis  zur  Zuteilung,  zu  einem  Zinsfusse,  der  ungefähr 
dem  üblichen  Bankzinsfuss  entspricht,  meistens  sogar  noch  etwas 
höher  ist.  Als  Garantie  dafür  dient  der  abgeschlossene  Bauspar- 
vertrag bzw.  die  auf  dem  Anwesen  errichtete  Hypothek  (vergl.  Ab- 
schnitt C  IV  5:   „Wartezeit  und  Zwischenkredite"). 


C.  Aufbau  und  Entwicklung  in  der  Schweiz. 
I.  Die  Spar-  und  Leihkassen. 

Während  in  England  die  Building  Societies  die  Träger  der 
Spartätigkeit  und  des  Hypothekarkredits  waren,  ging  die  Entwick- 
lung in  der  Schweiz  in  ganz  anderer  Richtung. 

Hier  waren  es  die  Spar-  und  Leihkassen,  die,  zum  Teil  zuerst 
getrennt  als  Sparkassen  und  Leihkassen,  die  gleichen  Funktionen 
ühemahmen. 

Die  ersten  Sparkassen  waren  zum  Teil  Staatsinstitute,  wie  die 
1787  gegründete  Dienstenzinskasse  in  Bern,  die  Zinskasse  in  Basel 
(1792),  zum  Teil  Gründungen  von  gemeinnützigen  Gesellschaften, 
Armenhehörden,  Vereinen,  wie  die  Sparkasse  in  Zürich  (1805),  die 
Erspamiskasse  in  Chur  (1808),  die  zinstragende  Erspamiskasse  in 
Basel  (1809),  die  Erspamiskasse  in  St.  Gallen  (1811),  die  Allge- 
meine Aarauische  Erspamiskasse  und  die  Caisse  d'Epargne  de  Neu- 
chätel  (1812).  Durch  ein  weit  verbreitetes  Netz  von  Einnehme- 
reien, deren  Geschäfte  meist  ehrenamtlich  von  Pfarrern,  Lehrern 
und  Mitgliedern  der  Kirchenräte  besorgt  wurden,  begann  man  den 
Spargedanken  in  die  Landgemeinden  hinauszutragen.  Die  nach- 
stehende kleine  Statistik  ist  dem  Buche  von  W.  Jenne,  Die  Spar- 
und  Leihkassen  in  der  Schweiz,  entnommen,  das  überhaupt  als 
Grundlage  zu  diesem  Abschnitt  diente. 

Statistik  über  die  bis  1835  gegründeten  Institute, 


Jahr 

1795 
1805 
1815 


1825 
1835 


Anzahl  der 
Institute 

3 

3 

10 


44 

100 


Filialen  und 
Bnreanz 

3 

3 

50 


ca.  91 
165 


(Bern,  Basel,  Genf). 
(Bern,  Basel,  Zürich). 
(Dieselben  +  Neuenburg,  Basel  H, 
Aarau,  Chur,  Schwyz,  Vevey, 
St.  Gallen). 

(18  Kantone,  noch  nicht  Zug,  Unter- 
walden  und  Wallis). 
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Im  Jahre  1835  waren  die  Ersparnisse  von  60  028  Einlegern 
bereits  auf  Fr.  16  789  305  angewachsen.  Die  Verwaltung  war  fast 
durchwegs  ehrenamtlich,  aber  schwerfällig  und  umständlich.  Be- 
sonders die  Abhebung  wurde,  allerdings  aus  wohlmeinenden  Mo- 
tiven, nach  Möglichkeit  erschwert.  So  finden  wir  in  den  Statuten 
der  1812  gegründeten  Sparkasse  der  Gemeinde  Schwyz  die  Bestim- 
mung, dass  Einlagen  nicht  vor  Ende  des  Jahres  abgeholt  werden 
dürfen.  Wer  Zins  erheben  wollte,  musste  es  einen  Monat  vorher 
anzeigen. 

Hervorzuheben  ist,  dass,  im  Gegensatz  zum  Auslande,  fast  jede 
staatliche  Regelung  fehlte.  Die  meisten  Sparkassen  entwickelten 
sich  aus  dem  Selbstverwaltungsprinzip;  aber  nach  und  nach  trat 
mit  der  Zunahme  des  Geschäftsverkehrs  der  philantropische  Ge- 
sichtspunkt immer  mehr  in  den  Hintergrund.  Die  unentgeltliche 
Verwaltung  konnte  mit  der  Zunahme  der  Arbeit  nicht  mehr  auf- 
recht erhalten  werden,  und  die  Kassen  entwickelten  sich  immer 
mehr  zu  eigentlichen  Erwerbsinstituten. 

Aus  diesen  Gründen  musste  aber  auch  immer  mehr  darauf  Be- 
dacht genommen  werden,  für  die  sich  mehrenden  Einlagen  eine 
gewinnbringende  Verwendung  zu  finden,  die  gleichzeitig  eine  si- 
chere Anlage  der  Spargelder  gewährleistete.  Das  brachte  es  mit 
sich,  dass  die  Sparkassen  sich  ziemlich  bald  mit  dem  Hypothekar- 
geschäft zu  befassen  begannen.  Das  Darlehen  gegen  Grundpfand 
war  dannzumal,  wo  ein  Verkehr  in  Staats-,  Städte-  und  Eisenbahn- 
obligationen noch  nicht  bestand,  die  einzige  solide  Geldanlage. 

Parallel  zu  den  vorstehend  skizzierten  Sparkassen  entwickelte 
sich  der  Typus  der  Leihkassen. 

In  der  ersten  Hälfte  des  letzten  Jahrhunderts  war  es  in  der 
Schweiz  noch  allgemein  üblich,  dass  die  wohlhabenden  Leute  ihr 
Geld  gegen  Grundpfand  oder  kleinere  Summen  gegen  Bürgschaft 
(Obligation)  ausliehen.  Zeitweise  machten  die  Privaten  geradezu 
Jagd  auf  solche  Schuldbriefe,  und  niemandem  fiel  es  ein,  einen 
solchen  aufzukünden.  Dagegen  war  es  für  die  aufstrebende  Indu- 
strie und  den  Handel  oft  recht  schwierig,  sich  die  notwendigen 
Betriebskapitalien  zu  verschaffen.  Das  veranlasste  die  Vorsteher- 
schaft der  Schweizerischen  Gemeinnützigen  Gesellschaft  im  Jahre 
1835  den  kantonalen  Gesellschaften  das  Thema  zur  Beratung  zu 
überweisen:  „lieber  die  Bedeutung  der  Banken  in  kommerzieller, 
nationalwirtschaftlicher  und  moralischer  Hinsicht,  das  Bedürfnis 
solcher  Institute  für  unser  Land  und  die  beste  Einrichtung  der- 
selben für  unsere  Bedürfnisse.** 


V 


I 
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.  „?'f'^  Regung  zeitigte  im  Jahre  1836  die  Gründung  der  Bank 
in  Zürich  und  1837  der  Bank  in  St.  Gallen.  Nach  einer  WerS 
Pause  folgten  1845  die  Banque  d«  Commerce  de  Geneve,  iXdle 
Banque  de  Geneve  und  1850  die  Bank  in  Glarus.    Aus  diesrAn! 

iz-HrZhSef*' '-  ^--  —  -«'-  -^-^ 

Die  Gelegenheit,  das  Geld  bei  diesen  neuen  Kreditinstituten 
femer  in   Aitien   und   Obligationen   der   von   ihnen   beSS 

?orsTÄTer;  "i  ""•'r  "^^  •"  '^'^  SchuldverschSn'g  : 
Hvr.  tl.  t  t  "1«S«°'  brachte  viele  Private  von  der  Anlage  in 
Hypotheken  ab  und  vielfach  wurden  sogar  solche  gekündigt  Gren^ 
dazu  war  meistens  der  Umstand,  dass  diese  angenehmere  Ü  der 
Kapnalanlage  den  Gläubiger  der  direkten  Ueberwach^T  des 
Schuldners  oder  des  Pfandes,  sowie  jeder  UnregelmäSr^.  der 
Verzinsung  und  jeder  Betreibung  enthob.  Man  suchte  dfher,  durch 
Dazwischenschiebung  besonderer  Bankinstitute  dieser  für  den  Gm^^^^ 

1849.   die  BaseUandschafthche  Hypothekenbank,  1851:   die  Thur- 

rar;:d  dTet'';°n^t'  T-  "'^  «-"-«»-haftliche  KanfonaK 
fonTlbä^  18^  <^^"»'=''«  Kantonalbank,  1870:  die  Zürcher  Kan- 
tonaibank.  1857  war  die  Spar-  und  Leihkasse  in  Bern  gegründet 
worden,   i„   deren   ersten   Statuten   aber   das   Darlehen   auf^H^o 

nactvr/G:fd"T  r  «"^'  ''^  ^^^*  «p^*«'  ^^  v-j^«'-; 

nachteüiger  Geldanhaufnng«  dieses  Geschäft  aufnahm. 

Eine  andere  Ursache  des  Mangels  an  Hypothekengeldem  la,r 
m  dem  übermässigen  Steigen  der  Güterpreise,'^rpezieuTder"  ähf 
der  industriellen  Zentren,  wo  viele  Arbeiter  suchten,  ein  klSnes 

S:  SöL'nT  d  T"'?'"  "-^-'u  ^  ^"^«'''-'  ^  -  nebenher  m 
nndi  f  r  ,ri  ''*"™  '"  l'«^i't««haften.  Erbschaftsteilungen 
und  industrieUe  Krisen  brachten  diese  TeUe  der  Bevölkerun/ln 
schwere  Not,  so  dass  man  überaU  an  die  Gründung  von  Hypo" 
thekar-Erspamiskassen  und  Leihkassen  ging.  Speziell  im  Kamon 
Zürich  entstanden  so  die  typischen  zürcherischen  Leihkassen  von 
denen^in   den   50er   und   60er  Jahren   allein   gegen  20   gegründet 

Tn^/,^^"-^^  Institutionen  wurden  aber  auch  von  dem  durch  die 

errlre?  Tr'  7  1"''*''°''  '^•^""S'-  Handwerkerstande 
TnctlXT  ^°"^''"«*'"*«"'  Handwerkerkassen,  Gewerbekassen, 
aucn  Lieinkassen  genannt. 

WnhU-r 'r"^"*"*^  """^^  ''""'•  "•''*•■  ''•*««°  Instituten  viele  auf  dem 

TofTtTn  '''^■^•'^^''  "^  '^«--  «I»-  viel  früher  d" 
von  ab  als  die  Sparkassen.    Die  Leihkassen  begannen,  Spargelder 
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als  Betriebsmittel  anzunehmen  und  sich  in  Spar-  und  Leihkassen 
umzuwandeln.  Die  Gewährung  von  Darlehen,  die  ursprünglich  viel- 
fach nur  an  Mitglieder  gemacht  werden  durften,  wurde  auch  auf 
andere  Kreditbedürftige  ausgedehnt. 

Beide  Institutionen,  die  reinen  Sparkassen  wie  die  reinen 
Leihkassen,  die  anfangs  entgegengesetzte  Zwecke  verfolgten,  näher- 
ten sich  im  Laufe  ihrer  Entwicklung  dem  gleichen  Typus  der  Spar- 
und  Leihkassen. 

Neben  den  vielen,  Ende  der  50er  und  in  den  60er  Jahren  ge- 
gründeten Spar-  und  Leihkassen  waren  es  besonders  auch  die  Kanto- 
nal- und  Hypothekenbanken,  die  das  Geschäft  der  Entgegennahme 
von  Spargeldern  betrieben  und  sich  entsprechende  Abteilungen  an- 
gliederten. Auch  die  Gemeinden  blieben  nicht  zurück,  und  es 
entstanden  in  den  60er  und  70er  Jahren,  speziell  in  den  Kantonen 
Seh  äff  hausen  und  Thurgau,  eine  ganze  Reihe  von  Gemeinde-Spar- 
und  Leihkassen  (im  Thurgau  meist  Leih-  und  Sparkassen  genannt) 
mit  einem  von  der  Gemeinde  gelieferten  Dotationskapital  oder  mit 
einer  Gemeindegarantie.  In  einzelnen  Kantonen  entwickelten  sich 
aus  den  Spar-  und  Leihkassen  die  Kantonalb anken,  so  in  Luzern, 
Glarus  und  Appenzell-Inner-Rhoden.  In  andern  Kantonen  wurden 
sie  in  Filialen  der  schon  bestehenden  Kantonalb  anken  umgewan- 
delt. Andere  wuchsen  zu  selbständigen,  eigentlichen  Lokalbanken 
heran,  wie  z.  B.  die  Spar-  und  Leihkasse  in  Bern  und  die  Spar- 
und  Leihkasse  Brugg.  Vielfach  wurde  die  ursprüngliche  Genossen- 
schaftsform aufgegeben  und  die  Rechtsform  der  A.-G.  angenommen. 

Ihre  Betriebsmittel  für  das  langfristige  Hypothekengeschäft 
beschafften  sich  die  meisten  Spar-  und  Leihkassen  schon  damals 
durch  Ausgabe  von  Obligationen  und  Kassascheinen  (der  typisch 
schweizerischen  Bankobligation),  die  in  runden  durch  100  oder  500 
teilbaren  Beträgen  ausgegeben  wurden.  Sie  lauteten  früher  nur 
auf  den  Namen;  nach  und  nach  kam  aber  die  Ausgabe  von  Inhaber- 
Titeln  auf. 

In  der  vom  Eidg.  Departement  des  Innern  aufgestellten  Spar- 
kassenstatistik vom  Jahre  1908  wurden  im  ganzen  106  schweizeri- 
sche Spar-  und  Leihkassen  erfasst,  von  denen  aber  nur  72  öffent- 
lich Rechnung  ablegten.  Bei  den  restlichen  34  handelte  es  sich 
fast  ausschliesslich  um  kleine  und  kleinste  Institute,  die  sich  mit 
der  verlangten  Abrechnung  an  die  Interessenten  (Aktionäre,  Ge- 
nossenschafter, Gemeindebürger)  begnügten.  Weitaus  der  grösste 
Teil  derselben  (73  %)  sind  Aktiengesellschaften,  11  %  Genossen- 
schaften, der  Rest  Kantonal-  und  Gemeinde-Anstalten,  Privatinsti- 
tute und  Sparvereine. 
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Ahlonf  j^>  ,         wauer  von  mehreren  Jahren.    Nach 

Ablauf  der  zum  voraus  festgesetzten  Zeit  findet  durch  die  8«^ 
nannte  Liquidation  eine  VerteUung  von  Kanita  «Zt  7  l" 
Remertrag  statt.  Nach  und  nach  hW  sIT  uchT  SltT 
dass  jeder  Emleger  auf  eine  bestimmte  Dauer  periodische  Ziagen 
machen  und  nach  Ablauf  des  Termins  die  Gesamteinlage  miTzl™ 
zurückziehen  muss,  worauf  es  ihm  freisteht,  für  einen  ne^n  tIT 

Tennis  bleuen  die  Einlagen  gesperrt,  und  nur  in  ganz  b^timmin 
FaUen  erfolgt  eine  frühere  Rückzahlung.    Bis  Ende  der  T^r  jX" 
wurden  im  ganzen  28  solcher  Kassen  gegründet  ==^)     Diele  S„t 
vereine  weisen  eine  starke  Aehnlichkeit  auf  mU  ^n  ämeri^an  ' 

nent  plan.  Formen,  die  dort  auch  heute  noch  im  Gebrauch  sind 
aUerdings  nicht   vorwiegend.    Der  Unterschied   ist,   dass   ^  Ver 
wendnngs=™.eck  der  so  angesammelten  Gelder  nicht,  w^  b  i  ""Z 
B  &  L  A,  einzig  die  Hergabe  als  Darlehen  zu  Bauzwecken  .^ilt  und 

Jenne  ertasste  in  seiner  Statistik  für  die  Jahre   1906-11  78 

in  6  KtfT  °'  ''"'''''^^  "P"-  '"''  Leihkassen.  Er  teüt  sie 
in   6   Kapitalgruppen    ein,   wie   folgt:    Kapitalgruppe    I-    Institnte 

Fr.  500  000  bis  1  Million;  V:  1-5  MiUionen;  VI:  über  5  Milli;«««. 

T-b.n  """""^''f^^f  Zusammenstellung  aus  verschiedenen  seiner 
TabeUen  zeigt  für  das  Jahr  1911  die  Anzahl  der  Institute  dcT^n 
Reserven,  sowie  die  gesamten  eigenen  und  fremden  Mhte 


Kap.  Ör.  Anzahl 


I 

n 
m 

IV 

V 

VI 

Total 


12 

17 

34 

3 

4 

I 


71 


Reserven 

2  235 
747 
5  016 
1368 
2  399 
2  200 

13  985 


Fremde  Mittel 


Total  der 
eig.  Mittel 

(Beträge   in    1000   Fr.) 

48  891 


2  235 

1811 
15  625 

4168 
10  099 

8  200 


28  767 
133  031 
36  393 
54  657 
65  842 


Eigene  und 
fremde  Mittel 


51126 
30  578 
148  655 
40  561 
64  756 
74  042 


42  173  367  581 


409  718 


Von  den  Instituten  der  Kapitalgruppe  I   (ohne  Kapital)   sind 
5  Genossenschaften  und  7  Gemeindeanstalten.    An  die  Stelle  des 


t 
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Eigenkapitals  treten  die  im  Verhältnis  recht  bedeutenden  Reser- 
ven, sowie  die  teilweise  recht  weitgehende  Haftung  von  Genossen- 
schaftern bzw.   der  Gemeinden. 

Beim  Vergleich  der  einzelnen  Kapitalgruppen  unter  sich  zeigt 
sich,  dass  der  Prozentsatz  der  eigenen  Mittel  bezogen  auf  die  frem- 
den am  geringsten  ist  bei  Kapitalgruppe  I  mit  4,57  %.  Er  steigt 
für  die  folgenden  Kapitalgruppen  an  auf  6,29  ^,  11,74  ^,  11,45  %, 
um  bei  Kapitalgruppe  V  das  Maximum  von  18,74  %  zu  erreichen. 
Kapitalgruppe  VI,  der  einzig  die  Spar-  und  Leihkasse  in  Bern  an- 
gehört, ist  mit  12,45  ^  w^iederum  bedeutend  niedriger.  Der  Durch- 
schnitt aller  6  Gruppen  beträgt  11,46  ^  (schweizerischer  Bank- 
durchschnitt rund  20  ^,). 

Von  je  100  Fr.  der  fremden  Gelder  entfielen  auf  Sparkassen- 
Einlagen  40,75,  Obligationen,  Kassascheine  und  sonstige  Depositen 
43,18,  Kontokorrentkreditoren  12,34,  Diverse  3,73.  Dabei  darf  nicht 
ausser  acht  gelassen  werden,  dass  die  in  Obligationen  und  Kassa- 
scheinen der  Spar-  und  Leihkassen  angelegten  Gelder  zum  grossen 
Teil  auf  längere  Zeit  (3 — 5  Jahre)  gebundene  Spargelder  darstellen. 
Bei  einem  Grossteil  der  Einleger  ist  es  üblich,  sobald  das  Spar- 
heft einen  gewissen  Bestand  aufweist,  jeweils  eine  runde  Summe 
in  den  etwas  höher  verzinslichen  Kassascheinen  auf  mehrere  Jahre 
fest  anzulegen.  Diese  Tendenz  wird  von  den  Kassen  selber  nach 
Kräften  gefördert,  da  sie  dadurch  eine  Verschiebung  von  kurz- 
fristigem zu  mittelfristigem  Sparkapital  erreichen,  das  ihrem  Aktiv- 
geschäft besser  entspricht.  Desgleichen  wird  bei  Kapitalerhöhungen 
der  Kassen  ein  nicht  unwesentlicher  Teil  der  Spareinlagen  in  Ak- 
tien umgewandelt. 

Der  Gesamtbetrag  der  eigentlichen  Hypotheken  bei  Spar-  und 
Leihkassen  stellte  sich  nach  Jenne  ^^)  im  Jahre  1911  auf 
Fr.  216  200  000  =  52,76  %  der  Aktiven.  Der  Rest  der  Aktiven 
setzte  sich  zusammen  aus  Kontokorrentdebitoren  33,73  %,  Effekten 
und  Konsortialbeteiligungen  4,22  %,  Komunal-  und  Gemeinde- 
Darlehen  1,28  %,  Immobilien  0,52  %,,  Diverse  1,91  %  und  endlich 
leicht  greifbaren  Mitteln  5,58  %.  Die  Liquidität  liess  also  sehr  zu 
wünschen  übrig.  Viele  dieser  Kassen  wären  denn  auch,  als  bei 
Kriegsausbruch  ein  wahrer  Abhebesturm  einsetzte,  ohne  das  Ein- 
schreiten der  Nationalbank  in  arge  Bedrängnis  geraten. 

Jenne  führt  als  besonders  charakteristisch  für  die  statutari- 
schen Bedingungen  vieler  Spar-  und  Leihkassen  diejenigen  der 
Spar-  und  Leihkasse  Sumiswald  an,  die  1904  über  87  %  ihrer 
Mittel  in  Hypotheken  angelegt  hatte.  Art.  15  der  Statuten  von  1904 
lautet:    „Die  Darlehen   auf  Grundpfand  werden  in  der  Regel   auf 
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fi  : 


unbestimmte  Zeit,  d.  h.  auf  Smonatliche  Kündigung  hin  und  mit 
oder  ohne  Annuitätenzahlung  bewilligt,  und  zwar  bis  zu  ^ / ^  des 
Grundsteuerschatzwertes.  Wenn  das  Gebäude  das  Hauptpfand- 
objekt bildet,  so  soll  auch  die  Bauart  und  der  Ertragswert  be- 
rücksichtigt werden,  sowie  die  Brandversicherungssumme.  Bei  gün- 
stigen Verhältnissen  darf  man  bis  zu  3^  und  in  ganz  günstigen 
Fällen  bis  zur  ganzen  Grundsteuerschatzung  gehen.  Bei  allen  Dar- 
lehensgesuchen auf  Grundpfand  soll  namentlich  neben  den  Grund- 
steuerschatzungen der  wirkliche,  faktische  Wert  der  Immobilien 
und  die  für  diese  allfällig  zu  befürchtenden  Naturereignisse  in  Be- 
tracht gezogen  werden  ^ö)." 

Die  Statuten  vieler  Institute  schliessen  die  Belehnung  indu- 
strieller Anlagen  überhaupt  aus,  andere  lassen  sie  nur  bedingt 
und  nicht  höher   als  bis  40—45  %    der  Schätzung   zu. 

Ursprünglich  gewährten  ein  grosser  Teil  der  Spar-  und  Leih- 
kassen nur  Tilgungsdarlehen,  um  zur  Entschuldung  des  Bodens  bei- 
zutragen. Infolge  der  Konkurrenz  der  Institute,  die  reine  Zins- 
darlehen gewährten,  sahen  sie  sich  aber  zu  einer  Aenderung  ihrer 
Grundsätze  gezwungen.  Ebenso  wurden  anfänglich  fast  nur  I.  Hypo- 
theken gewährt;  aber  die  Spar-  und  Leihkassen  gingen  in  ihren 
Belehnungen  immer  weiter,  wobei  dann  allerdings  vom  Schuldner 
noch  andere,  zusätzliche  Sicherheiten  verlangt  wurden,  wie  Bür- 
gen, Faustpfänder  etc. 

Leider  finden  sich  in  keiner  der  herangezogenen  späteren 
Publikationen  statistische  Zusammenstellungen  über  die  Spar-  und 
Leihkassen  allein,  die  eine  Fortführung  der  vorstehenden  Tabellen 
über  den  Stand  von  1911  ermöglichen.  In  den  Statistiken  sind  die 
Spar-  und  Leihkassen  entweder  mit  den  Sparkassen  im  allgemeinen 
oder  mit  den  grösseren  bzw.  kleineren  Lokalbanken  vereinigt. 
Immerhin  lässt  sich  aus  einer  Berner  Dissertation  aus  dem  Jahre 
1933:  W.  Lüthy,  „Die  Bewegung  der  Spargelder  in  der  Schweiz", 
feststellen,  dass  die  Spareinlagen  allein  bei  den  Spar-  und  Leih- 
kassen von  149,8  Millionen  im  Jahre  1911  infolge  der  Rückzüge  bei 
Kriegsausbruch  auf  141,6  Millionen  per  Ende  1914  zurückgegangen 
waren.  1916  waren  sie  wieder  auf  150,7  Millionen,  1917  auf  164,1 
Millionen  und  1918  auf  191,1  Millionen  angewachsen,  eine  Folge 
der  Kriegskonjunktur  in  der  Landwirtschaft  und  eines  grossen  Teils 
der  Industrien,  die  ein  Anwachsen  der  Spargelder  zur  Folge  hatte. 
Bis  1922  stiegen  die  Spareinlagen  allein  auf  197,5  Millionen  Fr. 
Infolge  Umgruppierung  der  Bankstatistik  ist  hier  auch  diese  Zu- 
sammenstellung abgebrochen  30).  Bei  dieser  letzten  Umgruppierung 
ist    die    Gruppe    „Spar-    und    Leihkassen"    unter    das    Eis    geraten! 


Unterschieden  wird  jetzt  zwischen  „grössere  Lokalbanken"  und 
„mittlere  und  kleinere  Lokalbanken".  Die  letztere  Gruppe  enthält 
wohl  die  meisten  Spar-  und  Leihkassen,  jedoch  daneben  auch  eine 
ganze  Anzahl  kleiner  Banken  bis  zu  ungefähr  1  Million  Fr.  No- 
minalkapital, die  nichts  mit  dem  Spar-  und  Leihgeschäft  zu  tun 
haben.  Anderseits  finden  sich  die  grösseren  Spar-  und  Leihkassen 
mit  einem  die  Million  übersteigenden  Nominalkapital  unter  den 
„grösseren  Lokalbanken"  eingereiht.  Es  ist  daher  nicht  möglich, 
zwischen  den  Gruppen  der  alten  Einteilung  und  denjenigen  der 
neuen  Vergleiche  zu  ziehen. 

Beim  Aktivgeschäft  interessiert  uns  hauptsächlich  die  Höhe 
des  von  den  Spar-  und  Leihkassen  in  grundpfandversicherten  Dar- 
lehen angelegten  Kapitals.  Nach  Jenne  betrug  es  im  Jahre  1911 
rund  216,2  Millionen  Fr.  Falls  nun  diese  Anlagen  bei  den  Spar- 
und  Leihkassen  ebenfalls  im  gleichen  Verhältnis  zugenommen 
haben  wie  bei  allen  Bankgruppen  zusammen,  nämlich  108,5  %,  so 
kann  man  den  Hypothekenbestand  auf  Ende  des  Jahres  1930  mit 
ungefähr  450  Millionen  Fr.  veranschlagen. 

Nach  dem  statistischen  Jahrbuch  der  Schweiz  betrug  der  mitt- 
lere Zinsfuss  für 


Spareinlagen 
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1932 
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4,56 

1933 

3,09 

4,34 

1934 

3,15 

4,30 

IL  Der  gemeinnützige  und  genossenschaftliche 

Wohnungsbau. 

Als  nach  dem  Weltkriege  in  allen  Ländern  sich  das  Bedürfnis 
nach  Wohnungen  in  stärkerem  Masse  wieder  geltend  machte  und 
fast  überall  zu  einer  gewaltigen  Wohnungsnot  heranwuchs,  waren 
es  in  England  die  Bausparkassen,  die  diesem  Bedarf  bzw.  der 
Finanzierung  derselben  gerecht  werden  konnte. 

In  der  Schweiz  dagegen  übernahmen  diese  Aufgabe  vor  allem 
die  gemeinnützigen  privaten  und  von  Staat  und  Gemeinden  unter- 
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Snit^ißr'^Vf'';»?'"  ^^Se  derselben  reichen  zu- 
rucK  Dis  ungefähr  ins  Jahr  1850. 

die  das  grasste  ^I^iaS  ASririn^^^^  ^r!."' 
erweckt  und  zum  erster.™.!  •     j  ^""»«fien  im  In-  und  Auslände 

überall    hrmcrndeTHr         ''"%S'=»''^«"  ^icht  auf  die  damals 

kämpfen;  aber  im  Jahre  19^2  il  u       ™    ^"^^"S   stark   zu 

Stadt  einen  SOjrhiger  Waf  Tlf  .^  S''  "'*  ''"  ''^'•*°°  ^'^'■ 
.onaU.ank  ,e,e;.  ^othelrcLlreX^l  Jrdt  if  b'^T 
der  Genossenschaft  verbleibenden  LiegenschffteHL  erforderlichen 

ein  starker  Mitgliederzuwachs  eL  Der  Bau  "on  H^  """l"*'*" 
nun  beginnen;  aber  der  Ausbruch  Z  K^.Z^Z"Zi°T 
diesen   Bestrebungen   ein  vorläufiges   Ende"')  ^  ^° 

seit  Tahrelft^e'kffriS  d  ^T  ^  ^^'"  '''  ^""^-^  ^^  «*' 
wurde  die  cHSZ  ^'\  Y"'"""^^'^^^"«   angestrebt.     1911 

mit  dem  Zwe'r XTnfä^        h"^'~'"'^'"/*  ^-»  «-S-°det 
*"  iwecK,  alte,  baufällige  Hauser  abzureissen  und  an  .1p,-«„ 
Stelle  neue,  gesunde  und  solide  Bauten  zu  erstellen    HJ.  F         ^ 
rung  wurde  sehr  erleichtert  durch  em  LegaT  vor^r    o.!""r 
Hohe  von  Fr.  265  000,  das  der  GenossensclaftTu  Snem  zLS 
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von  1  %  zur  Verfügung  gestellt  wurde.  In  fünf  Bauetappen  wurden 
im  ganzen  17  Häuser  mit  116  Wohnungen  von  1 — 3  Zimmern  ge- 
baut. Die  Gemeinde  Bern  ist  selber  mit  über  20  %  der  Anteile 
an  der  Genossenschaft  beteiligt.  Sie  übernahm  bei  den  beiden 
letzten  Bauetappen  die  II.  Hypotheken,  die  innert  20  Jahren  voll- 
ständig zu  amortisieren  sind. 

In  Zürich  bestanden  vor  dem  Kriege  sieben  gemeinnützige 
Gesellschaften  und  Genossenschaften  mit  dem  Zweck  der  Erstel- 
lung billiger,  gesunder  Wohnungen.  Gebaut  wurden  in  der  Haupt- 
sache Mehrfamilienhäuser.  Von  diesen  Gesellschaften  existieren 
heute  noch  zwei,  nämlich  die  A.-G.  für  Erstellung  von  Arbeiter- 
Wohnungen  (gegr.  1860),  die  im  ganzen  40  Häuser  mit  100  Woh- 
nungen und  zwei  Werkstätten  erstellte,  und  die  Bau-  und  Spar- 
genossenschaft  (1892),  die  in  den  Jahren  1893 — 98  16  Mehrfami- 
lienhäuser mit  zusammen  121  Wohnungen  erstellte.  Beide  Genos- 
senschaften betreiben  seit  langem  keine  eigentliche  Bautätigkeit 
mehr,  sondern  beschränken  sich  auf  die  Verwaltung  der  erstellten 
und  als  unverkäuflich  erklärten  Häuser. 

In  Winterthur  wurde  1872  unter  Mitwirkung  industrieller 
Kreise,  vorab  der  Firma  Gebr,  Sulzer,  die  Gesellschaft  für  Er- 
stellung billiger  Wohnhäuser  in  Winterthur  gegründet,  um  der 
starken  Wohnungsnot  zu  begegnen.  Die  Gesellschaft  hat  in  den 
Jahren  1872—1928  293  Häuser  mit  629  Wohnungen  erstellt. 

In  St.  Gallen  baute  die  1904  gegründete  Gesellschaft  für  Ar- 
beiterwohnungsfür sorge  in  den  Jahren  1904 — 07  20  Mehrfamilien- 
häuser mit  124  Wohnungen  von  2 — 4  Zimmern,  bei  einem  Anlage- 
wert von  Fr.  1  025  000.  Die  Hochkonjunktur  in  der  Stickereiindu- 
strie und  der  Mangel  an  Wohnungen  führte  1908  zur  Gründung 
der  Vereinigung  für  Eigenheime  St,  Gallen  und  Umgebung,  die 
bis  zum  Kriege  32  Einfamilienhäuser  erstellte. 

Grössere  Bedeutung  für  St.  Gallen  hatte  die  Eisenbahner-Bau- 
genossenschaft,  die,  im  Jahre  1909  gegründet,  zuerst  grossen  An- 
feindungen seitens  der  Hausbesitzer  ausgesetzt  war.  Erst  nach  lan- 
gen Kämpfen  konnte  sie  endlich  im  Jahre  1911  mit  dem  Bau  von 
Häusern  beginnen.  Bis  1914  erstellte  die  Genossenschaft  in  St.  Gal- 
len 176  Wohnungen  in  120  Ein-  und  14  Mehrfamilienhäusern  im 
Anlagewert  von  2,5  Millionen  Franken.  Infolge  der  starken  Krise, 
die  nach  dem  Kriege  über  St.  Gallen  hereinbrach,  und  des  dadurch 
hervorgerufenen  ständigen  Rückganges  der  Bevölkerung  war  an 
eine  Wiederaufnahme  der  Bautätigkeit  nicht  zu  denken. 

Angeregt   durch   die   Erfolge    der   Eisenbahner   in   St.    Gallen, 
entstanden  Eisenbahner-Baugenossenschaften  in  Bern,  Biel,  Brugg, 
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Basel,    Burgdorf,    Brig,    Luzem,    Ölten,    Rorschach,    Romanshom 
Rapperswü,  Erstfeld,  Wintertfaur,  Zürich.  romanshom. 

Durch   den  Ausbruch  des  Krieges  wurde  die   Tätigkeit  aUer 
iTsS  ""f"*'".  «-S-— «haften  unterbrochen     Inlt 

T.r  r^    •         w  /^  ^^  ^^'  Wegzuges  vieler  Ausländer  an  Stelle 
der  bishengen  Wohnungsknappheit  teilweise  sogar  ein  bedeuten 
der  Wohnungsüberfluss,  der  erst  im  Verlauf  des  Krieges  nach  ^d 
nach  durch  neuen  Zuzug  aus  der  Schweiz  ausgeglichT^rJe 

nud  mTan  e  ""^  '"  ^^-^"''^"^  ^^'  ^"i^  setzte  Ton  1919 
und  1920  an  eme  immer  grösser  werdende  Nachfrage  nach  W„». 

nungen  ein,  insbesondere  in  den  Industriezentren^ 

ken  ^l  nr''^""  ^^""^l  Erscheinung  sind  zu  suchen  in  der  star- 
5er  «^/^"^«'^^«-^«h^ng  infolge  Rückkehr  vieler  früher  Tn 
der   Schweiz   ansässig  gewesener  Ausländer,   sowie   in   der  starken 

rat  sich T  den  Jah  en   19^  ifC'^"'  ^^  ^^  '^'  «'»''- 

nungen  über  den  MeT^sc W  ;:nötfgt  Vh""^^^^^^^  "'r'" 

AusnütziiiKT  J»,  w  u  gcnougt  saü,  um  der  übertriebenen 

te^Tn-     ^  •  ^°*''""S»°t  durch  die  Hauseigentümer  zu  be- 
gegnen    Die  Kündigung   und   beliebige   Erhöhung   der   Miet^Jn.. 

sozialdemokratischer  Seite  war  soxr^r  ^i^  p  *•      •  ^^^^^""^^^    ^«^ 
^•o„  1  sogar  die  Katiomerunff  der  Wnli»i 

lehnte  jedoch  ,m  September  1920  diese  Forderung  rPostnllTr^ 
mit  grossem  Mehr  ab.  'oraerung  (Postulat  Nobs) 

deru^-f"'  •'"°'  ^^^^  '»«v-iUigte  die  Bundesversammlung  zur  För- 

vuu  o     10  y^   un^j  22  Millionen  Fr.  für  diV  r«,..^k 
rung    4prozentiger    grundpfandgesicherter  Darlehen  von  ebtit 
15  %  der  Baukosten  (also  zusammen  im  Maximum  30  %  der  Bau 
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halb  der  nächsten  15  Jahre  ein  Gewinn  erzielt  wurde,  Bund  und 
Kanton  die  Hälfte  dieses  Gewinnes  erhalten  sollten.  Wie  gering 
aber  diese  bewilligten  Mittel  (22  Millionen  Fr.  für  die  ganze 
Schweiz)  im  Vergleich  zum  Bedarf  waren,  geht  daraus  hervor, 
dass  im  Kanton  Zürich  allein  innerhalb  der  festgesetzten  Frist  von 
40  Tagen  553  Gesuche  für  Wohnbauten  mit  einer  Gesamtbausumme 
von  rund  162  Millionen  eingingen  33),  Für  das  Jahr  1920  stellte 
der  Bund  neuerdings  10  Millionen  Fr.  als  Subvention  ä  fonds 
perdu  zur  Verfügung. 

In  Basel  trat  gleich  nach  Kriegsende  die  Basler  Wohnbau- 
genossenschaft hervor.  Sie  baute  im  Laufe  der  nächsten  Jahre  25 
Mehrfamilienhäuser  mit  141  Wohnungen.  Femer  erstellte  die 
Eisenbahnerbaugenossenschaft  im  Laufe  von  10  Jahren  in  4  Ein- 
und  35  Mehrfamilienhäusern  124  Wohnungen. 

Eine  wirklich  grossartige  Siedlung  entstand  kurz  nach  Beendi- 
gung des  Krieges  durch  die  Mitwirkung  des  Verbandes  Schweize- 
rischer Konsumvereine  ganz  in  der  Nähe  von  Basel,  aber  schon 
auf  basellandschaftlichem  Boden  in  Freidorf,  Die  Gelder  rührten 
her  aus  ausländischen  Warentransaktionen  des  Verbandes  Schweiz. 
Konsumvereine  während  des  Krieges.  Die  Rückstellungen  im  Be- 
trage von  mehreren  Millionen  Fr.  hätten  zu  einem  grossen  Teil 
in  die  Kriegsgewinnsteuerkasse  der  Eidgenossenschaft  abgeliefert 
werden  sollen.  Die  Eidgenossenschaft  gab  die  Summe  frei  unter 
der  Bedingung,  dass  die  Freidorf-Stiftung  errichtet  und  eine  Sied- 
lung erbaut  werde.  Schon  Ende  1919  konnte  mit  dem  Bau  von 
150  Häusern  begonnen  werden.  Auf  Ostern  1921  waren  für  150 
Familien  Wohnungen  geschaffen.  Die  Anlagekosten  betrugen  rund 
6,8  Millionen  Fr.  Die  Wohnungen  werden  vermietet  oder  im  Bau- 
recht an  die  Mitglieder  abgegeben,  Im  letzteren  Fall  wird  der 
Mieter  Eigentümer  des  Hauses,  Grund  und  Boden  aber  bleiben 
Eigentum  der  Genossenschaft.  Beim  Aufhören  der  Mitgliedschaft 
geht  das  Gebäude  wieder  zu  damaligen  Verkehrswert,  höchstens 
jedoch  zum  Ankaufspreis,  in  den  Besitz  der  Genossenschaft  über. 
Auf  diese  Weise  soll  verhindert  werden,  dass  das  Haus  der  Speku- 
lation verfällt. 

In  den  Perioden  1921/23  und  1925/28  entstanden  in  Basel 
noch  eine  ganze  Reihe  weiterer  gemeinnütziger  Baugenossenschaf- 
ten, die  in  ganz  hervorragender  Weise  speziell  vom  AUg.  Konsum- 
verein Basel  durch  Uebernahme  von  I.  und  IL  Hypotheken  unter- 
stützt wurden. 

In  Bern  war  es  neben  der  Gemeinnützigen  Baugenossenschaft 
Bern  besonders   die   im  Jahre   1919   gegründete  Eisenbahner-Bau- 
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genossenschaft  Bern,  die  eine  starke  Bautätigkeit  entwickelte  und 
in  den  Jahren  1919—21  190  Häuser  mit  223  Wohnungen  fertig- 
steUte.  Femer  bildeten  sich  eine  Anzahl  Handwerker-Baugenossen- 
schaften, die  neben  der  Eisenbahner-Baugenossenschaft  von  der 
Gemeinde  mit  Subventionen  und  II.  Hypotheken  weitgehend  unter- 
stützt wurde.  Mit  dem  Jahre  1925  setzte  dann  eine  starke  Ent- 
spannung auf  dem  Bemer  Wohnungsmarkte  ein. 

Auch  im  übrigen  Kanton  Bern  traten  eine  ganze  Reihe  von 
Baugenossenschaften  ins  Leben,  so  in  Burgdorf,  Biel,  Lyss,  Mei- 
ringen. 

In  Zürich,  wo  nach  dem  Kriege  die  Wohnungsnot  gewaltige 
Dimensionen  annahm,  entwickelten  neben  zahlreichen  andern,  ganz 
besonders  die  Baugenossenschaft  des  Eidg.  Personals  und  die  All- 
gemeine Baugenossenschaft  Zürich  (A.B.Z.),  die  grösste  der  ganzen 
Schweiz,  eine  bedeutende  Tätigkeit.  Die  erstere  erstellte  bis  1928 
568  Wohnungen,  die  zweite  besass  Ende  1927  4836  Mitglieder  mit 
einem  Anteilscheinkapital  von  über  1/4  Million  Fr.  Bis  Ende  1927 
hatte  sie  54  Ein-  und  86  Mehrfamilienhäuser  mit  608  den  mo- 
dernsten Anforderungen  entsprechenden  Häusern,  teilweise  mit 
Fernheizung  und  Warmwasserversorgung,  errichtet.  Die  Stadt 
Zürich  unterstützte  diese  Bautätigkeit  durch  Uebemahme  billiger 
Hypotheken.  Erwähnt  seien  noch  die  von  der  Zürcher  Frauen- 
zentrale 1926  gegründete  Baugenossenschaft  Lettenhof,  die  Heim- 
und Protektoratsstiftung  berufstätiger  Frauen  und  die  Baugenossen- 
Schaft  berufstätiger  Frauen,  die  die  Erstellung  von  Wohnungen 
für   alleinstehende   Frauen  vorsahen. 

In  Winterthur  erstellte,  neben  der  bereits  erwähnten  Gesell- 
schaft für  Erstellung  billiger  Wohnhäuser  in  Winterthur,  die  AlU 
gemeine  Baugenossenschaft  in  den  Jahren  1923 — 28  82  Mehr- 
familienhäuser mit  218  Wohnungen,  die  nach  und  nach  alle  in 
Einzelbesitz  übergingen,  da  die  städtischen  Behörden  dies  direkt 
zur  Bedingung  für  die  Uebernahme  einer  erhöhten  II.  Hypothek 
gemacht  hatten.  In  gleicher  Weise  verkaufte  die  auf  Anregung 
der  städtischen  Behörden  1923  gegründete  Heimstätten-Genossen- 
Schaft  alle  65  gebauten  Einfamilienhäuser  an  die  Genossenschafter. 

Weitere  Baugenossenschaften  entstanden  in  Luzern  (Allg. 
Baugenossenschaft  Luzern,  Baugenossenschaft  der  SBB-Beamten), 
Romanshorn,  Rorschach,  Zug  (Heimstättengenossenschaft  Zug, 
konfessionell). 

In  der  französischen  Schweiz  trat,  mit  Ausnahme  von  Genf 
und  Lausanne,  der  Wohnungsmangel  nicht  stark  in  Erscheinung. 
Erwähnt  seien  die  Ste,  immobiliere  pour  la  classe  ouvriere  in  Genf, 


\ 


f 


i 


i 


—    37     — 

die  Association  cooperative  de  la  maison  ouvriere  in  Lausanne,  die 
Ste,  cooperative  d^habitation  in  Lausanne  und  die  Ste.  pour 
Vam,elioration  du  logement  populaire  in  Freiburg. 

Im  Anfang  verkauften  viele  dieser  Genossenschafter  die  Häu- 
ser, sofern  es  sich  nicht  um  grosse  Mehrfamilienhäuser  handelte, 
an  die  Mitglieder,  wobei  im  allgemeinen  die  Abzahlung  in  der 
Miete  inbegriffen  war.  Nachdem  sich  aber  herausgestellt  hatte, 
dass  die  Häuser  leicht  der  Spekulation  verfielen,  wurde  bei  den 
meisten  Genossenschaften  die  Unverkäuflichkeit  derselben  statu- 
tarisch festgelegt. 

Die  Finanzierung  erfolgte  zuerst,  speziell  in  der  Vorkriegs- 
periode, im  allgemeinen  auf  Grund  des  Wohltätigkeitsprinzips, 
aber  ohne  Inanspruchnahme  öffentlicher  Mittel;  nach  dem  Kriege, 
wie  bereits  ausgeführt,  vielfach  unter  Mitwirkung  von  Bund,  Kan- 
tonen und   Gemeinden. 

Bemerkenswert  vom  Standpunkte  der  Bausparkassen  aus  sind 
die  Versuche  einiger  Baugenossenschaften,  durch  Errichtung  eige- 
ner Sparkassen  die  nötigen  Mittel  aufzubringen.  So  die  bereits 
erwähnte  Bau-  und  Spar  genossenschaft  in  Zürich,  die  aber  nach 
zirka  lOjährigem  Bestände  eine  schwierige  Krise  durchzumachen 
hatte  und  das  finanzielle  Gleichgewicht  nur  durch  die  persönliche 
Bürgschaft  einer  Anzahl  Genossenschafter  und  unter  Aufgabe  der 
Sparkasse  aufrecht  erhalten  konnte. 

Ebenso  wenig  Erfolg  hatte  die  1898  errichtete,  heute  nicht 
mehr  existierende  Genossenschaft  Westheim  in  Zürich,  die  eine 
Verbindung  mit  der  ungefähr  zur  gleichen  Zeit  gegründeten  Ar- 
beiter-Sparkasse der  Stadt  Zürich  einging.  Die  Genossenschaft 
baute  den  Mitgliedern  der  Sparkasse  Wohnungen,  wogegen  die 
Sparkasse  sich  verpflichtete,  aus  den  Reihen  ihrer  Mitglieder  Mieter 
zu  stellen.  Die  Verbindung  scheint  aber  keinen  langen  Bestand 
gehabt  zu  haben. 

Einen  besonderen  Weg  zum  genossenschaftlichen  Wohnungs- 
bau beschritt  die  Selbsthilfekolonie  in  Winterthur.  Die  Selbsthilfe 
besteht  in  der  Leistung  von  10  %  der  Erstellungskosten  durch  ei- 
gene Arbeit  des  Genossenschafters.  Sie  umfasst  folgende  Arbeiten: 
Strassen-  und  Wegebau,  Erdaushub,  Zuputzarbeiten,  Weisselung, 
Versetzen  von  Geländern  und  Gittern,  Glaser-  und  Schreinerarbei- 
ten, Malerarbeiten,  Umgebungsarbeiten.  Alle  diese  Arbeiten  wur- 
den durchgeführt  abends  von  18  bis  21  Uhr  und  Samstags  von  13 
bis  19  Uhr.  Als  Norm  galten  für  ein  Mittelhaus  860,  für  ein  Eck- 
haus 925  Stunden. 
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In  Basel  wurden  nach  dem  Inkrafttreten  des  neuen  Zivilgesetz- 
buches im  Jahre  1912,  gerade  die  hervorragendsten  Baugenossen- 
schaften Basler  Wohngenossenschaft  und  Siedlungsgenossenschaft 
Freidorf  auf  Grund  des  Baurechts  finanziert;  in  Zürich  dagegen 
hauptsächlich  durch  Beteiligung  der  Stadt  am  Genossenschafts- 
kapital oder  Gewährung  von  Darlehen  gemäss  den  Grundsätzen, 
die  in  den  Gemeindeabstimmungen  von  1910,  1914  und  1924 
angenommen  und  immer  wieder  erweitert  wurden.  So  wurde  durch 
die  Abstimmung  von  1924  die  Belehnungsgrenze  für  die  Gemeinde 
von  bisher  90  %  auf  94  %  der  ausgewiesenen  Anlagekosten  er- 
weitert. Die  I.  Hypothek  wird  in  Zürich  fast  ausschliesslich  im 
Rahmen  von  60  %  durch  die  Kantonalbank  übernommen  (1928: 
88,8  %  aller  I.  Hypotheken).  Die  Eisenbahner-Genossenschaften 
wurden  tatkräftig  unterstützt  durch  Gewährung  der  I.  Hypothek 
seitens  der  Pensions-  und  Hilfskasse  SBB.  Für  Basel  ist  besonders 
auch  die  Unterstützung  des  Allgemeinen  Konsumvereins  hervorzu- 
heben. 

Einige  Worte  noch  über  die  von  den  Genossenschaftern  selber 
aufgebrachten  Mittel:  Bei  vielen  Genossenschaften  besteht  die  Vor- 
schrift, dass  ein  Genossenschafter,  der  zugleich  Mieter  ist,  je  nach 
der  Zimmerzahl  der  gemieteten  Wohnung  eine  Anzahl  Anteile  oder 
einen  bestimmten  Prozentsatz  der  gesamten  Anlagekosten,  gewöhn- 
lich 10  %,  zu  übernehmen  hat.  Eine  Anzahl  Genossenschaften  er- 
richteten zu  diesem  Zweck  besondere  Sparkassen  für  ihre  Mit- 
glieder. Nach  Ruf  wurden  bis  Ende  1927  von  16  Sparkassen 
598 140  Fr.  Depositen  der  Genossenschafter  aufgebracht.  Davon 
entfielen  allein  auf  die  Allg.  Baugenossenschaft  Zürich  313  440 
Franken  ^^). 

lieber  die  gesetzlichen  Massnahmen  des  Bundes  zur  Finan- 
zierung der  Bautätigkeit  mit  öffentlicher  Unterstützung  in  den 
Jahren  1919  und  1920,  d.  h.  über  die  beiden  ersten  Kredite  von 
22  und  10  Millionen  Fr.  wurde  bereits  berichtet  (S.  34/35).  Als  aber 
in  den  folgenden  Jahren  neben  der  Wohnungsnot  ein  starker  Ar- 
beitsmangel um  sich  griff,  gab  der  Bund  neue  Subventionen  für 
den  Wohnungsbau  zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  mit  der 
Bestimmung,  dass  die  Kantone  oder  Gemeinden  eine  gleich  grosse 
Leistung  auf  sich  zu  nehmen  hätten.  Die  Gesamtleistungen  an 
Darlehen  und  Beiträgen  ä  fonds  perdu  durften  50  %,  der  gesamten 
Baukosten  nicht  übersteigen. 

Nach  dem  Bericht  des  Zürcher  Regierungsrates  über  die  För- 
derung des  Wohnungsbaues,  vom  4.  März  1926,  betrug  der  Beitrag 
a  fonds  perdu  von  Bund  und  Kanton  zusammen 
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30  %,  Bund  und  Kanton  je  zur  Hälfte, 

20—30  %, 
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1923/24:  10  %, 

1925:  5—10%, 


99 
99 
99 
99 
99 


99 

n 

99 


99 
»9 

99 
99 
99 


99 
99 
99 
99 
99 


99 
91 
99 
99 
99 


Bis  Ende  1927  hatte  der  Kanton  Zürich,  um  auf  ihn  entfal- 
lende Fr.  6  481000  Bundesgelder  flüssig  zu  machen,  im  ganzen  in 
sieben  Volksabstimmungen  Fr.  14  735  000  zur  Gewährung  von  Bei- 
trägen bewilligt.  Die  Stadt  Zürich  gewährte  bis  Ende  1927  Dar- 
lehen in  der  Höhe  von  11  Millionen  Fr.  Auf  dem  Lande  bestand 
die  Hilfe  der  Gemeinden  neben  Barbeiträgen  auch  in  der  Abgabe 
billigen  Baulandes,  in  der  Erstellung  von  Strassen  und  Kanali- 
sationen,  Uebcrnahme    oder   Garantie    nachgehender   Hypotheken. 

In  Ba^el  dienten  zur  Subventionierung  neben  der  schon  er- 
wähnten Gewährung  des  Baurechts  die  Uebemahme  II.  Hypothe- 
ken und  die  Ausrichtung  von  Barbeiträgen  an  einige  Genossen- 
schaften, die  für  minderbemittelte,  kinderreiche  Familien  Häuser 
erstellten.  In  den  Jahren  1919 — 28  wurden  durch  sechs  Grossrats- 
beschlüsse im  ganzen  3,4  Millionen  Fr.  zur  Verfügung  gestellt.  Im 
Gegensatz  zum  Zürcher  Institut  verhielt  sich  die  Basler  Kantonal- 
bank gegenüber  den  gemeinnützigen  Baugenossenschaften  sehr  zu- 
rückhaltend, insbesondere  gegenüber  den  auf  Grund  des  Baurechts 
finanzierten.  Ihr  Anteil  an  den  sämtlichen  I.  Hypotheken  betrug 
im  Jahre   1928  35,6  %    (Zürcher  Kantonalbank  88,8  %,). 

Die  Finanzierung  in  den  andern  Kantonen  vollzog  sich  in  ähn- 
licher Weise,  nur  in  entsprechend  kleinerem  Rahmen. 


in.  Die  Bausparkassen. 

1.  Die  Gründung  der  ersten  schweizerischen  Bausparkasse 
und  die  bisherige  Entwicklung  des  Bausparwesens. 

Die  grösste  Wohnungsnot  war  in  der  Schweiz  durch  die  Tätig- 
keit der  Baugenossenschaften  beseitigt,  als  in  Basel  1930  die  erste 
schweizerische  Bausparkasse,  ebenfalls  auf  genossenschaftlicher 
Grundlage,  errichtet  wurde.  Allerdings  hatten  schon  in  den  2 — 3 
vorhergehenden  Jahren  deutsche  Bausparkassen  versucht,  in  der 
Schweiz  Fuss  zu  fassen,  aber  ohne  nennenswerten  Erfolg.  Einige 
wenige  Eigenheime  mögen  durch  sie  finanziert  worden  sein,  ohne 
dass  jedoch  die  Oeffentlichkeit  überhaupt  darauf  aufmerksam 
wurde. 
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So  erfolgte  denn  die  Gründung  der  ersten  Schweiz.  Bausparkasse 
KOBAG,  Kollektiv-Bau-  und  Ablösungs-Genossenschaft,  in  Basel 
Ende  Juli  1930  weniger  wegen  der  Wohnungsnot,  wie  7  Jahre  vor- 
her in  Deutschland,  sondern  vielmehr  aus  dem  Gedanken  des  Eigen- 
heims heraus.  Das  zeigt  sich  auch  deutlich  in  der  Anfangs-Reklame 
der  ersten  Schweiz.  Bausparkassen.  Die  Eigenheim  A.-G.  ver- 
ankerte den  Gedanken  geradezu  in  ihrer  Firma;  Anklänge  daran 
enthalten  auch  die  Firmenbezeichnungen  Heimat  und  Wohn- 
kultur. In  den  Statuten  aller  Kassen  wird  als  Zweck  und  Ziel 
der  Gründung  in  erster  Linie  der  Bau  von  Eigenheimen  genannt. 
Erst  mit  der  Zeit  kam  die  Belehnung  grösserer  Miethäuser  auf, 
und  in  den  weitaus  meisten  Fällen  handelt  es  sich  nicht  um  Neu- 
bauten, sondern  um  die  Ablösung  von  Hypotheken  auf  bestehenden 
Gebäuden. 

Die  Gründe,  die  in  Deutschland  zur  Errichtung  von  Bauspar- 
kassen auf  kollektiver  Grundlage  geführt  hatten,  nämlich  die  exor- 
bitanten, für  Grundbesitzer  ganz  unerschwinglichen  Zinssätze  und 
die  Unmöglichkeit,  überhaupt  langfristiges  Geld  zu  erhalten,  be- 
standen in  der  Schweiz  gar  nicht. 

Wenn  trotzdem  die  Bausparkassen  deutschen  Systems  so  rasch 
Fuss  fassen  konnten,  so  beruht  das  in  der  Hauptsache  auf  der 
Sprachgemeinschaft  und  der  starken  Verbreitung  deutscher  Zei- 
tungen und  Zeitschriften  in  der  alemannischen  Schweiz.  Durch  die 
darin  enthaltenen  zahlreichen  Reklamen  der  deutschen  Bauspar- 
kassen wurde  der  Boden  schon  vorbereitet,  und  die  ersten  schwei- 
zerischen Bausparkassen  konnten  vieles  ernten,  was  sie  nicht  selbst 
gesät  hatten.  Auf  diese  Weise  erklärt  sich  auch  die  geringe  Ent- 
wicklung der  Bausparbewegung  in  der  romanischen  Schweiz. 

Anderseits  waren  aus  den  gleichen  sprachlichen  Gründen  die 
anglo-amerikanischen  Bausparkassen  bei  uns  vollständig  unbekannt, 
und  gerade  in  diesen  ungleichen  Konkurrenzbedingungen  mag  auch 
der  Misserfolg  der  Wohnkultur  mit  ihren  ursprünglichen,  auf 
die  Hereinnahme  von  Fremdgeld  berechneten  Tarifen,  wenigstens 
zum  Teil,  begründet  sein. 

Die  K  o  b  a  g  sollte  sich  ihres  Alleinseins  nicht  lange  erfreuen, 
obschon  die  %  Jahre  Vorsprung  genügten,  um  ihr  eine  hervor- 
ragende Stelle  zu  sichern.  Im  Mai  1931  wurde,  ebenfalls  in  Basel, 
die  EIGENHEIM  A.-G.  gegründet,  einen  Monat  später  in  Schaff- 
hausen die  HEIMAT  Bauspar-A.-G.  und  im  August  die  beiden  Ge- 
nossenschaften WOHNKULTUR  in  Wü  (St.  G.)  und  FREI-BAU 
in  Basel.  Diese  letztere  ist,  nachdem  sie  schon  vorher  wegen  un- 
seriöser,  an  unlauteren   Wettbewerb   grenzender  Reklame   aus   der 


\    y 


—    41     — 

Interessengemeinschaft  schweizerischer  Bausparkassen  ausgestossen 
worden  war,  infolge  der  Misswirtschaft  einer  unfähigen  Direktion 
im  Frühling  1935  in  Konkurs  geraten.  Sie  hatte  vorher  vergebens 
versucht,  mit  verschiedenen  andern  Kassen  zu  fusionieren;  alle 
hatten  nach  Prüfung  der  Sachlage  abgelehnt.  Die  zirka  180  ihr 
angeschlossenen,  noch  nicht  zugeteilten  Bausparer  sind  mit  rund 
Fr.  320  000  zu  Verlust  gekommen.  Der  Direktor  wurde  zu  einem 
Jahr  Gefängnis  verurteilt. 

Im  Jahre  1932  wurden  gegründet: 

6.  BAU-KREDIT  ZÜRICH  A.-G.,  Zürich.  Aktienkapital  200  000 
Franken,  wovon  40  ^  einbezahlt  ^^). 

7.  KREDITGENOSSENSCHAFT  DER  BAUFREUNDE,  Bern 
(später  nach  Zürich  verlegt). 

8.  HYBA  ABLÖSUNGS-  UND  BAU  -  A.-G.,  Bern,  AK  18  000 
Franken  ^^). 

9.  LIGUE  POUR  LE  DEVELOPPEMENT  DE  LA  PETITE 
PROPRIETE,  S.  A.,  Fribourg.  Eine  Gründung  der  Privatbank 
Uldry  &  Cie.,  Fribourg,  AK  Fr.  20  000.  Im  April  auf  Veran- 
lassung des  Eidg.  Aufsichtsamtes  in  Liquidation  getreten.  37). 
Im  Jahre  1933: 

10.  TILKA,  Tilgungskasse  für  Bau-  und  Hypothekar  kr  edit  A,-G, 
Zürich.  AK  ursprünglich  Fr.  400  000,  1934  erhöht  auf  1.000  000 
Franken,  wovon  20  %   einbezahlt. 

11.  HABAL  Hypotheken-Ablösungs-  und  Baukredit  A.-G.,  Luzem. 
AK  ursprünglich  Fr.  75  000,  Anfang  Juni  1935  auf  Fr.  120  000 
erhöht,  unter  gleichzeitiger  Verlegung  des  Sitzes  nach   Basel. 

12.  Eigenheim  -  Entschuldungskasse  SELBSTHILFE  (Genossen- 
schaft), Zürich.  Bestand  wurde  Ende  1934  von  der  BENTAG, 
Zürich  übernommen. 

13.  PRETA  A.-G.,  Bern.  AK  Fr.  10  000.  Trat  im  April  1935  unter 
Kontrolle  des  Eidg.  Aufsichtsamtes  in  Liquidation.  Zirka  20 
bestehende  Verträge  wurden  von  der  Wohnkultur  über- 
nommen. 

Das  Jahr  1934  war  ein  richtiges  Bausparkassen-Gründungsjahr, 
und  zwar  wurden  die  meisten  derselben  gegründet,  nachdem  im 
Laufe  des  Sommers  die  Errichtung  eines  Eidg.  Aufsichtsamtes  sich 
am  Horizont  abzuzeichnen  begonnen  hatte.  In  der  Tat  wurden  5 
von  den  8  im  letzten  Drittel  des  Jahres  1934  und  2  weitere  noch 
in  den  Monaten  Januar  und  Februar  1935  ins  Handelsregister  ein- 
getragen. Seit  dem  Inkrafttreten  der  Bundesratsverordnung  über  die 
Kreditkassen  mit  Wartezeit  (15.  Februar  1935)  ist  keine  weitere 
Gründung  mehr  erfolgt. 
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14.  IMMOBILIEN -ENTSCHULDUNGS-A.-G.,  Zürich.  AK  20  000 
Franken;  Konkurs  am  15.  Mai  1935  eröffnet,  am  20.  Mai  man- 
gels Aktiven  wieder  eingestellt. 

15.  Darlehens-Kredit-Genossenschaft  DAKRED,  Zürich. 

16.  SPADAG  A.-G.,  Basel.   AK  Fr.  30  000  ^i). 

17.  AMOBA,  Amortisations-  und  Baukredit  A,-G.,  Basel.  AK 
Fr.  50  000. 

18.  Bau-  und  Entschuldungskasse  A.-G.  (BENTAG),  Zürich.  AK 
ursprüngl.  Fr.  100  000,  nach  2  Monaten  erhöht  auf  Fr.  500  000, 
aher  nur  mit  20  %  einbezahlt. 

19.  KOOPERA,  Hypotheken-  und  Baukredit  -  A.-G.,  Zürich.  AK 
Fr.  5000  38). 

20.  FORTUNA,  Bau-  und  Kredit- A.-G.,  Zürich.    AK  Fr.  10  000^9). 

21.  LENAG  Liegenschaften -Entschuldungs- A.-G.,  Zürich.  AK 
Fr.  10  000^0). 

1935: 

22.  ARGENTA  A..G.,  Zürich.    AK  Fr.  25  000  38). 

23.  BAUKASSE  BERN  A.-G.,  Bern.  AK  Fr.  85  000,  wovon  20  % 
einbezahlt  ^  ^ ) . 

Ausserdem  bestand  in  Riehen  bei  Basel  noch  eine  nicht  im 
Schweiz.  Handelsregister  eingetragene  Filiale  der  Spar-,  Kredit-  und 
Wirtschaftsgemeinschaft  HAFUHAG  in  Hannover.  AK  RM.  5000, 
gegründet  1929.  Diese  Gesellschaft  arbeitete  in  der  Schweiz  schon 
seit  1931.  Laut  „Entschuldung"  (Kobag-Nachrichten)  bestand  in 
Riehen  überhaupt  keine  richtige  Geschäftsstelle,  sondern  nur  eine 
Postadresse  auf  den  Namen  eines  jenseits  der  Grenze  wohnenden 
deutschen  Herrn.  Im  Sommer  1934  wurde  dieser  Gesellschaft  die 
Tätigkeit  in  der  Schweiz  verboten.  Da  das  Schweizer  Geschäft  zirka 
zwei  Drittel  des  Gesamtgeschäftes  der  H  a  f  u  h  a  g  umfasste,  war  mit 
dessen  Unterbindung  die  Pleite  da.  Durch  schweizerische  Sparer 
waren  zirka  Fr.  88  000  aufgebracht  worden.  Davon  wurden  rund 
Fr.  41  000  für  Verwaltungskosten  verbraucht,  24  500  dienten  zu  Zu- 
teilungen und  zirka  Fr.  21500  konnten  von  den  Schweizer  Be- 
hörden noch  beschlagnahmt  werden.  Es  sollen  aber  eine  grössere 
Zahl  schweizerischer  Sparer  empfindlich  geschädigt  worden  sein^)! 

Hier  mag  auch  eine  Anregung  Erwähnung  finden,  die  in  der 
Frühjahrssession  1934  des  Schaffhauser  Grossen  Rates  anlässlich 
der  Abnahme  des  Geschäftsberichtes  der  Kantonalbank  gefallen 
ist,  nämlich  der  Kantonalbank  eine  besondere  Abteilung  anzuglie- 
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dern  mit  Funktionen,  ähnlich  der  bisher  in  der  Schweiz  tätigen 
Bausparkassen.    Der  Bankrat  äusserte  sich  dazu,  wie  folgt: 

„Wir  sind  weit  davon  entfernt,  die  Bausparkassen  grund- 
sätzlich abzulehnen;  der  Zweckspargedanke  hat  sehr  viel  Gutes 
für  sich  und  verdient  rückhaltlose  Unterstützung.  Aber  es  lässt 
sich  zahlenmässig  beweisen,  dass  die  Bausparkassen,  entgegen 
ihren  immer  wiederkehrenden  Behauptungen,  vom  Gesichts- 
punkte des  gesamten  Sparerkreises  aus  betrachtet,  gegenüber  der 
bankmässigen  Finanzierung  des  Grundkredites  keine  Vorteile  zu 
bieten  vermögen.  Die  Unsicherheit  der  Anlage  während  der 
Sparperiode,  die  Ungewissheit  über  die  Dauer  der  Wartezeit,  der 
Verlust  der  Dispositionsmöglichkeit  über  die  angesammelten  Spar- 
raten bis  zur  Zuteilung  sind  Nachteile,  die  selbst  die  Vorteile 
nicht  aufzuwiegen  vermögen,  die  sich  einige  wenige  Frühzuge- 
teilte —  dank  ihrer  grösseren  Kapitalkraft  —  auf  Kosten  der 
Kapitalschwächeren  haben  erobern  können.  Nur  bei  lawinen- 
artigem Zustrom  neuer  Bausparer  wird  es  den  Bausparkassen 
möglich  sein,  die  Wartezeiten  in  scheinbar  interessanten  Grenzen 
zu  halten;  bei  Nachlassen  des  Neuzuganges  werden  sich  die 
Wartezeiten  zu  Ungunsten  der  noch  nicht  Zugeteilten  derart  ver- 
längern, dass  die  vermeintlichen  Vorteile  sich  in  materiell  ge- 
waltige Nachteile  verwandeln;  diese  Befürchtungen  erklären  auch 
die  verzweifelten  Anstrengungen,  welche  die  Bausparkassen  in 
ihrer   aufdringlichen   Acquisition  entfalten. 

Eine  mit  Staatsgarantie  ausgerüstete  Bank  könnte  niemals, 
ohne  Gefährdung  ihrer  Anlagen,  die  Belehnungsgrenze  soweit 
stecken,  dass  sich  die  Angliederung  einer  bausparkassenähnlichen 
Organisation  rechtfertigen  oder  gar  befürworten  Hesse." 

Von  den  23  im  Handelsregister  eingetragenen  Bausparkassen 
haben  17  das  Gesuch  um  Bewilligung  zur  Weiterführung  der  Ge- 
schäftstätigkeit gestellt,  2  sind  im  Konkurs,  eine  hat  fusioniert, 
und  die  3  andern  rechnen  allem  Anschein  nach  auch  mit  dieser 
letzteren  Lösung. 

Von  den  17  Kassen,  die  sich  zur  Weiterführung  des  Betriebes 
anmeldeten,  haben  Anfang  April  7  und  Anfang  Mai  4  die  provi- 
sorische Bewilligung  erhalten,  eine  (Lenag)  ist  schon  vorher  in 
Liquidation  getreten,  und  von  den  übrigen  5  hat  keine  das  not- 
wendige einbezahlte  Kapital  von  mindestens  Fr.  100  000  zusammen- 
gebracht. 

Laut  Angabe  des  Eidg.  Aufsichtsamtes  liefen  beim  Inkraft- 
treten der  BRV  am  15.  Februar  1935  18  448  Bausparverträge  bei 
16  Kassen  mit  einer  Gesamt- Vertragssumme  von  Fr.  308  536  000. 
Davon  entfielen  auf 


; 


44     — 


—    45 


1  Kasse   (Kobag)   über  5000  Verträge, 
3  Kassen  1000—5000  Verträge, 

2  „  500—1000 
5  „  100—  500 
5        „       unter     100 
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2.  Die  schweizerischen  Bausparkassen 

dargestellt  anhand  ihrer  Statuten  und  Bedingungen. 

Ihre  bisherige  Entwicklung. 

Auf  die  Statuten  und  Bedingungen  sämtlicher  23  schweizeri- 
schen Bausparkassen  näher  einzutreten,  würde  sich  kaum  verloh- 
nen, nicht  nur,  weil  einige  derselben  überhaupt  den  Betrieb  nie 
recht  aufgenommen  haben  bzw.  aufnehmen  werden,  sondern  auch 
weil  sie  in  vielen  Punkten  allzusehr  übereinstimmen.  Es  genügt 
daher,  sich  auf  diejenigen  zu  beschränken,  die  die  provisorische 
Bewilligung  erhalten  haben  und  ihren  Betrieb  weiterführen.  Es 
werden  sich  auch  so  gewisse  Wiederholungen  nicht  vermeiden  las- 
sen. Um  dieselben  jedoch  möglichst  zu  reduzieren,  sei  eine  Frage 
für  alle  „Kreditkassen  mit  Wartezeit"  hier  zum  voraus  behandelt, 
nämlich  die  vorzeitige  Aufhebung  des  Vertrages, 

Wir  müssen  bei  der  vorzeitigen  Lösung  der  vertraglichen  Be- 
ziehungen unterscheiden  zwischen  der  Lösung  infolge  Kündigung 
seitens  der  Kasse  und  seitens  des  Sparers,  Was  die  erstere  betrifft, 
so  waren  die  Bestimmungen  bei  allen  Kassen  von  jeher  ungefähr 
gleich.  Seit  Beginn  des  Jahres  1935  ist  sie  auch  durch  die  BRV 
geregelt.  Die  hauptsächlichsten  Gründe  für  die  Aufhebung  des 
Vertrages  seitens  der  Bausparkasse  sind:  Zahlungsverzug  des  Kre- 
ditbewerbers oder  Kreditschuldners  über  drei  Monate,  sofern  es 
sich  nicht  um  eine  bewilligte  Stundung  handelt;  Zahlungsunfähig- 
keit des  Kreditbewerbers  und  daraus  folgende  Pfändung  seiner  An- 
zahlungen bzw.  deren  Einbezug  in  die  Konkursmasse;  Verpfändung 
seiner  Ansprüche  durch  den  Kreditnehmer  oder  Abtretung  der- 
selben an  einen  Dritten  ohne  vorherige  Einwilligung  der  Kasse; 
Nichtbeibringung  der  Pfandsicherheiten  innert  einer  gewissen  Frist 
nach  ergangener  Aufforderung;  mangelnde  Sorgfalt  im  Unterhalt 
des  Pfandobjekts  oder  erhebliche  Wertminderung  desselben  ohne 
Einwilligung  der  Kasse;  Verhinderung  der  Kontrolle  des  Pfand- 
objekts; ungebührliche  Verzögerung  eines  angefangenen  Baues, 
ausgenommen  höhere  Gewalt;  Nichtbezahlung  der  Feuerversiche- 
rungsprämien oder  Reduktion  der  Versicherungssumme  ohne  Ein- 
willigung  der  Kasse;   Konkurs  oder  Pfändung,   gerichtliches   oder 
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aussergerichtliches  Nachlassverfahren  oder  Zahlungseinstellung  des 
Kreditschuldners. 

Kleine  Unterschiede  bestehen  hinsichtlich  der  Fristen,  inner- 
halb welcher  der  Bausparer  eine  Kündigung  des  Vertrages  seitens 
der  Kasse  abwenden  kann;  sie  sind  aber  nicht  so  bedeutend,  dass 
deswegen  bei  jeder  Kasse  besonders  darauf  hingewiesen  werden 
müsste. 

Beim  Rücktritt  vom  Vertrage  seitens  des  Bausparers  bestehen, 
oder  besser,  bestanden  bisher  bei  den  verschiedenen  Kassen  ziem- 
liche Unterschiede  mit  Bezug  auf  die  Rückzahlung  des  Guthabens 
bei  Kündigung  vor  der  Zuteilung.  Nachdem  nun  aber  die  BRV 
in  Art,  31,  2  im  Interesse  der  Liquidität  der  Kassen  und  mit  Rück- 
sicht auf  die  Gesamtheit  der  Kreditbewerber  der  für  den  Zurück- 
tretenden fast  ungünstigsten  Lösung  den  Vorzug  gibt,  haben  die 
meisten  Kassen  sich  in  ihren  neueren  Bedingungen  ebenfalls  daran 
gehalten  bzw.  sich  die  Möglichkeit  dazu  gewahrt.  Im  übrigen  sei 
diesbezüglich  auf  das  Kapitel  C  IV  7  Stundung  und  Vertragsauf' 
hebung  verwiesen. 

Beim  Rücktritt  nach  der  Zuteilung  hat  der  Sparer  Anrecht  auf 
die  sofortige  Auszahlung  seines  Sparguthabens  samt  eventuellen 
Zinsen.  Hat  er  bereits  ein  Darlehen  erhalten,  so  ist  dasselbe  in 
einer  Summe  zurückzuzahlen. 

Laut  Art.  67,  2  der  BRV  waren  sämtliche  Kassen  verpflichtet, 
bis  Ende  des  Jahres  1935  ihren  Geschäftsbetrieb  den  neuen  gesetz- 
lichen Bestimmungen  anzupassen.  Diese  Anpassung  lag  aber  auch 
im  Interesse  der  Kassen  selber  wegen  der  abwartenden  Haltung 
der  Interessenten  für  den  Abschluss  neuer  Verträge.  Die  erste 
Kasse,  welche  neue  Vertragsbedingungen  auf  Grund  der  BRV  ver- 
öffentlichte, war  die  S  p  a  d  a  g  A.-G.  Basel,  die  gezwungen  war,  eine 
besondere  Eile  zu  entwickeln,  weil  sie  auf  Grund  ihrer  bisherigen 
sehr  unklaren  Bedingungen  die  provisorische  Bewilligung  gar  nicht 
erhalten  hätte.  Um  ja  nicht  fehlzugehen,  hat  sie  den  Text  der  Ver- 
ordnung zu  einem  grossen  Teil  einfach  wortgetreu  übernommen. 
Auch  sie  wird  aber  trotzdem  noch  da  und  dort  Aenderungen  vor- 
nehmen müssen,  um  sich  den  Ausführungsbestimmungen  des  Auf- 
sichtsamtes anzupassen,  deren  Notwendigkeit  sich  erst  durch  die 
Praxis  der  ersten  Monate  ergibt. 

Sicher  ist,  dass  durch  die  Anwendung  der  BRV  eine  gewisse 
Einheitlichkeit  („Gleichschaltung"  wäre  zu  viel  gesagt)  in  den  all- 
gemeinen Vertragsbedingungen  der  noch  verbleibenden  Bauspar- 
kassen Platz  greifen  wird,  speziell  hinsichtlich  der  Abschluss- 
gebühren, der  Berechnung  der  Verwaltungskosten-Beiträge,  der  Ver- 
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zinsnng  der  Guthaben,  der  Vertragsauflösung,  sowie  ganz  besonders 
mit  Bezug  auf  die  Buchhaltung,  die  Bilanzierung  und  die  öffent- 
liche Rechnungsablegung.  Diesbezüglich  liegen  die  ausführenden 
Bestimmungen  des  Aufsichtsamtes  vor. 

Da,  wie  schon  oben  erwähnt,  sich  alles  noch  im  Fluss  be- 
fand, war  es  den  Kassen  auch  nicht  möglich,  die  bis  Ende  Juni 
gemäss  Art.  67,  2  der  BRV  derselben  anzupassenden  neuen  Ver- 
tragsbedingungen im  Druck  herauszugeben,  ohne  dabei  Gefahr  zu 
laufen,  nach  kurzem  nochmals  einen  Neudruck  vornehmen  zu  müs- 
sen. Man  behalf  sich  daher  vorderhand  mit  Tekturen  oder  hand- 
schriftlichem Einsetzen  der  wichtigsten  Abänderungen,  wie  z.  B. 
Streichung  der  Worte  „zinslos"  oder  „zinsfrei",  Richtigstellung  der 
Prozentsätze  bei  der  Eigenleistung  oder  der  Belehnungsgrenze  usw. 
Femer  erhielten  die  Interessenten  für  Abschluss  eines  Vertrages 
die  den  Kreditvertrag  betreffenden  Zusatzbestimmungen  der  Ver- 
ordnung, Art.  19 — 33,  mit  den  allgemeinen  Bedingungen  ausgehän- 
digt. Bei  Abschluss  eines  Vertrages  hatte  dann  der  Kreditnehmer 
eine  aufgedruckte  oder  aufgestempelte  Erklärung  zu  unterschreiben, 
dass  ihm  die  Zusatzbestimmungen  übergeben  worden  seien  und  er 
der  nachträglichen  Anpassung  des  Vertrages  an  die  Verordnung 
zustimme.  Wo  nötig,  kam  das  Aufsichtsamt  den  Kassen  auch  durch 
Verlängerung  der  Fristen  entgegen. 

Die  nachstehenden  Darstellungen  der  Vertragsbedingungen  be- 
ruhen noch  auf  den  beim  Erlass  der  BRV  gültigen  Bestimmungen 
der  einzelnen  Kassen.  Dabei  sind  mit  Absicht  die  durch  die  Ver- 
ordnung mit  allgemeiner  Gültigkeit  bereits  am  15.  Februar  in  Kraft 
getretenen  Aenderungen  hinsichtlich  Verzinsung  (Guthaben  minde- 
stens 2  %),  Mindesteigenleistung  (20  %),  Belehnungsgrenze  (80  %) 
usw.  ausser  acht  gelassen,  damit  die  bisherigen  Tendenzen  jeder 
Kasse  besser  hervortreten.  Die  vor  der  Drucklegung  dieser  Studie 
noch  bekannt  werdenden  Abänderungen  einzelner  Kassen  sollen 
in  der  Form  von  Anmerkungen  oder  in  einem  zusammenfassenden 
Schlusskapitel  nachgetragen  werden. 

Kollektiv-Bau-  und  Ablösungsgenossenschaft  Kobag  Basel. 

Die  Kobag  wurde  im  Sommer  1930  als  Genossenschaft  ge- 
meinnützigen Charakters  ohne  Bezweckung  eines  Gewinnes  ge- 
gründet. Die  Eintragung  ins  Handelsregister  erfolgte  am  25.  Juli 
1930.  Die  bei  Erlass  der  BRV  gültigen  Statuten  datieren  vom 
18.  Oktober  1930.  Eine  ausserordentliche  Delegiertenversammlung 
vom  Frühling  1934  begann  mit  deren  Revision,  ohne  sie  jedoch  zu 
beenden.    Es  wurde  im  Gegenteil  beschlossen,  die  kommende  BRV 
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abzuwarten,  um  ihr  die  neuen  Statuten  in  allen  Teilen  anpassen 
zu  können.  Die  ersten  Anteilscheine  lauteten  auf  Fr.  30. — ;  sie 
wurden  aber  sehr  bald  durch  solche  von  Fr.  50. —  ersetzt.  Sie 
sind  nicht  rückzahlbar.  Kredite  werden  entsprechend  dem  rein 
genossenschaftlichen  Charakter  der  Kasse  nur  an  Mitglieder  ge- 
währt; mit  der  Einreichung  eines  Antrages  muss  der  Anteilschein 
einbezahlt  werden,  eine  Bestimmung,  die  nun  durch  Art.  11,4  der 
BRV  aufgehoben  ist43). 

Das  Genossenschaftskapital  betrug  Ende  1934  Fr.  438  860. — , 
die  Reserven  Fr.  782  573.70.  Nach  dem  Quartalsausweis  per  31.  März 
1935  waren  die  entsprechenden  Zahlen  Fr.  455  760. —  beziehungs- 
weise Fr.  940  501.80. 

Die  Kobag  unterhielt  im  Anfang  eine  Filiale  in  Freiburg  i.  B, 
und  richtete  sich  überhaupt  in  ihrer  gesamten  Geschäftstätigkeit 
nach  gewissen  deutschen  Vorbildern,  was  auch  aus  einem  Gut- 
achten des  Reichs  Verbandes  deutscher  Bausparer  vom  November 
1931  erhellt.  Wahrscheinlich  waren  auch  deutsche  Bausparer- 
kreise an  der  Gründung  beteiligt,  und  es  scheinen  jedenfalls  ge- 
wisse Beziehungen  zu  der  Deutschen  Bau-  und  Siedlungsgemein- 
Schaft  in  Darmstadt  (DBS)  bestanden  zu  haben.  Genaues  war  dar- 
über nicht  zu  erfahren,  da  die  Kobag  irgendwelche  Auskünfte 
über  das  in  ihrer  Hauszeitung  Veröffentlichte  hinaus  nicht  erteilt. 
Jedenfalls  machte  sie  sich  aber  bald  frei  von  diesen  Einflüssen. 

Das  Verhältnis  der  Kasse  zu  den  Kreditnehmern  wird  nach 
den  allgemeinen  Bedingungen  vom  10.  November  1934,  wie  folgt, 
geregelt : 

Die  Vertragssumme  für  einen  Kreditvertrag  beträgt  mindestens 
Fr.  2000.—,  höchstens  Fr.  30  000.—.  Ein  Mitglied  kann  aber  mch- 
rere  Verträge  gleichzeitig  abschliessen.  Die  Hauszeitung  „Die  Ent- 
schuldung" ist  für  alle  Mitglieder  obligatorisch  bei  einem  Abonne- 
mentspreis von  Fr.  4. —  jährlich. 

Die  finanziellen  Verpflichtungen  des  Kreditnehmers  bis  zur 
Zuteilung  bestehen,  ausser  in  der  Erwerbung  der  Mitgliedschaft 
durch  Uebernahme  eines  nicht  rückzahlbaren  Anteilscheines  von 
Fr.  50.—,  in  einem  Eintrittsgeld  von  Fr.  10.—,  einer  Abschlussge- 
bühr von  Fr.  1.—  pro  Fr.  1000.—  der  Vertragssumme  und  einem  Ver- 
waltungskostenbeitrag von  10  %  der  Vertragssumme.  Dieser  letztere 
wird  zur  Vertragssumme  geschlagen  und  mit  derselben  amorti- 
siert. Laut  einer  Mitteilung  der  Verwaltung  in  der  „Entschuldung" 
wurden  im  Jahre  1934  nur  mehr  rund  6  %  für  Verwaltungskosten 
benötigt;  die  übrigen  4  %  sind  für  andere  Zwecke  in  Reserve  ge- 
steUt  worden.    Weitere  Gebühren  sind:  Notariats-  und  Steuertaxen, 


r 


—    48    — 

Bauschätzung  Fr.  10.—  bis  40.—,  Umschreibegebühr  bei  Vertrags- 
ubertragung  Fr.  10.—,  Stundungs-  oder  Verzugszinse  I/2  %  per 
Monat.  Die  Eigenleistungen  des  Kreditnehmers  bestehen  in  An- 
und  Weiterzahlungen  von  mindestens  3  0/^^  (bzw.  2  0/  im  sog. 
Klemtanf )  per  Monat  bis  zur  Mindestleistung  von  26  %  der  Ver- 
tragssumme. Wird  die  Mindestanzahlung  von  26%  innert  des 
ersten  Halbjahres  nach  Vertragsabschluss  erbracht,  so  ist  der  betr. 
Genossenschafter  während  der  nächsten  2  Jahre  von  jeder  Weiter- 
zahlung befreit.  Bei  Erreichung  der  Mindestanzahlung  im  2.  Halb- 
jahr dauert  die  Befreiung  von  den  Weiterzahlungen  nur  lU  Jahr 
und  so  fort.  ' 

Die  Zuteilungsberechtigung  trat  ursprünglich  mit  der  Einzah- 
!nof  ''''^  ^^  ^"^   ^^'    ^^'*  P^-ozentsatz  wurde  aber  schon  im  Jahre 
1931  auf  21  und  Ende  1934  auf  26  %,  erhöht.    Die  Erhöhung  auf 
^%  mag  mit  veranlasst  worden  sein  durch   die  im  Entwurf  zur 
BKV   ursprünglich    vorgesehene    Mindesteigenleistung    der   Kredit- 
nehmer von   25%;    der  Hauptgrund   dazu   ist  aber  wohl  eher  in 
propagandistischen    Erwägungen    zu    suchen.     Bekanntlich    nimmt 
die  Wartezeit  beim  deutschen  Bausparkassen-System  mit  dem  Alter 
der   Kassen   zu,   und    zwar   je   nach    der    Stärke    des   Neuzuganges 
mehr  oder  weniger  rasch,  um  endlich  nach  einer  Reihe  von  Jahren 
in  einen   gleichbleibenden   Beharrungszustand   überzugehen.    Dem- 
entsprechend nimmt  auch  die  durchschnittliche  Eigenansparung  bis 
zum  Moment  der  Zuteilung  von  Jahr  zu  Jahr  zu^^),  bis  auch  sie 
bei  einem  gewissen  Beharrungszustand  angelangt  ist.    Die  K  o  b  a  g 
hatte  schon  im  Jahre   1931,  als  die  durchschnittliche  Eigenanspa- 
rung ihrer  ZuteUungsanwärter   auf  mehr   als  20  %   gestiegen  war, 
die  Mindestanzahlung  diesem  Durchschnitt  angepasst  und  von   18 
auf  21  %  erhöhtes).    Dadurch  wurde  erreicht,  dass  die  Wartezeit, 
die   erst   vom    Moment   der   Erreichung   der   Mindestanzahlung   an 
berechnet  wird,  sich  verkürzte.    Nun  war  sie  aber  laut  „Entschul- 
dung    vom  Januar  1934  im  Mittel  nach  und  nach  doch  wieder  auf 
1%  Jahre  angewachsen  und  wird  bis  zum  November  noch  um  ei- 
nige Monate  gestiegen  sein.    Mit  der  Wartezeit  stieg  natürlich  auch 
die  durchschnittliche  Eigenansparung  der  Kreditanwärter,  so  dass 
eine  neue  Anpassung   der  vorgeschriebenen  Mindestanzahlung   ge- 
geben erschien.   Die  K  o  b  a  g  hat  damit  neuerdings  eine  Reduktion 
Ihrer  Wartezeiten  erreicht,  was  für  die  Propaganda  selbstverständ- 
lich von  eminenter  Bedeutung  ist. 

Für  die  Ratensparer  (zirka  50  %  der  sämtlichen  schweizeri- 
schen Bausparer),  die  keine  Sondereinlagen  machen  und  für  die 
der   Faktor   Zeit   bei   der   Zuteilung   ganz   besonders   ins    Gewicht 
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fällt,  wurde  aber  damit  die  Zuteilungsberechtigung  um  weitere 
17  Monate,  nämlich  von  bisher  nicht  ganz  6  auf  7  14  Jahre  (vom 
Beitritt  an  gerechnet)  hinausgeschoben.  Auch  bei  Berücksichti- 
gung der  in  Zukunft  obligatorischen  Guthabenzinseh  von  2  % 
macht  die  Verlängerung  noch  zirka  ein  Jahr  aus. 

Die  Zuteilungen  erfolgen  monatlich  in  der  Höhe  der  verfüg- 
baren Mittel  unter  Leitung  der  Direktion  durch  eine  von  den  Kre- 
ditbewerbem  gewählte,  aus  jeweils  12  Zuteilungsanwärtern  be- 
stehende Zuteilungskommission.  Die  Zuteilungsfaktoren  werden 
monatlich  errechnet  nach  dem  Zeit  X  Geld-System  (Einzahlungen 
X  Tage:  Kreditsumme).  Die  Summe  der  sämtlichen  Faktoren  gibt 
die  Schlüsselzahl.  Bei  gleichen  Schlüsselzahlen  geht  der  Vertrag 
mit  der  früheren  ersten  Anzahlung  vor. 

Vom  1.  Oktober  1935  an  werden  nur  noch  80  %  des  Zutei- 
lungsfonds (Leistungsgruppe)  nach  diesem  System  verteilt.  Die 
übrigen  20  %  bilden  die  sog.  Reihengruppe  und  werden  zugeteilt 
in  der  Reihenfolge  der  Erreichung  bzw.  Ueberschreitung  der 
Mindestanzahlung.  Diese  20  %  werden  also  nach  dem  Listen- 
system zugeteilt.  Die  Zuteilung  erfolgt  höchstens  in  der  Höhe  der 
Belehnungsgrenze,  die  nach  Rückzahlung  der  bisherigen  Eigen- 
leistungen des  Kreditbewerbers  im  Maximum  80  %  der  Schätzungs- 
summe der  Bauschatzungskommission  beträgt. 

Die  Ausgleich-Beträge  sind  in  den  Bedingungen  vom  10.  No- 
vember 1934  von  maximal  5  %  auf  maximal  12  %  erhöht  worden. 
Dieses  Maximum  bezieht  sich  auf  Zuteilungen  im  ersten  Vertrags- 
jahre; mit  jedem  halben  Jahr  nimmt  der  Ausgleichbetrag  um 
1  %  ab.  Letzterer  kann  reduziert  werden  durch  stärkere  durch- 
schnittliche Rückzahlungen.  Bei  entsprechend  starker  Rückzahlung 
werden  ausserdem  noch  Verwaltungskosten-Beiträge  erlassen  bis  zu 
höchstens  1,5  %. 

Durch  die  neuen  Bedingungen  vom  November  1934  führte  die 
K  o  b  a  g  für  diejenigen  Anzahler,  die  im  zehnten  halben  Jahr 
noch  nicht  zugeteilt  worden  sind,  eine  Zinsausfallvergütung  von 
% — ^  %,  P-  a.  auf  den  jeweiligen  Anzahlungen  ein.  Diese  Ver- 
gütung wird  nun  allerdings  infolge  der  BRV  gegenstandslos,  da 
letzere  einen  Guthabenzins  von  mindestens  2  %  ganz  allgemein 
vorschreibt. 

Die  Kobag  wird  also  ihre  Zinsberechnung  von  Grund  auf 
revidieren  müssen,  erstens  einmal  durch  Gewährung  eines  Gut- 
habenzinses von  2  %  im  Minimum  und  zweitens  durch  Eintragung 
eines  bestimmten  Darlehenszinses  im  Grundpfandtitel,  der  min- 
destens dem  sich  unter  Mitberücksichtigung  der  Verwaltungskosten 
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ergebenden  tatsächlichen  Darlehenszinsfuss  entspricht.  Letzterer 
muss  somit  unter  allen  Umständen  höher  sein  als  der  Guthaben- 
zinsfuss  von  2  %.  Dem  Vernehmen  nach  soll  die  K  o  b  a  g  auch 
bereits  einen  Darlehenszinsfuss  von  31/4  %  in  Aussicht  genommen 
haben. 

Die  Tilgung  der  Restschuld  hat  laut  den  Bedingungen  spätestens 
20  Tage  nach  der  Auszahlung  des  Darlehens  zu  beginnen.  Sie  be- 
trägt mindestens  S^/^^  der  Vertragssumme  pro  Monat.  Höhere 
Tilgungen  sind  zulässig  und  sogar  erwünscht.  Bei  nachgeweisener 
Notlage  des  Schuldners  kann  die  Direktion  gegen  Bezahlung  eines 
,JCompen8ationszinses"  eine  Reduktion  auf  4,5  bzw.  4  ^/^^  bewil- 
ligen. Der  Kompensationszins  wird  der  Kreditsumme  zugeschla- 
gen; er  beträgt  3,15  bzw.  6  %  der  zur  Zeit  der  Bewilligung  be- 
stehenden Restschuld. 

Die  Frage  der  Verwendung  von  Fremdgeld  hat  die  K  o  b  a  g 
durch  Gründung  der  Amortisationshypothekenbank  A.-G.,  Basel 
gelöst.  Die  Bank  besitzt  ein  Aktienkapital  von  Fr.  600  000,  woran 
die  K  o  b  a  g  selber  mit  rund  Fr.  300  000  beteiligt  ist.  Die  Geschäfts- 
eröffnung erfolgte  im  Dezember  1934.  Die  Amortisationshypotheken- 
bank gibt  Kassaobligationen  mit  5  Jahren  Laufzeit  zu  rund  4,5  % 
heraus;  die  Anlage  der  Gelder  soll  in  Amortisationshypotheken  und 
Zwischenkrediten  an  K  o  b  a  g  -  Schuldner  erfolgen.  Bisher  wurden 
solche  Zwischenkredite  von  der  Kasse  nur  in  beschränktem  Masse 
gewährt,  und  seit  der  Errichtung  der  Amortisations-Hypotheken- 
bank kommen  sie  überhaupt  für  direkte  Gewährung  seitens  der 
K  o  b  a  g  nicht  mehr  in  Frage.  Sie  betrugen  nach  der  Bilanz  per 
Ende  1933  Fr.  154  000,  nach  der  Zwischenbilanz  per  30.  September 
1934  Fr.  94  000  und  sind  aus  der  Bilanz  pro  Ende  1934  überhaupt 
ganz  verschwunden. 

Der  Rücktritt  vom  Vertrag  vor  der  Zuteilung  ist  dem  Kredit- 
nehmer jederzeit  gestattet.  Seine  Anzahlungen  auf  Sperrkonto  wer- 
den ihm  voll  zurückbezahlt  mit  2  %  Jahreszins  abzüglich  10  % 
Verwaltungskosten,  höchstens  1  %  der  Kreditsumme,  und  zwar 
dem  noch  nicht  zugeteilten  Kreditbewerber  innert  1 — 6  Monaten 
nach  Kündigung,  dem  Zuteilungsanwärter  in  dem  Moment,  in  dem 
er  bei  regelmässiger  Weiterzahlung  auf  Grund  des  weiter  gerech- 
neten Zuteilungsfaktors  zugeteilt  worden  wäre.  Es  steht  jedoch  der 
Kasse  frei,  die  Anzahlungen  innert  6  Wochen  seit  Rücktritt  zu- 
rückzuzahlen. Die  vorstehende  Erstreckung  des  Rückzahlungs- 
termins ist  als  Sicherheit  für  den  Fall  zahlreicher  gleichzeitig 
eintretender  Rücktritte  aufzufassen;  sie  entspricht  übrigens  genau 
den  Bestimmungen  der  BRV. 
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Bisher  wurden  Verträge  von  zurücktretenden  Mitgliedern  in 
der  Regel  durch  die  K  o  b  a  g  an  andere  Genossenschafter  verkauft, 
und  die  Kasse  vergütete  dem  Zurücktretenden  die  volle  Anzahlung 
ohne   Abzug  von  Verwaltungskosten-Beiträgen. 

Der  Anteilschein  sowie  die  Eintritt-  und  Abschlussgebühren 
sind  allerdings  in  jedem  Falle  verloren;  aber  die  Rücktrittsbe- 
dingungen der  K  o  b  a  g  dürften  trotzdem  zu  den  günstigsten  aller 
schweizerischen  Kassen  gehören. 

Die  Kontrolle  wurde  bisher  durch  12  Mitglieder  ausgeübt. 
Nach  der  BRV  werden  diesbezüglich  Aenderungen  eintreten  müs- 
sen, da  die  Besetzung  der  Kontrollstelle  durch  von  der  Kasse 
vollkommen  unabhängige   Buchsachverständige  vorgeschrieben   ist. 

Bisherige  Entwicklung:  Die  K  o  b  a  g  hat  den  Vorsprung  von 
zirka  einem  Jahr,  den  sie  als  erste  schweizerische  Bausparkasse 
vor  der  Eigenheim  A.-G.  besitzt,  ausserordentlich  gut  ausgenützt. 
Wie  die  Gemeinschaft  der  Freunde  in  Deutschland,  so  ist  die 
K  o  b  a  g  in  der  Schweiz  auch  hinsichtlich  der  Entwicklung  weitaus 
an  der  Spitze  geblieben.  Beim  Inkrafttreten  der  BRV  am  15.  Fe- 
bruar 1935  hatte  sie  einen  Bestand  von  rund  9700  Verträgen  mit 
Fr.  154  000  000  Vertragssumme,  von  insgesamt  18  484  Verträgen 
mit  Fr.  308  536  000  Vertragssumme  sämtlicher  schweizerischer 
Kassen,  also  ziemlich  genau  die  Hälfte. 

Leider  war  es  gerade  bei  dieser  ältesten  und  grössten  schwei- 
zerischen Bausparkasse  unmöglich,  irgendwelche  Auskünfte  über 
die  Gliederung  der  Verträge  hinsichtlich  Beruf  und  Alter  der  Mit- 
glieder, Art  der  Bauten  usw.  (vgl.  Wohnkultur)  zu  bekommen.  Aus 
der  „Entschuldung"  ist  darüber  nicht  viel  zu  entnehmen.  Diese 
enthält  in  der  Hauptsache  neben  Kampfartikeln  gegen  die  zahl- 
reichen Angriffe,  denen  die  K  o  b  a  g  von  Anfang  an  ausgesetzt  war, 
Berichte  über  Zuteilungen,  Einweihungen  von  K  o  b  a  g  -  Häusern, 
Sektionsversammlungen  usw. 

Ueberall,  wo  eine  Anzahl  Mitglieder  wohnen,  werden  Sektio- 
nen errichtet  mit  regelmässigen  Monatsversammlungen,  Familien- 
abenden, K  o  b  a  g  -  Volkstagungen,  Vorträgen,  Filmvorführungen 
usw.  Die  Zuteilungen  werden  bald  da,  bald  dort  veranstaltet  und  zu 
Propagandazwecken  möglichst  als  Massendemonstrationen  durchge- 
führt. Die  K  o  b  a  g  bezeichnet  sich  selber  gerne  als  „Volksbewe- 
gung", und  es  kann  ihr,  bzw.  dem  Bausparwesen  überhaupt,  eine 
gewisse  Berechtigung  dazu  nicht  abgesprochen  werden. 

Infolge  der  raschen  Zunahme  ihres  Personals  sah  sich  die 
K  o  b  a  g  im  Sommer  1934  veranlasst,  in  Basel  als  Sitz  ihrer  Ver- 
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jedoch  kurz  vorher  vo^'  .w  ^^^  f P™f»"g«koinmi8sion  war 
worden  und  hmeLfZ  7"'"^.V^'*''>tungsratsmitglied  gewarnt 
täglich  auf  efn  neu  eS    ,     %    '  f 'fr*^°  eingehenden  Beträge 

de^  Koha;re::ierfwtLrrut;'?T  '^'  f«"^^'^--^- 

der  jeweUige  Tageseingang  im  BeTe  der  BaJ  ''""  '''"'  "^^'^ 

Koh'^TuJtrTirLf '.  ''^   ^f-'— S    dazu,    das.    die 

verwaltet  G^LtSrUr^^^^^^^  'T  «^^/^'^^'^-in 
Fanstpfandrecht  zuaunntenT     •       ^  abzuwenden,  daran  ein 

tretung    der    Kreditbewerber     der    7. Jl        T"^^"  "•"  "^^^  ^«'■ 
sam  verfügen  und  insbe:td;re  dies^JlT^^^^  ^^•"^•- 

oder  belehnen  lassen.  *^^  "*="'*  ^*^^  verpfänden 

6e.wttr1ie'Ko\"S"  "'^l ''^  ^""'^"'""^  «^^  ^--^- 
über  die  Zutei?::gt  L^rzu'tL         ^'^'^l''''""''-    ^-^'^ 
Zahlen  veröffentlicL  .  Sie  ttrugen^rE^ t^^^^^^ 
Fr.  1300  (XW;  1932:  177  Verträge' mi^^p!  2  978 So    rnnfv"'' 
trage  mit  Fr.  9  436  000;   1934-1324  V^rtX  '  r-  ^  ^*"'" 

Am  15.  Februar  191';    lu     u      /^^ /««"ge  mit  Fr.  21905  000. 
reoruar  ivd5,  also  bei  Inkrafttreten  At-r  RRV 

der  gesamte  Vertragsbestand  in  nmden  ZaMen  'L!?!' 

wie  folgt «) :  -^«"laen  tarnen  ungefähr  zusammen 

Insgesamt  abgeschlossene   Verträge  9700   für  Fr    154nnftnnn 
davon  waren  zngeteUt  1436  für  Fr.  23  600  000   (15:3%) 

Von  den  restlichen  zirka  8270  V»rt,o»«     j-_c 
bereits  mit  mehr  als  20  ^    «^^^  Vertragen  durften  gut  die  Hälfte 

nach   den   Bedineungen   der  K  «  K  o        j-         •        7    jedoch  nicht 
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Bilanzen  sowie  vierteljährliche  Zwischenhilanzen  werden  zwar 
regelmässig  in  der  „Entschuldung"  veröffentlicht.  Sie  geben  aber, 
da  die  Verlust-  und  Gewinnrechnungen  nicht  mit  publiziert  wer- 
den, kein  genügend  klares  Bild  über  den  wirklichen  Stand  und 
die  fortlaufende  Entwicklung  des  Unternehmens. 

Nach  der  Bilanz  pro  Ende  1934  stellten  sich  die  Verbindlich- 
keiten wie  folgt: 

Guthaben   der  Kredit anwärter    .     .     .     Fr.  16  755  344.60 
Uebrige   Verbindlichkeiten      ....       „         684  573.47 

Fr.  17  439  918.07 
Dagegen  betrugen  die  eigenen  Mittel: 

Anteilscheine Fr.        438  860. — 

Ausgleichgebühren „         801 589.50 

Reserven „  782  573.70 

Gewinnsaldo „  12923.03 

Fr.     2  035  946.23 
=  11,7  %   der  Verbindlichkeiten. 

Die  eigenen  Mittel  entsprechen  somit  bei  weitem  den  Anforde- 
rungen von  Art.  11,1  der  BRV,  wonach  sie  mindestens  Ygo  ^^^ 
Verpflichtungen  ausmachen  müssen.  Ebenso  genügen  sie  den  An- 
forderungen von  Art.  11,  2  (mindestens  Vg^  der  gesamten  Vertrags- 
summe der  noch  nicht  zugeteilten  Kreditnehmer,  deren  Guthaben 
^/g   der   Zuteilungssumme   erreicht  hat.) 

Auffällig  ist  die  hohe  Zahl  der  Eigenverträge  (Lagerverträge, 
die  zum  Verkauf  bestimmt  sind);  dieselben  betrugen  Fr.  1679  000 
(1933:  Fr.  422  000).  Nach  Art.  20  der  BRV  ist  in  Zukunft  nur 
noch  die  vorübergehende  Weiterführung  von  Kreditverträgen  Zu- 
rückgetretener aus  eigenen  Mitteln  zulässig. 

Ihrer  bereits  mehrfach  erwähnten  Reserviertheit  hatte  es  die 
K  o  b  a  g  zu  verdanken,  dass  sie  weit  mehr  als  andere  Bauspar- 
kassen, die  mit  der  Darlegung  ihrer  Verhältnisse  weniger  hinter 
dem  Berg  hielten,  von  Anfang  an  zahlreichen  heftigen  Angriffen 
von  allen  Seiten  ausgesetzt  war,  gegen  die  sie  sich  allerdings  mit 
grossem  Geschick  zur  Wehr  setzte  und  die  sie  vor  allem  propa- 
gandistisch auszunützen  verstand. 

Eigenheim  A.-G.,  Basel. 

Als  zweite  Bausparkasse,  ebenfalls  mit  Sitz  in  Basel,  wurde 
am  18.  März  1931  die  E  i  g  e  n  h  e  i  m  A.-G.  gegründet.  Das  Aktien- 
kapital betrug  Fr.  65  750,  eingeteilt  in  1300  Stammaktien  von 
Fr.  50.—  nom.  =  Fr.  65  000  und  150  Vorzugsaktien  von  Fr.  5.— 
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mit  50f achem  ( ! )  Stimmrecht.  Einbezahlt  wurden  Fr.  35  000  Nach 
der  Bilanz  per  31.  Dezember  1933  war  jedoch  das  ganze  Aktien- 
kapital  voll  einbezahlt  und  in  der  Generalversammlung  vom 
22.  AprU  1934  wurde  die  Erhöhung  desselben  auf  Fr.  200  000 
untef   gleichzeitiger   Abschaffung   der   oben   erwähnten    Vorzugs- 

F  Ti7^r'''^''*'':.  ^"'^"  ^''*  ^'"■^"  *■"  g«°^«°  einbezahlt 
Fr  117  750.  Die  Aktien  dürfen  nach  den  allgemeinen  Vertrags- 
bedingungen von  den  Darlehensnehmern  nur  mit  Genehmigung 
des  Verwaltungsrates  veräussert  oder  verpfändet  werden;  für  die 
übrigen  Aktionäre  besteht  diesbezüglich  volle  Freiheit. 

1  V.  ^u  i^^™  I'^krafttreten  der  BRV  gültigen  „Allgemeinen  Dar- 
lehensbedmgungen"  datieren  vom  Mai  1933.  Dazu  gehört  ein  An- 
hang vom  Januar  1934  mit  „Durchführungsbestimmungen  für  die 
Kapitalsparverträge".  Die  hauptsächlichsten  Bestimmungen,  die 
im  allgememen  der  BRV  entsprechen,  sind: 

Vertragssumme  ist  weder  nach  oben,  noch  nach  unten  be- 
grenzt. Zulassig  ist  auch  der  gemeinsame  Abschluss  eines  Kredit- 
vertrages von  mehreren  Personen  gemeinsam  mit  einer  einzigen 
Vertragssumme.  Die  Verfügung  über  das  Darlehen  kann  nur  "ge- 
meinsam oder  durch  einen  zum  voraus  bestimmten  Treuhänder 
erfolgen.  Für  die  Rückzahlung  des  Darlehens  besteht  Solidar- 
naltung. 

Hauszeitung,  „Das  Eigenheim"  erscheint  seit  der  Gründung 
monatlich  Sie  ist  für  die  Kreditnehmer  obligatorisch  und  dient 
aJs  offizielles  Publikationsorgan.    Preis   Fr.   5.—  jährlich. 

Eintrittsgebühren:  Fr.  10.—  Aufnahmegebühr.  Femer  für  je 
Fr.  50  000  Vertragssumme  Uebernahme  von  mindestens  einer 
Stammaktie  zum  Kurse  von  100  %.  (Diese  Bestimmung  muss  ge- 
mäss BRV,  Art.  11,4  gestrichen  werden.)  Ausfertigungsgebühr  in 
der  Hohe  von  Fr.  1.—  pro  Fr.  1000.—  Vertragssumme,  bei  Ab- 
schluss des  Vertrages  zu  bezahlen. 

Verwaltungskosten-Beitrag  in  der  Höhe  von  10  %  der  Vertrags- 
summe (einschliesslich  2  %  Werbekosten)  wird  den  Kreditnehmern 
buchmassig  belastet  und  auf  mindestens  15  Vertragsjahre  verteilt. 
In   den   Tilgungsbeträgen  ist  er  enthalten. 

Weitere  Gebühren  sind:  Umschreibegebühr  bei  Vertragsüber- 
tragung  =  1  o/^^  (mindestens  Fr.  10.-) ;  Gebühr  für  Abänderung 
der  Vertragssumme  =  Fr.  10.-.  Verschreibungskosten,  Baubera! 
tung,  BaukontroUe,  Schätzung  usw.  gehen  zu  Lasten  des  Kredit- 
nehmers. 

Eigenleistung:  Ein  Grundanteil  von  10  %  der  Vertragssumme, 
sofort  nach  Abschluss  des  Vertrages  zahlbar,  bei  besonderer  Ver- 
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einbarung   auch   in   Raten.    Weiterzahlungen  2  ^/^^   monatlich   bis 
zum  Beginn  der  Tilgung.  (Nach  Art.  23  der  BRV  wenigstens  20  ^.) 

Der  Eintritt  der  Zuteilungsberechtigung  ist  nicht  genau  um- 
schrieben, richtet  sich  aber  wohl  nach  der  Vollzahlung  des  Grund- 
anteils.   Irgendeine  zeitliche  Beschränkung  besteht  nicht. 

Zuteilungsverfahren,  Die  Zuteilung  erfolgt  monatlich  nach 
Schlüsselzahlen  gemäss  der  Formel  „G«ld  X  Zeit:  Vertragssumme". 
Die  zugeteilte  Vertragssumme  steht  dem  Mitglied  während  eines 
halben  Jahres  auf  Abruf  zur  Verfügung.  Nachher  wird  sie  zur 
nächsten  Zuteilung  verwendet.  Sie  kann  aber  unter  Einhaltung 
einer  Frist  von  4  Wochen  bis  zur  neuen  Zuteilung  abgerufen 
werden. 

Belehnungsgrenze  (ohne  Berücksichtigung  der  Eigenleistung) : 
Bei  Neubauten  90  %,  bei  Hypothekenablösungen  und  Hauskauf 
70  ^0  des  festgestellten  Schätzungswertes.  (Nach  Art.  24,  4  der 
BRV  darf  die  Belehnungsgrenze  höchstens  auf  80  ^,  festgesetzt 
werden. ) 

Ausgleichbeträge  für  die  früh  zugeteilten  Kreditnehmer  sind 
in  den  Tilgungsraten  enthalten.  Die  EAG  ist  hier  ihre  eigenen 
Wege   gegangen.    Weiteres   siehe   unter   Tilgung. 

Verzinsung,  Die  EAG  vertrat  bis  Mai  1933  das  zinslose  Sy- 
stem. Seither  verrechnet  sie  zirka  2,5  ^  Zins  in  Form  von  Aus- 
gleichsbeiträgen. Doch  gilt  das  mit  Bezug  auf  die  K  o  b  a  g  Gesagte 
auch  hier. 

Tilgung,  Massgebend  sind  dafür  die  Art.  4,8  und  17  der  all- 
gemeinen Bedingungen.  Die  Tilgung  des  Darlehens  erfolgt  in 
monatlichen  Raten  von  4  ^/^^  der  Vertragssumme.  Sie  beginnt  mit 
dem  auf  die  Auszahlung  des  Darlehens  folgenden  Monatsersten, 
bei  Neu-  und  Umbauten  mit  der  Auszahlung  des  letzten  Teil- 
betrages, spätestens  jedoch  7  Monate  nach  Auszahlung  des  ersten 
Teilbetrages.  Die  im  ersten  Warte  jähre  zugeteilten  Kreditnehmer 
haben  diese  Tilgungsquote  während  25  Jahren  zu  leisten,  wobei 
die  Wartezeit  vom  Zeitpunkt  der  Vollzahlung  des  Grundanteils 
von  10  %  an  gerechnet  wird. 

Die  Tilgungszeit  (und  damit  auch  die  Tilgungssumme)  er- 
mässigt  sich: 

a)  für  jeden  nach  Ablauf  des  ersten  Warte  Jahres  zurückgelegten 
vollen  Monat  Wartezeit  um  einen  Monat; 

b)  für  jedes  den  Grundanteil  von  10  %  und  die  monatlichen 
Pf  licht  sparraten  übersteigende  volle  Prozent  der  Vertrags- 
summe  (Sonderzahlung)   um  2  Monate; 


t 


iii 


—    56    — 

c)  für  jedes  durch  erhöhte  laufende  oder  einmalige  Tilgung  ein- 
gesparte voUe  Jahr  der  Tilgungszeit  um  einen  Monat. 

.  ^^"T""  verlängert  jeder  Monat,  in  dem  der  Kreditnehmer 
seme  Pflichtsparrate  verspätet  oder  nicht  vollständig  bezahlt  hat, 
die  Tilgungszeit  um  einen  Monat 

r...^"^  n'*''^!  "*'*  Ausgleichen  verbundene  Tilgnngssystem  soll 
nach  den  Berechnungen  der  EAG,  die  aber  nicht  weiter  ausge- 
führt werden,  laut  den  „Erläuterungen  zu  den  DarlehensbedL 
gungen  dem  Regelsparer  für  seine  Spareinlagen  eine  Zinsver- 
gütung von  zirka  2,5  %  p.  J.  erwachsen,  dem  die  gleiche  Zins- 
belastung  m  der  TUgungszeit  gegenübersteht. 

Familienschutz  besteht  nicht. 

Fremdgeld    Auch  in  dieser  Frage  geht  die  EAG  ihre  eigenen 

laf  lii-  IT  "?^™"^  '"  ^"^-  Kapitalsparverträge  im  Ja- 
nuar  1934.  Sie  bezweckt  damit  sowohl  die  Heranziehung  von  reinen 
Spargeldern,  wie  auch  die  zeitweise  Verwendung  zu  Zwischen- 
kreduen  von  zugeteiken  Krediten  solcher  Mitglieder,  die  es  mit 
der  Verwirklichung  direr  Bauprojekte  nicht  eUig  haben. 

here^''.U^'""rf    ""''    Kapitalsparvertrages    kann    von    vorne- 
herem  als  Kapitalsparvertrag  erfolgen.    Die  spätere  Umwandlung 
n  einen  Darlehensvertrag  ist  möglich.    Umgekehrt  kann  ein  Dar! 
lehensvertrag  vor  der  ZnteUung  jederzeit,  nach  der  Zuteilung  in- 
nert 6  Monaten  in  einen  Kapital-Sparvertrag  umgewandelt  werden, 
aUerdings   im   letzteren  Falle   unter  der  Voraussetzmig,   dass   das 
Darlehen    noch    nicht    in    Anspruch    genommen    worden    sei      dL 
Umwandlung  erfolgt  auf  eine  beliebige  Anzahl  ganzer  Jahre.    Der 
Kapialsparer  erhält  ausser  den  Tilgungsnachlässen  nach  den  "Z 
gemeuien  Bedingungen  (vgl.  oben  unter  „Tilgung")  „och  ft  gende 
Sondervergütungen  für  die  Dauer  der  Ueberlassung  seines  Kapitals 
an  den  Zwischenkreditfonds:  a)  Reduktion  der  Sparrate  von  2  V 
monatlich  auf  lo/„^;  b)  Gutschrift  von  monatlich  3  »/      der  Ver! 
tragssumme  auf  seinem  Konto;  Reduktion  der  TUgungsz'it  um  die 
vol  e  freiwiUige  Wartezeit,  d.  h.  um  die  Dauer  des  Kapitalspar- 
Vertrages  (vgl.  auch  Broschüre  der  EAG  „Jugend  und  Bausparen"). 
Ztvischenkredite  werden  im  Rahmen  der  zur  Verfügung  ste- 

ttl  K  ;?  k'"  2-'-'?-''-ditfonds  nur  an  zuteilun|^:rech. 
tigte  Kreditnehmer  vergeben  zu  einem  Zinssatz  von  4%  p  J 
unter  Vorbehak  der  eventuellen  Anpassung  an  den  freien  Markt 
bei  wesenthcher  Erhöhung  oder  Reduziening  der  Zinssätze.  Wäh- 
rend  der  Laufzek  des  Zwischenkredits  müssen  die  Sparraten  in  der 
vorgeschriebenen  Höhe  von  2  »/„„  monatlich  weiter  bezahlt  werden 


1    1    > 


r  l> 


y 


•\ 


4 


i 


t 


r 


—    57    — 

Die  Zwischenkredite   sind  in  genau  gleicher  Weise  sicherzustellen 
wie  die  definitiven  Darlehen. 

Prämien.  Für  jedes  zugeführte  neue  Mitglied  werden  dem 
Werhemitglied  2  o/qq  des  einbezahlten  Grundanteils  der  geworbe- 
nen Vertragssumme  einmalig  für  die  Schlüsselzahl  gutgeschrieben. 

Vertragskündigung  vor  Zuteilung  durch  den  Kreditnehmer  ist 
auf  Ende  eines  Kalenderjahres  mit  sechsmonatlicher  Kündigungs- 
frist möglich.  Der  bereits  belastete  Teil  der  Verwaltungskosten, 
sowie  die  Eintritts-  und  Ausfertigungsgebühren  werden  nicht  zu- 
rückvergütet. Die  Rückerstattung  erfolgt  nach  Massgabe  der  vor- 
handenen Mittel.  Die  in  einem  Jahre  zur  Rückzahlung  kommen- 
den gekündeten  Beträge  dürfen  aber  die  Höhe  von  50  ^  der  im 
Kündigungs  jähre  eingegangenen  Netto  tilgungsraten  nicht  über- 
steigen. 

Die  Kontrollstelle  wird  alljährlich  von  der  Generalversamm- 
lung bestellt.  Bisher  wurde  die  Kontrolle  von  3  Aktionären  be- 
sorgt. Es  ist  jedoch  in  den  Statuten  ausdrücklich  vorgesehen,  dass 
damit  auch  Nichtaktionäre  beauftragt  werden  können.  Nach 
Art.  16, 1  der  BRV  ist  übrigens  für  die  Zukunft  die  Besetzung  der 
Kontrollstelle  durch  sachkundige,  von  der  Kasse  unabhängige  Revi- 
soren vorgeschrieben. 

Ueber  die  Entwicklung  der  Kasse  orientieren  die  nachstehen- 
den Zahlen:  Ende  1931  waren  zugeteilt  14  Verträge  mit  Fr.  113  000, 
Ende  1932  waren  es  66  Verträge  mit  Fr.   100  000. 

In  den  folgenden  Jahren  setzte  sich  der  Vertragsbestand  zu- 
sammen  aus  Verträgen  bzw.   Summen    (in   Millionen  Franken) : 


Fnde  1933 

Anzahl     Summe 

Ende  1934 

Anzahl     Summe 

15.  n.  35 

Anzahl     Summe 

Zugeteilte 

Noch  nicht  Zugeteilte  . 

227       3  297 
.       1602     20  885 

377      5  751 
2100     32  119 

391       6  003 
2050     31 319 

Total       1829     24 182 


2477     37  870 


2441     37  322 


Auffallend  ist  der  Rückgang  der  noch  nicht  zugeteilten  Ver- 
träge von  Ende  1934  bis  15.  Februar  1935.  Jedenfalls  sind  auf  das 
Inkrafttreten  der  Verordnung  hin  eine  Anzahl  rückständiger  Ver- 
träge  annulliert  worden. 

Die  Eigenheim  hat  mit  10  ^  die  niedrigste  obligatorische 
Eigenleistung.  Bei  keiner  andern  schweizerischen  Bausparkasse  ist 
eine  so  niedrige  Eigenleistung  zu  finden,  wohl  aber  bei  zahlreichen 
deutschen.  Deutsche  Einflüsse,  die  allerdings  dann  in  der  Folge 
ausgeschaltet  wurden,  machten  sich  aber  auch  bei  der  Gründung 
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verschiedentlich  gehend,  so  z.  B.   auch  bei  der  Zusammensetzung 
des    ersten   Verwahungsrates   und    dem    SOfachen   Stimmrecht    der 
Vorzugsaktien.    Aus  der  durchschnittlichen  Eigenansparung  bis  zur 
Zuteilung  ergibt  sich  aber  auch,  dass  der  Satz  von  10  %  praktisch 
überhaupt  nicht  oder  doch  höchstens  bei  einigen  der  allererst  zu- 
geteihen  Sparer  zur  Gehung  kam.    Diese  durchschnittliche  Eigen- 
ansparung   im   Moment   der  Zuteilung  betrug  für   die   Jahre   1931 
bis  1934:   16,  18,  19  und  23  %.    Die  Prozentsätze  zeigen  deutlich, 
wie   mit   zunehmendem   Alter   der  Kassen   die   Wartezeiten   länger 
werden,  wenn  man  dieselben  vom  Moment  des  Vertragsabschlusses 
l)z  y.  der  ersten  Einzahlung  an  rechnet  und  nicht  vom  Eintritt  der 
Zuteilungsberechtigung,  wie  es  fast  allgemein  aus  Propagandagrün- 
den geschieht.    Der  Prozentsatz  von  23  für  das  Jahr  1934  ist  bei 
dem  Alter  der  EAG  übrigens   sicher  noch  recht   günstig  zu  nen- 
nen.   Die  um  ein  Jahr  ältere  Kobag  steht  jedenfalls  schon  be- 
deutend höher.    Leider  liegen  ähnliche  Angaben  seitens  dieser  letz- 
teren Kasse  nicht  vor;  aber  der  Beweis  liegt  schon  in  der  im  No- 
vember   1934   vorgenommenen   Heraufsetzung    der   Mindestleistung 
auf  26  %. 

Die  ausbezahlten  Darlehen  verteilen  sich   auf  die  verschiede- 
nen Berufsgruppen  wie  folgt  (in  %   der  beliehenen  Verträge:) 


Arbeiter 

Gewerbetreibende  ,  . 
Beamte  (inkl.  Lehrer) 
Freie  Berufe  .  .  .  . 
Hausfrauen       .     .     .     . 

Landwirte 

Gesellschaften       .     .     . 


Es  entfielen  auf 

Neubauten 

Hypothekenablösungen 
Haus-  und  Landkauf  . 
Kapitalsparverträge 


ade  1932 

Ende  1933 

Ende  1934 

43 

35 

36,6 

27 

27,5 

15,3 

16 

25,5 

28,1 

8 

5 

2,3 

3 

4,6 

6 

10,5 

12,7 

1,3 

100 

100 

100 

52,3 

48 

48,2 

43,1 

40 

42,2 

4,6 

10,5 

6,7 

1,5 

2,9 

100 


100 


100 


Verbindlichkeiten  nach  den  Bilanzen  der  letzten  3  Jahre    in 
1000  Franken:  ' 
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Das  Sparer-Konto 

Die  übrigen  Verbindlichkeiten 

Total  Verbindlichkeiten  .     .     . 


1932 

1018,5 
1,7 


1933 

3355,2 
18,4 


1934 

5772,8 
50,9 


1020,2        3373,6        5823,7 


Dagegen  stellten  sich  die  eigenen  Mittel  nach  der  Verteilung 
des  Aktivsaldos  in  1000  Franken  auf: 


Einbezahltes  Aktienkapital 
(nominal  Fr.  200  000)      . 

Reserven 

Vortrag  auf  neue  Rechnung 

Total  eigene  Mittel      .     .     . 


1932 

35,0 
32,6 

67,6 


1933 

65,8 

100,0 

15,5 

181,3 


1934 

117,8 

200,0 

43,7 

361,5 


Die  eigenen  Mittel  betrugen  Ende  1934  rund  6,2  ^  der  Ver- 
bindlichkeiten, also  mehr  als  ^/2o,  ^i^  ^^  Art.  11, 1  der  BRV  ver- 
langt wird.  Ebenso  genügen  sie  bei  weitem  den  Anforderungen 
von  Art.  11, 2  (mindestens  ^/^q  der  gesamten  Vertragssumme  der 
noch  nicht  zugeteilten  Kreditnehmer  mit  20  oder  mehr  Prozent 
Einzahlung). 

An   Dividenden   wurden   in    den   erwähnten   3    Jahren   je    5  ^ 
ausgerichtet. 

An  Zwischenkrediten  gewährte  die  Kasse  ihren  zuteilungsbe- 
rechtigten Kreditnehmern  ziemlich  bedeutende  Summen.  Dieselben 
betrugen  laut  Mitteilung  der  Direktion  Ende  1933:  Fr.  217  000 
(23  Zwischenkredite),  Ende  1934:  882  000  (71  Zwischenkredite). 
Da  die  eigenen  Mittel  sich  zu  diesen  Zeitpunkten  bei  weitem  nicht 
so  hoch  stellten,  und  entsprechende  „übrige  Verbindlichkeiten" 
auch  nicht  bestanden,  so  ist  anzunehmen,  dass  sie  aus  den  Gut- 
haben der  Sparer  entnommen  wurden,  eine  Massnahme,  die  in  Zu- 
kunft nach  Art.  14, 1  der  BRV  nicht  mehr  statthaft  sein  wird. 

Alles  in  allem  kann  die  EAG  als  eine  lebensfähige,  seriös  ge- 
leitete Kasse  bezeichnet  werden,  die  von  dem  Bestreben  geleitet 
ist,  Unbilligkeiten  gegenüber  den  später  zugeteilten  Kreditnehmern 
nach  Möglichkeit  zu  vermeiden  und  Nachteile  auszugleichen.  Die 
Anpassung  an  die  Forderungen  der  BRV  wird  ihr  ohne  Zweifel 
ohne  grosse  Schwierigkeiten  möglich  sein.  Als  ein  Mangel  mag 
bezeichnet  werden,  dass  sie  bisher  nur  die  Bilanzen,  nicht  aber  die 
Gewinn-  und  Verlustrechnung,  noch  einen  genügenden  Ausweis 
über  den  Vertragsbestand  veröffentlicht  hat.  Das  wird  aber  in 
Zukunft  nach  Art.  15  und  44,1a  der  Fall  sein  müssen. 
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Heimat  A.-G.,  Schaffhausen. 

Die  ursprüngliche  Firma  dieser  am  28.  April  1931  mit  einem 
Aktienkapital  von  Fr.  12  000  gegründeten  Bausparkasse  lautete 
Heimat  Bauspar- A.  -G.  Wegen  des  Zürcherischen  Spar- 
kassengesetzes, das,  wie  nun  auch  das  Eidg.  Bankengesetz,  den 
Ausdruck  „Sparen"  samt  seinen  Wortverbindungen  den  eigent- 
lichen Sparkassen  reserviert  hatte,  entstanden  Schwierigkeiten  bei 
der  Werbetätigkeit  im  Kanton  Zürich,  und  so  wurde  denn,  um 
diesen  zu  entgehen,  an  der  Generalversammlung  vom  Jahre  1932 
die  Firma  in  Heimat  A.  -G.  abgeändert. 

Das  Aktienkapital  wurde  1932  von  Fr.  12  000  auf  Fr.  25  000 
und  1934  zuerst  auf  Fr.  60  000,  bzw.  gegen  Ende  des  Jahres  auf 
Fr.  100  000  erhöht.  Es  ist  eingeteilt  in  200  volleinbezahlte  Namens- 
aktien von  Fr.  500. —  nominal,  für  deren  Uebertragung  die  Zu- 
stimmung des  Vorstandes  erforderlich  ist.  Die  Statuten  wurden  am 
31.  März  1935  revidiert  und  bei  diesem  Anlass  zugleich  mit  den 
allgemeinen  Geschäftsbedingungen  der  BRV  angepasst.  Nach  die- 
sen neuen  Statuten  sind  mindestens  15  ^  des  Reingewinnes  einem 
eigentlichen  Reservefonds  und  weitere  15  ^  einem  besonderen  Ver- 
lustreservefonds zuzuführen. 

Als  Hauszeitung  wird  für  alle  Kreditnehmer  obligatorisch 
J)  i  e  Heimat"  herausgegeben.  Sie  erscheint  monatlich  zu  einem 
Abonnementspreis  von  Fr.  6. —  jährlich. 

Die  Vertragssumme  muss  mindestens  Fr.  1000. —  und  darf  höch- 
stens Fr.  40  000. —  betragen.  Bei  Ueberschreitung  der  Höchstgrenze, 
die  in  besonderen  Fällen  möglich  ist,  werden  von  Fall  zu  Fall 
besondere  Bedingungen  vereinbart.  Die  Vertragssumme  kann,  wie 
übrigens  bei  den  meisten  Kassen,  vor  der  Zuteilung  sowohl  erhöht 
wie  ermässigt  werden. 

Das  Eintrittsgeld  besteht  in  einer  Abschlussprämie  von  1^  % 
der  Vertragssumme.   Ausserdem  hat  der  Bausparer  zu  übernehmen: 

1.  Einen  Werbe-  und  Propagandabeitrag  in  der  Höhe  von  3  %, 
der  Vertragssumme;  2.  einen  Verwaltungskostenbeitrag  von  7  % 
der  Vertragssumme.  Dazu  kommt  noch  ein  Tilgungskostenbeitrag 
von  jährlich  2  ^/^^  der  Vertragssumme  während  der  Tilgungszeit. 
Die  Werbe-  und  Verwaltungskosten  wurden  bisher  dem  Konto  des 
Kreditbewerbers  zu  Anfang  des  1.  Jahres  mit  1  ^,  während  der 
folgenden  Jahre  mit  je  %  ^,  der  Vertragssumme  belastet  und  an 
den  geleisteten  Einzahlungen  verrechnet.  Die  Belastung  des  Restes 
bis  zu  insgesamt  10  ^  erfolgt  anlässlich  der  Zuteilung  und  ist  mit 
dem  Darlehen  zu  amortisieren.  Diese  Regelung  dürfte  der  Forde- 
rung des  Art.  29, 2  BRV  nach  gleichmässiger  Verteilung  der  Ver- 
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waltungskosten  auf  die  ganze  Vertragszeit  ungefähr  entsprechen 
und  wohl  auch  in  Zukunft  beibehalten  werden  können. 

Als  weitere  Gebühren  sind  zu  nennen:  ausser  den  üblichen 
Schatzungs-,  Notariats-  und  öffentlichen  Gebühren,  eine  Um- 
schreibegebühr von  Fr.  10. —  bei  Vertragsübertragung,  ein  Risiko- 
beitrag von  einmalig  5  ^  der  Vertragssumme  bei  II.  Hypothek, 
Verzugszinsen  von  jährlich  1  ^,  über  dem  Diskontosatz  der  Schwei- 
zerischen Nationalbank. 

Die  Eigenleistungen  des  Kreditnehmers  bestehen  in  monat- 
lichen Pflichtraten,  die  im  Jahre  mindestens  2  ^  der  Vertrags- 
summe ausmachen  müssen  und  bis  zum  Beginn  der  Tilgungen  fort- 
zuführen sind.  Eine  einmalige,  zu  Anfang  der  Vertragszeit  zahl- 
bare und  obligatorische  Sonderleistung  ist  nicht  vorgeschrieben, 
so  dass  diese  Kasse  die  niedrigsten  Pflichtbeiträge  vor  der  Zutei- 
lung aufweist.  Dieselben  wirken  sich  dann  selbstverständlich  in 
einer  entsprechend  langen  Ansparzeit  aus,  da  für  die  Erlangung 
der  Zuteilungsberechtigung  schon  bisher  eine  Mindesteinzahlung 
von  15  ^o  (nun  20  ^)  verlangt  wurde.  Sonderbeiträge  werden 
selbstverständlich  gerne  entgegengenommen  und  haben  entspre- 
chend dem  von  der  Heimat  angewandten  Zuteilungsverfahren 
eine  Verkürzung  der  Wartezeit  zur  Folge. 

Die  Zuteilungsberechtigung  tritt  ein  nach  einer  Mindestein- 
zahlung von  20^  (bisher  15%)  der  Vertragssumme  und  einer 
Mindestwartezeit  von  6  Monaten  seit  Erreichung  der  Mindestein- 
zahlung. Diese  6  Monate  bedeuten  also  die  Mindestwartezeit.  Die 
längste  Wartezeit  wird  unter  Voraussetzung  von  nur  2  ^o,  Einlage 
per  Jahr  im  ungünstigsten  Falle  mit  16  ^/^  Jahren  angegeben. 

Das  Zuteilungsverfahren.  Die  Zuteilung  erfolgt  nach  Massgabe 
der  verfügbaren  Mitteln,  möglichst  alle  2 — 3  Monate  nach  dem 
Zeit-mal-Geld-System.    Die    Zuteilungsfaktoren    werden    jeweils    1 

Monat  vor  der  Zuteilung  nach  der  Formel  Einnhjangssamme  X  Zeit  (Monate) 

7100  der  Vertragssorame 
ermittelt.    Die  zugeteilte  Vertragssumme  steht  dem  Kreditnehmer 

während  eines  Jahres  zur  Verfügung.  Nachher  wird  sie  zu  neuen 
Zuteilungen  verwendet.  Der  betreffende  Kreditnehmer  muss  aber 
auf  seinen  Antrag  bei  der  nächsten  Zuteilung  wieder  berücksich- 
tigt werden.  Die  Belehnungsgrenze  ist  80  %  des  amtlichen  Schät- 
zungswertes. 

Als  Ausgleichbeträge  werden  folgende  Zuschläge  zur  Kredit- 
summe verrechnet:  Bei  Zuteilung  im  Laufe  des  ersten  oder  zweiten 
Jahres  seit  Eintritt  der  Zuteilungsberechtigung  5  ^  der  Vertrags- 
summe; in  den  folgenden  Jahren  vermindert  sich  der  Ausgleichs- 
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betrag  um  1  %  jährlich.  Die  Ausgleichsbeträge  der  H  e  i  m  a  t  ent- 
sprechen  also  ungefähr  den  ursprünglich  von  der  KOBAG  verlang- 
ten. Wie  aber  diese  letzteren  als  ungenügend  befunden  wurden,  so 
ist  das  noch  in  verstärktem  Masse  der  FaU  bei  der  H  e  i  m  a  t,  wo 
die  Ansparungszeiten  der  reinen  Ratensparer  infolge  der  niedrigen 
Pflichtbeiträge  noch  bedeutend  länger  sind.  Die  Ausgleichbeträge 
soUen  aber  eine  gewisse  Entschädigung  für  relativ  frühe  Zuteilung 
darstellen  zugunsten  der  weniger  begünstigten  Ratensparer,  deren 
Sparbetrage  während  einer  längeren  Reihe  von  Jahren  zinslos  da- 
liegen. Je  niedriger  die  Pflichtraten,  desto  höher  sollten  bei  einer 
zinslosen  Bausparkasse  die  Ausgleichbeträge  angesetzt  werden.  Der 
für  eine  der  ältesten  schweizerischen  Bausparkassen  auffallend 
niedrige  Prozentsatz  von  11,1  %  der  zugeteüten  Beträge  im  Ver- 
hältnis zu  den  Vertragssummen  liegt  hauptsächlich  in  der  grossen 
Zahl  von  Ratensparern  dieser  Kasse,  aber  auch  in  den  sehr  nied- 
rigen  Pflichtsparraten  begründet. 

Die  H  e  i  m  a  t  gehörte  bisher  dem  zinslosen  System  an,  scheint 
aber  laut  einer  Mitteilung  der  Direktion  eine  gründliche  UmsteUung 
vorgenommen  zu  haben  und  sich  nicht  auf  die  durch  die  BRV 
geforderten  2  %  Guthabenzinsen  beschränken  zu  wollen.  Nach  den 
neuen  Bedingungen  soll  der  Zins  mindestens  3,  bei  einem  Tarif 
sogar  4  %   betragen. 

Die  Tilgung  des  Darlehens  beginnt  mit  dem  auf  die  Auszah- 
lung  folgenden   Monatsersten,   bei   Neu-  und   Umbauten   mit   Aus- 
zahlung des  letzten  Teilbetrages,  spätestens  jedoch  6  Monate  nach 
Auszahlung  des  ersten  Teilbetrages.    Sie  beträgt  mindestens  5  V 
monatlich,   also  6  %   im  Jahr.  ^° 

Schon  im  ersten  Jahre  ihres  Bestehens  schloss  die  Heimat 
mit  der  Versicherungsgesellschaft  „Union"  in  Genf  einen  Vertrag 
über  Familienschutz  der  ihr  angeschlossenen  Sparer  ab,  der  aller- 
dings für  die  letzteren  fakultativ  ist.  Bei  Zuteilung  des  Darlehens 
kann  der  Darlehensnehmer  eine  TodesfaUversicherung  abschliessen, 
wonach  die  „Union"  im  Falle  seines  vorzeitigen  Todes  die  Weiter- 
zahlung der  vertraglichen  Tilgungsraten  bis  zur  völligen  Tilgung 
übernimmt.  Die  Prämie  beträgt  je  nach  dem  Alter  2,5  bis  8V 
der  Vertragssumme  und  muss  vom  Versicherten  jährlich  zum  vor- 
aus entrichtet  werden. 

Fremdgeld  hat  die  Kasse  bisher  nicht  herangezogen.  Ebenso- 
wenig hat  sie  eigene  bzw.  Spargelder  in  Zwischenkrediten  angelegt. 
Dagegen  konnte  sie  solche  vielfach  durch  Private  und  gelegentlich 
auch  durch  Banken  vermitteln. 
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Bezüglich  des  Rücktritts  vom  Vertrag  steht  die  Heimat  auf 
dem  Standpunkte,  die  Unkündbarkeit  des  Darlehens  bedinge  ohne 
weiteres  die  Unkündbarkeit  des  Vertrages.  Sie  Hess  allerdings  bis- 
her schon  eine  Anzahl  Ausnahmen  zu,  wie  Todesfall,  Beibringung 
eines  genehmen  Ersatzmannes,  Nachweis  einer  wirklichen  Notlage. 
Im  Falle  der  Beibringung  eines  Ersatzmannes,  der  in  den  Vertrag 
eintritt,  ist  nur  die  Umschreibegebühr  von  Fr.  10. —  zu  entrichten. 
Im  Todesfalle  treten  normalerweise  die  Erben  in  den  Vertrag  ein. 
Wollen  sie  jedoch  den  Vertrag  nicht  weiterführen,  so  gelangt  die 
Einzahlung  nach  Abzug  aller  vorhandenen  Verpflichtungen,  ins- 
besondere nach  Abzug  des  unter  allen  Umständen  verfallenen 
Werbebeitrages  von  3  ^,  nach  Massgabe  der  vorhandenen  Mittel 
innerhalb  eines  Jahres  zur  Rückzahlung.  Infolge  der  gesetzlichen 
Regelung  konnte  die  Kasse  den  oben  erwähnten  prinzipiellen 
Standpunkt  der  Unkündbarkeit  nicht  aufrecht  erhalten  und  auf 
den  neuen  Antragsformularen  wird  denn  auch  ausdrücklich  auf  die 
noch  vorzunehmende  Anpassung  an  die  BRV  Art.  31  hingewiesen. 
Der  Rücktritt  vor  Zuteilung  steht  also  in  Zukunft  dem  Darlehens- 
nehmer jederzeit  frei,  aber  nur  mit  Anspruch  auf  Rückerstattung 
seiner  Einlagen  auf  Ende  desjenigen  Jahres,  in  dem  er  bei  regel- 
mässiger Fortsetzung  seiner  vertraglichen  Leistungen  zugeteilt 
worden  wäre. 

Die  Kontrolle  wird  ausgeübt  durch  von  der  Kasse  unabhängige 
sachkundige  Revisoren,  die  (eine  etwas  ungewöhnliche  Bestim- 
mung bei  Aktiengesellschaften)  vom  Verwaltungsrat  selber  ernannt 
werden.  Seit  dem  Jahre  1934  amtet  als  Kontrollstelle  die  Allge- 
meine Treuhand  A.-G.,  Zürich. 

Ueber  die  Entwicklung  der  Heimat  A.-G.  in  den  4  Jahren 
ihres  Bestehens  ist  aus  den  in  der  Hauszeitung  veröffentlichten 
Jahresberichten  im  Verhältnis  zu  andern  Bausparkassen  recht  viel 
zu  entnehmen.  Aehnlich  wie  Wohnkultur  und  Eigenheim 
veröffentlichte  sie  von  Anfang  an,  ohne  irgendwelchen  behörd- 
lichen Zwang,  neben  den  Bilanzen  statistische  Angaben  aller  Art, 
während  sonst  bei  den  meisten  Kassen  diesbezüglich  gewisse  Hem- 
mungen zu  bestehen  scheinen. 

In  den  vier  abgelaufenen  Geschäftsjahren  setzte  sich  der  Ver- 
tragsbestand zusammen  aus  Verträgen  bzw.  Summen  (in  Mill.  Fr.): 


Zugeteilte 

Verträge 
Mill.  Fr. 


80.  IV.  82 

30.  IV.  33 

30.  IV.  34 

31.  XII.  34 

15.  ir.  35 

22 

0  364 

90 

1222 

164 

2  190 

213 
2  761 

227 
2  916 

; 
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Zuteilungsberechtigte  *')  so,  IV.  32  30.  IV.  83 

Verträge      ....       111  415 

MiU.  Fr —  — 

Noch  nicht  Zuteilungsberechtigte 

Verträge      ....      781  1838 

MUl.  Fr —  — 

Total 

Verträge      ....       914  2343 

MilI.Fr.      .     .     .     .14  531  36  350 


80.  IV.  34         31.  XII.  34       15.  II.  «5 

666  —  297 

8  606  —  3  850 


2940 
45  562 


1445 
19  499 


3770 
56  358 


1969 
26  265 


In  den  Jahren  1931/32  und  1932/33  sind  die  Zuteilungsberech- 
tigten bzw.  noch  nicht  Zuteilungsberechtigten  nur  besonders  aus- 
geschieden mit  Bezug  auf  die  Anzahl  der  Verträge,  nicht  aber  mit 
Bezug  auf  die  Vertragssummen. 

Auffällig  sind  die  Lücken  für  das  4.,  mit  dem  31.  Dezember 
1934  abschliessende  Geschäftsjahr.  Der  Geschäftsbericht  enthält 
auch  die  früher  üblichen  Zusammenstellungen  über  den  Ver- 
tragsbestand nicht,  sondern  gibt  nur  den  Neuzugang  seit  dem 
1.  Mai  1934  an.  Ein  Vergleich  des  Totais  zu  Ende  des  3.  Geschäfts- 
jahres mit  dem  Stand  bei  der  Inkraftsetzung  der  BRV  am  15.  Fe- 
bruar 1935  zeigt  auch  anstatt  der  zu  erwartenden  Zunahme  eine 
ganz  bedeutende  Abnahme  der  Verträge.  Die  Ursache  dieser  Er- 
scheinung ist  folgende: 

Die  Heimat  hatte,  wie  andere  Bausparkassen  auch,  in  den 
Jahren  1932  und  speziell  1933,  als  das  Wettrennen  zwischen  den  ver- 
schiedenen Kassen  anhub,  fast  unbesehen  jeden  von  den  Vertretern 
eingereichten  Antrag  angenommen,  und  da  sie  damals  die  niedrigsten 
Pflichtraten  besass  und  auch  keine  Grundanzahlung  verlangte,  so 
war  der  Zustrom  an  finanziell  schwachen  Sparern  bei  ihr  auch  be- 
sonders gross.  Ein  Grossteil  dieser  Leute  bezahlte  jedenfalls  schon 
seit  langem  die  monatlichen  Pflichtraten  trotz  aller  Mahnungen  nicht 
mehr,  und  die  Heimat  sah  sich  endlich  gezwungen,  gleich  wie 
schon  andere  Kassen  vor  ihr,  eine  grosse  Säuberung  unter  den 
Mitgliedern  vorzunehmen.  Das  führte  zur  Kündigung  bzw.  Auf- 
hebung von  mehr  als  der  Hälfte  der  am  30.  April  1934  ausge- 
wiesenen 3770  Verträge  (denn  bis  zum  15.  Februar  1935  sind  auch 
noch  einige  neue  dazugekommen)  und  Reduktion  der  gesamten  Ver- 
tragssunune  auf  weniger  als  die  Hälfte.  Das  Ergebnis  dieser  grossen 
„Useputzete"  ist  bei  der  Heimat  ganz  besonders  augenfällig,  weil 
sie  im  Gegensatz  zu  andern  Kassen  der  Oeffentlichkeit  bisher  im- 
mer Rechenschaft  über  ihre  gesamte  Geschäftsführung  und  ihren 
Vertragsbestand  abgelegt  hatte.   Femer  hatte  sie  es  offenbar  unter- 


I    I   ^ 
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lassen,  ähnlich  wie  andre  Bausparunternehmungen,  die  faulen  Kun- 
den immer  wieder  auszumerzen,  sobald  sich  zeigte,  dass  dieselben  ^ 
ihren  Verpflichtungen  nicht  nachkommen  konnten  oder  wollten. 
Infolge  des  von  ihr  eingenommenen  Standpunktes  hinsichtlich  der 
Unkündbarkeit  der  Bausparverträge  konnte  sie  das  auch  nicht  so 
leichthin  tun  und  mancher  Vertrag  wurde  über  Gebühr  lang  mit- 
geschleppt. 

Zu  bedauern  ist  nur,  dass  die  Direktion  bei  der  Abfassung 
ihres  Geschäftsberichtes  per  Ende  1934  sich  nicht  dazu  durchringen 
konnte,  mit  der  bisher  geübten  Offenheit  ihren  übrigen  Bausparern 
und  einem  weiteren  Leserkreis  auch  über  dieses  grosse  Reine- 
machen Bericht  zu  erstatten.  Bei  ihrer  Bilanz  und  bei  dem  gün- 
stigen Verhältnis  ihrer  eigenen  Mittel  zu  ihren  gesamten  Verpflich- 
tungen (dem  besten  sämtlicher  schweizerischer  Kassen)  hätte  sie 
das  schon  wagen  dürfen. 

Das  Aktienkapital,  das  jeweilen  vollständig  einbezahlt  war, 
betrug  Ende  des  1.,  2.,  3.  und  4.  Geschäftsjahres  Fr.  25  000,  25  000, 
60  000,  100  000;  der  Reingewinn  Fr.  5375.42,  6319.38,  12  231.80  und 
13  552.80;  die  Dividende  4,  6,  6  und  6%, 

Die  berufliche  Gliederung  der  Kreditnehmer  erhellt  aus  fol- 
gender Zusammenstellung  aus  den  verschiedenen  Jahresberichten: 


Arbeiter  und 
Privatangestellte  . 

Beamte  .... 

Selbständige 
Geschäftsleute  und 
Landwirte    .     .     . 

Freie  Berufe    .     . 

Frauen    .... 


30.  IV.  32 

Total        7« 


30.  IV.  33 

Total         Vo 


30.  IV.  34 
Total  »/o 


294 
60 


481 
25 
51 


32,2 
6,6 

52,6 

2,7 
5,6 


725 
153 


31,1 
6,5 


1266      54,0 

52        2,2 
147         6,3 


1380 
234 

1734 
178 

244 


36,6 
6,2 

46,0 

4,7 
6,5 


31.  XII.  34 
Total         •/« 

—  46,8 

—  19,3 


23,9 

7,7 
2,3 


Total       914     100 


2343     100 


3770     100 


100 


(ca.  1800) 


Auch  hier  fällt  das  Fehlen  der  absoluten  Zahlen  im  4.  Ge- 
schäftsjahr auf.  Aus  den  Verhältniszahlen  lassen  sich  aber  Schlüsse 
ziehen,  aus  welchen  Berufen  sich  die  zirka  2000  zahlungsunfähigen 
Kreditnehmer  rekrutierten,  deren  Verträge  aufgehoben  werden 
mussten.  Es  fällt  sofort  auf,  dass  der  Prozentsatz  der  selbständigen 
Geschäftsleute  und  Landwirte  im  Laufe  von  8  Monaten  von  46 
auf  23,9  ^o  zurückgegangen  ist,  in  absoluten  Zahlen  somit  von 
1734  auf  zirka  430  (23,9  %  von  1800).  Prozentual  noch  stärker, 
absolut  etwa  um  200,  sind  die  Frauen  zurückgegangen,  während 
alle  andern  Mitgliederkategorien  prozentual  gewonnen  haben. 
6 
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Von  den  ausbezahlten  Darlehen  entfielen  in  den  verschiedenen 
treschäftsjahren  auf: 


Einfamilienhäuser 
Zweifamilienhäuser 
Dreifamilienhäuser 
Vierfamilienhäuser 
Fünffamilienhäuser 
Landwirtsch.  Betriebe 
Land  und  Werkstätten 
1  Kirche  (!)  .     .     .     . 


30.  IV.  33 

30.  IV.  34 

31.  XII.  U 

•/• 

7o 

7o 

61,5 

61,0 

58,5 

13,3 

11,0 

15,2 

12,6 

12,5 

9,9 

— 

1,0 

0,6 

0,5 

0,3 

8,1 

9,0 

10,9 

0,9 

3,0 

3,1 



2,0 

— 

100 


100 


100 


Von   den   Darlehen   waren   sichergestellt   in   Prozent   der  Dar- 
lehenssumme : 


Im      I.  Rang     ,     .     .     . 

Im    IL  Rang      .     .     .     . 

Im  IIL  Rang      .     .     .     . 

Im  IV.  Rang      .... 

Von  d.  Hypotheken  lagen 
innerhalb  des  Assekur- 
ranzwertes       .... 


7o 
57,5 


80.  IV.  33     30.  IV.  34     31.  XII.  34 
7o 

63,5 

36  39,7 

2,2 

0,6 


0,5 


7o 

55,2 
42,8 

1,6  /mit  Bürgschaft 


0,4  hzv.  Faustpfand 


76,5        75,5        74,1 


Mi«  J""^  ^^"^  ^^^"^  ^^''  ^^'  ^^^^'^^^  1^^^  betrugen  die  eigenen 
Aktienkapital pr.  100  000.— 


Reserven    (statutarische) 

Rückstellung     aus     Risikobeiträgen     für 

IL   Hypotheken 

Rückstellung  aus  Ausgleichbeiträgen 
Gewinnsaldo       .     .     . 


9, 


15  000.— 


„    100  810.60 
„    136.935.— 


13  552.80 


Fr.  366  298.40 


Total  eigene   Mittel 

An  Verbindlichkeiten  standen  gegenüber  2,382  Mülionen  Fr 
Die  eigenen  Mittel  betrugen  somit  15,4  %  der  Verbindlichkeiten,* 
genügten  daher  bei  weitem  den  Anforderungen  von  Art.  11  der 
BRV. 

Die    Guthaben    der   Kreditanwärter   von   2,106    Millionen   Fr. 
sind  gesichert  durch 


t 
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Hypothekarisch    sichergestellte  Darlehen    für 
Bankguthaben    für  Rechnung    der  Kreditan- 
wärter für 

Wertpapiere  für 


Fr.  2,199  Mill. 


9, 


9, 


0,199  MiU. 
0,071  Mül. 


Total      Fr.  2,469  MÜL 

Die  provisorische  Bewilligung  zur  Weiterführung  des  Betrie- 
bes wurde  der  Heimat  gemeinsam  mit  einigen  andern  Kassen 
anfangs  April  1935  erteilt. 

Sie  darf  unter  allen  Umständen  als  eine  der  seriös  geleiteten, 
lebensfähigen  schweizerischen  Bausparkassen  bezeichnet  werden, 
und  es  ist  zu  hoffen,  dass  sie,  nachdem  sie  einmal  die  Spreu  aus- 
gesondert und  sich  allem  Anschein  nach  zur  Umstellung  auf  eine 
normale,  dem  Geldmarkt  entsprechende  Verzinsung  der  Guthaben 
entschlossen  hat,  einer  ruhigen  und  gesunden  Entwicklung  ent- 
gegengehe. 

Wohnkultur,  Zürich. 

Die  Wohnkultur  Baukredit  A.-G.  ist  am  27.  April  1932 
mit  Sitz  in  Zürich  gegründet  worden  mit  einem  voll  einbezahlten 
Grundkapital  von  Fr.  100  000,  Sie  ist  die  Nachfolgerin  der  W  o  h  n- 
kultur  Baukreditgenossenschaft  in  Wil  (St.  Gallen),  von  der  sie 
nicht  nur  den  Namen,  sondern  auch  die  sämtlichen  Aktiven  und 
Passiven  übernommen  hatte. 

Diese  letztere  war  bereits  am  9.  Juli  1931  als  4.  schweizerische 
Bausparkasse  errichtet  worden.  Sie  ging  von  Anfang  an  ihre  eige- 
nen Wege,  indem  sie  im  Gegensatz  zu  den  drei  schon  bestehenden 
Bausparkassen,  die  sämtliche  dem  zinslosen  System  huldigten,  die 
Einlagen  der  angeschlossenen  Bausparer  verzinste  und  dement- 
sprechend Darlehenszinse  berechnete.  Sie  hatte  drei  Haupttarife, 
nämlich : 

Tarif  A:  Einlagezins  2  %,  Darlehenszins  3  %,  Tilgungsdauer 
20  Jahre; 

Tarif  B:  Einlagezins  31/4  %,  Darlehenszins  4  %,  Tilgungsdauer 
24  Jahre; 

Tarif  C:  Einlagezins  4%,  Darlehnszins  434^,  Tilgungsdauer 
30  Jahre. 

Sodann  war  der  Tarif  A  in  der  Weise  gestaffelt,  dass  der  Dar- 
lehenszins je  nach  der  Dauer  höher  oder  niedriger  angesetzt  war, 
nämlich : 

Tarif  A  =  Tilgungsdauer  20  Jahre,  Darlehenszins  3  %; 
Tarif  AI  =  Tilgungsdauer  25  Jahre,  Darlehenszins  31^%; 
Tarif  A2   =   Tilgungsdauer   30   Jahre,   Darlehenszins   4      %. 
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Nach  Tarif  A  1 
Nach  Tarif  A  2 
Nach  Tarif  B 
Nach  Tarif  C 
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Von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen,  wurden  Verträge  nur  auf 
die  Tarife  A  und  A  1  abgeschlossen,  wohl  hauptsächlich,  weil  all- 
zulange Tügungszeiten  bei  den  Bausparern  keine  Gegenliebe  fan- 
den.   Es  wurden  abgeschlossen  bis  Ende  Mai  1932: 

Nach  Tarif  A    :   148  Verträge  mit  Fr.  3  697  700; 

38  Verträge  mit  Fr.  1041000; 
8  Verträge  mit  Fr.      198  500; 
2  Verträge  mit  Fr.        40  000; 
1  Vertrag     mit  Fr.        25  000; 
197  Verträge  mit  Fr.  5  002  200. 
Ende   Mai   1932   steUte   die   Genossenschaft  ihre   Tätigkeit  ein 
und  die  Aktiengesellschaft  Wohnkultur  nahm  die  ihrige  auf. 

Die  aUgemeinen  Bestimmungen  für  den  Abscluss  von  Kredit- 
verträgen wurden  von  der  AktiengeseUschaft  mit  geringen  Aende- 
rungen  beibehalten,  dagegen  die  verschiedenen  Zins-  und  Tilgungs- 
tarife durch  einen  einzigen  ersetzt.  Der  Einlagezins  wurde  auf  2  %, 
der  Darlehenszins  auf  3,5  %  normiert  bei  einer  Minimaltilgung  von 
4,62  %  der  Vertragssumme.  Die  bisherige  für  die  Zuteilungsbe- 
rechtigung festgesetzte  Mindesteigenleistung  von  15  %  wurde  auf 
17  %  herauf-  und  die  Maximalbelehnung  von  85  auf  83  %  herab- 
gesetzt. Bei  diesen  Ansätzen  steUte  sich  die  Gesamttilgungsdauer 
auf  zirka  29  Jahre,  wobei  es  allerdings  dem  Sparer  unbenommen 
war,  dieselbe  durch  grössere  Einzahlungen  abzukürzen.  Immerhin 
wurde  schon  damals  mit  dem  Studium  eines  neuen  Tarifes  und 
Zuteilungsverfahrens  begonnen,  die  dann  mit  den  neuen,  bisher 
noch  gültigen  Vertragsbestimmungen  vom  15.  März  1933  in  Kraft 
traten.  (Durch  die  BRV  vom  15.  Februar  1935  sind  nun  allerdings 
einige  Bestimmungen  davon  ausser  Kraft  gesetzt  worden). 

Bis    zum    Inkrafttreten    der    BRV,  am  15.  Februar  1935,  ge- 
staltete sich  die  Entwicklung  dieser  Kasse,  wie  folgt: 

(Summen  in  Millionen  Fr.) 

Verträge  Ende  1932  Ende  1933 

Anzahl     Summe 

37      0  949 


Zugeteilte .     . 

Zuteilungs- 
berechtigte . 

Noch  nicht 
zuteilungs- 
berechtigte . 

Total 


Ende  1932 

Anzahl     Summe 

21       0  485 


Ende  1934 

Anzahl    Summe 

68       1 805 


15.  IL  35*«) 

Anzahl       Summe 


68 


85       2  397  157')   4  066  ISV)   5  004      ca.  150 


1805 


4  000 


168      4  115  201       4  563  195       5  428     ca.240        6  500 

274      "6997  395       9^78  450     12  238     ca.  460       12300 


^  Davon  haben  94  Verträge  Zwischenkredite  im  Betrage  von  Fr.  1471000 
erhalten. 

2  Davon  116  Vertage  mit  Zwischenkrediten  im  Betrage  von  Fr.  2  031  000. 
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Das  Grundkapital  der  Wohnkultur  beträgt  seit  der  Gene- 
ralversammlung vom  April  1935  Fr.  235  000  und  ist  voll  einbezahlt. 
Davon  sind  Fr.  34  000  Prioritätsaktien  von  nominal  Fr.  100.—; 
die  restlichen  Fr.  201000  bestehen  aus  402  Stammaktien  von  no- 
minal Fr.  500. — .  Diese  Unterteilung  in  Prioritätsaktien  und  Stamm- 
aktien rührt  davon  her,  dass  die  ursprünglichen  Stammanteile  der 
Genossenschaft  in  Prioritätsaktien  umgewandelt  wurden  und  dass 
ferner  jeder  neu  beitretende  Bausparer  verpflichtet  war,  bei  Ab- 
schluss  des  Vertrages  eine  Vorzugsaktie  von  Fr.  100. —  zu  zeichnen. 
Der  einzige  Vorteil  der  Prioritätsaktionäre  ist,  dass  sie  vorab  eine 
maximale,  nicht  kumulierbare  Dividende  von  3  %  erhalten,  wor- 
auf jedoch  die  Stammaktien  mit  einem  Anspruch  von  5  %  folgen. 
Ueber  den  verbleibenden  Rest  des  Gewinnes  entscheidet  die  Ge- 
neralversammlung. Das  Stimmrecht  richtet  sich  nach  dem  No- 
minalwert   der    Aktien,    auf   je    Fr.    100.—    entfällt    eine    Stimme. 

Seitdem  nach  Art.  11,  4  der  BRV  eine  Verpflichtung  der  Kre- 
ditnehmer, sich  am  Gesellschaftskapital  zu  beteiligen,  nicht  mehr 
statthaft  ist,  haben  diese  Prioritätsaktien  überhaupt  ihre  eigent- 
liche Zweckbestimmung  verloren  und  dürften  wohl  bei  erster  Ge- 
legenheit in  Stammaktien  umgewandelt  werden. 

Die  hauptsächlichsten  zur  Zeit  geltenden  Vertragsbestimmun- 
gen sind: 

Vertragssumme.  Sie  darf  nicht  weniger  als  Fr.  2000  und  in 
der  Regel  nicht  mehr  als  Fr.  50  000  betragen.  Vor  der  Zuteilung 
kann  sie  gegen  Bezahlung  einer  Registergebühr  von  Fr.  20. —  jeder- 
zeit herauf-  oder  heruntergesetzt  werden. 

Hauszeitung  wird  seit  1933  vierteljährlich  herausgegeben  und 
ist  für  die  angeschlossenen  Bausparer  obligatorisch.  Preis  Fr.  5. — 
per  Jahr. 

Eintrittsgeld  wird  nicht  erhoben. 

Eigenleistung  der  Sparer:  Monatlich  mindestens  1,5  ^/qq  der 
Vertragssummei  (ursprünglich  2  ^/qq)  bis  zum  Beginn  der  Til- 
gungen. Sonderzahlungen  sind  zulässig  und  führen  rascher  zur  Zu- 
teilung. 

Verwaltungskosten  in  der  Höhe  von  3  %  der  Vertragssumme. 
Dieser  Beitrag  wurde  bisher  mit  den  vorstehend  erwähnten  Ein- 
zahlungen verrechnet;  nach  der  Verordnung  ist  dies  jedoch  nicht 
mehr  zulässig,  sondern  die  Verwaltungskosten  sind  gleichmässig 
auf  die  ganze  Vertragsdauer  zu  verteilen. 

Weitere  Gebühren  kommen  nicht  in  Frage,  mit  Ausnahme  der 
Kosten  für  Grundbucheintragung,  Bauberatung,  Schätzung.  Die- 
selben werden  dem  Darlehenskonto  belastet. 
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Wen)  1932  17  %  seit  m^  ^  J  V  ^„ '^'''"^  •'^•' ^«"^«l*««?«- 
1935  bei  20  %      ^  ''^^'  ''"  ^«  %   ^er  Vertragssumme, 

tierte^rSie  Itjl  •'-™"'='*-  Bedingungen  garan- 
von  8,  5  und  2  JahrTn  n  'r'"'"°  ^"«  Höchstwartefristen 
»ich  n  cht  bewahrt  zu  lieh  ^  TT'^-''«-'»  Tarife  scheinen 

nmnöglich  iTesIn    die     k"'  """1^1«»^^»«  ^^re  es  auf  die  Dauer 

hch  überhaupt  keine  Angaben  mehr.  '*•"'«'»«■•  diesbezug- 

undf:r;auTEntteri  ^"fT^"    r''-"    ^-^-^*    i^<^' 
lieh  wurden  .esLtn' "^u^te-l^C? ^^^^^^^^^ 
«chiedenen  Tarife  gebildet.    Jede  Gr^pe  hätte    hr^^  -7  """"■ 

lungsmasse.  Wrhalb  der  Gruppen^fo'l^lT  dt^zS^ngTu^ 
(xrund  von  Schlüsselzahlen  nach  der  Formel  EJ°^«hIungeii  X  Zeit 
Nach    den    neuen    Vertraffshestimt««^«^        -    i     i.     ^'^rtragssumme 

pothek     von     50%     nach     der     neuen     Formel    EinzahiungenX Zeit 

Belehnungsgrenze:  82  %  des  Schätzungswertes    '^VW^Tr'"* 
leistung).    Die  Belehnnng  erfolgt  dnrol,  "^       J    „   ^     .  ^'-  ^'S^"' 
50  %    der  Vertra«™m™f  ^  ^'"^   ^-  »yPothek  bis  zu 

3-4°  Jahre  f^tZeTAL^^^^^^^  T'  '"«^''*«"-^^-  Z-  auf 

Verhältnissen  zu  er^ltn)   idT  ^"* .  •^"»«P''«''»end  den  neuen 
Höhe  des  Restes  deT  VeTri  u  ^"'*'  ""   Hypothek  in  der 

des  Sparers.   dS  W  olnkuUrrTeb-r'^^^  ''^  Eigenleistungen 
entweder  bei  einer  Bank  ™\l  f]   "'"^  ^°''  ^^  ^-  «XPothek 

eten   Jahre   die   Regelte  ;)tdT"  ^t  "f  "*'"  *"'  "^^  "-h- 
gcldem  selber  zu  über^ehi^     L71l.     F^''''*^^^  '''^'"''■ 

Aufteüung  erreicht,  daTs Irnoch  hSste^s  3^^^^^^  ''''- 

summe  bzw.  des  Schätzungswertes  auT  den  F'       f?  Vertrags- 

lieh,  also  niedriger  als  die  I.  Hypothek.  ^^'   ^'^^'°'" 

Ausgleichbeiträge  kennt  die  Wo  hnkul  tur  nicht 
Z.n.e.6erec/.n..g.    Hinsichtlich  der  früheren  Verzinsung  zur 
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Zeit  der  verschiedenen  Tarife  sei  auf  die  vorhergehenden  Aus- 
führungen verwiesen.  Nach  dem  geltenden  Tarif  werden  die  Ein- 
lageguthaben, sofern  sie  mindestens  Fr.  100. —  betragen  mit  2  % 
per  Jahr  verzinst.  Die  aufgelaufenen  Zinsen  werden  jeweils  am 
Ende  des  Jahres  dem  Kreditkonto  gutgebracht  und  weiter  verzinst. 

Der  Darlehenszins  richtet  sich  für  die  I.  Hypothek,  wie  schon 
oben  ausgeführt,  nach  den  örtlichen  und  Marktverhältnissen,  und 
beträgt  für  die  II.  Hypothek  fest  3,5  %.  Er  ist  mit  der  Amorti- 
sationsrate jährlich  zum  voraus  zu  bezahlen.  Die  Zinsspanne  zu- 
gunsten der  Kasse  geht  also  nicht  nur  von  2  ^  zu  3^2  %?  soii- 
dern  infolge  der  Nachzahlung  der  Einlagezinse  und  der  Voraus- 
zahlung  der   Darlehenszinse   noch   etwas    (zirka   0,1  ^)    weiter. 

Amortisation:  4,5  ^/^^  monatlich  (bzw.  5,4  ^  jährlich),  ein- 
schliesslich ortsüblichem  Marktzins  auf  I.  Hypothek  und  3,5  % 
per  Jahr  Zins  auf  II.  Hypothek.  Je  nach  der  Höhe  des  Zinssatzes 
für  die  I.  Hypothek  ist  die  IL  Hypothek  in  10 — 12  Jahren  (bei 
höheren  Eigenleistungen  auch  früher)  amortisiert.  Beschleunigung 
durch  Sondertilgungen  ist  zulässig.  Nach  Tilgung  der  II.  Hypothek 
steht  es  dem  Darlehensnehmer  frei,  entweder  die  I.  Hypothek  bei 
der  Wohnkultur  zu  belassen  und  mit  der  Tilgung  im  bisherigen 
Rahmen  fortzufahren  oder  sie  abzulösen  und  bei  einer  Bank  zu 
placieren  ^^). 

Familienschutz  besteht  seit  1.  September  1934  gemäss  einem 
Vertrag  mit  der  „Winterthur"  Lebensversicherungsgesellschaft.  Der 
Beitritt  ist  für  Darlehensnehmer  fakultativ.  Die  Versicherungshöhe 
ist  mindestens  gleich  dem  Darlehen,  welches  50  ^  der  Vertrags- 
summe übersteigt  (also  in  der  Regel  gleich  der  IL  Hypothek).  Die 
Leistung  der  Versicherung  beträgt  im  1.  Jahre  100  %  der  Ver- 
sicherungssumme und  nimmt  jedes  Jahr  um  10  ^,  der  Anfangs- 
summe ab.  Die  Versicherung  ist  auf  5  Jahre  abzuschliessen  und 
die  gesamte  Prämie  zum  voraus  zu  bezahlen.  Bei  einem  Alter 
von  30  Jahren  des  Versicherten  beträgt  sie  Fr.  403.20,  also  zirka 
Fr.  80.—  jährlich. 

An  einem  Beispiel  lässt  sich  das  Funktionieren  dieses  Fami- 
lienschutzes am  besten  darstellen: 


Die  Vertragssumme  sei        

Eigenleistung   bei    Zuteilung      ....     Fr.     5400 
I.   Hypothek  50  % Fr.  15  000 


Fr.  30  000 
Fr.  20  400 


Anfangsschuld    auf    IL  Hypothek    (Versich.-Betrag)         Fr.     9  600 


; 


•  ; 
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Die  weitere  Abwicklung  zeigt  in  runden  Zahlen  folgendes  Bild; 


Jahre  nach 
Zuteilung 

I.  Hypothek 

Schuld  auf 
II.  Hypothek 

Veisicherungs 
leistuDg 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1 

15  000 

9  600 

9  600 

2 

15  000 

8  950 

8  640 

3 

15  000 

8  280 

7  680 

4 

15  000 

7  590 

6  720 

5 

15  000 

6  870 

5  760 

Fremdgeld.   Gemäss  Art.  5  ihrer  Statuten  ist  die  W  o  h  n  k  u  1  - 
tnr  befugt: 

a)  zur    Annahme   von    Fremdgeldern    auf   Kontokorrent   oder 
auf  feste  Termine; 

b)  zur   Ausgabe   von   Einlageheften; 

c)  zur   Ausgabe   von   Kassa  -  Obligationen   oder   Obligationen- 
Anleihen. 

Bisher  hat  der  Verwaltungsrat  von  dieser  Ermächtigung  Ge- 
brauch gemacht  durch  Eröffnung  von  Depot-Conti  auf  2  Jahre 
lest  zu  5  %  pro  Jahr  und  Ausgabe  von  Einlageheften  mit  Zins 
zu  4  %  Je  nach  der  Höhe  der  Rückzüge  sind  Kündigungsfristen 
bis  zu  6  Monaten  (Fr.  3000  und  mehr)  vorgeschrieben! 

Die  Anlage  dieser  Gelder  soll  ausschliesslich  erfolgen  in  Form 
von  Veberbruckungskrediten,  welche  durch  Grundpfandverschrei- 
bungen  oder  Hypotheken  sichergestellt  sind.  Solche  Kredite  wer- 
den auch  nur  baulnstigen  Sparern  eingeräumt,  die  die  Zuteilungs- 
berechtigung  erreicht  haben. 


Es  betrugen  laut 


Büanz  1934 
Fr.  175  000.— 50) 
Fr.  12  763.20      Fr.     51295.03 


Bilanz  1933 
Die  Depot-Conti       .     .     . 
Die    Einlageheft-Conti       . 

Zwecks    Gewährung    von  Zwischenkrediten    hat    die  Wohn - 

eil  M  '  ^T"  ^^^°  '^f^^'^'  Hypothekenbestandes  verpfändet, 
eine  Massnahme,  die  m  Zukunft  nur  noch  mit  ausdrücklicher  Be- 
wdiigung  des  Aufsichtsdienstes  möglich  sein  wird.  Diese  Fremd- 
gelder sind  in  der  Bilanz  unter  der  Bezeichnung  „Terminkredi- 
toren aufgeführt.  Sie  betrugen  per  31.  Dezember  1932:  257  034  05 
Franken,   1933:   Fr.   572  894.67,  1934:   Fr.   743  577.90  5"). 

Zwischenkredite  werden,  soweit  es  der  Wohnkultur  aus 
eigenen  Mitteln  möglich  ist  oder  soweit  sie  durch  Vermittlung  ande- 
rer Geldinstitute  die  nötigen  Beträge  hiezu  aufbringen  kann,  schon 
vor  der  offiziellen  Zuteilung  zu  banküblichen  Bedingungen  gewährt 


< 


41 


; 
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jedoch  nur  an  Bewerber,  die  die  Zuteilungsberechtigung  erreicht 
haben  (s.  auch  unter  „Fremdgeld"). 

Im  Geschäftsbericht  über  das  Jahr  1932  schreibt  die  Verwal- 
tung: „Das  Mitglied  hat  hiernach  die  Möglichkeit,  schon  beim 
Vertragsabschluss  das  Auszahlungsdatum  fixieren  zu  lassen."  Ob 
solche  „Fixierungen"  vorgekommen  sind  und  noch  vorkommen, 
war  nicht  festzustellen;  sie  dürften  aber,  wenn  sie  zur  Regel  wer- 
den, leicht  zu  finanziellen  Schwierigkeiten  führen.  Uebrigens  ste- 
hen sie  im  Widerspruch  zu  Art.  21,  4  der  Verordnung. 

Vertragskündigung  seitens  des  Kreditnehmers  ist  jederzeit  mög- 
lich^ Kündigungsfrist  1 — 12  Monate,  je  nach  der  Höhe  des  Gut- 
habens. Als  Entschädigung  bleiben  der  Kasse  1,5  ^  der  Vertrags- 
summe als  Beitrag  an  die  Verwaltungskosten  verfallen.  Rückzah- 
lungen dürfen  unter  allen  Umständen  nur  aus  eingehenden  Til- 
gungsbeträgen bestritten  werden. 

Prämien.  Seit  Juni  1934  wird  den  Mitgliedern  für  Zuführung 
neuer  Kreditnehmer  nach  erfolgter  Einzahlung  von  1,5  ^  seitens 
des  neuen  Kreditnehmers  1  ^/^^  der  Vertragssumme  auf  Konto 
gutgeschrieben. 

Kontrollstelle.  Die  Wohnkultur  Baukredit  A.-G.  ist  eine  der 
wenigen  älteren  schweizerischen  Kassen,  die  von  Anfang  an  die 
Kontrolle  einer  unabhängigen  Stelle  übertragen  haben,  deren  sach- 
kundige Prüfung  ausser  Zweifel  stand.  Seit  1933  fungiert  als  solche 
die   Fides-Treuhandvereinigung,   Zürich. 

Was  die  bisherige  Entwicklung  der  Wohnkultur  betrifft, 
so  ist  der  zwar  nur  alle  3  Monate  erscheinenden  Hauszeitung,  so- 
wie den  darin  publizierten  Jahresberichten  mehr  zu  entnehmen, 
als  den  monatlich  oder  in  noch  kürzeren  Abständen  erscheinen- 
den Hauszeitungen  verschiedener  anderer  Kassen. 

lieber  die  Struktur  des  Mitgliederbestandes  orientiert  nach- 
stehende Tabelle: 


Ende 

1932 

Ende  1933 

Ende  1934 

Anzahl 

Summe 

Auzahl        Summe 

Anzahl       Summe 

(1000  Fr.) 

(1000  Fr.) 

(1000  Fr.) 

Selbständige     . 

.    .     113 

3  419 

164         4  869 

198        6  576 

Fixbesoldete    . 

.    .       92 

2  224 

152        3  385 

179        4  414 

Lohnarbeiter   . 

69 

1353 

79         1 325 

73         1 449 

Total      274 


6  996 


395 


9  578 


450       12  238 


Auffallend  ist  in  dieser  Tabelle  der  nicht  nur  relative,  son- 
dern seit  1934  sogar  absolute  Rückgang  der  Lohnarbeiter  als  Kre- 
ditnehmer. Die  Verschärfung  der  Krise  in  der  Industrie  und  im 
Gewerbe  dürfte  wohl  die  Hauptursache  dieser  Verschiebung  zu- 
gunsten der  Selbständigen  und  Fixbesoldeten  darstellen. 
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Ueber  das  Alter  der  Mitglieder  gibt  folgende  Zusammenstel- 
lung Aufschluss: 


Ende 

1932 

Ende 

1933 

Ende 

1934 

Anzahl 

in  % 

Anzahl 

in  •/. 

Anzahl 

in  V» 

20  bis   24   Jahre   .     . 

»7 

2,55 

18 

4,56 

12 

2,67 

25  bis  29   Jahre   .     . 

35 

12,78 

53 

13,43 

46 

10,22 

30  bis   34   Jahre   .     . 

40 

14,59 

73 

18,48 

81 

18,00 

35   bis   39   Jahre   .     . 

51 

18,62 

73 

18,48 

79 

17,56 

40   bis  44   Jahre   .     . 

46 

16,79 

57 

14,43 

90 

20,00 

45   bis   49   Jahre   .     . 

37 

13,50 

50 

12,66 

52 

11,56 

50  bis   54   Jahre   .     . 

33 

12,05 

32 

8,10 

47 

10,44 

55   bis   59   Jahre   .     , 

20 

7,30 

31 

7,84 

24 

5,33 

60  und   höher  .     .     , 

5 

1,82 

8 

2,02 

19 

4,22 

Total    274       100 


395       100 


450       100 


Mehr  als  die  Hälfte  der  Bausparer  steht  im  Alter  von  30  bis 
44  Jahren.  Leider  ist  die  Wohnkultur  die  einzige  schweizeri- 
sche Kasse,  die  eine  Altersstatistik  führt  bzw.  veröffentlicht.  Eine 
Verallgemeinerung  der  obigen  Zahlen  wäre  wohl  etwas  gewagt, 
besonders  weil  die  Wohnkultur  unter  ihren  Kreditnehmern  ver- 
hältnismässig wenig  Lohnarbeiter  hat  und  vielleicht,  zusammen  mit 
der  H  a  b  a  1,  mehr  als  jede  andere  die  Bausparkasse  der  besser 
situierten  Kreise  unter  den  Bausparern  ist.  Bei  einer  durchschnitt- 
lichen Vertragssumme  von  16  schweizerischen  Kassen  von  Fr.  16  725 
steht  die  Wohnkultur  mit  Fr.  27  152  an  zweiter  Stelle. 

Gliederung  nach  der  Zweckbestimmung: 


Hausbau 164 

Hauskauf    .... 
Hypothekenablösung 
Landwirtschaft    .     . 
Bauplätze 20 

Total    274 


Ende 

1932 

Ende 

1933 

Ende 

1934 

Anzahl 

in  Vo 

Anzahl 

in  Vo 

Anzahl 

in  V. 

164 

60 

280 

70,1 

321 

71,3 

16 

5,8 

13 

3,4 

16 

3,5 

64 

23,3 

68 

17,5 

81 

18 

10 

3,7 

4 

1 

4 

0,9 

20 

7,3 

30 

7,6 

28 

6,3 

100 


395       100 


450       100 


Auffällig  ist  die  prozentuale  Zunahme  der  Verträge  betr.  Haus- 
bau auf  Kosten  der  sämtlichen  übrigen  Zweckbestimmungen.  Auch 
hier  wäre  aber  eine  Verallgemeinerung  nicht  am  Platze;  man  ver- 
gleiche die  obigen  Zahlen  und  die  Entwicklung  während  der  drei 
Jahre  mit  den  von  Eigenheim  und  Heimat  publizierten,  die 
eher  eine  gegenteilige  Entwicklung  aufweisen.  Von  den  übrigen 
älteren  Kassen  waren  überhaupt  keine  Angaben  erhältlich. 
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Auffallen  mag  auch  in  den  drei  obigen  Tabellen  die  verhält- 
nismässig geringe  Zunahme  der  Anzahl  von  Verträgen  im  Laufe 
des  Jahres  1934.  Der  Jahresbericht  für  das  Jahr  1934  macht  dafür 
die  Krise  verantwortlich,  die  zweifellos  mit  beigetragen  hat,  dass 
besonders  in  den  finanziell  schwächeren  Bevölkerungskreisen  der 
Gedanke  an  ein  eigenes  Heim  mehr  und  mehr  fallen  gelassen 
wurde.  Es  wirkte  jedoch  auch  noch  ein  anderes  Moment  mit:  Spe- 
ziell in  den  beiden  vorhergehenden  Jahren  hatte  unter  den  schwei- 
zerischen Bausparkassen  ein  wahres  Wettrennen  in  der  Acquisi- 
tion  stattgefunden.  Die  Anträge  wurden  nicht  mehr  durchwegs  mit 
der  nötigen  Sorgfalt  geprüft,  und  die  Folge  war,  dass  die  Anzahl 
der  Verträge  und  die  Höhe  der  Vertragssummen  wohl  sehr  rasch 
anwuchsen,  zugleich  aber  auch  die  Zahl  der  schlechten  Zahler  in 
erschreckendem  Masse  zunahm.  Mit  Rücksicht  auf  die  bevor- 
stehende Bundesaufsicht  sahen  sich  dann  gegen  Ende  des  Jahres 
1934  einige  Kassen  direkt  zu  einem  grossen  Reinemachen  genötigt. 
Dazu  gehörte  nun  allerdings  die  Wohnkultur  nicht;  aber  es 
mussten  doch  im  Laufe  des  Jahres  51  Verträge  mit  einer  Vertrags- 
summe von  Fr.  1 112  000  annulliert  werden.  Neu  abgeschlossen  wur- 
den dagegen  nur  106  (1933:  172),  so  dass  die  Zunahme  an  Ver- 
trägen im  Jahre  1934  nur  55  betrug. 

Das  Arbeitsfeld  der  Wohnkultur  erstreckt  sich  im  wesent- 
lichen auf  die  deutsche  Schweiz  und  den  Kanton  Freiburg  (3,02  %), 
und  zwar  entfallen  rund  62  %  der  Vertragssummen  allein  auf  die 
drei  Kantone  Bern  (30,13  %.),  Zürich  (22,13)  und  St.  GaUen  (9,49). 

Ueber  die  tatsächlichen  Belehnungsgrenzen  per  Ende  1934  gibt 
nachstehende  Tabelle  Aufschluss: 


Unvollendet  sind  Objekte  mit  12,00  ^o 

bis  40  7o  der  Schätzung  gehen  0,75  ^jo 

über  40  und  bis   50  7»  der  Schätzung  stehen  4,60  ^jo 

über  50  und  bis   60  7o     „            „              „  12,00  7o 

über  60  und  bis   70  7o     „            .„              „  31,50  7o 

über  70  und  bis   80  7«     „            „              »  28,65  7« 

über  80  und  bis  85  7o     „           „             „  10,50  7o 

100      "/o 


der  Darlehen 


♦» 


(14  Verträge) 


Im  ganzen  betrugen  die  gesamten  Darlehen,  bestehend  aus  Zu- 
teilungen, Zwischenkrediten  und  fest  untergebrachten  Hypothekar- 
krediten im  I.  Range  Ende  1934  je  Fr.  1  092  892.75,  Fr.  916  083.24 
und  Fr.  1  344  865.83  =  Fr,  3  353  841,82. 

Nach  den  Bilanzen  1933  und  1934  bestanden  folgende  Ver- 
bindlichkeiten: 
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1933 

Fr.      807  700 
„       608  700 


1934 

Fr.  1037  600 
„    1014  500 


Guthaben  der  Kreditnehmer      .     . 
Uebrige  Verbindlichkeiten     .     .     . 

Total       Fr.  1416  400        Fr.  2  052  100 

denen  nach  Verteilung  des  Aktivsaldos  an  eigenen  Mitteln  gegen- 
überstanden: 

^inbezahltes  Aktienkapital     ....       Fr.  120000        Fr.  180000 

Reserven    •     •     •     •     • „        4  200  „        6  000 

Vortrag  auf  neue  Rechnung  .     .     .     .        „  _  ^  iqq 


Total    eigene    Mittel       Fr.  124  200        Fr.  186100 

,.  I^i^  eigenen  Mittel  betrugen  Ende  1934  rund  9%  der  Ver- 
bindlichkeiten, wobei  allerdings  rund  Fr.  116  000  aktivierter  Ver- 
waltungskostenbeiträge inbegriffen  sind.  Die  Aufsichtsstelle  läset 
diese  Aktivierungen  jedoch  während  der  Uebergangszeit  zu.  Die 
Kasse  entspricht  somit  den  Anforderungen  der  BRV,  Art.  11, 1  und 
bei  weitem  auch  denjenigen  von  Art.   11,2. 

An  Dividenden  wurden  in  den  beiden  Jahren  verteih: 

Je  3  %  an  die  Vorzugsaktien  und  4  %  an  die  Stammaktien. 

Durch  Beschluss  der  Generalversammlung  vom  13.  April  1935 
wurde  die  Firma  der  Gesellschaft  abgeändert  in  Wohnkultur, 
Gemeinschaftskreditkasse  mit  Wartezeit  AktiengeseUschaft  Zürich.' 

Zusammenfassend  kann  gesagt  werden,  dass  die  Wohnkul- 
tur ein  lebensfähiges,  vorsichtig  geleitetes  Unternehmen  darstellt, 
das  viele  Forderungen  der  BRV,  und  zwar  sowohl  hinsichtlich  der 
Verzmsung,  wie  auch  mit  Bezug  auf  Publizität  schon  von  Anfang 
an  durchgeführt  hatte. 

Tügungskasse  für  Bau-  und  Hypothekarkredite  A  -G 

(TILKA),  Zürich. 

Die  Gründung  dieser,  von  Anfang  an  mit  einem  ausserordent- 
^  I  r  fj/^!«°«.^'-«'^S  ^^tretenden  Bausparkasse  erfolgte  am 
5  Juü  1933  mit  einem  Kapital  von  Fr.  400  000,  eingeteüt  in  4000 
Namensaktien  zu  Fr.  100  nominell,  wovon  20  %  einbezahlt  Es 
wurde  aber  bereits  am  11.  Juli  1934  auf  Fr.  1  000  000  mit  20  % 
Einzahlung  erhöht.  Gleichzeitig  erhieh  der  Verwaltungsrat  die  Er- 
mächtigung, das  Aktienkapital  zu  einem  ihm  gut  scheinenden  Zeit- 
punkt auf  Fr.  2  000  000  zu  erhöhen  und  die  bereits  gezeichneten 
Aktien  auszugeben. 
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Die  Aktien  sind  nur  mit  Zustimmung  des  Verwaltungsrates 
übertragbar.  Bei  Handänderungen  steht  der  Gesellschaft  zum 
Zwecke  der  Amortisation  ein  Vorkaufsrecht  zu.  Jede  Aktie  hat 
eine  Stimme. 

Die  bisher  gültigjen  allgiemeinen  Geschäftsbedingungen  vom 
Januar  1934  enthalten  folgende  Hauptbestimmungen: 

Vertragssumme,  Das  Minimum  ist  Fr.  2000.  Maximum  ist 
keines  genannt.  (Die  TILKA  hat  schon  Kreditverträge  von  meh- 
reren Hunderttausend,  einen  sogar  von  über  1/^  Million  Fr.  abge- 
schlossen und  ausbezahlt.) 

Hauszeitung.  Seit  Mai  1934  erschien  als  solche  die  „Schweize- 
rische Bausparkassen-Zeitung"  mit  dem  Untertitel  „Organ  für  den 
Tilka-B  ausp  arer". 

Eintrittsgebühren.  Abschlussgebühr  1/^  ^  der  Vertragssumme, 
die  vorab  von  der  ersten  Einzahlung  in  Abzug  gebracht  wird. 

Verwaltungskostenbeiträge.  1%%  ^ei  Vertragsabschluss,  2^/4% 
vorweg  aus  den  ersten  Anzahlungen,  0,35  %  pro  Tilgungsjahr  durch 
Zuschlag  zur  ausbezahlten  Darlehenssumme  (bei  20  Tilgungs jähren 
somit  7  %).  Dieselben  werden  bei  Zuteilung  durch  die  Zuteilungs- 
kommission der  Kasse  überwiesen.  Nach  der  BRV,  Art.  29  dürfen 
Verwaltungskosten  nur  noch  im  Verhältnis  zu  den  geleisteten  Zah- 
lungen der  Kreditnehmer  erhoben  werden.) 

Weitere  Gebühren.  Umschreibegebühr  bei  Vertragsübertragung 
Fr.  10.—  bis  Fr.  50.—  ;  Mahngebühr  Fr.  1.—;  alle  mit  der  Kapital- 
ablösung verbundenen  Bank-,  Notariats-  und  Grundbuchgebühren, 
sowie  evtl.  andere  öffentliche  Abgaben;   alle  Schatzungskosten. 

Eigenleistung.  Einmalige  Grundeinzahlung  von  15  %,  zahlbar 
sobald  als  möglich,  evtl.  auch  in  Raten.  Monatliche  Pflichtraten 
mindestens  3  ^/oo»  Mindestleistung  16,8  ^.  Der  Kreditnehmer  hat 
bei  Vertragsabschluss  zwischen  5  verschiedenen  Pflichtraten  von 
monatlich  3,  4,  5,  6  oder  12  ^/^^  zu  wählen. 

Zuteilungsberechtigung  bei  16,8  ^,  ohne  Verwaltungskosten- 
anteile  und   Abschlussgebühr  von   zusammen   3%  ^. 

Wartezeit  ist  keine  genannt. 

Zuteilungsverfahren.  Die  Zuteilungen  finden  statt  in  von  der 
Zuteilungskommission  zu  bestimmenden  Abständen  nach  Mass- 
gabe  der   angesammelten   Mittel,-   wenn   möglich   monatlich,   nach 

1        p  1  Einzahlungen    (inkl.  Zins)    X    Zeit     (Monate)         j^.      y   . 

Vertragssumme 
faktoren  werden  monatlich  berechnet  und  jeweils  zu  den  vorher- 
gehenden aufaddiert.    Bei  genau  gleichen  Schlüsselzahlen  wird  der- 
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jenige  Kreditanwärter  berücksichtigt,  der  die  erste  Pflirhtr.t 
erst  einbezahlt  hat.  i'nichtrate  zu- 

^f-h^^ngsgrenze     Nach  Abzug  der  Eigenleistung   : 

auf  bestehenden  Bauten  •  68  2  c/    ^«^  i;-    i    r 

auf  Inr,rl..,'  *    u  I  ,    „     *   "^'^  /^  «CS  Verkehrswertcs z 

oiJtrui  ''"'1  '""''  ^  Tilgungstarifen  erfolgen  in  20    15    12 
Oder  10  Jahren.   Am  meisten  kommt  wohl  der  T«r,f  7„  9ft  i  .1 
in  Anwendung.    Die  T;i<r„„„  k     •  .  "  ^"  ^^  Jahren 

Auszahlung   des   DarleÄt  ^"^J  T  ''"'"  ^"'^°  «»«^  «»'  die 
Um.  und  luhtten  Snen  :SsL^^^^^^^^^^^  ««   ^-' 

des  Baues  vereinbart  werden!         ^  ^"  ™'  ^^^^'^^^^Z 

Familienschutz  besteht    -/«,.    7^**  i 

Anssicht  genommen  zu  seii.  ""''  '""''*'  ^"'•«•'*  "''«'  ™ 

träge''LTtlrzte;kfG''"'h  ''^''''  »»-anzuziehen  durch  Ver- 
Kreditnehmer  Ge-ahrnng  von  Zwischenkrediten  an  ihre 

mern^rltäilhlT  'T  ^'^^»-««''--»»tigten  Kreditneh- 
die  Tilka  emsprrhtde  Verelr  """'"'''*  ''"  ^^"''^-'  ^'  denen 
gewährt  aus  dL  eSn  Mhtef 'r  AV^'"  ^  ^^'^  ""»^  direkt 

VerwaltungskosLErTgen  Tus"  i^^Tut^^'  t\  T  ''''  '  ^° 
den   durch   die   Ju^endsnarve^   •  Zuteilungsfonds),    bzw.    aus 

Ende  1934  betrugen  dt  ZwU^'l  ""P««"""«''«"   S-^men.    Per 

FaUs   der  Kredit^rmr^"  ^^^^^  ^^'^^^  -glich, 

bringt   Wird  einfach  eine  üLSege'  ühr^rFr^rT%o^' 

^:  Xt  dii-xs-teriezr-^^^^ "-  "^^^ 

"S   iu    leistenden    Abschlussgebühr   und    Verw»!»..       i 
von  msgesamt  4 1/  %   der  V^«,.  vL.    ^^'^^"''nsskosten 

folgen  allerdings   nur  im  R^r^'T""'-    ^'^  Auszahlungen  er- 
Mittel.  ^  "°  ^'''^'""''   «J«  ^'«-  Verfügung  stehenden 


i 


tj 


( 


\ 


\ 


\ 


\ 


—    79    — 

Prämien:  keine. 

Jugendsparverträge,  Der  Zweck  dieser  von  der  Tilka  im  Ok- 
tober 1934  neu  eingeführten  Verträge  ist  die  Bildung  der  für  einen 
regulären  Depositen-  und  Darlehensvertrag  erforderlichen  Grund- 
anzahlung und  die  Ansammlung  von  Geldern,  die  zur  Gewährung 
von  Zwischenkrediten  zur  Verfügung  stehen.  Nach  Ablauf  der  Ver- 
träge, die  vom  Inhaber  der  elterlichen  Gewalt  für  das  Kind  auf 
die  Dauer  von  11,  16,  21  oder  26  Jahren  abgeschlossen  werden  kön- 
nen, gehen   dieselben   automatisch  in  Darlehensverträge  über. 

1  %  der  Vertragssumme  ist  beim  Abschluss  einzuzahlen.  Die 
Weiterzahlungn  erfolgen,  wie  beim  Depositen-  und  Darlehensver- 
trag monatlich  mit  einer  beim  Abschluss  zu  vereinbarenden  Pflicht- 
rate. Die  Verzinsung  wird  dem  Zinssatz  der  Kantonalb  anken  für 
I.  Hypotheken  angepasst.  Gegenwärtig  beträgt  sie  4  ^.  Die  Ver- 
waltungskosten betragen  einmalig  für  Verträge  bis  zu  Fr.  10  000: 
Fr.  104.—,  für  solche  von  25—30  000:  Fr.  156.—,  und  werden  auf 
den  Zeitpunkt  des  Vertragsbeginnes  voll  belastet.  Uebertragung 
ist  möglich  gegen  Fr.  10. —  Umschreibegebühr;  ebenso  der  Rück- 
tritt imter  rückwirkender  Reduktion  des  Zinsfusses  um  1  %  und 
Belastung  der  vorstehend  erwähnten  um  1/4  ^^^  V2  erhöhten  Ver- 
waltungskosten. Die  Auszahlung  des  dann  noch  verbleibenden  Gut- 
habens erfolgt  bei  der  nächstfolgenden  Zuteilung  der  Tilka.  Diese 
Bedingungen  gelten  auch  beim  Tode  des  Jugendsparers.  Sie 
scheinen  auf  den  ersten  Blick  besonders  für  den  Fall  frühzeitiger 
Auflösung  des  Vertrages  etwas  hart.  Es  ist  aber  zu  berücksichtigen, 
dass  die  Verträge  eben  auf  sehr  lange  Fristen  berechnt  sind,  und 
dass  die  Verwaltungsspesen,  auf  die  einzelne  Einzahlung  berechnet, 
dieselben  bleiben,  ob  nun  die  Einzahlung  gross  oder  klein  sei. 
Mit  der  Vorausbelastung  und  der  Ablehnung  jeder  Rückerstattung 
der  einmal  belasteten  Verwaltungsspesen  möchte  die  Tilka  eben 
von  vorneherein  möglichst  allen  Kündigungen  vor  Ablauf  einer 
Anzahl  Jahre  den  Riegel  schieben.  Die  im  Verhältnis  zu  den  ge- 
leisteten Einzahlungen  bedeutende  Einbusse  während  der  ersten 
Jahre  wird  selbstverständlich  alle  Einleger  vom  Rückzug  abhalten, 
die  nicht  durch  die  Umstände  unbedingt  dazu  gezwungen  sind.  Der 
Abzug  ist  übrigens  absolut  bedeutend  geringer  als  bei  den  gewöhn- 
lichen Depositen-  und  Darlehensverträgen  der  Tilka. 

Die  Berechnung  dieser  Verwaltungsspesen  wird  jedenfalls  auf 
Grund  der  BRV  abgeändert  werden  müssen,  weil  auch  für  die  Ju- 
gendsparverträge eine  gleichmässige  Verteilung  der  Unkostenanteile 
auf  die  ganze  Vertragsdauer  verlangt  werden  wird.  Da  nach  der 
BRV  Abschlussgebühren  bis  zu  2  ^   der  Vertragssumme   statthaft 
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sind,  wird   der  Weg   zur  Uebereinstimmung   mit   den   gesetzlichen 
Vorschriften  leicht  zu  finden  sein. 

Kontrollstelle.  Nach  den  Statuten  kann  die  Kontrollstelle  aus 
einem  oder  mehreren  Mitgliedern  bestehen,  die  nicht  Aktionäre 
zu  sein  brauchen.  Die  Tilka  hat  von  Anfang  an  für  die  Kontrolle 
sachkundige,  von  der  Kasse  unabhängige  Revisoren  in  Aussicht  ge- 
nommen und  damit  die  „Visura"  Treuhandgesellschaft  in  Zürich 
betraut. 

Zu  erwähnen  ist  noch  das  zugunsten  sämtlicher  Kreditnehmer 
eingetragene  General  Pfandrecht  auf  den  bei  der  Schweiz.  National- 
bank in  Zürich  befindlichen  Depositen  und  Hypothekartiteln  der 
Kreditnehmer,  die  nur  unter  Mitwirkung  der  „Vi8ura"-Treuhand- 
gesellschaft  Zürich  erhoben  werden  können. 

lieber  die  bisherige  Entwicklung  der  Tilka  war  von  der  Di- 
rektion bzw.  der  Generalvertretung  leider  nicht  viel  zu  erfahren. 
Die  nachstehenden  Zahlen  sind  zum  Teil  aus  der  Hauszeitung  der 
Tilka,  verschiedenen  Prospekten  und  Zirkularen  zusammenge- 
sucht, zum  Teil  rühren  sie  von  einer  anscheinend  ziemlich  gut 
unterrichteten  Konkurrenz-Unternehmung  her. 

Die  erste  Zuteilung  fand  ungefähr  ein  halbes  Jahr  nach  der 
Gründung  Ende  Dezember  1933  statt;  zugeteilt  wurden  Fr.  90  000. 
Die  zweite  erfolgte  Mitte  März  1934  mit  Fr.  600  000.  Von  da  an 
konnten  ungefähr  aUe  Monate  Zuteilungen  in  der  Höhe  von  100  000 
bis  200  000  Fr.  stattfinden.  Insgesamt  waren  Ende  1934  rund  2  Mil- 
lionen Fr.  zugeteilt,  am  15.  Februar  1935,  d.  h.  beim  Inkrafttreten 
der  BRV  im  ganzen  Fr.  2  188  000  an  93  Kreditnehmer  (von  366 
Zuteilungsberechtigten) . 

Vertragsbestand  am  15,  Februar  1935. 
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Noch  nicht  Zuteiliingsberechtigte 
(Guthaben  bis  20  ^o) 

Zuteilungsberechtigte,  noch  nicht  zugeteilt 
(Guthaben  über  20%) 

Zugeteilte 


791  Verträge  mit  Fr.  16  727  000 
196  „  „  „  3  855  000 
93    „    «  -   2 188  000 


»♦ 


Total      1080 

Am  31.  Dezember  1934  beliefen  sich 
die  Guthaben   der  Kreditanwärter  auf 
die  übrigen  Verbindlichkeiten  auf  .     . 


w 


Fr.  22  770  000 


rd.  Fr.  1  650  000 
w     „       100  000 


Total    Verbindlichkeiten      rd.  Fr.  1  750  000 
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denen  an  eigenen  Mitteln  gegenüberstanden: 

Aktienkapital  1  Mill.  Fr.,  wovon  einbezahlt 
Reserven  und  Saldovortrag ca. 


Fr.  200  000 
„      50  000 


105  000 
787  500 


Total   eigene   Mittel  ca.  Fr.  250  000 

Die  eigenen  Mittel  betrugen  somit  ca.  14,3  %  der  Verbindlich- 
keiten. 

Der  Verwaltungsapparat  der  Tilka,  die  von  Anfang  an  eine 
ausserordentlich  intensive  Acquisitionstätigkeit  entwickelte,  ist 
jedenfalls  bisher  viel  zu  teuer  gewesen,  auch  unter  Berücksich- 
tigung des  Umstandes,  dass  die  Werbekosten  im  Anfang  im  Ver- 
hältnis zum  Umfang  des  Geschäftes  immer  sehr  hoch  sind. 

Der  gesamte  Vertragsbestand  mag  Ende  1934  rund  21  Millio- 
nen Fr.  betragen  haben.  Infolgedessen  hat  die  Tilka  unter  der 
Voraussetzung  des  vollständigen  Einganges  bezogen: 

an   Abschlussgebühren   1/^  % Fr. 

an  Verwaltungskostenbeiträgen  vor  Zuteilung  3%  % 

an    Verwaltungskosten   für    die   Tilgungszeit   0,35  ^ 

der  zugeteilten  Vertragssummen  pro  Tilgungsjahr 

zum  voraus  für  die  ganze  Tilgungsdauer   (in  der 

Regel  20  Jahre)        ca.     Fr.      140  000 

Fr.  1032  500 

Von  diesen  Beträgen  beziehen  sich  jedoch  nur  die  Abschluss- 
gebühren ganz  auf  die  seit  Gründung  der  Tilka  vergangene 
Periode  von  ll/o  Jahren,  während  die  Verwaltungskostenbeilräge 
zu  einem  grossen  Teil  für  die  zukünftigen  Ausgaben  zurückzu- 
stellen sind.  Und  zwar  hätten  die  Fr.  787  000  zu  genügen  für  die 
Verwaltungsspesen  der  sämtlichen  bis  Ende  1934  abgeschlossenen 
Verträge  in  der  Höhe  von  21  Millionen  Fr.  bis  zur  Zuteilung  des 
letzten.  Ohne  genaue  Kenntnis  der  Abschlussdaten  und  -summen 
der  einzelnen  Verträge  lässt  sich  eine  Aufteilung  auf  Vergangen- 
heit und  Zukunft  schwer  vornehmen.  Zu  berücksichtigen  ist  vor- 
erst, dass  auf  die  vergangene  Periode  die  Vertreterprovisionen  in 
der  Höhe  von  ca.  1  %  der  Vertragssummen  entfallen:  Fr.  210  000. 
Von  den  verbleibenden  Fr.  577  500  müssen  aber  allermindestens 
zwei  Drittel  für  die  zukünftigen  anteiligen  Verwaltungsspesen  zu- 
rückgestellt werden:   Fr.  385  000. 

Von  den  Verwaltungskosten-Beiträgen  für  die  Tilgungszeit  sind, 
da  die  ersten  Darlehen  erst  vor  einem  Jahre  gegeben  wurden,  min- 
destens    ^^/ao     für     die     zukünftige   Verwaltungskosten     zurückzu- 
stellen: Fr.  133  000. 
6 
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Die  Rechnung  stellt  sich  nunmehr  wie  folgt: 
Es  entfallen   auf   die 

Zeit  vor  31.  XII.  84 

Abschlussgebühren  Fr.  105  000 

Verwaltungskosten-Beitr.    vor   Zuteilung       „    402  500 
Verwaltungskosten-Beitr.  d.  Tilgungszeit       „        7  000 


Zukunft 

Fr.  385  000 
„    133  000 


Fr.  514  500      Fr.  518  000 

Nun  sollen  aber  die  Bezüge  der  Generalagentur  in  Zürich  für 
die  abgelaufene  Periode  von  1  Y2.  Jahren  allein  über  Fr.  500  000 
betragen  haben,  und  die  Schätzung  der  gesamten  Unkosten  der 
Gesellschaft  auf  Fr.  750—800  000  dürfte  daher  eher  zu  niedrig  als 
zu  hoch  sein.  Das  würde  aber  bedeuten,  dass,  da  das  einbezahlte 
Aktienkapital  samt  Reserven  schon  durch  die  gewährten  Zwischen- 
kredite in  der  Höhe  von  zirka  Fr.  300  000  ganz  beansprucht  sind, 
ein  beträchtlicher  Teil  der  Unkosten  auf  Rechnung  der  zukünf- 
tigen Entwicklung  verbucht  worden  sind.  Die  Bilanz  weist  nämlich 
offenbar  einen  Gewinn  aus,  über  dessen  Verwendung  laut  der  im 
Schweiz.  Handelsamtsblatt  erschienenen  Einladung  zur  General- 
versammlung vom  16.  Mai  1935  Beschluss  gefasst  werden  sollte. 
Wie  dieser  Beschluss  ausfiel,  ist  nicht  publik  geworden. 

Dagegen  soll  an  jener  Generalversammlung  ein  schon  seit  eini- 
ger Zeit  latenter  Zwist  zwischen  Direktion  und  Verwaltungsrat 
einerseits  und  der  als  Generalvertretung  figurierenden,  vom  Bank- 
haus Daetwyler  &  Co.,  Zürich  abhängigen  „A.-G.  für  Import,  Ex- 
port und  Vertretungen"  in  Zürich  anderseits,  zum  Ausbruch  ge- 
kommen sein,  der  damit  endete,  dass  der  Verwaltungsrat  den  be- 
stehenden Vertrag  kurzerhand  aufhob.  Da  demselben  verschiedene 
namhafte  Juristen  angehören,  so  muss  angenommen  werden,  es 
seien  genügend  stichhaltige  Gründe  dazu  vorhanden  gewesen. 

Es  scheint  also  auch  bei  dieser  Bausparkasse  eine  Krise  ein- 
getreten zu  sein,  allerdings  etwas  anderer  Art  als  bei  verschiedenen 
älteren  Unternehmungen.  Tatsache  ist,  dass  schon  seit  Mai  1935 
die  zweimal  monatlich,  zuletzt  in  drei  Sprachen,  herausgegebene 
Hauszeitung  „Schweizerische  Bausparkassen-Zeitung"  nicht  mehr 
erschien.  Dagegen  erscheint  neuerdings  die  „Schweiz.  Bausparer- 
Zeitung,  Organ  für  den  Tilka-Sparer",  einmal  monatlich.  Offenbar 
ist  auch  der  ganze  Verwaltungsapparat  vereinfacht  worden. 

Angesichts  der  finanziellen  Stärke  dieser  Kasse  und  dem  be- 
deutenden hinter  ihr  stehenden  Garantiekapital  ist  ohne  weiteres 
anzunehmen,  dass  sie  diese  Krise  überwinden  wird,  in  die  sie  allem 
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Anschein  nach  durch  die  eine  Zeitlang  hauptsächlich  dirigierende 
Generalvertretung  hineingeritten  worden  ist. 

Die  provisorische  Bewilligung  zur  Fortführung  des  Betriebes 
wurde  bereits  Anfang  April  erteilt. 

HABAL,  Kreditkasse  mit  Wartezeit,  Basel. 

Die  H  a  b  a  1  (Abkürzung  der  ursprünglichen  Firma  „Hypo- 
theken-Ab  lösungs-  und  Baukredit- A.-G.")  wurde  im  Dezember  1933 
durch  einen  früheren  Vertreter  der  H  y  b  a  -  Bern  als  zinsverrech- 
nende Bausparkasse  in  Luzern  gegründet.  Das  Aktienkapital  be- 
trug ursprünglich  Fr.  75  000,  wovon  aber  nur  Fr.  25  000  einbezahlt 
waren.  Anfang  Juni  1935  erfolgte  die  Aenderung  der  Firma  unter 
gleichzeitiger  Verlegimg  des  Sitzes  nach  Basel  und  Erhöhung  des 
Aktienkapitals  auf  Fr.  120  000  (voll  einbezahlt).  Die  auf  Fr.  500 
lautenden  Namensaktien  sind  nur  mit  Genehmigung  des  Verwal- 
tungsrates übertragbar.  Eine  Hauszeitung  wurde  bisher  noch  nicht 
herausgegeben  und  ist  vorläufig  auch  nicht  in  Aussicht  genommen. 

Für  die  Vertragssumme  ist  weder  ein  Minimum  noch  ein  Maxi- 
mum genannt.  Die  Ansparung  kann  in  Gruppe  A  mit  einer  Grund- 
anzahlung von  12  ^o  der  Vertragssumme  (auch  in  Raten  von  min- 
destens Fr.  25. —  monatlich)  oder  in  Gruppe  B  mit  einer  Grund- 
anzahlung von  25  ^o  (auch  in  Monatsraten  von  mind.  Fr.  50. — ) 
erfolgen.  Bei  beiden  Gruppen  erfolgen  die  Weiterzahlungen  in 
Monatsraten  von  mind.  2,5  ^/^^  (ursprünglich  2  ^/qq)  der  Vertrags- 
summe. 

Neben  diesen,  dem  Kreditnehmer  auf  seinem  Sparkonto  gut- 
zuschreibenden Zahlungen  hat  derselbe  zugunsten  der  Kasse  fol- 
gende Gebühren  zu  entrichten:  Eine  Ab schluss gebühr  von  2  ^  der 
Vertragssumme  (anfangs  1/2%)«  Bei  Zuteilung  wird  ein  Verwal- 
tungskosten-Beitrag von  7,5  %  der  Vertragssumme  und  bei  Verträ- 
gen der  Gruppe  A  ausserdem  2  ^  für  die  sog.  Schadenreserve 
dem  Schuldbetrag  zugerechnet;  die  Amortisationsbeträge  dafür  sind 
in  den  Tigungsquoten  inbegriffen.  Dieser  Zahlungsmodus  der  Ver- 
waltungskostenanteile steht  nicht  im  Gegensatz  zur  BRV;  dagegen 
dürfte  Art.  7  der  Bedingungen,  wonach  die  Gesellschaft  die  Hälfte 
der  Verwaltungskostenbeiträge  schon  aus  den  ersten  Eingängen  der 
Grundanzahlung  beziehen  kann,  auf  den  Widerspruch  des  Eidg. 
Aufsichtsamtes  stossen. 

Die  Zuteilungsberechtigung  tritt  ein  nach  vollständiger  Ein- 
zahlung der  Grundanzahlung  und  Entrichtung  der  Abschlussgebühr. 
Als  Wartefrist  werden  mindestens  6  Monate  vorgeschrieben;  ein 
Maximum   der  Wartezeit  kann  nicht  garantiert  werden.    Das  Zu- 
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teilungsverfahren  richtet  sich  nach  dem  Zeit-mal-Geld-System  auf 

Grund  der  Formel  Zeit  (Tage)  X  Geld  (An-  und  VeiterzahluDgen)     j^.^ 

Darlehenssnmme 
Sonderzahlungen  sind  ausdrücklich  bei  der  Berechnung  der  Kenn- 
ziffer ausgeschlossen,  so  dass  das  Wettsparen,  da  auch  eine  Ver- 
zinsung der  Einzahlungen  erfolgt,  so  gut  wie  ausgeschlossen  ist. 
Da  für  die  Sonder einzahlungen  auch  keine  andern  Vergünstigungen, 
wie  z.  B.  Vorteile  bei  der  Tilgung  oder  Reduktion  der  Ausgleich- 
beträge (vergl.  Eigenheim  und  Baufreunde)  geboten  wer- 
den, so  ist  kaum  anzunehmen,  dass  solche  bei  der  H  a  b  a  1  über- 
haupt  in   nennenswerten   Beträgen   eingehen. 

Die  Beleihungsgrenzen  sind  unter  Einschluss  der  Mindesteigen- 
leistung von   12  bzw.  25  %,  wie  folgt,  geregelt: 
bei  I.  Hypothek: 

100  %  des  Verkehrswertes  bei  Neubauten, 
90  %  des  Verkehrswertes  bei  bestehenden  Bauten, 
80  %  des  Verkehrswertes  bei  landw.  Betrieben, 
bei  Hypotheken    im    IL  oder    weiteren    Nachrang:    höchstens 
80  ^o  des  Verkehrswertes. 

Ausgleichsbeträge  kennt  die  H  a  b  a  1  nicht.  Als  zinsberech- 
nende Kasse  konnte  sie  auch  leichter  davon  absehen.  Der  berech- 
nete Zins  beträgt  sowohl  für  die  Guthaben  der  Kreditnehmer  wie 
für  die  Darlehen  2  %  per  Jahr,  allerdings  mit  dem  Unterschiede, 
dass  die  ersteren,  wie  allgemein  üblich,  auf  Jahresschluss,  die  Dar- 
lehenszinsen aber  je  anfangs  eines  Jahres  von  der  bestehenden  Rest- 
schuld  berechnet  und   ihr  zugeschlagen  werden. 

Die  Tilgung  beginnt  1  Monat  nach  Auszahlung  des  Darlehens 
mit  monatlichen  Raten  von  5  ^/q^.  Die  Tilgungsquote  kann  in  Aus- 
nahmefällen gegen  Zuschlag  von  3  %  der  Vertragssumme  zum 
Schuldbetrag  auf  4  ^/^^  herabgesetzt  werden.  In  der  Tilgungsquote 
ist  der  Darlehenszins  inbegriffen,  ebenso  die  Amortisation  der  be- 
lasteten Verwaltungskosten-  und  Schadenreserve-Anteile.  Nach  dem 
Text  des  Art.  4  der  Darlehensbedingungen  könnte  man  annehmen, 
die  Tilgungsquote  werde  von  der  Darlehenssumme  berechnet;  an- 
gewendet wird  jedoch  die  allgemein  übliche  Berechnung  von  der 
Vertragssumme. 

Familienschutz  besteht  nicht.  Fremdgeld  wurde  bisher  nicht 
in  Anspruch  genommen.  Dagegen  besteht  die  Absicht,  in  Zukunft 
reine  Spargelder  entgegenzunehmen  und  dieselben,  soweit  dies  nach 
der  BRV  noch  möglich  ist,  sowohl  zu  Baukrediten  wie  auch  zu 
Zwischenkrediten  zu  verwenden.  Bis  anhin  wurden  Zwischenkredite 
überhaupt  noch  nicht  gewährt. 
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Der  Rücktrit  vom  Vertrag  ist  dem  Kreditnehmer  jederzeit  ge- 
stattet, solange  die  Zuteilung  noch  nicht  erfolgt  ist.  Als  Reugeld 
hatte  er  jedoch  bisher  ausser  der  verlorenen  Abschlussgebühr  die 
Hälfte  der  Verwaltungskosten,  also  3  34  %  der  Vertragssumme  zu 
bezahlen.  Die  Auszahlung  erfolgt  nach  Massgabe  der  vorhandenen 
Mittel  auf  dem  Zuteilungskonto,  ist  also  unter  Umständen  sehr 
unbestimmt.  Die  BRV  (Art.  31)  stellt  den  Kreditnehmer  hinsicht- 
lich der  Abzüge  bedeutend  günstiger,  hinsichtlich  des  Termins  der 
Rückzahlung  jedoch  schlechter. 

Die  Kontrollstelle  wurde  bisher  durch  vom  Verwaltungsrat  er- 
nannte Kreditnehmer  besetzt;  in  Zukunft  wird  dafür  nur  mehr 
eine  von  der  Kasse  unabhängige  Stelle  in  Frage  kommen,  voraus- 
sichtlich die  Neue  Treuhand-A.-G.,  Zürich,  die  bereits  das  Spezial- 
postcheckkonto  der  Kreditnehmer  verwaltet. 

Als  erste  von  allen  schweizerischen  Bausparkassen  hatte  die 
H  a  b  a  1  der  gesetzlichen  Regelung  durch  den  Bund  Rechnung  ge- 
tragen und  schon  in  ihre  Darlehensbedingungen  vom  20.  März  1934 
eine  Bestimmung  aufgenommen,  wonach  der  Antragsteller  sich  von 
vorneherein  mit  den  durch  eine  kommende  Bundesgesetzgebung 
notwendig  werdenden  Aenderungen  einverstanden  erklärt. 

Bisherige  Entwicklung,  Die  H  a  b  a  1  setzte  gleich  von  Anfang 
an  mit  einer  intensiven  Propaganda  ein  und  tut  sich  auch  heute 
noch  damit  hervor.  Ebenso  wurde  von  Anfang  an  grosser  Wert  auf 
ein  gutorganisiertes  Vertreternetz  gelegt  mit  dem  Erfolg,  dass 
nach  Angabe  der  Direktion  selber  die  Zahl  der  abgeschlossenen 
Verträge  schon  nach  11  Monaten  auf  550  gestiegen  war.  Ueber  den 
Vertragsbestand  beim  Inkrafttreten  der  BRV,  also  am  15.  Februar 
1935.  waren  von  der  Direktion  keine  Angaben  erhältlich;  dagegen 
gab  sie   diejenigen  vom  30.   Juni   1935  wie  folgt   an: 

Verträge  AtixaM  Fr. 

Zugeteilt 33  898  000 

Zuteilungsberechtigt,  noch  nicht  zuge- 

teih       —  810  000 

Noch  nicht  zuteilungsberechtigt  (Gut- 
haben bis  20  %),  davon  ohne  Gut- 
haben Fr.  9  607  000 —        17  884  000 

Total      619        19  591 000 

Durchschnittliche  Vertragssumme:    Fr.   31649. — . 

Angaben  über  die  Verteilung  der  Verträge  auf  die  verschiede- 
nen Berufsgruppen  und  Zweckbestimmungen  waren  nicht  erhält- 
lich. 
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Ebenfalls  per  30.  Juni  1935  betrugen: 
Die  Guthaben  der  Kreditnehmer       .     .     . 
Die  übrigen  Verbindlichkeiten     .     .     .     . 

Total   Verbindlichkeiten 


Fr.  943  068.95 
1 490.80 


9? 


Fr.  944  559.75 


Diesen  standen  an  eigenen  Mitteln  gegenüber: 

Einbezahltes   AK Fr.  120  000 

Reserven  und  Gewinnsaldo — 


Fr.  120  000 
=  12,7  Jo  der  Verbindlichkeiten. 

Ein  Vergleich  mit  den  andern  Kassen  ist  auf  Grund  dieser 
Angaben  nicht  möglich.  Jedenfalls  waren  die  Verhältnisse  am 
15.  Februar  bedeutend  ungünstiger,  da  damals  das  AK  von  nominal 
Fr.  75  000  nur  zu  einem  Drittel  einbezahlt  war. 

Die  eigenen  Mittel  entsprachen  jedoch  sicher  noch  den  An- 
forderungen von  Art.  11, 1  der  BRV  zur  provisorischen  Bewilligung 
zwecks  Weiterführung  des  Betriebes,  welche  auch  anfangs  Mai  er- 
teilt wurde.  Erst  in  der  Generalversammlung  vom  6.  Juni  1935 
wurde  dann  das  Aktienkapital  auf  Fr  120  000  gebracht  und  voll 
einbezahlt. 

SP  AD  AG  A.-G„  Basel. 

Die  S  p  a  d  a  g  A.-G.  wurde  im  Januar  1934  als  Zwecksparkasse 
gegründet,  stellte  sich  aber  schon  kurz  nach  der  Gründung  auf  das 
reine  Bauspar geschäft  um.  Das  Aktienkapital  beträgt  Fr.  30  000. — , 
eingeteilt  in  24  Aktien  von  Fr.  500.—  und  90  von  Fr.  200.—.  Es  ist 
voll  einbezahlt  und  soll  bis  Ende  1935  auf  Fr.  100  000.—  gebracht 
werden.  ^^) 

Da  die  ursprünglichen  Vertrags-Bedingungen  noch  auf  den  Be- 
trieb einer  Zwecksparkasse  zugeschnitten  waren,  konnte  ihr  auf 
Grund  derselben  die  provisorische  Bewilligung  zur  Weiterführung 
des  Betriebes  nicht  erteilt  werden,  und  die  S  p  a  d  a  g  gab  daher  im 
April  1935  neue  Bedingungen  heraus,  die  zu  einem  grossen  Teil 
in  wörtlicher  Abschrift  des  BRV  bestehen.  Eine  Hauszeitung  besitzt 
sie  nicht. 

Die  Vertragssumme  beträgt  im  Minimum  Fr.  2000. — ,  im  Maxi- 
mum Fr.  25  000. — ;  ein  und  derselbe  Kreditnehmer  kann  jedoch 
mehrere  Verträge  abschliessen,  die  aber  zusammen  nicht  die  Hälfte 
der  eigenen  Mittel  der  Kasse  übersteigen  dürfen.  Uebertragung  auf 
Dritte  ist,  vorbehalten  die  Genehmigung  der  Direktion  der 
S  p  a  d  a  g,   gestattet   gegen   eine   Umschreibegebühr   von   2  ^/qq. 


t 


; 


—    87    — 

Die  Abschlussgebühr  beträgt  2  %  der  Vertragssumme,  sie  ist 
auch  in  monatlichen  Raten  von  3,5  V^o  zahlbar.  Als  Verwaltungs- 
kostenbeitrag werden  von  jeder  An-  und  Weiterzahlung  10  %  in 
Abzug  gebracht,  und  zwar  bis  zur  Auszahlung  des  Kredits  oder  bis 
30  %  der  Vertragssumme  einbezahlt  sind.  Für  Weiterzahlungen  über 
30  %  der  Vertragssumme  werden  keine  Verwaltungskosten  mehr  be- 
lastet. Weitere  Gebühren  sind,  ausser  der  bereits  erwähnten  Um- 
schreibegebühr, die  Schatzungskosten  in  der  Höhe  von  Fr.  30.—  bis 
120. —  und  eventuell  Verzugszinsen  zu  >^  %  per  Monat. 

Die  Mindesteigenleistung  beträgt  20  %  der  Vertragssumme.  Sie 
kann  in  einem  Mal  einbezahlt  werden  oder  aber  in  Monatsraten  von 
mindestens  3,5  ^/qq.  Mit  Vollzahlung  der  Mindesteigenleistung  wird 
der  Kreditbewerber  Zuteilungsanwärter.  Er  hat  von  diesem  Moment 
an  nur  noch  eine  Monatspflichtrate  von  2  V^o  ^^^  zur  Zuteilung  des 
Kredits  zu  leisten. 

Die  Zuteilungsberechtigung  tritt  ein  6  Monate  nach  Vollzah- 
lung der  Mindesteigenleistung  von  20%  (kürzeste  Wartezeit).  Die 
längste  Wartezeit  für  den  Fall,  dass  keine  neuen  Kreditnehmer 
mehr  gewonnen  werden  können,  beträgt  22  X>  Jahre.  Das  Zuteilungs- 
verfahren richtet  sich  nach  dem  ZeitXG^eld-System  nach  der  Formel 

^^*     Die  Zeit  t  wird  wie  folgt  festgestellt:  Sobald  ein  Kreditver- 

VX5  .  . 

trag  abgeschlossen  ist,  wird  dem  Kreditnehmer  für  seme  erste,  mi 

Laufe  des  ersten  Monats  geleistete  Einzahlung  die  Zeit  von  1800 
Tagen  in  Anrechnung  gebracht.  (Das  ist  die  runde  Tageszahl,  die 
ein  Ratensparer  mit  den  monatlichen  Mindestraten  von  3,5  ^/qq  zur 
Erreichung  der  Mindestleistung  benötigt.)  Für  die  zweite  Monats- 
rate werden  1770,  für  die  dritte  1740  Tage  usw.  in  Anrechnung  ge- 
bracht. Die  sich  ergebende  Zeit  wird  multipliziert  mit  der  Einzah- 
lung und  dividiert  durch  die  Kreditsumme.  Sobald  die  Mindest- 
leistung einbezahlt  ist,  wird  die  Summe  der  bisher  gewonnenen 
Punkte  nochmals  dividiert  durch  die  in  der  Zeitberechnung  vorge- 
sehenen 5  Einzahlungsjahre  (1800  Tage).  Das  Resultat  ist  der  Zu- 
teilungsfaktor. 

Um  den  finanziell  schwächeren  Ratensparer  möglichst  zu 
schützen,  erhält  jeder  Kreditnehmer  pro  Monat  10  Punkte  Zu- 
schlag zum  Zuteilungsfaktor,  nach  Erreichung  der  Mindesteinzah- 
lung 2  Punkte. 

Vom  Zeitpunkt  der  erreichten  Mindesteinzahlung  an  wird  der 
Zeitfaktor  mit  360  Tagen  berechnet.  Für  Monatspflichtraten,  die  mit 
Verzug  geleistet  werden,  werden  für  jeden  Monat  Verspätung  30 
Tage  vom  Zeitfaktor  abgezogen. 


ri 


—    88     - 

Die  Berechnung  des  Zuteilungsfaktors  lässt  sich  am  besten  an 
einem  Beispiel  darstellen:  Die  Kreditsumme  sei  Fr.  10  000.—,  die 
Einzahlungen  erfolgen  bis  zur  Erreichung  der  Mindesteinzahlung  in 
ungleichen   Beträgen,  nacher  tarifgemäss  mit  2  ^/^^   per  Monat. 


Monat 

Einzahlung 

Einbezahlt 

Betrag  X  Zeit :  Vertragssumme 

Punkte 

Anzahlg. 

5.  Jan. 

500.— 

500.— 

500  X  1800  :  10  000 

90,00 

2.  Febr. 

250.— 

750.— 

250  X  1770  :  10  000 

44,25 

4.  März 

400.— 

1150.— 

400  X  1740  :  10  000 
Monatszuschlag  für  I.  Quartal 

69,60 
30,00 

3.  April 

350.— 

1500.— 

350  X  1710  :  10  000 

59,85 

Mai 

1500.— 

—    X  1680  :  10  000 

00,00 

5.  Juni 

500.— 

2000.— 

500  X  1650  :  10  000 

82,50 

Weiterzlg. 

(Die  Mindest- 
eigenleistung 
ist  erreicht) 

Monatszuschlag  für  II.  Quartal 

30,00 

406,20:5 

61,24 

4.  Juli 

20.— 

2020.— 

20  X     360  :  10  000 

0,72 

5.  Aug. 

20.— 

2040.— 

20  X     360  :  10  000 

0,72 

Sept. 

2040.— 

-  X     360  :  10  000 
Monatszuschlag  für  III.  Quartal 

0,00 
6,00 

3.  Okt. 

20.— 

2060.— 

20  X     330  :  10  000 

0,66 

5.  Nov. 

40.— 

2100.— 

40  X     360  :  10  000 

1,44 

5.  Dez. 

20.— 

2120.— 

20  X     360  :  10  000 
Monatszusdilag  für  IV.  Quartal 

0,72 
6,00 

97,50 

usw.  bis  zur  Zuteilung 

Die  Zuteilungen  erfolgen  jeweils  Mitte  Monat. 

Die  Belehnungsgrenze  ist  bei  80  %  der  Schätzung  durch  die 
Organe  der  S  p  a  d  a  g. 

Zinsberechnung,  Die  S  p  a  d  a  g  gehörte  ursprünglich  dem  zins- 
losen System  an,  hat  nun  aber  entsprechend  der  BRV  die  Verzin- 
sung der  Guthaben  zu  2  %  während  der  ersten  fünf  Jahre  und 
zu  3  %  für  die  folgenden  Jahre  eingeführt.  Die  Zinsen  werden  dem 
Kreditnehmer  als  Guthaben  beim  Zuteilungsfonds  gutgeschrieben. 
Bei  der  Errechnung  des  Zuteilungsfaktors  wird  die  Zinsgutschrift 
wie  eine  geleistete  Einzahlung  behandelt.  Ausgleichbeträge  werden 
keine  verrechnet;  als  Ersatz  dafür  können  die  Zuschläge  zu  den 
Zuteilungsfaktoren  angesehen  werden.  Die  Restschuld  ist  zu  IV^  % 
zu  verzinsen;  der  Zins  ist  in  der  Tilgungsquote  enthalten. 
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Tilgung.  Die  Annuität  beträgt: 

a)  für  die  bei  einer  einbezahlten  Mindestleistung  von  weniger  als 
35  %  der  Vertragssumme  zur  Auszahlung  gelangten  Darlehen 
5  %  der  Vertragssumme; 

b)  für  die  bei  einer  einbezahlten  Mindestleistung  von  mehr  als 
35  %  zur  Auszahlung  gelangten  Darlehen  4^  %  der  Vertrags- 
summe. 

Es  steht  den  Kreditnehmern  frei,  auch  höhere  Annuitäten  zu 
bezahlen  und  dadurch  die  Tilgungszeit  abzukürzen. 

Die  Tilgungsdauer  ist  in  einer  Tabelle  als  Anhang  zu  den  Ver- 
tragsbedingungen festgelegt.  Sie  beträgt  z.  B.  bei  einer 


Geleisteten 

Einzahlung 

von 

Annuität 

6Vo 

Annuität 

5  7o 

Annuität 

47»  7o 

28  7o 

16  Jahre 

8  Monate 

21  Jahre     0 

Monate 

— 

32  7o 

15 

»» 

7 

» 

19 

n       8 

»» 

— 

36  7o 

14 

»» 

7 

w 

18 

„        3 

»» 

20  Jahre  10  Monate 

40  7o 

13 

»» 

6 

»» 

16 

«      10 

w 

19 

»      «*      » 

44  7o 

12 

w 

6 

♦♦ 

15 

.        7 

w 

17 

»       8        w 

Familienschutz  kennt  die  S  p  a  d  a  g  bis  heute  nicht.  Fremdgeld 
wurde  bisher  nicht  in  Anspruch  genommen.  Dagegen  hat  sie  schon 
in  bescheidenem  Masse  Zwischenkredite  gewährt,  Ende  1934  zirka 
Fr.  45  000.—. 

PMcktritt  des  Kreditnehmers  vor  der  Zuteilung  ist  jederzeit  zu- 
lässig. Die  geleisteten  Einzahlungen  werden  zuzüglich  aufgelaufene 
Zinsen  und  abzüglich  bisherige  Verwaltungskosten  zurückbezahlt, 
und  zwar  in  dem  Moment,  in  dem  der  Kreditnehmer  bei  regel- 
mässiger Weiterzahlung  auf  Grund  des  weiter  gerechneten  Zutei- 
lungsfaktors zugeteilt  worden  wäre.  Die  Gesellschaft  behält  sich  je- 
doch vor,  die  einbezahlten  Beträge  innert  6  Wochen  seit  Rücktritt 
zurückzuzahlen  oder  den  gekündeten  Vertrag  weiter  zu  verkaufen 
und  das  Betreffnis  dem  Zurückgetretenen  alsdann  auszuzahlen. 

Die  Kontrollstelle  besteht  aus  mindestens  zwei  von  der  Kasse 
unabhängigen  Personen,  die  für  eine  sachgemässe  Ueberwachung 
der  Geschäftsführung  Gewähr  bieten. 

Bisherige  Entwicklung:  Am  15.  Februar  1935  stellte  sich  der 
Vertragsbestand,  laut  Angabe  der  Direktion,  wie  folgt: 

Zugeteilt       57  Verträge  mit  Fr.      706  500 

Zuteilungsberechtigt,     noch     nicht 

zugeteilt 69          „  „      „1170  500 

Noch  nicht  zuteilungsberechtigt    .  249          „  „      „    2  695  000 

Total    375  Verträge  mit  Fr.  4  572  000 
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Die   durchschnittliche   Vertragssumme    war    Fr.    12  200. — ,   die 
durchschnittliche  Eigenansparung  im  Moment  der  Zuteilung  28  %. 
Nach  der  Bilanz  per  15.  Februar  1935  betrugen 

die  Guthaben   der  Kreditnehmer     .     .     Fr.  529  697.90 

die  übrigen  Verbindlichkeiten     .     .     .       „  — . — 

Total  Verbindlichkeiten     Fr.  529  697.90 
Diesen  standen  an  eigenen  Mitteln  gegenüber: 

Einbezahltes   Aktienkapital Fr.  30  000. — 

Reserven  und  Vortrag „    19  543.50 

Total  eigene  Mittel     Fr.  49  543.50 
=  9,3  ^o  der  Verbindlichkeiten. 

Die  provisorische  Bewilligung  zur  Weiterführung  des  Betriebes 
wurde  Anfangs  Mai  erteilt  ^^). 

AMOBA  Amortisations-  und  Baukredit  A.-G.,  Basel. 

Die  A  m  o  b  a  wurde  im  September  1934  mit  einem  Aktien- 
kapital von  Fr.  50  000  gegründet.  Der  Nominalbetrag  der  Aktien  ist 
Fr.  500. — .  Sie  sind  voll  einbezahlt.  Die  Erhöhung  des  Kapitals  auf 
Fr.  100  000  wurde  schon  bei  der  Gründung  in  Aussicht  genom- 
men ^2). 

Die  Vertragsbestimmungen  lassen  deutlich  eine  gewisse  Beein- 
flussung durch  die  damals  im  Entwurf  bereits  vorhandene  bundes- 
rätliche Vorordnung  erkennen.  Sie  entsprechen  derselben  auch  bis 
auf  die  Verzinsung,  Mindestleistung,  Belehnungsgrenze  und  Warte- 
zeiten, die  genau  anzugeben  sind.  Sie  enthalten  vorsichtshalber  am 
Schluss  eine  Bestimmung,  wonach  die  Kreditnehmer  ausdrücklich 
die  eventuell  notwendig  werdenden  Abänderungen  anerkennen.  Die 
Umstellung  der  bei  Inkrafttreten  der  BRV  vorhandenen  55  Kredit- 
verträge mit  einer  Vertragssumme  von  rund  Fr.  800  000  wird  also 
reibungslos  und  ohne  Schaden  für  die  Kasse  vor  sich  gehen. 

Die  Vertragssumme  für  den  einzelnen  Vertrag  ist  auf  minde- 
stens Fr.  2000. —  und  höchstens  Fr.  20  000. —  angesetzt.  Höhere  Be- 
träge per  Vertrag  bedingen  besondere  Vereinbarungen.  Da  der  Ab- 
schluss  mehrerer  Verträge  für  ein  und  dasselbe  Bauvorhaben  zu- 
lässig ist,  so  wird  man  sich  im  allgemeinen  auf  diese  Art  beheKen. 
Auch  die  sich  nachträglich  als  wünschbar  erweisenden  Erhöhungen 
der  Vertragssummen  werden  in  dieser  Weise  vorgenommen. 

Eine  für  alle  Kreditnehmer  obligatorische  Hauszeitung,  die  zu- 
gleich offizielles  Publikationsorgan  sein  soll,  ist  vorgesehen;  eben- 
so die  Gründung  eines  Vereins  der  Kreditnehmer,  der  durch  einen 
Ausschuss  die  Zuteilungen  zu  überwachen  hätte. 
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Die  finanziellen  Verpflichtungen  der  Kreditnehmer  bis  zur 
Zuteilung  bestehen  in  einer  Abschlussgebühr  (Eintrittsgeld,  auch 
als  Werbebeitrag  bezeichnet)  von  2  %  der  Vertragssumme,  einem 
jährlich  voraus  zu  bezahlenden  Verwaltungskostenbeitrag  von  2  ^/^q, 
sowie  in  den  üblichen  Kosten  für  Baupläneprüfung,  Bauberatung, 
Baukontrolle,  Grundbucheintragung  etc.  Bei  Herabsetzung  der  Dar- 
lehen ist  eine  Registergebühr  von  Fr.  25. —  zu  entrichten. 

Dazu  kommen  als  Eigenleistung  eine  Grundeinzahlung  von 
15  ^o  (auch  in  Raten)  und  Weiterzahlungen  von  3  ^/qq  per  Monat 
bis  zum  Beginn  der  Tilgung.  Die  Zuteilungsberechtigung  tritt  ein 
nach  mindestens  6  Monaten  Gesamtsparzeit  und  erfolgter  Einzah- 
lung von  mindestens  20  %  (ursprünglich  15  %)  der  Vertragssumme. 
Wartezeiten  sind  keine  genannt. 

Das  Zuteilungsverfahren  richtet  sich  nach  dem  Zeit-mal-Geld- 

System,  und  zwar  nach   der  Formel — —  Die  Fest- 

Verf  rapssura  me 

Setzung  der  Zuteilungsfaktoren  erfolgt  4mal  jährlich,  jeweils  auf 
Quartalsschluss.  Der  letzte  Tag  des  Quartals  gilt  als  Stichtag. 
Die  Zuteilungen  erfolgen  nach  Massgabe  der  vorhandenen  Mittel. 
Bei  gleicher  Punktzahl  entscheidet  das  Alter  der  Kreditverträge. 
Die  Beleihungsgrenze  war  ursprünglich  bei  85  ^  des  Schätzungs- 
wertes, ist  nun  aber  durch  die  BRV  auf  80  ^  zurückgeführt. 

Eine  Verzinsung  der  Einlagen  fand  bis  anhin  nicht  statt.  Sie 
v/ar  vorgesehen  mit  1  ^  vom  5.  Einlagejahr  an,  wäre  also  für  die 
ersten  Kreditnehmer  frühestens  Ende  1938  in  Kraft  getreten.  Sie 
wäre  überhaupt  im  Anfang  nur  für  Ratensparer  wirksam  geworden, 
die  die  Grundeinzahlung  von  15  ^  nicht  im  Laufe  des  ersten 
Jahres  leisten  können.  Dieser  Guthabenzins  entspricht  annähernd 
der  von  der  K  o  b  a  g  ungefähr  zur  gleichen  Zeit  (November  1934) 
eingeführten  Zinsausfailvergütung,  die  infolge  der  BRV  auch  nicht 
mehr  praktisch  zur  Auswirkung  kommt.  Im  übrigen  gilt  auch  hier 
das  bei  der  K  o  b  a  g  Gesagte,  und  zwar  sowohl  hinsichtlich  des 
Guthabenzinses  wie  des  Darlehenszinses,  den  die  A  m  o  b  a  mit 
2  ^0  angesetzt  hatte.  Im  Zusammenhang  werden  wohl  auch  die 
Ausgleichbeträge  einer  Neuordnung  unterworfen  werden  müssen, 
da  sie  als  versteckte  Zinsen  mit  diesen  letzteren  in  engem  Zusam- 
menhang stehen.  Die  A  m  o  b  a  ist  hier  übrigens  ziemlich  summa- 
risch vorgegangen  und  hat  auf  die  bei  andern,  meist  zinslosen 
Kassen  übliche,  graduelle  Abnahme  der  Ausgleichsgebühren  ver- 
zichtet. Alle  Kreditnehmer,  die  vor  dem  Ablauf  einer  Wartezeit 
von  4  Jahren  zur  Zuteilung  gelangen,  sind  zur  Bezahlung  einer 
jährlichen  Ausgleichsgebühr  von  1/4%  der  Antragssumme  während 
der  ganzen  Tilgungszeit  verpflichtet;  alle  später  zur  Zuteilung  ge- 
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langenden  sind  davon  enthoben.  Bei  einer  20jährigen  Amortisa- 
tionsdauer  entspricht  diese  jährliche  Gebühr  einem  sofortigen  Zu- 
schlag  von  5  %.  Für  die  nächsten  Jahre  werden  überhaupt  aUe 
Zugeteilten  dieselbe  bezahlen  müssen. 

Die  Tilgung  der  Restschuld  erfolgt  in  monatlichen  Raten  von 
4  0/  der  Vertragssumme.  In  der  Rate  sind  Zins  und  Ausgleichs- 
gebühr mbegriffen.  Bei  Darlehen  an  zweiter  oder  dritter  Stelle 
kann  neben  evtl.  Sicherung  durch  Bürgschaft  eine  höhere  Tilgungs- 
rate  verlangt  werden. 

Zur  Lösung  der  Fremdgeld-  und  Zwischenkredit-Fra^en  ist  die 
Gründung  einer  eigenen  Hypothekenbank,  ähnlich  wie  bei  der 
K  o  b  a  g  in  Aussicht  genommen. 

Der  Rücktritt  vom  Vertrage  vor  der  Zuteilung  ist  jeweils  auf 
Ende  eines  Kalenderjahres  unter  Einhaltung  einer  einjährige^ 
Kündigungsfrist  zulässig.  Nach  Ablauf  der  Kündigungsfrist  erfolgt 
die  Auszahlung,  unter  Abzug  von  1  %  der  Antragssumme  als  Reu- 
geld,  in  4  gleichen  Jahresraten  am  31.  März  eines  jeden  Jahres. 
Die  sofortige  Auszahlung  des  voUen  Guthabens  kann  erfolgen  im 
Falle  der  Uebernahme  des  Kreditvertrages  durch  einen  andern  der 
Amob  a  genehmen  Kreditnehmer.  Im  Todesfall  wird  der  Vertrag 
mit  den  Erben  des  Kreditnehmers  fortgesetzt,  allerdings  vorbehalt- 
lich der  Zustimmung  der  A  m  o  b  a. 

Die  Kontrollstelle  ist  durch  sachkundige,  von  der  Kasse  unab- 
hängige Revisoren  zu  besetzen.  Zur  Kontrolle  der  Zuteilungen  wird 
ein  Ausschuss  aus  den  Darlehensanwärtem  besteUt. 

Die  A  m  o  b  a  bringt  eine  hauptsächlich  in  der  Versicherungs- 
branche übliche,  bisher  aber  noch  von  keiner  schweizerischen  Bau- 
sparkasse übernommene  Neuerung:  sie  beteiligt  ihre  Kreditnehmer 
am  Reingewinn.  Diese  Beteiligung  erfolgt  in  der  Weise,  dass  20  %. 
des  nach  Vornahme  der  gesetzlichen  und  statutarischen  Ruckstel- 
lungen bzw.  Reservenbildung  verbleibenden  Reingewinnes  den 
Darlehensnehmern  als  Gutschrift  auf  Tilgungskonto  angerechnet 
wird.  Berechtigt  sind  alle  Kreditnehmer  vom  4.  Tilgungsjahre  an 
im  Verhältnis  zu  ihrer  Vertragssumme. 

Ueber  die  bisherige  Entwicklung  der  A  m  o  b  a  lässt  sich  wegen 
ihres  kurzen  Bestandes  nicht  viel  sagen.  Die  Vertragsbestimmungen 
zeichnen  sich  aus  durch  Klarheit  und  präzise  Fassung.  Allerdmgs 
scheinen  die  Rückzahlungsbestimmungen  etwas  sehr  optimistisch, 
und  es  ist  fraglich,  ob  sie  im  Falle  einer  Panik,  die  zu  zahlreichen 
Rücktrittserklärungen  führt,  immer  eingehalten  werden  konnten. 
Sie  gehen  bedeutend  über  das  hinaus,  was  Art.  31  der  BRV  den 
zurücktretenden  Kreditnehmern  zugesteht. 
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Die  ersten  Zuteilungen  der  A  m  o  b  a  fanden  im  Januar  1935 
statt.  Beim  Inkrafttreten  der  BRV  am  15.  Februar  1935  stellte  sich 
der   Vertragsbestand,   laut   Angabe   der  Direktion,   wie   folgt: 


Verträgf:  Anzahl 

Zugteilt 6    mit 

Zuteilungsberechtigt,    noch    nicht    zugeteilt:  18 

Noch  nicht  zuteilungsberechtigt 31 


99 


99 


Summen 

Fr.  78  000 
310  000 
405  000 


99 


99 


i 


Total       55    mit    Fr.  793  000 
Die  provisorische  Bewilligung  wurde  anfangs  April  1935  erteilt. 

BAUPREÜNDE,  BENTAG,  DAKRED. 

Ausser  den  vorgenannten  acht  hatten  noch  drei  weitere  Bau- 
sparkassen die  provisorische  Bewilligung  zur  Fortsetzung  des  Ge- 
schäftsbetriebes erhalten,  von  denen  jedoch  seither  zwei  freiwillig, 
die  dritte  gezwungenermassen  in  Liquidation  traten.  Es  erübrigt 
sich  daher,  eingehend  auf  ihre  Organisation  einzutreten.  Immerhin 
seien,  da  es  sich  um  bereits  bewilligte  Kassen  handelt,  nachstehend 
kurz  diejenigen  Bestimmungen  hervorgehoben,  durch  die  sie  sich 
von  den  andern  bewilligten  Unternehmungen  unterschieden. 

1.  Kreditgenossenschaft  der  Baufreunde.  Die 
Kasse  wurde  im  Mai  1932  in  Bern  gegründet,  1934  aber  nach  Zürich 
verlegt  unter  gleichzeitiger  Umorganisation  und  Bestellung  einer 
neuen  Verwaltung.  Sie  befasste  sich  hauptsächlich  mit  der  Finan- 
zierung kleiner  Eigenheime.  Das  Genossenschaftskapital  bestand 
Ende  1934  aus  Fr.  27  000  in  rückzahlbaren,  übertragbaren  und  ver- 
zinslichen Anteilscheinen  von  Fr.  50. — .  Seit  Januar  1935  erschien 
eine  eigene  Hauszeitung  „Baufreunde",  die  bei  einem  jährlichen 
Abonnementspreis  von  Fr.  3.50  für  alle  Mitglieder  obligatorisch 
war. 

Die  Eigenleistung  des  Kreditnehmers  bestand  in  einem  einmali- 
gen Beitrag  von  15  %  der  Vertragssumme  bei  Abschluss,  sowie  in 
monatlichen  Weiterzahlungen  von  mindestens  2  **/oo,  bis  zu  25  %  der 
Vertragssumme.  Mit  Erreichung  dieses  Prozentsatzes  hörte  die  Zah- 
lungspflicht bis  zur  Zuteilung  auf;  jedoch  waren  freiwillige  Weiter- 
zahlungen zwecks  Reduktion  der  Ausgleichsbeträge,  nicht  aber  zur 
Verkürzung  der  Wartezeit,  erlaubt.  Eine  Verkürzung  der  Wartezeit 
konnte  also  nur  durch  grössere  Anfangszahlungen  innerhalb  der 
Eigenleistung  von  maximal  25  %  erreicht  werden,  jedoch  nicht 
durch  Ueberzahlungen.  Eine  neue  und  gute  Lösung  zur  Zurück- 
dämmung des  Wettsparens,  ohne  dass  gleichzeitig  das  Interesse  an 
der  Leistung  von  Sonderzahlungen  ganz  verloren  geht,  (vergleiche 
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Habal).    Mit  der  Erreichung  der  erwähnten  25%  trat  auch  die 
Zuteüungsberechtigung  ein.   Wartezeiten  waren  keine  genannt. 

JeweUs  nach  Ansammlung  von  zirka  Fr.  100  000  fanden  die  Zu- 
teÜungen  an  einem  von  der  Geschäftsleitung  festgesetzten  Stichtag 
durch  die  aus  noch  nicht  zugeteüten  Mitgliedern  bestehende  Zu- 
teüungskommission  statt.  Bis  zum  Inkrafttreten  der  BRV  wurden 
an  diesen  Stichtagen  jeweils  auch  die  nächstfolgenden  Vertrage  mit 
den  höchsten  Zuteüungsziffem  eingereiht,  um  sie  sofort  auszahlen 
zu  können,  wenn  das  nötige  Kapital  angesammeh  war.  Durch  dieses 
System  war  es  möglich,  die  Anzahl  der  ziemlich  kostspiehgen  Zu- 
teilungssitzungen auf  einige  wenige  im  Jahre  zu  reduzieren.  Art. 
14,  3  der  BRV  lässt  jedoch  die  Zuteilung  von  Krediten,  für  die  die 
Mittel  nicht  sofort  verfügbar  sind,  nicht  mehr  zu. 

Die  Belehnungsgrenze  war  für  I.  und  IL  Hypotheken  zusammen 
mit  100%  angegeben,  für  IL  Hypotheken  allein  mit  90%.  Dann 
war  aber  die  Eigenleistung  von  mindestens  25  %  der  Vertragssumme 
inbegriffen.  Für  Objekte  in  guter  Lage  mit  hohem  Verkehrswert 
wurden  ausnahmsweise  auch  Hypotheken  im  HL  Range  abgelost, 
sofern  gleichzeitig  für  die  IL  Hypothek  ein  Kreditvertrag  mit  der 

Kasse  bestand. 

Die  Frage  der  Verzinsung  war  durch  Ausgleichszuschlage  bis 
8  %  der  Kreditsumme  und  Zinsgutschriften  bis  zu  2,5  %  gelöst. 

Die  Tilgung  betrug  normalerweise  5  «/oo  der  Vertragssumme 
monadich.  Um  die  Mitglieder  zu  rascherer  Tügung  anzuspornen, 
wurde  denjenigen,  die  sich  zur  regelmässigen  Bezahlung  höherer 
Tilgungsraten  verpflichteten,  für  je  1  %  Mehrtilgung  eine  Reduk- 
tion der  Verwaltungskosten  um  'A  %  eingeräumt.  Gegen  einen 
Kompensationszuschlag  von  3  %  der  Vertragssumme  konnte  die 
Tilgungsrate  auf  4  *^/oo  reduziert  werden. 

Für  zugeteilte  Mitglieder  bis  zu  50  Jahren  bestand  ein  Fanuhen- 
schütz  in  der  Weise,  dass  die  Hinterbliebenen  nur  noch  die  Hälfte 
der  monatlichen  Tilgungsraten  bezahlten,  wogegen  die  Tügungszeit 
entsprechend  verlängert  wurde.  Der  Familienschutz  trat  m  Kraft 
mit  dem  Tage  des  Eingangs  der  ersten  Tilgungsrate.  Er  galt  niciit, 
wenn  der  Tod  des  Mitgliedes  durch  eine  der  nachstehenden  Ur- 
sachen herbeigeführt  worden  war:  Selbstmord,  Epidemien,  Erd- 
beben, Geisteskrankheit,  Benützung  von  Luftfahrzeugen,  aktiver 
MiUtärdienst,  Krieg,  bürgerliche  Unruhen,  Feuerwehrdienst,  sport- 
liche Wettfahrten  aller  Art.  Die  Deckung  dieses  Risikos  bei  einer 
Versicherungsgesellschaft  auf  Kosten  der  Kasse  war  laut  Mitteüung 

der  Direktion  vorgesehen.  ,    .       .        *    c  n 

Die  Verwaltung  der    Baufreunde    scheint  im  Anfang  voll- 
ständig versagt  zu  haben,  sodass  sowohl  mit  Bezug  auf  die  Organi- 
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sation,  wie  auch  die  Akquisition  eine  ziemliche  Unordnung  bestand. 
Mit  der  Verlegung  nach  Zürich  wurde  auch  eine  andere  Leitung  be- 
stellt, die  allem  Anschein  nach  besser  funktionierte. 

Beim  Inkrafttreten  der  BRV,  am  15.  Februar  1935,  setzte  sich 
der  Vertragsbestand  zusammen  aus  382  Verträgen  für  Fr.  5  520  000. 
Davon  waren  zugeteilt  70  Verträge  mit  Fr.  896  000  (16,2  %);  zutei- 
lungsberechtigt, nicht  zugeteilt,  211  Verträge  mit  Fr.  3  070  000 
(55,6%);  noch  nicht  zuteilungsberechtigt  101  Verträge  mit  Fr. 
1554  000  (28,2%).  Hinsichtlich  des  Prozentsatzes  der  Zuteilungen 
im  Verhältnis  zur  Gesamtvertragssumme  stand  diese  Kasse  mit 
16,2  %  obenan. 

Laut  Bilanz  per  31.  Dezember  1934  betrugen  die  gesamten 
Verbindlichkeiten  rund  Fr.  898  000,  denen  an  eigenen  Mitteln  rund 
Fr.  65.000  gegenüberstanden,  d.  h.  7,25  %  der  Verbindlichkeiten. 
Die  eigenen  Mittel  entsprachen  also  noch  gut  den  Anforderungen 
von  Art.  11,  1  BRV,  genügten  aber  nur  knapp  denjenigen  von 
Art.  11,  2.  Eine  Vermehrung  der  eigenen  Mittel  war  also  schon 
deswegen  dringend  geworden,  ganz  abgesehen  davon,  dass  bis  Ende 
1935  das  Eigenkapital  auf  mindestens  Fr.  100  000  gebracht  und 
voll  einbezahlt  sein  musste. 

Allem  Anschein  nach  sahen  aber  die  leitenden  Mitglieder  der 
Genossenschaft  keine  Möglichkeit,  zu  den  vorhandenen  eigenen 
Mitteln  von  Fr.  65  000  die  noch  erforderlichen  Fr.  35  000  aufzu- 
bringen, und  so  trat  sie  denn  Ende  Juli  1935  freiwillig  in  Liquida- 
tion. Der  Bestand  von  rund  400  Verträgen  wurde  von  der  Eigen- 
heim übernommen. 

2.  Bau- und  Entschuldungskasse  A.-G.  (Bentag) 
Zürich.  Diese  am  28.  September  1934  zum  Handelsregister  ange- 
meldete Bausparkasse  war  eine  Gründung  der  Zürcher  Privatbank 
Daetwyler  &  Cie.  und  der  ihr  nahestehenden  A.-G.  für  Import,  Ex- 
port und  Vertretungen,  Zürich.  Der  als  einziger  Verwaltungsrat  ge- 
nannte Zürcher  Rechtsanwalt  war  nur  vorgeschoben.  Die  A.-G.  für 
Import,  Export  und  Vertretungen,  die  bereits  die  Generalagentur 
der  T  i  1  k  a  führte,  übernahm  auch  diejenige  der  B  e  n  t  a  g.  Die 
Gründung  erfolgte  hauptsächlich  zwecks  Uebernahme  von  nach- 
gehenden Hypotheken,  da  die  T  i  1  k  a  solche  nur  bewilligen  konnte, 
wo  sie  auch  die  I.  Hypothek  besass.  Die  Organisation  war  vollstän- 
dig derjenigen  der  Tilka  (siehe  dort)  nachgebildet;  nur  hatte  die 
B  e  n  t  a  g  entsprechend  der  verminderten  Sicherheit  bei  nachfol- 
genden Hypotheken  eine  etwas  höhere  Mindestleistung  und  etwas 
höhere  Verwaltungskosten-Beiträge. 

Das  Aktienkapital  war  ursprünglich  Fr.   100  000,  eingeteilt  in 
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1000  Aktien  zu  Fr.  100.—.  Einbezahlt  wurden  sie  mit  20  %.  Nach 
den  Statuten  gab  jede  Aktie  das  Recht  auf  eine  Stimme,  unbeküm- 
mert ob  ganz  oder  teilweise  einbezahlt  und  ohne  Rücksicht  auf  den 
Nennwert.  —  Schon  am  30.  November  wurde  in  einer  ausserordent- 
lichen Generalversammlung  die  Erhöhung  des  Aktienkapitals  auf 
Fr.  500  000  beschlossen  und  durchgeführt  durch  Ausgabe  von  400 


/O 


neuen  Namenaktien  zu  Fr.  1000. — .  Auch  diese  wurden  mit  20 
einbezahlt.  Die  ursprünglichen  Aktien  besassen  also  gegenüber  den 
später  ausgegebenen  und  eventuell  auch  noch  weiter  auszugeben- 
den im  Verhältnis  zum  vertretenen  Kapital  ein  zehnfaches  Stimm- 
recht. Sie  waren  wohl  dazu  bestimmt,  in  den  Händen  der  Gründer 
zu  verbleiben  und  denselben  auch  bei  noch  weiteren  Kapital- 
erhöhungen die  Majorität  mit  relativ  geringer  Kapitalinvestition  zu 
sichern. 

Als  Hauszeitung  und  offizielles  Publikationsorgan  diente  die 
„Schweiz.  Bausparkassen-Zeitung".  Familienschutz  bestand  nicht. 
Ob  Fremdgeld  in  Anspruch  genommen  oder  Zwischenkredite  ge- 
währt wurden,  war  nicht  festzustellen,  da  die  Kasse  überhaupt  jede 
Auskunft  über  ihren  Betrieb  verweigerte. 

Für  den  Fall  einer  „künftigen  Gesetzgebung"  hatte  sich  die 
BENTAG,  da  bei  ihrer  Gründung  die  BRV  bereits  beschlossen  war, 
in  der  Weise  gesichert,  dass  in  die  allgemeinen  Bestimmungen  ein 
Artikel  aufgenommen  wurde,  wonach  der  Kreditnehmer  sich  von 
vorneherein  mit  allen  dadurch  notwendigen  Aenderungen  einver- 
standen erklärte. 

lieber  die  Entwicklung  war  nicht  viel  zu  erfahren,  da  die 
BENTAG,  wie  bereits  erwähnt,  über  iher  Verhältnisse  keine  Aus- 
kunft erteilte.  Jedenfalls  konnte  sie  sich  gleich  von  Anfang  an  auf 
die  über  die  ganze  Schweiz  verbreitete,  gut  funktionierende  Ver- 
treter-Organisation der  T  i  1  k  a  stützen.  Femer  hatte  sie  kurz  nach 
ihrer  Gründung  Gelegenheit,  die  Genossenschaft  Selbsthilfe  in 
Zürich  mit  einem  gewissen  Bestand  zu  übernehmen.  So  konnte  sie 
am  15.  Februar  1935,  beim  Inkrafttreten  der  BRV,  einen  Vertrags- 
bestand von  über  2  Millionen  Franken  aufweisen,  von  denen  bereits 
über  Fr.  350  000  zugeteilt  waren.  Auch  mit  Bezug  auf  die  finanziel- 
len Verhältnisse  dieser  Kasse  lässt  sich  nichts  bestimmtes  sagen. 
Jedenfalls  lagen  sie  Mitte  Februar  1935  bei  einem  einbezahlten 
Aktienkapital  von  Fr.  100  000  nach  einer  Tätigkeit  von  nur  41/^ 
Monaten  so,  dass  die  eigenen  Mittel  mit  Bezug  auf  die  Verbindlich- 
keiten und  die  Vertragssumme  allen  Anforderungen  des  Art.  11 
BRV  weitaus  genügten.  Die  provisorische  Bewilligung  wurde  denn 
auch  schon  anfangs  April  erteilt. 
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Im  August  1935  trat  die  B  e  n  t  a  g  jedoch  freiwillig  in  Liqui- 
dation, und  der  Vertragsbestand  wurde  in  der  Folge  von  der  T  i  1  k  a 
übernommen. 

3.  Dakred  A. -G.,  Zürich.  Diese  Bausparkasse  wurde 
im  Februar  1934  unter  der  Firma  Darlehens-Kredit-Genossenschaft 
Dakred  gegründet.  Das  Eigenkapital  mag  beim  Inkrafttreten  der 
BRV  ungefähr  Fr.  50  000  betragen  haben.  Genaue  Angaben  waren 
von  der  Direktion  nicht  erhältlich.  Im  Oktober  1935  wurde  die  Ge- 
nossenschaft in  eine  A.-G.  mit  Fr.  100  000  Aktienkapital  umge- 
wandelt. 

Die  Eigenleistung  bestand  in  monatlichen  Einzahlungen  von 
mindestens  2  °/oo  der  Vertragssumme  bis  zur  Zuteilung.  Zuteilungs- 
berechtigung trat  ein  nach  einer  Mindest  ansparung  von  15  %.  Dem- 
entsprechend war  die  Belehnungs grenze  vor  dem  Inkrafttreten  der 
BRV  auf  85  %  normiert.  Innerhalb  dieser  Grenze  wurden  sowohl 
I.  wie  II.  Hypotheken  errichtet.  Um  eine  Verpfändung  seitens  der 
Organe  der  Kasse  vollständig  auszuschliessen,  wurden  die  betreffen- 
den Titel  bis  zur  gänzlichen  Abzahlung  bei  Bankinstituten  mit 
Staatsgarantie  hinterlegt. 

Guthabenzinsen  berechnete  die  Dakred  keine,  jedoch  Dar- 
lehenszinsen in  der  Höhe  von  2,5  %  des  jeweiligen  Restschuldbe- 
trages. 

Die  provisorische  Bewilligung  wurde  anfangs  Mai  1935  erteilt. 

Entwicklung.  Von  der  Verwaltung  war  weder  ein  Geschäfts- 
bericht noch  eine  Bilanz  erhältlich.  Dem  Vernehmen  nach  soll  das 
erste  Geschäftsjahr  1934  mit  einem  Gewinn  abgeschlossen  haben. 
Der  Vertragsbestand  per  15.  Februar  1935  wurde  angegeben  wie 
folgt: 

Zugeteilte  Verträge 47 

Zuteilungsberechtigt,  aber  noch  nicht  zugeteilt    (Guthaben 

über  20%) 219 

Noch  nicht  zuteilungsberechtigt  (Guthaben  bis  20  %)  .     .     .  195 

Total  Verträge         461 
für  Fr.  4  925  000. 

Die  Angaben  sind  unklar  und  zum  Teil  widersprechend.  Die 
Verwaltung  schien  nicht  recht  aus  sich  herausgehen  zu  wollen. 

Im  Januar  1936  trat  die  D  a  k  r  e  d  ,  nachdem  verschiedene  Un- 
regelmässigkeiten in  der  Geschäftsführung  aufgedeckt  worden 
waren,  auf  Veranlassung  des  Aufsichtsamtes  in  Liquidation. 
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IV.  Die  Geschäftspläne  und  die  einzelnen 

Betriebsprobleme. 

Das  Wort  „Geschäftsplan"  wird  in  zwei  Bedeutungen  ge- 
braucht. Einmal  sind  darunter  zu  verstehen  die  dem  Bausparer  in 
mehr  oder  weniger  verständlicher  Weise  zur  Kenntnis  gebrachten 
Bestimmungen  über  die  Zuteilung,  die  Deckung  der  Verwaltungs- 
kosten, Verzinsung,  Amortisation,  Wartezeit  usw.  Anderseits  wird 
auch  als  Geschäftsplan  bezeichnet  die  auf  eingehende  mathemati- 
sche Berechnungen  gegründete  Uebersicht  über  die  vollständige 
Abwicklung  sowohl  der  einzelnen  Bausparverträge,  wie  auch  der 
Gesamtheit  derselben  in  ihrem  organischen  Zusammenhang.  Diese 
Berechnungen  werden  von  den  einzelnen  Bausparkassen  streng  ge- 
heim gehalten  und  höchstens  unter  dem  Zwang  der  Gesetzgebung 
den  staatlichen  Kontrollstellen  zur  Prüfung  unterbreitet,  wobei 
diese  letzteren  selbstverständlich  von  Amtes  wegen  zur  strikten 
Geheimhaltung  verpflichtet  sind. 

Die  Geschäftspläne,  mit  denen  wir  uns  hier  zu  befassen  haben, 
sind  daher  ausschliesslich  diejenigen  der  erstgenannten  Gruppe. 
Wie  bei  den  Systemen  der  Darlehensfinanzierung,  so  können  wir 
auch  bei  den  Geschäftsplänen  von  vorneherein  zwei  grosse  Grup- 
pen unterscheiden:  die  anglo-amerikanische  und  die  deutsche 
Gruppe,  welch  letzterer  auch  die  sämtlichen  schweizerischen  Bau- 
sparkassen angehören,  obwohl  die  Anzeichen  sich  mehren,  dass 
versucht  wird,  zu  den  Systemen  der  Engländer  und  Amerikaner 
überzugehen. 

Entsprechend  der  Zugehörigkeit  der  schweizerischen  Kassen 
zur  deutschen  Gruppe,  werden  wir  uns  im  folgenden  vornehmlich 
mit  den  verschiedenen  Verfahren  der  letzteren  abzugeben  haben. 
Mit  Rücksicht  auf  die  wahrscheinliche  Entwicklung  der  schwei- 
zerischen Bausparbewegung  in  der  Richtung  der  anglo-amerikani- 
schen  Systeme,  sollen  aber  auch  diese  kurz  skizziert  werden. 

1.  Die  Propaganda. 

Die  Werbung  der  Bausparkassen  geschieht,  ähnlich  wie  die- 
jenige der  Versicherungsgesellschaften,  in  erster  Linie  durch  Ver- 
treter, die  fast  durchwegs  gegen  Provision  arbeiten.  Die  grösseren 
Kassen  unterhalten  im  ganzen  Gebiete  der  Schweiz  Generalagen- 
turen bzw.  Kantonal-  oder  Bezirks-Direktionen.  Auch  die  unter 
dieser  letzteren  Bezeichnung  errichteten  Vertretungen  arbeiten  fast 
alle  auf  eigene  Rechnung  gegen  Provision  und  unterhalten  ihrer- 
seits je  nach  der  Ausdehnung  ihres  Gebietes  einen  kleineren  oder 
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grösseren  Vertreterstab.  Die  Provision  der  Generalvertretung  be- 
trägt ungefähr  1  %  der  Vertragssumme.  Davon  gibt  sie  im  allge- 
meinen 5  bis  6  ^/oo  an  die  Untervertreter  ab.  Sämtliche  Spesen,  mit 
Ausnahme  des  Propagandamaterials,  das  von  der  Kasse  zur  Ver- 
fügung gestellt  wird,  sowie  der  Zeitungsinserate,  gehen  zu  Lasten 
der  Vertreter.  Zeitungsinserate  erfolgen  im  allgemeinen  im  Ein- 
verständnis mit  der  Kasse  auf  deren  Rechnung,  bzw.  werden  von 
der  letzteren  direkt  aufgegeben.  Das  Inseratenbudget  vieler  Bau- 
sparkassen dürfte  einen  ganz  beträchtlichen  Teil  der  gesamten 
Werbekosten  ausmachen.  Genaue  Zahlen  waren  leider  nicht  erhält- 
lich. Viele  Untervertreter  befassen  sich  gleichzeitig  mit  der  Akqui- 
sition  von  Versicherungen. 

Ein  wichtiges  Werbemittel  ist  für  viele  Kassen  die  Haus- 
zeitung, In  der  Schweiz  besitzen  solche  Hauszeitungen  die  K  o  b  a  g 
(Die  Entschuldung",  erscheint  monatlich),  Eigenheim  („Das 
Eigenheim",  monatlich),  Heimat  („Die  Heimat",  monatlich), 
Wohnkultur  („Wohnkultur",  zirka  vierteljährlich),  Tilka 
(„Schweiz.  Bausparer  -  Zeitung",  monatlich);  Amoba  hat  eine 
solche  vorgesehen. 

Einzelne  Kassen  benützen  ihre  Hauszeitung  zur  Entfaltung 
einer  intensiven  Reklame  durch  Berichterstattung  über  Zuteilungen, 
Einweihungsfeiem  von  Neubauten  ihrer  Mitglieder,  mit  photogra- 
phischen Reproduktionen,  Monatsversammlungen  und  gesellschaft- 
lichen Anlässen  ihrer  Sektionen.  Ferner  zur  Publikation  agitatori- 
scher und  Kampfartikel  aller  Art,  wozu  die  grosse  Pressekampagne 
des  letzten  Jahres  zur  Einführung  der  Bundesaufsicht,  sowie  die 
verschiedenen  Bankzusammenbrüche  genügend  Gelegenheit  boten. 
Dann  wichtige  Verwaltungsvorgänge,  Aenderungen  in  den  allge- 
meinen Bedingungen,  Jahresberichte,  aus  denen  aber  teilweise  herz- 
lich wenig  zu  entnehmen  ist,  Einladungen  zu  Versammlungen, 
Zwischen-  oder  Jahresbilanzen,  die  aber  zum  Teil  recht  unklar  ge- 
halten sind  und  mangels  zugehöriger  Erfolgsrechnung  auch  dem 
Bilanzkundigen  kein  klares  Bild  geben. 

Eine  vollständige  Berichterstattung  über  das  Jahresergebnis  mit 
klaren  Erläuterungen  zu  jedem  einzelnen  Bilanzposten  und  mit  der 
Gewinn-  und  Verlust-Rechnung  veröffentlicht  eigentlich  nur  die 
Wohnkultur,  deren  Hauszeitung  aber  auch  mehr  als  alle  an- 
dern als  reines  Nachrichtenblatt  für  die  Mitglieder  gedacht  zu  sein 
scheint.  Statistische  Zusammenstellungen  über  die  Mitgliederzahl, 
Alter  und  Beruf  der  Mitglieder,  Zusammensetzung  des  Hypotheken- 
bestandes nach  Kantonen  und  Belehnungsgrenze  usw.  helfen  mit, 
das  Bild  über  diese  Kasse  zu  vervollständigen.  Aehnliche  Zusam- 
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menstellungen  veröffentlichen  zwar  auch  Eigenheim  und  H  e  i  - 
mat  ;  leider  fehh  aber  auch  bei  diesen  beiden  die  Verlust-  und 
Gewinn-Rechnung. 

Andere  Werbemittel: 

Die  Pflege  des  Gemeinschaftsgefühls  durch  Zusammenfassmig 
der  Mitglieder  in  Sektionen,  die  an  grösseren  Orten  oder  für  Be- 
zirke  erachtet  werden.  In  Deutschland  die  DBS  m  ^^r Jch-eiz  ^^^^^ 
Kobag,  beide  bedienten  sich  von  Anfang  an  dieses  Werbemittels 
mit  grossem  Erfolg,  sodass  sie  bald  Nachahmer  unter  den  andern 
Bausparkassen  fanden.  Die  Sektionen  sind  die  Stützpunkte  für  die 
Werbefeldzüge  der  Kassen  durch  ihre  Wochen-  oder  Monatsver- 
Sammlungen,  Vortrags-  und  Familienabende  Durch  Erwähnung 
aller  dieser  Anlässe  in  der  Hauszeitung,  rühmendes  Hervorheben 
der  Tätigkeit  namentlich  aufgeführter  Vorstands-  oder  anderer  Mit- 
glieder,  persönliche  Teünahme  der  Verwaltung  an  solchen  ^ek- 
tions-Anlässen  usw.  wird  das  Interesse  daran  wachgehalten.  Die  Mit- 
glieder bringen  ihre  Freunde  und  Bekannten  mit  und  werben  da- 
durch selber  für  „ihre"  Bausparkasse.  Diese  Reklame  ist  an  und 
für  sich  bÜlig,  weil  sie  in  der  Hauptsache  von  den  Sektionen  selber 

bezahlt  wird.  ,  i    ii     j 

Die  Veranstaltung  von  Werbevorträgen,  auch  ausserhalb  des 
Rahmens  der  Sektionen,  mit  Filmvorführung,  Prospekt- •  und  Flug- 
blätterverteilung. So  ganz  harmlos  scheinen  diese  Veranstaltungen 
und  die  dabei  verteüte  Literatur  bisher  nicht  gewesen  zu  sein; 
denn  nach  Art.  45  der  BRV  sind  alle  Prospekte,  Werbefilme,  Pla- 
kate, Flugblätter  und  allgemeinen  Vertreteranweisungen  vor  Ge- 
brauch dem  Aufsichtsamt  zur  Ueberprüfung  vorzulegen. 

Einweihungen  von  Eigenheimen,  sowie  die  monatlichen  Zutei- 
lungen, die  bald  da,  bald  dort  abgehalten  werden,  geben  Gelegen- 
heit zu  einem  festlichen  Anlass,  der  für  den  betreffenden  Ort  ein 
„Ereignis"   sein   soll  und  vielfach   auch  ist. 

Die   Gewährung   von    Werbeprämien   an   die   Mitglieder   in   der 

Form  der  Zuteilung  von  Punkten  für  die  Schlüsselzahl   (Eigen- 

heim)    oder  von  Gutschriften  von   1-2  Voo   der  Vertragssumme 

des  geworbenen  Mitgliedes  auf  dem  Einlage-  bzw.  Darlehenskonto 

(Wohnkultur). 

In  Deutschland  haben  einzelne  Kassen  sogar  einen  regelrechten 
Stellenvermittlungsdienst  für  die  eigenen  Bausparer  eingerichtet. 
In  der  Schweiz  scheint  ein  solcher  Dienst  bis  jetzt  bei  keiner  Kasse 
zu  bestehen.  Die  Berechtigung  dazu  ist  nicht  zu  verkennen  denn 
es  ist  für  jede  Kasse  ausserordentlich  wichtig,  dass  ihre  Mitgheder, 
insbesondere  die  bereits  zugeteilten,  einen  regelmässigen  Verdienst 
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besitzen  und  ihren  Verpflichtungen  pünktlich  nachkommen  können. 
Als  Beweise  für  die  Sicherheit  der  Kasse  werden  oft  Sperr- 
konto und  Generalpfandrecht  aufgeführt.  Femer  wird  auf  die 
klingenden  Namen  einzelner  Mitglieder  des  Verwaltungsrates  hin- 
gewiesen. Die  Bausparkassen  (wie  übrigens  auch  andere  Unter- 
nehmungen) lassen  es  sich  unter  Umständen  etwas  kosten,  Personen 
mit  Titeln  (Oberst,  Nationalrat,  Professor)  oder  Inhaber  angesehe- 
ner, weit  herum  bekannter  Firmen  für  ihren  Verwaltungsrat  zu 
gewinnen.  Das  Publikum  macht  sich  allerdings  vielfach  einen  ganz 
falschen  Begriff  von  den  Sperrkonto  Es  besteht  bei  vielen  Sparern 
die  Meinung,  das  Sperrkonto  schütze  sie  vor  Verlusten  durch  Ueber- 
griffe  der  Leitung  und  schlechte  Verwaltung.  Das  ist  ein  Irrtum. 
Es  schützt  wohl  gegen  gewisse  Unregelmässigkeiten,  nicht  aber  ge- 
gen die  Folgen  des  Konkurses  der  Kasse  oder  des  Zusammenbruchs 
der  ein  Konto  führenden  Bank.  Eine  solche  Sicherheit  besteht 
nur  im  Falle  der  Bestellung  eines  Generalpfandrechts  auf  sämt- 
liche Einlagen  und  Forderungstitel  zugunsten  der  Gesamtheit  der 
Bausparer  (s.  Kobag,  Tilka). 

Einzelne  Kassen  (z.  B.  Heimat)  schreiben  in  den  allgemeinen 
Bedingungen  die  Anbringung  ihres  eigenen  Reklameschildes  wäh- 
rend des  Bauens  ausdrücklich  vor.  Einem  Text  wie  z.  B.  „Dieses 
Eigenheim  wird  mit  zinsfreiem  Geld  der  Bausparkasse  N.  N.  ge- 
baut", kann  sicher  eine  gewisse  Wirkung  auf  die  Passanten  zuge- 
sprochen werden. 

Gegen  alle  diese  Propagandamittel  lässt  sich,  mit  Ausnahme 
vielleicht  der  Geschmacklosigkeit  in  einzelnen  Fällen,  nicht  viel 
einwenden;  sie  bleiben  im  Rahmen  des  Erlaubten. 

Bedenklicher  scheinen  schon: 

Das  Heranziehen  von  unter  völlig  andern  Verhältnissen  ent- 
standenen oder  funktionierenden  Institutionen  oder  Tatsachen  zum 
Vergleich  mit  den  eigenen.  Dazu  gehört  z.  B.  auch  die  Reklame 
mit  den  englischen  und  amerikanischen  Bausparkassen,  hauptsäch- 
lich zum  Zwecke  des  Imponierens  mit  grossen  Zahlen,  wie  sie 
von  einzelnen  Kassen  betrieben  wird.  Dieselben  vergessen  dabei 
geflissentlich,  zu  erwähnen,  dass  es  sich  um  ganz  verschiedene  Bau- 
sparsysteme handelt  und  dass  dort  die  auszuleihenden  Gelder  zum 
grössten  Teil  vom  kapitalanlagesuchenden  Publikum  zum  markt- 
üblichen Zins  ohne  die  Absicht,  zu  bauen,  zur  Verfügung  gestellt 
werden. 

Das  Verschweigen  wesentlicher  Tatsachen  sowohl  in  der  Re- 
klame, wie  besonders  durch  die  Agenten.    So  z.  B.  das  Längerwer- 
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den  der  Wartezeiten.  Bei  der  Werbung  wird  nur  auf  die  bisheri- 
gen Wartezeiten  verwiesen  und  es  werden  womöglich  Zeugnisse 
und  Dankschreiben  der  erstzugeteilten  Bausparer  mit  ihren  relativ 
kurzen  Wartezeiten  vorgelegt. 

Missverständliche  Angaben  über  die  Belehnung  in  Bedingun- 
gen, Inseraten,  Prospekten,  wie  z.  B.  „100  %  bei  Neubauten,  90  % 
bei  Hypothekenablösung".  Dabei  wird  aber  vielfach  nicht  bzw.  an 
ganz  anderer  Stelle  und  in  möglichst  unauffälliger  Form  erwähnt, 
dass  die  eigenen  Leistungen  des  Kreditnehmers  in  diesen  100  bzw. 
90  %  inbegriffen  sind,  dass  also  die  Belehnung  im  gemeinverständ- 
lichen Sinne  um  diese  niedriger  ist. 

Vermischung  der  Ausdrücke  „Zuteilung"  und  „Auszahlung".  Es 
wird  Reklame  gemacht  mit  so  und  sovielen  Zuteilungen.  Das  Pu- 
blikum versteht  darunter,  dass  die  Beträge  auch  ausbezahlt  worden 
seien.  In  Wirklichkeit  handelt  es  sich  aber  nicht  um  Auszahlungs- 
bereitschaft, sondern  nur  um  vorausbeschlossene  Zuteilungen,  d.  h. 
um  die  Festsetzung  der  Zuteilungs-Reihenfolge.  Die  Auszahlungen 
können  erst  im  Laufe  der  folgenden  Monate  stattfinden,  nachdem 
die  Beträge  dazu  angespart  sind.    Durch  Art.  14,  3  BRV  verboten. 

Die  Zusicherung  von  Zwischenkrediten.  Sehr  oft  wird  den 
Interessenten,  um  sie  zum  Abschluss  zu  bewegen,  die  Besorgung 
eines  Zwischenkredites  von  dritter  Seite  zugesichert,  ohne  dass 
wirklich  die  nötigen  Angebote  von  Zwischenkredit-Geld  zu  nor- 
malen Bedingungen  vorliegen. 

Terminzusagen.  Die  Bausparkasse  H  y  b  a  in  Bern  hat  sich 
durch  die  vertragliche  Zusicherung  der  Darlehens-Auszahlung  an 
einem  bestimmten  Termin,  der  dann  nicht  eingehalten  werden 
konnte,  eine  Reihe  von  Prozessen  aufgeladen,  die  sie  verlor  und 
die  wohl  mit  ein  Hauptgrund  zu  dem  später  erfolgten  Konkurse 
waren.    Solche  Zusicherungen  sind  jetzt  durch  die  BRV  verboten. 

Eine  Zeitlang  wurden  von  vielen  Bausparkassen  Personen  zum 
Abschluss  von  Bausparverträgen  veranlasst,  die  gar  nicht  in  der 
Lage  waren,  die  übernommenen  Sparverpflichtungen  auf  die  Dauer 
zu  erfüllen,  sondern  sich  nur  durch  das  „billige  Darlehen"  und  die 
,Jturze  Wartezeit"  ködern  Hessen.  Den  Bausparkassen  kam  es  aber 
in  jenem  Moment  hauptsächlich  auf  den  Nachweis  zahlreicher 
neuer  Abschlüsse  an.  Nach  kurzer  Zeit  stellten  diese  Leute  die 
regelmässigen  Einzahlungen  ein,  entweder  weil  sie  das  Interesse  ver- 
loren hatten,  oder  aber  weil  sie  nicht  mehr  zahlen  konnten.  Nun 
machten  die  Kassen  ihre  vertraglichen  Ansprüche  auf  die  Verwal- 
tungskostenbeiträge geltend,  wobei  es  sich  dann  öfters  herausstellte, 
dass  der  Sparer  bei  der  Auflösung  des  Vertrages  nicht  nur  nichts 
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herausbekam,  sondern  noch  zu  zahlen  hatte.  Die  Betreibung  führte 
in  vielen  Fällen  zum  vollständigen  Ruin  des  betr.  Sparers.  Um 
solchen  Leuten  Zeit  zur  Besinnung  und  Gelegenheit  zum  Rücktritt 
zu  geben,  gestattet  die  deutsche  Verordnung  vom  Jahre  1931  dem 
Bausparer  den  Rücktritt  innerhalb  eines  Monats  nach  Unterzeich- 
nung des  Vertrages  gegen  eine  geringe  Entschädigung.  Auch  der 
schweizerische  Entwurf  enthielt  eine  derartige  Bestimmung  mit 
Festsetzung  einer  Entschädigung  an  die  Bausparkasse  für  Umtriebe 
von  1/2  %  ^^^  Vertragssumme.  Diese  Bestimmung  wurde  jedoch 
von  den  Kassen  heftig  bekämpft  und  in  der  Folge  durch  die  etwas 
mildere  ersetzt,  dass  der  Bauspar-Interessent  die  allgemeinen  Be- 
dingungen wenigstens   14  Tage  vor  Abschluss   erhalten  muss. 

Von  einzelnen  Kassen  werden  sogenannte  „Finanzierungsver- 
träge" abgeschlossen,  die  erst  zur  Finanzierung  des  eigentlichen 
Darlehensvertrages  dienen  sollen.  A  schliesst  z.  B.  einen  Dar- 
lehensvertrag für  Fr.  5000. —  ab,  auf  den  er  eine  möglichst  hohe 
Anzahlung  leistet,  um  möglichst  bald  zugeteilt  zu  werden.  Die 
Summe  von  Fr.  5000. —  wird  dann  bei  der  Zuteilung  nicht  ausbe- 
zahlt, sondern  dient  als  Einlage  auf  einen  neuen  definitiven  Bau- 
sparvertrag von  z.  B.  Fr.  25  000. — .  Damit  sind  auf  diesen  letzteren 
auch  schon  20  ^  einbezahlt,  so  dass  A  nach  den  Bestimmungen 
der  meisten  Kassen  und  der  Verordnung  zuteilungsberechtigt  wäre. 
Nun  ist  aber  für  den  Hilfsvertrag  keine  hypothekarische  Sicher- 
steUung  erfolgt,  da  derselbe  ja  gar  nicht  zum  Zwecke  des  Bauens 
abgeschlossen  worden  war.  Die  Sicherung  dieses  Darlehens  hängt 
also  mehr  oder  weniger  in  der  Luft.  Sie  wird  natürlich  in  irgend- 
einer Weise  durch  Kombination  mit  dem  definitiven  Bausparver- 
trag gesucht  werden  müssen,  A,  der  im  ganzen  nur  Fr.  25  000. —  er- 
halten hat,  abzüglich  seine  effektive  Eigenleistung  von  vielleicht 
3 — 4000  Fr.,  tilgt  auf  Basis  einer  Vertragssumme  von  Fr.  30  000. — . 
Das  ganze  Verfahren,  das  auch  in  den  Hauszeitungen  von  schwei- 
zerischen Kassen  propagiert  wurde  ^^),  kommt  auf  eine  Bevor- 
zugung einzelner  Bausparer  heraus  und  ist  deshalb  nach  Art.  21,4 
BRV  unstatthaft. 

Interessant  ist  die  Feststellung  von  Kleinschmidt,  dass  bei  den 
deutschen  Bausparkassen  gegenwärtig  ungefähr  die  gleichen  Män- 
gel und  Auswüchse  anzutreffen  sind,  die  Arthur  Scratchley  um  die 
Mitte  des  letzten  Jahrhunderts  bei  den  englischen  Bausparkassen 
festgestellt  habe.  Das  mag  wohl  auch  für  die  schweizerischen  Kas- 
sen gelten,  und  es  ist  zu  hoffen,  dass  sie,  ebenso  wie  jene,  diese 
Fehler  nach  und  nach  überwinden  werden,  und  zwar,  entsprechend 
unserer  schnellerlebigen  Zeit,  in  erheblich  kürzerer  Frist. 
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2.  Die  Zuteilung. 

Die  Zuteilung,  d.  h.  die  Verpflichtung  der  Bausparkasse,  dem 
Kreditnehmer  den  beanspruchten  Kredit  gegen  Stellung  der  ver- 
einbarten Sicherheiten  zur  Verfügung  zu  stellen,  ist  wohl  die  wich- 
tigste Handlung  der  Kasse.  Sie  ist  von  besonderer  Wichtigkeit  in 
denjenigen  Ländern  und  bei  denjenigen  Kassen,  die  nicht,  wie  die 
englischen  und  amerikanischen,  genügend  flüssige  Mittel  besitzen, 
um  nach  Erreichung  der  Zuteilungsberechtigung  dem  Baulustigen 
das  Geld  sofort  oder  doch  innert  ganz  kurzer  Frist  zur  Verfügung 

zu  stellen. 

Die  vielen  Zuteilungsverfahren,  die  immer  wieder  abgeändert, 
„verbessert"  werden,  lassen  sich  in  drei  grosse  Gruppen  einteilen: 
a)  Zuteilung  nach  dem  Losverfahren;  b)  Zuteilung  nach  der  Rei- 
henfolge des  Eintritts  oder  der  Zuteilungsberechtigung  (Reihen- 
oder Listensystem);  c)  Zuteilung  nach  der  Schlüsselzahl  oder 
Kennziffer   ( Leistungssystem ) . 

Das   Losverfahren   ist   das   älteste,   von   den   ersten   englischen 
Bausparkassen  geübte  Verfahren.  Da  es  sich  damals  ausschliesslich 
um  geschlossene  Kassen  mit  einer  beschränkten  Mitglieder  zahl  und 
auch  hinsichtlich  ihrer  Leistung  gleichgestellten  Mitgliedern  han- 
delte,   war    das  Losverfahren    ein    vollkommen    gerechtes    System. 
Alle   Mitglieder   hatten   genau   die   gleichen   Aussichten   auf  frühe 
Zuteilung.    Das  änderte  sich  aber  bei  den  dauernden  Kassen,  die 
ständig  neue  Mitglieder  aufnehmen.    Hier  ist  eine  gerechte  Anwen- 
dung des  Lossystems  nur  möglich,  wenn  die  Mitglieder  in  Gruppen 
aufgeteilt  werden,  die  aus  zur  ungefähr  gleichen  Zeit  eingetretenen 
und  unter  den  gleichen  Bedingungen  sparenden  Leuten  bestehen, 
und  wenn  sie  durch  eine  genügend  hohe  Verzinsung  der  Guthaben 
oder  —  was  in  der  Endwirkung  auf  das  gleiche  herauskommt  — 
durch  genügend  hohe  Ausgleichgebühren  entschädigt  werden. 

Das  Losverfahren  wird  oft  mit  einer  Lotterie  verglichen.  Ich 
kann  dieser  Ansicht  nicht  beipflichten,  wenigstens  nicht,  sobald 
ein  Ausgleich  durch  Zins  oder  Ausgleichgebühren  besteht. 

Das  Reihen  oder  Listen-System  berücksichtigt  bei  der  Zutei- 
lung nur  die  Zeit.  Es  hat  den  Vorteil,  dass  hier  am  besten  mit 
einiger  Sicherheit  der  Zeitpunkt  der  Zuteilung  des  Darlehens  vor- 
ausbestimmt werden  kann,  da  dieselbe  entweder  in  der  Reihen- 
folge des  Eintritts,  also  der  Vertragsnummem,  oder  aber  in  der 
Reihenfolge  der  Erreichung  der  Zuteilungsberechtigung  erfolgt. 
Die  Gerechtigkeit  wird  gewahrt,  weil  im  allgemeinen  zuerst  der- 
jenige an  die  Reihe  kommt,  der  am  längsten  der  Kasse  angehört, 
also  im  Verhältnis  zu  seiner  Vertragssumme  am  meisten  einbezahlt 
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hat.  In  der  Regel  wird  es  verbunden  sein  mit  einer  normalen  Ver- 
zinsung der  einbezahlten  Beträge.  Für  die  Kasse  ist  es  aber  gleich- 
bedeutend mit  einem  Verzicht  auf  Sondereinlagen,  weil  das  trei- 
bende Moment  hiezu  vollständig  wegfällt.  Dagegen  hat  es  für  sie 
den  Vorzug  der  Billigkeit,  da  die  bei  andern  Verfahren,  insbeson- 
dere bei  der  Zuteilung  nach  der  Schlüsselzahl  notwendigen,  kost- 
spieligen Berechnungen  wegfallen. 

Beim  Leistungssystem  bzw.  bei  den  verschiedenen  Leistungs- 
systemen gilt  der  Grundsatz,  dass,  wer  am  meisten  einbezahlt  hat, 
am  ersten  an  die  Reihe  kommen  soll.  Die  Sparer  werden  veran- 
lasst, zwecks  möglichst  baldiger  Zuteilung  möglichst  viele  und 
grosse  Sondereinzahlungen  zu  leisten  (Wettsparen).  Ein  Sparer, 
der  nur  seine  Pflichtraten  zu  bezahlen  in  der  Lage  ist,  kann  also 
bei  diesem  System  mit  Leichtigkeit  von  einem  später  beigetretenen 
Großsparer  überholt  werden.  Um  diesem  Uebelstand  zu  begegnen, 
sind  eine  ganze  Reihe  von  Erschwerungen  erdacht  worden. 

Ursprünglich  wurden  da  und  dort  die  Zuteilungen  einfach  ent- 
sprechend der  Höhe  der  einbezahlten  Beträge  vorgenommen.  Das 
war  aber  nur  bei  Kassen  der  Fall,  wo  sämtliche  Mitglieder  auf  die 
gleiche  Vertragssumme  sparten.  Mit  dem  Aufkommen  verschieden 
hoher  Vertragssummen  musste  hier  eine  Aenderung  eintreten.  Die 
Leistung  wurde  in  ein  Verhältnis  gesetzt  zur  Vertragssumme,  in- 
dem man  sie  durch  dieselbe  dividierte  luid  die  Zuteilung  auf  Grund 
der  so  gewonnenen  Verhältniszahlen  vornahm.  Eine  Einzahlung 
von  100  bei  einer  Vertragssumme  von  1000  entspricht  also  einer 
Leistung  von  300  bei  einer  Vertragssumme  von  3000.  In  beiden 
Fällen  sind  10  ^  der  Vertragssumme  einbezahlt. 

Aber  auch  bei  diesem  „einfachen  Wettsparen"  ist  die  Ueberho- 
lung  des  Kleinsparers  durch  den  Großsparrer  immer  noch  leicht  mög- 
lich, besonders  da,  wo  der  Großsparrer,  um  sein  Aussichten  zu  ver- 
bessern, absichtlich  eine  zu  seiner  Leistungsfäigkeit  verhältnismässig 
kleine  Vertragssumme  abschliesst.  Man  ging  daher  bald  zu  einem 
„verbesserten  Wettsparen"  über,  das  heute  wohl  so  ziemlich  bei 
allen  nach  dem  Leistungssystem  zuteilenden  Kassen  üblich  ist. 

Die  Verbesserung  besteht  darin,  dass  der  Faktor  Zeit  mit  zur 
Berechnung  der  Schlüsselzahl  herangezogen  wird,  also  in  einer 
Kombination  von  Listensystem  und  Leistungssystem.  Unter  den 
zu  verschiedenen  Zeiten  der  Kasse  beigetretenen  Sparern  haben 
die  früheren  den  Vorrang.  Zugleich  werden  aber  zuerst  berück- 
sichtigt diejenigen,  die  bei  gleichzeitigem  Eintritt  die  im  Verhält- 
nis zu  ihrer  Vertragssumme  grössere  Einzahlung  gemacht  haben. 
Die  Zurückdrängung  der  Kleinsparer  wird  dadurch  zwar  nicht  ver- 
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unmöglicht,  aber  doch  bedeutend  erschwert.  Je  länger  ein  Klein- 
sparer Mitglied  der  Kasse  ist,  desto  weniger  leicht  kann  er  durch 
einen  neu  beigetretenen  Großsparer  überholt  werden. 

Die  Berechnung  der  Schlüsselzahl  erfolgt  bei  diesem  System 
des  verbesserten  Wettsparens  in  der  Weise,  dass  jede  einzelne 
Einzahlung  mit  der  Zeit,  während  welcher  sie  der  Kasse  zur  Ver- 
fügung gestanden  ist,  multipliziert  und  alle  so  erhaltenen  Faktoren 
aufaddiert  werden.  Die  Formel  zur  Berechnung  der  Faktoren,  die 
von    den   meisten   Kassen   allmonatlich    festgestellt   werden,   lautet 

.     K    (einbezahltes   Kapital)   X   t   (Tage   oder   Monate)  ,  __„   «c^u* 

somit  ,-  ,,, ^ Dzw.,  um  nicni 

V  (Vertragssumme) 

K  X  t 

mit  Dezimalen  rechnen  zu  müssen,   y? — ^ 

7100  V 

Neben  dem  hier  dargestellten  allgemeinen,  gibt  es  noch  eine 
ganze  Reihe  spezieller  Schlüsselzahlsysteme,  durch  die  versucht 
wird,  gewisse  Mängel  des  Wettsparens  zu  beseitigen,  den  Spareifer 
zu  heben  oder  irgendwelchen  besonderen  Verhältnissen  Rücksicht 
zu  tragen  (vgl.  die  Zusammenstellung  am  Schlüsse  dieses  Kapitels). 

Möglich  ist  aber  auch  die  abwechselnde  oder  gleichzeitige  An- 
wendung mehrerer  Verfahren,  indem  bei  einer  Zuteilung  nach  dem 
einen,  bei  der  nächsten  nach  dem  andern  Verfahren,  oder  aber 
bei  jeder  Zuteilung  ein  gewisser  Prozentsatz  des  zur  Verfügung 
stehenden  Betrages  nach  dem  einen,  der  Rest  nach  einem  andern  Ver- 
fahren zugeteilt  wird.  Bei  solchen  gemischten  Verteilungen  fin- 
den wir  gewöhnlich  eine  Kombination  eines  Leistungssystems  mit 
dem  Listensystem  oder  dem  Losverfahren. 

Welche  Verfahren  gelangen  nun  in  den  einzelnen  Ländern, 
insbesondere  in  der  Schweiz  zur  Anwendung? 

In  England  ist  die  Verlosung  auch  heute  noch  ziemlich  ver- 
breitet, allerdings  nur  bei  aufhörenden  oder  den  älteren  perma- 
nenten Kassen,  die  schon  vor  dem  Erlass  des  Gesetzes  von  1894  be- 
standen hatten.  Es  handelt  sich  dabei  aber  ausschliesslich  um  klei- 
nere Kassen  von  geringer  Bedeutung,  die  zusammen  nur  über  zirka 
1  ^o  der  gesamten  Aktiven  aller  englischen  Kassen  verfügen.  Den 
später  gegründeten  permanenten  Kassen  ist  dieses  Zuteilungsver- 
fahren verboten.  Die  grossen  modernen  Bausparkassen  teilen  in  der 
Hauptsache  nach  dem  Listensystem  in  der  Reihenfolge  der  Er- 
reichung der  Mindesteinzahlung  zu.  Da  die  Mittel  im  allgemeinen 
schon  bereitstehen,  erfolgt  in  der  Praxis  die  Zuteilung,  unter  Vor- 
aussetzung der  erreichten  Mindesteigenleistung,  sobald  der  Sparer 
das  Geld  für  den  Bau  benötigt. 

In  den  l/.  S.  A,  war  von  jeher,  neben  der  weniger  gebräuch- 
lichen Verlosung,  besonders  beliebt  die  Versteigerung,  die  eigent- 
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lieh  als  eine  Art  Wettsparen  anzusprechen  ist.  Sie  erfolgte  je  nach 
den  Statuten  in  gewissen  Abständen,  z.  B.  jeden  Monat.  Dabei 
wurden  alle  seit  der  letzten  Versteigerung  angesammelten  Gelder 
als  Darlehen  angeboten.  Wer  das  höchste  Aufgeld  zu  zahlen  bereit 
war,  bzw.  sich  den  grössten  Abzug  gefallen  Hess,  erhielt  ein  Dar- 
lehen in  der  Höhe  der  von  ihm  gezeichneten  Anteile.  Dieses  Ver- 
fahren eignet  sich  aber  nur  für  kleine,  lokale  Kassen,  da  es  die 
persönliche  Anwesenheit  der  Interessenten  erfordert. 

Bei  grösseren  Kassen  erfolgte  daher  die  Zuteilung  immer  mehr 
in  der  Weise,  dass  das  Darlehen  gegen  ein  von  der  Direktion  der 
Kasse  festgesetztes  Aufgeld    den   Mitgliedern    in    der  Reihenfolge 
ihres  Beitritts   angeboten  wurde,    also   in  Kombination    mit    dem 
Listensystem.    Heute  verfügen    aber   die   amerikanischen  Bauspar- 
kassen über  soviele  Spargelder,  dass  sie  die  Darlehen  in  der  Regel 
sofort  gewähren  können,  wenn  die  notwendigen  Sicherheiten  vor- 
handen sind.   Die  Zuteilung  hängt  somit  nur  noch  von  der  erfüllten 
Mindesteigenleistung  und  der  Stellung  der  notwendigen  Sicherhei- 
ten   ab.    Bezeichnend    für    die    amerikanischen    Verhältnisse,    im 
Gegensatz  zu  den  deutschen  und  schweizerischen,  ist  der  §  46  des 
im  Jahre  1929  im  Staate  Texas  erlassenen  Bausparkassen-Gesetzes: 
„Falls  jemand  veranlasst  wird,  Anteile  einer  Bausparkasse  zu 
zeichnen,  unter  der  Vorspiegelung,  dass  er  dadurch  eine  Hypo- 
thek erhalten  wird,  und  falls  er  innert  120  Tagen,  nachdem  er 
den  Antrag  gestellt  und  sämtliche  Bedingungen  erfüUt  hat,  ein 
Darlehen  nicht  erhalten  hat,  muss  die  Bausparkasse  ihm  das  ein- 
bezahlte  Geld  ohne    jeden  Abzug    für  Eintritts-  oder  Rückzah- 
lungsgebühren und  dergl.,  zurückzahlen."  ^^) 

Das  Problem  „Wartezeit"  existiert  praktisch  in  England  und 
den  Vereinigten  Staaten  überhaupt  nicht  mehr. 

In  Deutschland  sind  zurzeit  hauptsächlich  2  Zuteilungsver- 
fahren im  Gebrauch,  nämlich  die  Ermittlung  des  Darlehensempfän- 
gers durch  Berechnung  der  Schlüsselzahl  nach  der  Formel         ^  ^ 

oder  durch  das  Los.  Teilweise  werden  die  beiden  Verfahren  auch 
kombiniert.  Das  ist  z.  B.  der  Fall  bei  der  ältesten  und  grössten 
deutschen  Bausparkasse,  der  Gemeinschaft  der  Freunde  Wüstenrot 
in  Ludwigsburg..  Bei  den  Kassen,  die  nach  dem  Auslosungsverfah- 
ren zuteilen  —  es  sind  hauptsächlich  die  sog.  öffentlichen  Bau- 
sparkassen —  werden  die  Sparer  zu  Jahres-  bzw.  Tarif-Gruppen 
zusammengeschlossen,  innerhalb  welcher  die  Auslosung  erfolgt. 

Gemeinsam  sind  allen  deutschen  Bausparkassen,  im  Gegensatz 
zu  den  englischen  und  amerikanischen,  der  Mangel  an  Zuteilungs- 
mitteln   und    damit    die  mehr    oder  weniger  langen  Wartezeiten. 
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Dieser  Mangel  wird  sich  auch  nicht  beheben  lassen,  solange  den 
Kassen  nur  die  Einlagen  der  Kreditsuchenden  selber  zur  Verfugung 
stehen.  Das  wird  aber  solange  der  FaU  sein,  als  sie  ohne  oder  nur 
mit  einem  bescheidenen  Zins  rechnen,  der  unter  dem  auf  dem 
offenen  Geldmarkt  für  langfristiges  Kapital  üblichen  liegt  Die 
Darlehen  und  eventuelle  Rückzahlungen  können  daher  auch  nur 
„nach  Massgabe  der  vorhandenen  Mittel"  erfolgen. 

Es  sei  hier  nochmals  ausdrücklich  darauf  hingewiesen,  dass  das 
deutsche  Bausparsystem  seinen  Ursprung  in  der  Inflation  der  Nach- 
kriegszeit hat.   Die  ersten  deutschen  Bausparkassen  G.   d.  *.  und 
D    B    S.,  von  welchen  besonders  die  letztere  verschiedenen  schwei- 
zerischen Kassen  als  Muster  diente,  wurden  zu  einer  Zeit  gegründet, 
als  Leihgeld  in  Deutschland  auch  zu  den  höchsten  Zinsen  langfristig 
überhaupt  nicht  mehr  erhälüich  war.  Das  kollektive  Ansparen  der 
benötigten  Hypothekengelder  durch  die  Kreditbedürftigen  selber  und 
deren  Verwendung  in  einem  eigenen,  isolierten  Markt  boten  damals 
fast  die  einzige  Möglichkeit,  Mittel  zum  Wohnungsbau  aufzubrm- 
cren    Die  immer  mehr  überhandnehmende  Wohnungsnot  trug  das 
ihrige    dazu    bei,    dass    die  Ideen    von  Kropp    und  HeUmann    auf 
fruchtbaren  Boden  fielen,  und  diejenigen,  die  als  die  ersten  sich 
der  Bewegung  angeschlossen  hatten,  sahen  sich  infolge  des  raschen 
Anwachsens  derselben  denn  auch  bald  belohnt. 

Unter  diesen  Einflüssen  entstand  die  Bausparbewegung  in  der 
Schweiz    und   wurde,    wahrscheinlich   unter   Mitwirkung   von    der 
Deutschen  Bau-  und  Siedlungsgemeinschaft  in  Darmstadt  (D.  B    b.) 
nahestehenden  Kreisen,  im  Sommer  1930  die  K  o  b  a  g  in  Basel  ge- 
<rründet.   3  bis  4  Jahre  später  folgten  E  i  g  e  n  h  e  i  m-Basel  und  H  e  i- 
L  a  t  -  Schaffhausen,  ebenfalls  Vertreterinnen  des  zinslosen  Systems. 
Es  scheint  mir  übrigens  symptomatisch,  dass  alle  drei  schweizeri- 
schen  Bausparkassen    so  nahe    der   deutschen  Grenze   entstanden. 
Bei  der  Eigenheim  A.-G.  spiegeh  sich  der   deutsche   Einfluss 
übrigens  im  ersten  Verwaltungsrat  deutlich  wieder,  da  demselben 
eine  damals  im  deutschen  Bausparwesen  sehr  bekannte  Persönlich- 
keit angehörte,  Herr  R.  Lauter  in  Heidelberg,  Leiter  des  Deutschen 
Bausparer-Verbandes.  Mit  der  Zeit  machten    sich    die    Schweizerin 
sehen  Kassen  jedoch  von  der  Beeinflussung  seitens  ihrer  Vorbdder 

frei. 

Im  Gegensatz  dazu  weist  die  vierte,  im  Innern  des  Landes  er- 
richtete Bausparkasse  Wohnkultur- Wü  (St.  G.)  eine  deutliche 
Hinneigung  zum  englischen  System  der  Zinsberechnung  auf.  Hin- 
sichtlich des  Zuteüungsverfahrens  zeigen  sich  indessen  auch  bei  ihr 
die  deutschen  Einflüsse;  denn  auch  sie  teih  wie  die  drei  vorgenann- 
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ten  nach  dem  Zeit  X  Geld-System  zu,  das  auch  bei  allen  übrigen 
im  Laufe  der  folgenden  Jahre  errichteten  Instituten  die  Grundlage 
des  Zuteilungsverfahrens  bildet. 

Im  ganzen  muss  gesagt  werden,  dass  die  schweizerischen  Bau- 
sparkassen auch  heute  noch  dem  deutschen  System  angehören, 
wenn  auch  da  und  dort  Abweichungen  davon  festzustellen  sind, 
zum  Teil  durch  die  BRV  vom  5.  Februar  1935  zwangsweise  ver- 
anlasst. 

Die  verschiedenen  Zuteilungsverfahren,  die  uns  an  dieser 
Stelle  in  erster  Linie  interessieren,  sind  nachstehend  in  einer  Ta- 
belle zusammengefasst,  zusammen  mit  den  entsprechenden  Eigen- 
leistungen und  Wartezeiten,  sowie  den  speziellen  Bestimmungen 
hinsichtlich  des  Wettsparens,  da  diese  mit  dem  Zuteilungsverfahren 
doch  immer  in  einem  gewissen  Zusammenhang  stehen. 


Eigenleistunsea 
UQd  Wartezeiten 


Grundanzahlung  15 >?  auch 
in  Raten.  Weiterzahlungen 
3  o/oo  per  Monat.  Mindest- 
eigenleistung 26  °/o.  Warte- 
zeit ist  keine  erwähnt. 


Grundanzahlung  10 ''/o  (auch 
in  Raten  möglich).  Weiter- 
zahlungen 2  Voo  per  Monat 
bis  zum  Beginn  der  Tilgung. 
Mindestleistung  nicht  genau 
umschrieben,  wahrschein- 
lich bisher  10  ^/o,  nunmehr 
20  o/o  (BRV).  Wartezeit 
nicht  genannt. 


Zuteilungsverfahren 

Kobag,  Basel. 

Zuteilungen  monatlich,  Zeit 
X  Geld -System.  Formel 
K  X  t  (Tage) 

V 

Ab  1.  Oktober  1935  sollen 
20^/0  der  Zuteilungsmasse 
entsprechend  der  Errei- 
chung der  Mindestleistung 
zugeteilt  werden. 

Eigenheim  A.-6.,  Basel. 

Zuteilungen  monatlich  nach 
Zeit  X  Geld-System.  Formel 
K  X  t  (Tage) 
V 


Bestimmungen  über 
das  Wettsparen 


Sonderzahlungen  unbe- 
schränkt zugelassen.  Reines 
Wettsparsystem.  Einen  ge- 
wissen Schutz  der  Spar- 
schwachen gewährt  seit 
1.  Oktober  1935  die  Zu- 
teilung von  20  °/o  nach  dem 
Listen-System. 


Sonderzahlungen    zulässig. 
Reines  Wettsparen. 


Heimat  A.-G.,  Schaff  hausen. 


Keine  Grundanzahlung.  Mo- 
natliche Pflichtraten  von 
mindestens  2°/oo.  Mindest- 
leistung bisher  15  7«,  nun 
20XBRV).  Mindestwarte- 
zeit 6  Monate  von  der  Er- 
reichung der  Mindestlei- 
stung an.  Höchstwartezeit: 
1673  Jahre. 


Zuteilung,  wenn  möglich 
alle  2 — 3  Monate  nach  Zeit 
X  Geld-System.  Formel 
K  X  t  (Monate) 

Vioo  V 


Ein  kleiner  Schutz  der 
Sparschwachen  liegt  in  der 
Mindestwartezeit  von  6  Mo- 
naten. Sonderzahlungen  zu- 
lässig. 


II       ..II 


Eigenleis  tanken 
und  Wartezeiten 


Keine  Grundanzahlung.  Mo- 
natliche Einzahlung  minde- 
stens 1,5  7oo  ^is  zum  Til- 
gungsbeginn.Mindesteigen- 
leistung  bisher  18  ^o»  nun- 
mehr 2070.  Ursprünglich 
garantierte  Höchstwarte- 
zeiten von  8,  5  und  2  Jahren. 
Seit  1933  keine  mehr. 
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Zuteilnngs  verfahren 

Wohnkxdtiir  A.-G.,  Zürich. 

Zuteilung   2  mal  im  Jahr 

K  ^  t 
nach   der  Formel     ■  ^ ,  y 


BestimmnDgen  über 
das  Wettsparen 


Sonderzahlungen    zulässig. 
Reines  Wettsparsystem 


Genossenschaft  der  Baufrennde,  Zürich. 


Grundanzahlung  15  "/o- Wei- 
terzahlungen 27<x>  lt>i8  zu 
2570  der  Vertragssumme. 
Von  da  an  Weiterzahlungen 
freiwillig.  Wartezeiten  sind 
keine  genannt. 


2  Gruppen  mit  Grundan- 
zahlung von  12  7o  (A)  und 
25  7o  (B).  Weiterzahlungen 
bei  beiden  Gruppen  2,5  7<x> 
per  Monat.  Mindestleistung 
gleich  der  Grundanzahlung; 
für  Grundanzahlung  nun- 
mehr 2070  (BRV).  Warte- 
frist mindestens  6  Monate. 
Ein  Maximum  kann  nicht 
garantiert  werden. 


Einmalige  Grundanzahlung 
von  1570  (evtl.  auch  in 
Raten).  Weiterzahlung  je 
nach  Wahl  monatlich  3,  4, 
5,  6  oder  12  700.  Mindest- 
leistung bisher  16,8  7«,  nun- 
mehr 2070.  Wartezeit  ist 
keine  genannt. 


Zuteilung  jeweils  nach  An- 
sammlung von  ca.Fr.  100  000 
nach  der  Formel 
K  X  t  (Tage) 


Habal  A.-G.,  Lnzern. 

Zuteilungen  nach  Mass  gäbe 
der  Eingänge.  Zeit  X  Geld- 
System.  Formel 
K  (inkl.  Zins)  X  t  (Tage) 


Tilka  A.-G.,  Zürich. 

Zuteilungen  monatlich  nach 
Zeit  X  Geld-System. 
K  (+Zins)  X  t  (Monate) 

V 


Sonderzahlungen  sind  zwar 
erlaubt,  fallen  aber  für  die 
Berechnung  der  Zuteilungs- 
faktoren nur  in  Betracht, 
soweit  sie  vor  Erreichung 
der  Mindestleistung  von 
2570  einbezahlt  wurden. 
Dadurch  ziemlich  guter 
Schutz  der  sparschwachen 
Mitglieder. 


Sonderzahlungen  erlaubt, 
jedoch  bei  Berechnung  der 
Kennziffer  ganz  ausge- 
schlossen. Dadurch  und  weil 
Einlagen  zudem  verzinst 
werden,  Wettsparen  so  gut 
wie  ausgeschlossen. 


Sonderzahlungen     erlaubt. 
Reines  Wettsparen. 


r 
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Eigenleistnn|[en 
und  Wartezeitea 


Keine  Grundanzahlung.  Mo- 
natliche Pflichteinzahlung 
von  mindestens  3  ^joo  bis 
zur  Auszahlung  des  Dar- 
lehens. Mindesteigenlei- 
stung 21 7o.  Wartezeit 
keine  genannt. 
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Znteilangsver£ahren 

Bentag,  Zürich. 

Zuteilungen  nach  Möglich- 
keit   monatlich,    nach    der 
Formel 
K  (4-  Zins)  X  t  (Monate) 

V 
Die  Zuteilungskommission 
kann  jedoch  bis  zu  25  7» 
der  Zuteilungsmasse  nach 
dem  Listen-System,  d.  h.  in 
der  Reihenfolge  der  Er- 
reichung der  Mindestlei- 
stung verteilen. 


Spadag  A.-G.,  Basel. 

Zuteilung  jeden  Monat  nach 


Bestimmungen  über 
das  Wettspareu 


Sonderzahlungen  erlaubt. 
Reines  Wettsparen.  Eine 
gewisse  Milderung  zugun- 
sten der  Sparschwachen 
tritt  ein  im  Falle  der  Anwen- 
dung des  Listen  -  Systems 
für  2570  der  Zuteilungs- 
masse. 


der  Formel 


K  X  t  (Tage) 


VX5 

Genaue  Erläuterung  siehe 
unter  Spadag;   Seite  87/88. 


Sonderzahlungen  erlaubt. 
Ziemlich  bedeutenderSchutz 
der  Sparschwacheu  durch 
monatlichen  Zuschlag  von 
Punkten  zum  Zuteilungs- 
faktor für  all  eKredi  tnehmer. 


Keine  Grundanzahlung.  Mo- 
natliche Raten  von  min- 
destens 3,5700  bis  zur 
Mindesteigenleistung  von 
2070.  Nachher  nur  noch  27oo 
bis  zur  Zuteilung.  Wartezei- 
ten: Mindestens  6Monate  seit 
Einzahlung  der  Mindest- 
leistung, höchstens  22  V^ 
Jahre. 

Ein  gutes  Zuteilungsverfahren  sollte  folgenden  Anforderungen 
entsprechen: 

1.  Leichte  technische  Durchführbarkeit; 

2.  Klarheit    und    Verständlichkeit    auch    für    den    Durchschnitts- 
sparer; 

3.  möglichste  Billigkeit; 

4.  gute  Regelung  des  Wettsparens,  sodass  die  Interessen  auch  der 
sparschwachen  Mitglieder  gewahrt  bleiben. 

3.  Die  Verwaltungskosten  und  ihre  Deckung. 

Bei  den  ersten  englischen  und  amerikanischen  Bausparkassen 
mit  ihrer  beschränkten  Mitgliederzahl  wurden  die  notwendigen 
Arbeiten  vielfach  ehrenamtlich  und  nebenamtlich  gegen  eine  ge- 
ringe Entschädigung  besorgt.  Das  änderte  sich  selbstverständlich  mit 
der  Ausbreitung  der  offenen  Kassen  und  deren  Anwachsen  zu  ge- 
waltigen Unternehmungen  mit  vielen  Tausenden  von  Geldgebern 
und  -nehmem. 

Die  Verwaltungskosten  unterliegen  jedoch  besonders  in  Eng" 
land  einer  scharfen  Kontrolle,  und  die  Aufsichtsbeamten  veröffent- 
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liehen  jedes  Jahr  eine  Berechnung  der  durchschnittlichen  Unkosten 
der  von  ihnen  kontrollierten  Kassen.  So  betrugen  nach  Block  die 
durchschnittlichen  Verwaltungsunkosten  der  sämtlichen  englischen 
BS  im  Jahre  1928:  13  sh  11  d  auf  je  100  £  Hypothekenbestand.  Das 
entspricht  einem  Prozentsatz  von  0,7.  Für  das  Jahr  1927  betrug  der 
Prozentsatz  0,73. 

In  den  U.  S.  A,  betrugen  die  durchschnittlichen  Unkosten  der 
Bausparkassen  von  Illinois  in  den  Jahren  1929:  0,63  ^  der  gesam- 
ten Aktiven  der  Kassen;  1930:  0,64  ^  der  gesamten  Aktiven  der 
Kassen.  ^^) 

Die  Unkostendeckung  erfolgte  in  den  Anfängen  hauptsächlich 
durch  die  Eintrittsgelder  und  die  Strafgelder  der  säumigen  Sparer 
bzw.  tilgungspflichtigen  Mitglieder.  Heute  werden  sie  fast  aus- 
schliesslich aus  der  Zinsspanne  zwischen  Einlagen  und  Darlehen 
bestritten. 

In  Deutschland  und  in  der  Schweiz  wäre  eine  solche  Deckung 
von  vorneherein  ausgeschlossen  bei  den  zahlreichen  Kassen  ohne 
Zinsberechnung  oder  mit  gleich  hohem  Einlage-  und  Darlehenszins. 
Aber  auch  die  übrigen,  zinsverrechnenden  Kassen  haben  bisher  — 
wohl  hauptsächlich  in  dem  Bestreben,  den  Darlehenszins  möglichst 
niedrig  erscheinen  zu  lassen  —  offene  Verwaltungskostenbeiträge 
erhoben.    Die  Deckung  erfolgt  auf  die  verschiedensten  Arten.    Die 

gebräuchlichsten  sind: 

1.  Zinsspanne  zwischen  Einlage  und   Darlehen. 

2.  Zeichnung  von  Anteilscheinen  der  Genossenschaften,  bzw.  von 
Aktien. 

3.  Laufende  Mitgliederbeiträge. 

4.  Eintrittsgeld     (Aufnahmegebühr,    Einschreibegebühr),     oft    in 
einem  prozentualen  Verhältnis  zur  Vertragssumme. 

5.  Abschlussgebühr  (^  bis  2  %  der  Vertragssumme). 

6.  Obligatorisches  Abonnement  der  Hauszeitung. 

7.  Reugelder  beim  Rücktritt  vom  Vertrag  (1  bis  5  %). 

8.  Werbekostenbeitrag. 

9.  Verwaltungskostenbeitrag. 

10.  Zwischenzinsgewinne  zwischen  den  gar  nicht  oder  sehr  niedrig 
verzinslichen  Einlagezinsen  und  den  Bankzinsen. 

11.  Verzögerung  der  Zuteilung  wegen  des  Zwischenzinsgewinnes. 

12.  Zwischenzinsgewinn  zwischen  dem  Moment  der  Zuteilung  und 
der  Auszahlung  des  Darlehens. 

Dazu  sei  folgendes  bemerkt: 

Ad  2,  Die  Anteilscheine  sind  oft  ohne  Gewinnbeteiligung  oder 
Verzinsung,  vielfach  auch  nicht  rückzahlbar  oder  übertragbar.  Sie 
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bedeuten  also  in  Wirklichkeit  eine  Einlage  ä  fonds  per  du  (Ko- 
bag). 

Ad  8  und  9.  Der  Werbekostenbeitrag  ist  gewöhnlich  bei  Ein- 
tritt zu  bezahlen  (Heimat).  Vielfach  werden  auch  Werbekosten- 
beitrag und  Verwaltungskostenbeitrag  zusammen  bezogen  (Eigen- 
heim). Die  Bezahlung  hat  teilweise  voraus  zu  erfolgen  bzw.  wird 
von  den  ersten  Einzahlungen  vorweg  abgezogen  (Tilka,  Dakred, 
B  e  n  t  a  g) ;  oft  wird  ein  Teil  der  Restschuldsumme  zugeschlagen 
und  mit  derselben  amortisiert  (Tilka,  Bentag,  Habal).  Wie- 
der andere  Kassen  bringen  sie  anteUmässig  von  den  jeweiligen  Ein- 
zahlungen bzw.  Tilgungen  in  Abzug  (Kobag,  Eigenheim, 
Spadag).  Werbekosten-  und  Verwaltungskosten-Beitrag  zusammen 
machen  bei  den  zinslosen  Kassen  und  denjenigen  mit  gleich  hohem 
Einlage-  wie  Darlehenszins  zirka  9  bis  11  %  der  Vertragssumme 
aus,  bei  den  Kassen  mit  Zinsspanne  dagegen  bedeutend  weniger 
(Dakred  5%,  Spadag  3%,  Amoba  2%  jährlich.  Nachdem 
durch  die  BRV  die  Zinsspanne  eingeführt  ist,  werden  die  offenen 
Verwaltungskostenbeiträge  bedeutend  reduziert  und  wohl  mit  der 
Zeit  ganz  verschwinden.  Auf  alle  Fälle  dürfen  sie  nur  noch  anteil- 
mässig  von  den  jeweiligen  Einzahlungen  vor  der  Zuteilung  erhoben 
werden. 

Ad  10  bis  12.  Viele  Kassen  teilen  nur  zwei-  oder  viermal  im 
Jahre  zu  und  erzielen  dadurch  einen  Zwischenzinsgewinn.  Rich- 
tigerweise sollte  die  Zuteilung  sofort  erfolgen,  sobald  das  Geld  für 
nur  ein  einziges  Darlehen  angesammelt  ist,  also  eventuell  sogar 
jeden  Tag.  Dagegen  sprechen  aber  neben  dem  Verlust  an  Zwischen- 
zinsgewinn die  mit  einer  Zuteilung  verbundenen  Kosten,  sowie  der 
Verlust  an  Werbekraft  des  „Ereignisses"  der  Zuteilung.  Die  unter  12. 
angeführte  Art  von  Zwischenzinsgewinn  kommt  nur  in  Frage  bei 
Kassen,  die  normale  oder  annähernd  normale  Einlagezinsen  ver- 
güten. Diese  Zinsen  laufen  vom  Moment  der  Zurverfügungstellung 
des  Darlehens  nicht  mehr,  eventuell  treten  sogar  nach  einer  gewis- 
sen Frist  die  Darlehenszinsen  in  Kraft,  während  der  von  der  Zu- 
teilung überraschte  Sparer  oft  gar  nicht  bereit  ist,  mit  dem  Bau  so- 
fort zu  beginnen.  Die  so  nicht  abgehobenen  Beträge  sind  ganz  be- 
deutend. Das  ergibt  sich  aus  den  Bilanzen  der  Bausparkassen,  so- 
fern sie  genügend  detailliert  sind.  So  weist  z.  B.  die  Tilka  in  ihrer 
«ersten  Zwischenbilanz  per  31.  Juli  1934  solche  zugeteilte,  aber  nicht 
abgehobene  Beträge  in  der  Höhe  von  Fr.  179  000  aus. 

Die  Zwischenzinsgewinne  waren  in  früheren  Jahren,  als  die 
Bausparkassen  noch  allgemein  über  die  sämtlichen  Einzahlungen 
der    Bausparer    uneingeschränkt    verfügten,    bedeutend    höher    als 
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jetzt.  Die  Gelder  wurden  z,  B.  in  Deutschland  kurzfristig  zu  deli 
üblichen,  bis  vor  wenigen  Jahren  sehr  hohen  Zinssätzen  an  Dritte 
verliehen.  Seit  der  Einführung  der  nun  allgemein  üblichen  Sperr- 
conti,  über  die  nur  zwecks  Zuteilung  und  unter  Mitwirkung  eines 
Treuhänders  verfügt  werden  kann,  kommt  nur  mehr  der  übliche 
Bankzins  für  Kontokorrentguthaben  in  Frage.  Dieser  ist  aber  zur- 
zeit in  der  Schweiz  so  niedrig,  dass  von  einem  nennenswerten  Ge- 
winn nicht  mehr  gesprochen  werden  kann.  Das  ist  jedoch  ein  durch 
die  Krise  bedingtes  Moment  und  kann  sich  bei  aufsteigender  Kon- 
junktur wieder  ändern. 

Eine  richtige  Vergleichsbasis,  aus  der  die  Kosten  des  Dar- 
lehens zu  ersehen  sind,  ist  bei  dieser  Vielgestaltigkeit  der  Kosten- 
belastung ausgeschlossen.  Die  meisten  Bausparkassen  scheinen  auch 
nicht  geneigt  zu  sein,  diesen  undurchsichtigen  Zuständen  durch  ge- 
naue Angaben  über  ihre  offenen  und  stillen  Reserven  ein  Ende  zu 
machen.  Es  ist  aber  anzunehmen,  dass  die  staatliche  Ueberwachung 
mit  ihren  Vorschriften  über  gleichmässige  Buchführung  und  Bilan- 
zierung sowie  Veröffentlichung  der  Bilanzen  in  dieser  Beziehung^ 
bald  klarere  Verhältnisse  schaffen  werde. 

Nach  Block  stellten  sich  1930  die  Verwaltungskosten  der 
G.  d.  F.  auf  2,8  %  des  Hypothekenbestandes,  diejenigen  der  D.  B.  S. 
in  den  Jahren  1925  bis  1929  auf  16,0  %,  5,7  %,  5,3  %,  3,5  V.  und 
2,5  %.  57) 

Von  den  schweizerischen  Kassen  gibt  die  K  o  b  a  g  in  ihrer 
Hauszeitung  für  1933  einen  Unkostensatz  von  5,4  %  und  für  1934 
von  zirka  6%  an.  Bei  Eigenheim  und  Heimat  ist  der  Unkosten- 
satz nicht  festzustellen,  da  das  Gewinn-  und  Verlustkonto  in  den 
Jahresberichten  bisher  nicht  publiziert  wurde.  Dagegen  liess  er  sich 
bei  der  Wohnkultur  errechnen,  und  zwar: 

a)  im  Verhältnis  zu  den  eigenen  II.  Hypotheken  allein:  für  193$ 
mit  18,5  %,  für  1934  mit  10,6  % ; 

b)  im   Verhältnis   zu   den   I.  und   II.   Hypotheken:    für   1933   mit 
8,6  %,  für  1934  mit  4,8  %. 

Die  übrigen  schweizerischen  Kassen  sind  zu  jung,  um  zu  Ver- 
gleichen herangezogen  werden  zu  können.  Der  Satz  sinkt  im  Laufe 
der  Jahre  mit  dem  Anwachsen  des  Hypothekenbestandes  ganz  be- 
deutend, wie  aus  den  obenerwähnten  Zahlen  für  England  und 
U.  S.  A.  erhellt. 

Es  hat  sich  auch  herausgestellt,  dass  viele  Kassen,  welche  die 
Verwaltungskostenbeiträge  ganz  oder  teilweise  zum  voraus  bezogen 
hatten,  damit  in  allzu  sorgloser  Weise  umgingen  und  sie  zum  grossen 
Teil  für  Propagandazwecke  verbrauchten,    ohne    die  notwendigen 
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Rückstellungen  für  die  folgenden  Jahre  vorzunehmen.  Es  wurde 
wohl  allzu  optimistisch  damit  gerechnet,  dass  die  neuen  Eintritte 
ständig  zunähmen  und  dadurch  immer  neue  Verwaltungskostenbei- 
träge  fällig  würden,  aus  denen  der  AusfaU  leicht  zu  decken  sei. 
Der  Zusammenbruch  einzehier  Kassen,  wie  z.  B.  F  r  e  i  -  B  a  u  Basel 
ist  direkt  darauf  zurückzuführen. 

Da  hat  nun  das  Aufsichtsamt  energisch  eingegriffen  und  genaue 
Vorschriften  über  die  Rückstellungen  erlassen.  Auch  dürfen  nach 
Art.  29,  2  BRV  keine  Verwaltungskosten  mehr  vorausbezogen 
werden. 

4.  Verzinsung  und  Amortisation. 

Einer  der  fundamentalen  Unterschiede  zwischen  dem  anglo- 
amerikanischen  und  dem  deutschen  Bauspar-System  ist  die  verschie- 
denartige Lösung  des  Zinsproblems. 

Betrachten  wir  zuerst  die  anglo-amerikanischen  Verhältnisse, 
imd  zwar  beim  Passivgeschäft  der  Bausparkassen.  Da  ist  in  England 
zu  unterscheiden  zwischen  den  bevorrechteten,  Gläubigerrechte  ge- 
niessenden Depositors  mit  ihren  zu  einem  grossen  Teil  kurz- 
fristigen Einlagen  und  den  Investing  Members,  den  unter 
Darlehensverzicht  langfristiges  Kapital  investierenden  Mitgliedern. 
Diese  letzteren  können  mit  einer  Rendite  von  5  bis  6  %  rechnen, 
während  die  ersteren  sich  mit  einem  durchschnittlichen  Zins  von 
etwa  4  fo  begnügen  müssen.  Die  Zinsvergütungen,  welche  die  Dar- 
lehensnehmer für  ihre  vor  der  Zuteilung  zu  leistenden  Pflichtein- 
lagen erhalten,  bewegen  sich  zwischen  den  beiden  obenerwähnten 
Sätzen.  Sie  fallen  übrigens  wegen  der  Kürze  der  Wartezeit  kaum  in 
Betracht. 

In  den  U.  S.  A.  sind  die  Verhältnisse  ähnlich,  mit  dem  Unter- 
schied, dass,  entsprechend  den  allgemein  bedeutend  höheren  Zins- 
sätzen der  Union,  für  Depositen  6  bis  8  %  Zins  bezahlt  wird  und 
die  Rendite  der  Geschäftsanteile  8  bis  9  %  evtl.  noch  mehr  betra- 
gen kann. 

Entsprechend  betragen  im  Aktivgeschäft  nach  Block  die  Dar- 
lehenszinsen in  England  51^  bis  61/^  %,  in  den  U.  S.  A.  zirka  8  bis 
9  %,  unter  Berücksichtigung  der  in  den  Zuteilungsprämien  ver- 
steckten Zinsen  sogar  bis  12  %.  In  beiden  Ländern  werden  in  der 
Regel  die  Darlehenszinsen  nicht  offen  berechnet,  sondern  sind  im 
Tilgungstarif  enthalten.  Allgemein  üblich  sind  die  sehr  übersicht- 
lichen Abzahlungstafeln,  aus  denen  ohne  weiteres  die  vom  Sparer 
verlangten  Gesamtleistungen  ersichtlich   sind. 

Die  Amortisation  erfolgt  in  England  durchschnittlich  in  einem 
Zeitraum  von  15  bis  18  Jahren,  jedoch  kommen  auch  Tilgungszeiten 
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von  weniger  als  10  Jahren  vor.  Anderseits  sind  in  dem  neuen  Woh- 
nungsgesetz vom  Jahre  1933,  das  sich  speziell  auf  die  Finanzierung 
von  Arbeiterhäusem  mit  Belehnungen  bis  zu  90  %  unter  Garantie 
des  Staates  bezieht,  Amortisationsfristen  bis  zu  30  Jahren  vorge- 
sehen. 

In  den  U,S,A,  sind  die  Tilgungszeiten  bedeutend  kürzer.  Das 
ist  schon  geboten  durch  die  im  Vergleich  zu  Europa  leichtere  Bau- 
art, die  eine  schnellere  Entwertung  der  Häuser  begünstigt.  Die  Til- 
gungszeiten betragen  meistens  10  bis  12  Jahre,  doch  sind  auch  hier 
solche  unter  10  Jahren  ziemlich  häufig.  Die  Annuitäten  sind  natür- 
lich den  hohen  Zinsen  und  der  kurzen  Tilgungszeit  entsprechend 
hoch  und  betragen  vielfach  1  %  und  mehr  per  Monat.  Trotzdem 
wird  die  Beschaffung  des  Baugeldes  durch  die  B  &  LA  oft  bevor- 
zugt, weil  man  damit  verhältnismässig  rasch  zum  Bauen  kommt. 
Allerdings  sucht  man  dann  nachher  das  Darlehen  möglichst  bald 
durch  eine  billigere  feste  Hypothek  zu  ersetzen  (Refinancing).  ^^) 

In  Deutschland  fiel  die  Errichtung  der  ersten  Bausparkassen  in 
eine  Periode  ungeheurer  Geldentwertung  und  geradezu  fabelhafter 
Zinssätze,  die  die  Aufnahme  von  Leihgeld  zur  Finanzierung  des 
Wohnungsbaues  direkt  verunmöglichten.  Für  die  Gründer  der 
Bausparbewegung  stand  daher  von  vorneherein  ein  doppeltes  Ziel 
fest: 

a)  Aufbringung  des  Baugeldes  durch  kollektives  Sparen; 

b)  Senkung  des  Zinses. 

Nach  der  Argumentation  der  Verfechter  der  Idee  des  gesenkten 
Zinses,  ja  der  Zinslosigkeit  überhaupt,  ist  das  zweite  Ziel  durch 
das  erste  bedingt.  In  einem  geschlossenen  Kreis  —  so  wird  argumen- 
tiert —  in  dem  jeder  Sparer  Gläubiger  und  später  auch  Schuldner 
ist,  sei  es  gleichgültig,  welchen  Zins  man  zugrunde  lege,  derselbe 
könne  unabhängig  vom  Geld-  und  Kapitalmarkt  bestimmt  werden. 

Diesen  Ueberlegungen  folgend  setzte  Kropp  bei  der  Gründung 
der  G.d.F.  (1923)  die  Verzinsung  der  Einlagen  auf  2  %,  diejenige 
der  Darlehen  auf  4  %  fest,  zu  einer  Zeit,  als  der  übliche  Einlagen- 
zins bei  Banken  und  Sparkassen  6  %  und  mehr  betrug  und  Leih- 
geld auf  lange  Frist  überhaupt  nicht  erhältlich  war.  Die  jährliche 
Mindesteinlage  wurde  auf  2  %,  die  Annuität  (Tilgung  und  Zins) 
auf  6  %  festgesetzt. 

Noch  radikaler  ging  1925  Heilmann  bei  der  Gründung  seiner 
DBS  vor.  Da  die  DBS  nicht  nur  einer  grossen  Anzahl  deutscher 
Bausparkassen,  sondern  auch  den  ersten  schweizerischen  als  Vor- 
bild diente,  sei  die  Entwicklung  dieser  Kasse  und  das  von  ihr  pro- 
pagierte System  nachstehend  kurz  skizziert. 
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Nach  HeUmann  ist  der  Zins  die  Quelle  alles  Uebels  und  Elends, 
und  so  wurde  denn  ein  vollständig  zinsloses  Sparsystem  geschaffen. 
Die  Einlagen  wurden  nicht  verzinst;  dafür  aber  die  Darlehen  zinslos 
gewährt.  Zur  Deckung  der  Unkosten  diente  lediglich  der  Unkosten- 
beitrag von  10  %,  der  der  Darlehenssumme  zugeschlagen  wurde  und 
mit  ihr  zu  amortisieren  war.  Die  Mindesteinzahlung  betrug  monat- 
lieh  1  Voo  ^^^  Vertragssumme,  die  Tügung  4  Voo  ^er  um  den  Un- 
kostenbeitrag von  10  %  erhöhten  Darlehenssumme.  Die  Wartefrist 
war  mit  einem  Jahre  angegeben. 

Dass  es  überhaupt  möglich  war,  dieses  jeder  seriösen  Berech- 
nung hohnsprechende  System  eine  Zeitlang  durchzuführen,  liegt 
in  der  überaus  stürmischen  Entwicklung  der  DBS  begründet.  Schon 
Ende  1925,  nach  nicht  ganz  neunmonatlicher  Tätigkeit,  hatte  sie 
3236  Mitglieder,  Ende  1926  16  401,  Ende  1927  39  895.  1927  kam  die 
Krise  zum  Ausbruch,  und  im  Laufe  der  Jahre  1927  und  1928  traten 
nicht  weniger  als  12  000  Mitglieder  wieder  aus.  Die  Reorganisation 
und  Abänderung  des  Geschäftsplanes  vom  Frühjahr  1928  mit  der 
Einführung  von  Ausgleichbeträgen  und  Spardienst  bedeutete  in 
Wirklichkeit  einen  Bruch  mit  dem  zinslosen  System,  wenn  dies 
auch  den  Sparern  gegenüber  nicht  offen  zugegeben  und  nach  wie 
vor  der  Segen  zinsloser  Wirtschaft  gepriesen  wurde  ^9).  Nach  und 
nach  konsolidierte  sich  die  DBS  wieder,  und  sie  ist  nach  der  G.d.F. 
die  zweitgrösste  deutsche  Bausparkasse  geblieben. 

Die  Ausgleichbeträge  sind  als  eine  versteckte  Verzinsung  des 
Darlehens  anzusehen.  Immerhin  ist  es  falsch,  sie  unter  allen  Um- 
ständen einer  solchen  gleichzustellen,  wie  es  vielfach  geschieht.  Zins 
bedeuten  sie  wohl,  wenn  der  Vertrag  regulär  nach  dem  Schema 
durchgeführt  wird,  also  auch  in  bezug  auf  Zuteilung  und  Tilgung. 
Sie  sind  es  aber  nicht,  wenn  der  Sparer  oder  seine  Erben  vor  der 
Zuteilung  vom  Vertrage  zurücktreten.  In  diesem  Falle  bekommen 
sie  eben  keinen  Ausgleich  und  damit  auch  keinen  Zins  für  ihre 
bisherigen  Ansparungen.  Sie  werden  aber  auch  angesprochen  als 
Wartezeitausgleich,  indem  durch  sie  die  Zuteilungsmasse  vermehrt 
werde.  Das  ist  nur  bedingt,  auf  eine  Reihe  von  Jahren  bezogen, 
richtig,  weil  sie  ja  nicht  sofort  vom  zugeteilten  Darlehensnehmer 
bezahlt,  sondern  seiner  Schuldsumme  zugeschlagen  und  von  ihm 
erst  im  Laufe  der  Jahre  durch  die  Annuitäten  amortisiert  werden. 

Die  Ausgleichbeträge  sollten  richtigerweise  auch  einen  wirt- 
schaftlichen Ausgleich  darstellen  zwischen  dem,  der  bereits  miet- 
zinsfrei in  seinem  Eigenheim  wohnt,  und  dem,  der  immer  noch  in 
der  teuren  Mietwohnung  auf  Zuteilung  wartet.  Eine  solche  Schad- 
loshaltung würde  jedoch,  ganz  abgesehen  von  der  starken  Arbeits- 
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belastung  der  Kasse,  zu  einer,  wenigstens  anscheinend,  viel  zu  star- 
ken Belastung  der  zugeteilten  Bausparer  führen. 

Die  ebenfalls  von  der  DBS  eingeführten  Sparhilfen  oder  Spar- 
dienst sind  von  einer  Reihe  deutscher  Bausparkassen  aufgenommen 
worden;  in  der  Schweiz  konnten  sie  jedoch  nicht  Boden  fassen. 
Sie  bestehen  in  der  Weiterleistung  der  Tilgungsraten  nach  vollstän- 
diger Amortisation  des  Darlehens,  bei  der  DBS  auf  eine  Zeitdauer 
von  6  bis  ^  Jahren,  je  nachdem  das  Darlehen  im  1.  bis  12.  Jahr 
ab  Beginn  der  Darlehensanwartschaft  zugeteilt  wurde.  Nach  Ab- 
lauf dieser  Zeit  wird  der  so  angesparte  Betrag,  der  inzwischen  als 
Zuteilungsfonds  gedient  hat,  zurückbezahlt. 

Schweiz:  Als  die  K  o  b  a  g  im  Jahre  1930  als  erste  schweize- 
rische Bausparkasse  gegründet  wurde,  konnte  sie  die  von  der  DBS 
gemachten  Erfahrungen  zunutze  ziehen.  Die  Verhältnisse  in  der 
Schweiz  waren  aber  doch  ganz  anders  als  in  Deutschland.  Der 
dort  herrschende  Kapitalmangel  bestand  nicht.  Man  konnte  also 
schon  von  vorneherein  die  Crundanzahlungen,  wie  auch  die  Weiter- 
zahlungen und  die  Mindesteigenleistung  bedeutend  höher  ansetzen. 
Auch  die  Ausgleichbeträge  wurden  gleich  von  Anfang  an  eingeführt, 
und  zwar  5  %,  im  ersten  Jahre  mit  Reduktion  um  je  1  %  für  die 
folgenden  Jahre.  Anderseits  wurde  für  das  6.  Warte  jähr  eine  Ver- 
zinsung der  einbezahlten  Beträge  von  ^  ^,  und  für  jedes  all- 
fällige weitere  Wartejahr  von  je   ^  ^  mehr  versprochen. 

Etwas  anderes  hat  die  Eigenheim  das  Problem  des  Aus- 
gleichs angepackt.  Sie  hat  die  Ausgleichsbeträge  in  die  Tilgungs- 
raten hineingerechnet.  Je  nach  der  Länge  der  Wartezeit  und  der 
Höhe  der  Einzahlungen  ermässigt  sich  die  Anzahl  der  Tilgungs- 
raten. 

Wenn  auch  in  Deutschland  der  grösste  Teil  der  wie  Pilze  aus 
dem  Boden  geschossenen  Bausparkassen,  sich,  dem  Beispiel  der 
DBS  folgend,  zum  zinslosen  System  bekannten,  so  setzte  doch  nach 
einiger  Zeit  eine  Gegenbewegung  ein,  hauptsächlich  von  selten  der 
sogenannten  öffentlichen  Bausparkassen  des  Deutschen  Sparkassen- 
und  Giro- Verbandes,  die  auf  beiden  Seiten  einen  Zins  von  4  % 
berechneten. 

In  der  Schweiz  war  es  die  Wohnkultur,  die  als  erste  1931 
die  Verzinsung  der  Einlagen  einführte,  der  ein  um  %  bis  1  % 
höherer  Darlehenszins  gegenüberstand.  Es  ist  anzunehmen,  dass 
den  Gründern  dieser  Bausparkasse  die  Heranziehung  von  Fremd- 
geld nach  Art  der  englischen  BS  vorschwebte,  weswegen  von  vorne- 
herein 3  Tarife  mit  Einlagezinsen  von  2,  3  14  ^^^  4  %  eingeführt 
VrTirden.    Die  entsprechenden  Darlehenszinsen  waren  auf  3,  4  und 
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4  3/4%  festgesetzt.  Dabei  wurden  als  „praktische"  Höchstwarte- 
Zeiten  8,  5  und  2  Jahre  angegeben.  Bei  Tarif  C  mit  einem  Dar- 
lehenszins von  4  %  %  wäre  die  Heranziehung  von  Depositengel- 
dern auf  3—5  Jahre  fest,  entsprechend  den  damaligen  Sätzen  des 
Kapitalmarktes,  zu  4  %  wohl  möglich  gewesen.  Es  mag  auch  die 
Absicht  bestanden  haben,  wenn  dieser  Tarif  beim  Publikum  An- 
klang gefunden  hätte,  ganz  auf  denselben  überzugehen  und  Fremd- 
geld in  grösseren  Beträgen  heranzuziehen. 

Die  Entwicklung  vollzog  sich  jedoch  gerade  in  der  entgegen- 
gesetzten Richtung,  wohl  nicht  zum  wenigsten  wegen  der  inten- 
siven  Propaganda  der  drei  schon  bestehenden  zinslosen  Bauspar- 
kassen, insbesondere  der  Kobag,  die  damals  noch  auf  Zuteil- 
lungen nach  Wartefristen  von  einem  Jahr  und  weniger  hinweisen 
konnten.  Die  Folge  war,  dass  die  Wohnkultur  gezwungener- 
massen  auch  ihren  niedrigsten  Tarif  mit  2  %  Einlage-  und  3  % 
Darlehenszins  am  stärksten  propagierte  und  anlässlich  der  Um- 
wandlung in  eine  A.-G.  im  Mai  1932  überhaupt  nur  diesen  Tarif 

beibehielt. 

Andere,  von  Anfang  an  zinsberechnende  schweizerische  Kassen 

waren: 

a)  Baukredit  Zürich  A.-G.,  Zürich:  Einlagenzins  2,5  %, 
Darlehenszins  3  %  auf  I.  und  3,5  %  auf  II.  Hypotheken.  Die 
Zinsspanne  von  %  bzw.  1  %  war  jedenfalls  angesichts  des  sehr 
massigen  Verwaltungskostenbeitrages  zu  niedrig,  und  mag  mit  ein 
Grund  gewesen  sein,  dass  dieses  Unternehmen,  das  sich  durch 
äusserst  klare  und  loyale  Darlehensbedingungen  auszeichnete,  sich 
nicht  halten  konnte. 

b)  Hyba,  Bern:   Einlagenzins  2%,  Darlehenszins   3%. 

c)  Tilka,   Zürich:    Einlagenzins  2%,  Darlehenszins  2%. 

d)  Habal,  Luzern:   Einlagenzins  2  %,  Darlehenszins  2  %. 

e)  Dakred,  Zürich:  Einlagenzins  0  %,  Darlehenszins  2,5  %. 
Bezüglich   der   Amortisationen   bei   den   schweizerischen   Bau- 
sparkassen siehe  Abschnitt  C,  III  2. 

Mit  der  BRV  vom  5.  Februar  1935  ist  nun  die  ganze  Zinsfrage 
in  ein  neues  Stadium  getreten.  Die  Kassen,  welche  bisher  das 
zinslose  System  vertraten,  hatten  sich  mit  allen  Kräften  gegen  die 
Einführung  eines  obligatorischen  Einlagenzinses  gesträubt,  wohl 
nicht  nur  aus  prinzipieller  Stellungnahme,  sondern  weil  ihnen 
durch  die  Umstellung  ein  bedeutender  finanzieller  Schaden  wegen 
der  dadurch  bedingten  Verzinsung  auch  der  Darlehen  und  Schwie- 
rigkeiten mit  Bezug  auf  die  bestehenden  Verträge  entstehen  konn- 
ten.   Soweit  der  vorgesehene  Einlagenzins  die  von  einzelnen  Kas- 
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sen  praktizierte  Verzinsung  überstieg,  wurden  sie  in  ihrer  Abwehr 
auch  von  diesen  letzteren  unterstützt.  Es  gelang  denn  auch  den 
vereinten  Kräften,  die  ursprünglich  vorgesehene  Vorschrift  einer 
normalen  Verzinsung  der  Einlagen  zu  beseitigen  und  durch  eine 
etwas  mildere  Bestimmung  mit  langsamem  Uebergang  zu  ersetzen. 

Nach  Art.  18  der  BRV  sind  nunmehr  die  Tarife  derart  zu  ge- 
stalten, dass  das  Guthaben  des  Kreditnehmers  mindestens  2  % 
Zins  pro  Jahr  enthält,  und  zwar  während  der  Anzahlungszeit  und 
der  ersten  5  Jahre  seit  Erreichung  der  gesetzlichen  Mindesteigen- 
leistung von  20  %.  Erst  nach  Ablauf  dieser  Zeit  sind  mindestens 
3  %  pro  Jahr  zu  vergüten.  Für  Einzahlungen  im  laufenden  Ge- 
schäftsjahr brauchen  überhaupt  keine  Zinsen  berechnet  zu  werden. 

Für  die  nächsten  5  Jahre  kommen  also  höhere  obligatorische 
Zinsvergütungen  als  2  %  überhaupt  nicht  in  Frage,  und  bei  den 
zahlreichen  Ratensparern,  die  noch  keine  20  %  ihrer  Vertrags- 
summe angespart  haben,  dauert  es  noch  länger.  Bis  dahin  wird 
dann  aber  wohl  auch  der  Moment  gekommen  sein,  wo  eine  defi- 
nitive gesetzliche  Regelung  Platz  greifen  wird. 

Die  Entwicklung  geht  ziemlich  sicher  den  Weg,  dass  auch  für 
die  schweizerischen  Bausparkassen  die  Zinssätze  des  freien  Mark- 
tes massgebend  sein  müssen.  Das  wird  nicht  nur  die  beste  und 
einfachste  Lösung  sein,  Ungerechtigkeiten  gegenüber  den  später 
zum  Zuge  kommenden  Bausparem  auszugleichen,  sondern  erst 
durch  sie  wird  es  möglich  werden,  Fremdgeld  in  dem  Masse  heran- 
zuziehen, dass  dadurch  die  Wartefristen  nach  und  nach  zum  Ver- 
schwinden gebracht  werden  können.  Allerdings  werden  dann  die 
Darlehen  der  Bausparkassen  im  allgemeinen  etwas  teurer  werden 
als  diejenigen  der  Banken.  Das  ist  aber  durch  den  Wegfall  der 
Bürgschaften,  die  Unkündbarkeit  und  die  höhere  Belehnungs- 
grenze  ohne  weiteres  zu  rechtfertigen. 

In  der  ,4Continentale  Bausparkassen-Korrespondenz"  vom  Fe- 
bruar 1935  war  zu  lesen,  die  zinslosen  Systeme  seien  in  Deutsch- 
land am  Aussterben  und  eine  Annäherung  an  das  englische  System 
sei  unverkennbar.  Ebenso  mehrten  sich  in  Oesterreich  die  sog. 
Freundsparer,  die  nur  ihre  Ersparnisse  bei  den  Bausparkassen  gut 
und  sicher  anlegen  wollen,  ohne  Baukredite  zu  beanspruchen;  im 
Jahre  1934  hätten  sie  sogar  den  grössseren  Teil  der  Neueintritte 
ausgemacht.  In  der  Schweiz  sind  nun  die  Einkommensverhältnisse 
ganz  allgemein  viel  günstiger  als  in  den  genannten  zwei  Ländern, 
so  dass  bei  uns  die  Angleichung  an  die  englischen  Bausparkassen 
und  die  höheren  englischen  Darlehenszinsen  noch  bedeutend  leich- 
ter fallen  dürfte.    Ihre  grossen  Erfolge  haben  die  englischen  BS 
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nicht  zum  wenigsten  dem  Umstand  zu  verdanken,  dass  ihnen  durch 
ein  Spezialgesetz  das  Privilegium  für  einen  hohen  Darlehenszins- 
fuss  verliehen  wurde. 

5.  Wartezeit  und  Zwischenkredite. 

Begriff:  Das  Publikum  versteht  im  allgemeinen  unter  „Warte- 
zeit" in  Analogie  zum  Versicherungsvertrag  die  Zeitspanne  vom 
Abschluss  des  Vertrages  bzw.  von  der  ersten  Einzahlung  bis  zur 
Auszahlung  des  Darlehens.  Die  Kassen  jedoch  rechnen  die  Warte- 
zeit entweder  vom  Zeitpunkte,  wo  der  Werbekostenbeitrag  und  die 
Abschlussgebühr  (G.d.F.),  andere  sogar,  wo  die  Mindesteigenlei- 
stung erreicht  wurde  (sämtliche  Schweiz.  Kassen,  wie  auch  die 
BRV).  Bei  monatlichen  Einzahlungen  von  ^^/qq  und  einer  Min- 
desteigenleistung von  26  %,  wie  sie  z.  B.  heute  die  K  o  b  a  g  ver- 
langt, braucht  der  sog.  Ratensparer,  der  nur  seine  Pflichtraten  ein- 
zahlt, unter  Berücksichtigung  einer  zweiprozentigen  Verzinsung 
seines  Guthabens  einerseits  und  der  Abzüge  für  Abschlussgebühr 
und  Verwaltungskosten  anderseits  zirka  7  Jahre,  bis  er  nur  am 
Anfang  seiner  Wartezeit  angekommen  ist. 

Gerade  in  dieser  Beziehung  liessen  bisher  die  allgemeinen 
Bedingungen  vieler  Bausparkassen  die  nötige  Klarheit  vermissen, 
und  die  Vertreter  hatten  alles  Interesse  daran,  die  Interessenten  in 
ihrem  Irrtum  zu  belassen.  Wenn  man  berücksichtigt,  dass  gut  die 
Hälfte  aller  Schweiz.  Bausparer  Ratensparer  sind  —  bei  der  Ko- 
b  a  g  sollen  es  nach  Angabe  von  Vertretern  zirka  70  %  sein  —  so  ist 
die  Wichtigkeit  dieses  Punktes  ohne  weiteres  klar.  Da  haben  nun 
in  allen  Ländern,  wo  eine  gesetzliche  Regelung  besteht,  die  Be- 
hörden kräftig  eingegriffen  und  für  Klarheit  gesorgt. 

In  England  und  den  U,S.A,  existieren  Wartezeiten  nach  Er- 
reichung der  Mindesteigenleistung  praktisch  eigentlich  nicht  mehr, 
da  es  den  meisten  Kassen  möglich  ist,  das  verlangte  Darlehen  so- 
fort oder  doch  innert  kurzer  Frist  auszuzahlen,  sofern  der  Sparer 
alle  Bedingungen  erfüllt  hat. 

Von  ganz  anderer  Bedeutung  ist  die  Frage  der  Wartezeiten 
dagegen  beim  deutschen  Bausparsystem.  Hier  muss  das  auszu- 
leihende Kapital  zuerst  von  den  Darlehensnehmern  selber  müh- 
selig zusammengespart  werden,  bevor  es  wieder  einem  oder  einigen 
unter  ihnen  zur  Verfügung  gestellt  werden  kann.  Alle  Sparer 
wollen  von  der  Bausparkasse  bedeutend  grössere  Summen  als  Dar- 
lehen haben,  als  sie  einzulegen  imstande  sind,  d.  h.  sie  wollen  das 
Geld  der  andern  Sparer.  Die  Kasse  kann  demnach  nur  einem 
kleinen  Teil  der  an  sie  gestellten  Anforderungen  gerecht  werden, 


1 


>^ 


122    — 


—    123    — 


II 


und    die   Dauer    der   Wartezeit    spielt    daher   eine    hervorragende 
RoUe. 

Man  unterscheidet  zwischen  Mindestwartezeit,  mittlerer  und 
Höchstwartezeit.  Die  Mindestwartezeit  fällt  bei  vielen  Kassen  mit 
der  Erreichung  der  Mindesteigenleistung  zusammen;  immer  mehr 
wurde  jedoch,  um  die  Ueberholung  der  Ratensparer  durch  Groß- 
sparer möglichst  zu  erschweren,  von  zahlreichen  Kassen  eine  wei- 
tere Zugehörigkeit  von  ^  bis  1  Jahr  verlangt  (vergl.  Zusammen- 
stellung am  Schluss  von  Abschnitt  C,  IV  2). 

Die  mittlere  Wartezeit  ist,  wie  schon  der  Name  sagt,  das  sich 
bei  der  Addition  sämtlicher  errechneter  Wartezeiten  einer  ge- 
schlossenen Gruppe  ergebende  Mittel.  In  der  Praxis  verstehen  die 
Kassen  darunter  aber  die  durchschnittliche  Wartezeit  der  im  Laufe 
der  letzten  Monate  zugeteilten  Kreditnehmer.  In  dieser  letzteren 
Sedeutung  muss  sie,  wie  aus  den  nachfolgenden  Ausführungen 
über  die  Höchstwartezeit  hervorgeht,  während  einer  gewissen  Zeit 
immer  länger  werden,  wenn  die  Kasse  nicht  die  Mindesteigenlei- 
stung, also  den  Ausgangspunkt  der  Wartezeit,  hinaufsetzt  und  da- 
durch eine  Verkürzung  derselben  erreicht.  Praktisch  hat  aller- 
dings der  Sparer  dabei  nichts  gewonnen,  da  er  eben  eine  um  das 
höhere  Anzahlung  leisten  bzw,  wenn  er  Ratensparer  ist,  um  ge- 
nau die  gleiche  Zeit  länger  anzahlen  muss,  bis  er  in  die  Kate- 
gorie der  #  Darlehensanwärter  aufrückt. 

Die  Höchstwartezeit  ist  sowohl  nach  der  deutschen  wie  nach 
der  schweizerischen  Verordnung  in  den  allgemeinen  Bedingungen 
der  Kassen  ausdrücklich  zu  nennen.  Bis  jetzt  ist  sie,  da  die  älteste 
deutsche  Bausparkasse  erst  11,  die  älteste  schweizerische  erst  5 
Jahre  zählt,  nur  theoretisch  errechnet  worden,  und  sie  variiert 
selbstverständlich,  je  nach  den  Bedingungen  der  einzelnen  Kassen. 
Es  bestehen  darüber  ausserordentlich  weitgehende  Meinungsver- 
schiedenheiten. Artikel  21  der  schweizerischen  Verordnung  ver- 
langt ausdrücklich  Nennung  der  „Höchstwartezeit  nach  erreichter 
Mindestleistung  für  den  Fall,  dass  die  ganze  Zuteilungssumme  vom 
Kreditnehmer  durch  sein  Guthaben  aus  dem  Kreditvertrage  selbst 
aufgebracht  werden  muss".  Da  erstens  die  Mindestleistung  von 
den  Kassen  verschieden  hoch  angesetzt  wird  und  schon  aus  Propa- 
gandagründen mit  zunehmendem  Alter  höher  und  höher  angesetzt 
werden  kann,  um  die  Wartezeit  möglichst  kurz  erscheinen  zu  las- 
sen (Kob  a  g:  zuerst  18  %,  dann  21  %,  jetzt  26  %),  und  zweitens 
die  für  den  Ratensparer  wichtige,  vor  der  Erreichung  der  Mindest- 
eigenleistung liegende  Zeit  nur  zu  leicht  unbeachtet  bleibt,  so 
wäre  zur  vollständigen  Aufklärung  speziell  dieser  grössten  Kredit- 
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nehmerkategorie  wohl  besser  vorgeschrieben  worden:  „Nennung 
der  Höchstwartezeit  von  der  ersten  Einzahlung  an  für  den  Fall, 
dass  der  Kreditnehmer  immer  nur  seine  Pflichtraten  bezahU  und 
die  ganze  Zuteilungssumme  durch  sein  Guthaben  aus  dem  Kredit- 
vertrag selbst  aufgebracht  werden  muss". 

Aber  auch  je  nachdem  es  sich  um  geschlossene  oder  offene 
Bausparergruppen  handeilt,  ist  die  Höchstwartezeit  verschieden. 
Kropp  selber  gibt  in  einem  im  Oktoberheft  1930  der  Zeitschrift 
„Die  Wohnung"  erschienenen  Aufsatz  „Geschlossene  Bausparer- 
gruppen oder  offene,  dauernde  Sparergesellschaft?"  die  theoreti- 
sche Höchstwartezeit  bei  der  geschlossenen  Gruppe  gemäss  den 
Vertragsbedingungen  der  G.d.F.  für  den  erstzugeteilten  Sparer  mit 
einem  und  für  den  letztzugeteihen  mit  29  Jahren  an.  In  einem 
Beispiel,  bei  dem  der  Praxis  entsprechend  nicht  nur  Pflichtraten- 
zahler, sondern  auch  eine  bestimmte  Anzahl  von  Mehrleistern  für 
beide  Systeme  angenommen  sind,  errechnet  Kropp  für  den  Raten- 
sparer einer  geschlossenen  Gruppe  der  G.d.F.  eine  Höchstwarte- 
zeit von  25,  für  denjenigen  einer  offenen  Gesellschaft  aber  von 
nur  16  Jahren  60). 

Allerdings  nimmt  Kropp  hier  den  Beginn  der  Wartezeit  nicht 
bei  Erreichung  der  Mindesteigenleistung  an,  sondern  entsprechend 
den  allgemeinen  Bedingungen  der  G.d.F.  im  Zeitpunkt  der  er- 
folgten Bezahlung  des  Werbekostenbeitrages  von  2  %,  d.  h.  nach 
spätestens  einem  Jahr  seit  der  ersten  Einzahlung.  Weitere  Grund- 
lagen seiner  Berechnimg  sind:  jährliche  Mindesteinzahlung  2  %, 
Guthabenzins  2  %,  Darlehenszins  4  %.  Die  Grundlagen  stimmen 
heute  noch  für  die  G.d.F.  mit  dem  einzigen  Unterschiede,  dass  der 
Guthabenzins  auf  3  %  erhöht  worden  ist.  Auch  heute  noch  wird 
daher  im  §  9  der  „Bauspar-Vertragsbestimmungen  E"  die  „theore- 
tisch errechnete  Höchstwartezeit  ohne  Nutzbarmachung  des  Hypo- 
thekenbestandes" mit  30  Jahren  angegeben.  Bei  Durchführung  der 
„geschäftsplanmässig  vorgesehenen  Nutzbarmachung  des  Hypothe- 
kenbestandes wird,  sofern  nur  die  tarifmässigen  Sparraten  geleistet 
werden,  eine  Begrenzung  der  Höchstwartezeit  auf  21  Jahre  er- 
reicht". Unter  Nutzbarmachung  des  Hypothekenbestandes  ist  die 
nach  der  BRV  in  der  Schweiz  nur  mit  ausdrücklicher  Zustimmung 
des  Aufsichtsamtes  zulässige  Verpfändung  der  Hypotheken  zu  ver- 
stehen. 

Bei  der  in  der  Schweiz  ausschliesslich  vertretenen  offenen, 
dauernden  SpargeseUschaft  überschneiden  sich  die  Einzahlungs-, 
Tilgungs-  und  Zinsleistungen  der  Kreditnehmer  gegenseitig.  Die 
Wartezeit,   die   sehr   stark  von   der   Grösse   des   Neuzuganges,  und 
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zwar  der  relativen  Grösse  im  Verhältnis  zum  bisherigen  Bestand 
abhängt,  pflegt  deswegen  im  Anfang  kürzer  zu  sein  als  in  den 
späteren  Jahren,  wo  der  Neuzugang,  wenn  auch  nicht  absolut,  so 
doch  im  Verhältnis  zum  Bestand  kleiner  geworden  ist.  Die  in  den 
ersten  Jahren  sehr  kurzen  Wartefristen  werden  mit  dem  Anwach- 
sen der  Teilnehmerzahl  immer  länger,  bis  sie  einen  gleichbleiben- 
den Beharrungszustand  erreichen.  Bei  den  gegenwärtig  in  der 
Schweiz  üblichen  Geschäftsplänen  dürfte  die  Wartezeit  im  Behar- 
rungszustande nach  den  Berechnungen  des  Versicherungsmathe- 
matikers Dr.  Hs.  Christen  zwischen  7  und  10  Jahren  betragen.  Die 
nachfolgende  Zusammenstellung  ist  seinem  in  der  Schweizer.  Ver- 
sicherungszeitschrift, Märzheft  1935,  erschienenen  Artikel"  „Die 
Bausparkassen"  entnommen.  Sie  zeigt  den  Verlauf  der  Warte- 
zeiten einer  Bausparkasse  von  ihrer  Gründung  an.  Der  zugrunde- 
gelegte Geschäftsplan  entspricht  den  Anforderungen  der  BRV; 
die  Sätze  für  An-  und  Weiterzahlungen,  Tilgungsquoten  etc.  sind 
ungefähr  Mittelwerte  der  Ansätze  der  grösseren  Schweiz.  Bauspar- 
kassen Kobag,  Tilka,  Eigenheim  usw. 

Die  Berechnung  der  Wartezeit  erfolgte  ohne  Berücksichtigung 
von  Sonderleistungen,  jedoch  mit  einer  Grundanzahlung  von  20  %. 
Nach  der  Einzahlung  der  Mindesteigenleistung  spielen  Sonder- 
leistungen gemäss  den  Erfahrungen  von  Dr.  Christen  keine  der- 
artige Rolle,  dass  sie  imstande  wären,  die  allgemeine  Wartezeit 
auch  nur  um  ein  halbes  Jahr  herunterzudrücken.  Es  konnte  also 
für  die  Berechnimg  der  Wartezeit  von  der  Berücksichtigung  sol- 
cher Besonderheiten  abgesehen  werden,  und  das  um  so  mehr,  als 
Zahlungsrückstände  und  Storni  für  die  Gesamtdurchschnittswarte- 
zeit eine  bedeutend  stärkere  Verlängerung  bewirken,  als  Sonder- 
leistungen   eine    Verkürzung   verursachen   könnten. 
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Ende  des  Geschäfts- 
jahres seit  Gründung: 

11. 

12. 
13. 
14. 
15. 
16. 
17. 
18. 
Beharrungszustand 

Der  Verlauf  der  Wartezeit  ist  für  folgende  Annahmen  über 
den  Neuzugang  an  Mitgliedern  berechnet  worden: 
I.  Der  Neuzugang  ist  konstant,  enthält  aber  keine  Ratensparer. 
II.  Der    Neuzugang    verdoppelt    sich    in    den    ersten    7    Geschäfts- 
jahren und  bleibt  nachher  konstant,  enthält  aber  keine  Raten- 
sparer. 
III.  Der  Neuzugang  ist  konstant,  50  %  aller  Mitglieder  sind  Raten- 
sparer. 
IV.  Es   gelten   die   gleichen  Voraussetzungen  wie  bei  III,   jedoch 
treten    Zahlungsrückstände    um    ein    Jahr   auf    von   jeweilen 
20  fo    der  Weiterzahler.    Ferner  treten  pro   Jahr  35  %   eines 
Jahresneuzuganges  wieder  aus   (Storni). 

Auffällig  ist  das  Zurückbleiben  der  Wartezeiten  in  den  Kolon- 
nen II  und  III  während  der  ersten  Jahre  und  die  nachherige 
rasche  Ein-  bzw.  Ueberholung  der  Kolonne  I.  Wenn  wir  aber  die 
Erklärung  dazu  genau  beachten,  so  finden  wir,  dass  bei  Kolonne  II 
die  Annahme  zugrunde  liegt,  der  Neuzugang  verdopple  sich  in  den 
ersten  7  Jahren  und  bleibe  nachher  konstant,  und  bei  Kolonne  III, 
50  ^o  aller  Mitglieder  seien  Ratensparer. 

Die  Entwicklung  der  Kolonne  II  bestätigt  das  vorstehend 
über  die  Einwirkung  eines  relativ  mehr  oder  weniger  grossen  Neu- 
zuganges auf  die  Wartezeit  gesagte.  Diejenige  der  Kolonne  III 
zeigt,  wie  die  Einzahlungen  der  Ratensparer  den  übrigen  Kredit- 
nehmern, die  die  Mindesteigenleistung  von  20  %  (Art.  21  BRV) 
sofort  einzahlen  konnten,  zugute  kommt.  Nach  einigen  Jahren, 
wenn  die  Ratensparer  auch  anfangen,  in  die  Reihe  der  Darlehens- 
anwärter einzutreten,  verlängert  sich  die  Wartezeit  plötzlich  viel 
rascher  als  in  Kolonne  I,  die  bald  überholt  wird. 

Kolonne  IV  zeigt  den  Einfluss  der  Zahlungsrückstände  bzw. 
der  Aufhebung  von  Verträgen  auf  die  Wartezeit.  Bis  heute  haben 
sich  die  Storni  nicht  stark  geltend  gemacht,  weil  die  Bausparkas- 
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zwar  der  relativen  Grösse  im  Verhältnis  zum  bisherigen  Bestand 
abhängt,  pflegt  deswegen  im  Anfang  kürzer  zu  sein  als  in  den 
späteren  Jahren,  wo  der  Neuzugang,  wenn  auch  nicht  absolut,  so 
doch  im  Verhältnis  zum  Bestand  kleiner  geworden  ist.  Die  in  den 
ersten  Jahren  sehr  kurzen  Wartefristen  werden  mit  dem  Anwach- 
sen der  Teilnehmerzahl  immer  länger,  bis  sie  einen  gleichbleiben- 
den Beharnmgszustand  erreichen.  Bei  den  gegenwärtig  in  der 
Schweiz  üblichen  Geschäftsplänen  dürfte  die  Wartezeit  im  Behar- 
rungszustande nach  den  Berechnungen  des  Versicherungsmathe- 
matikers Dr.  Hs.  Christen  zwischen  7  und  10  Jahren  betragen.  Die 
nachfolgende  Zusammenstellung  ist  seinem  in  der  Schweizer.  Ver- 
sicherungszeitschrift, Märzheft  1935,  erschienenen  Artikel"  „Die 
Bausparkassen"  entnommen.  Sie  zeigt  den  Verlauf  der  Warte- 
zeiten einer  Bausparkasse  von  ihrer  Gründung  an.  Der  zugrunde- 
gelegte Geschäftsplan  entspricht  den  Anforderungen  der  BRV; 
die  Sätze  für  An-  und  Weiterzahlungen,  Tilgungsquoten  etc.  sind 
ungefähr  Mittelwerte  der  Ansätze  der  grösseren  Schweiz.  Bauspar- 
kassen Kobag,  Tilka,  Eigenheim  usw. 

Die  Berechnung  der  Wartezeit  erfolgte  ohne  Berücksichtigung 
von  Sonderleistungen,  jedoch  mit  einer  Grundanzahlung  von  20  %. 
Nach  der  Einzahlung  der  Mindesteigenleistung  spielen  Sonder- 
leistungen gemäss  den  Erfahrungen  von  Dr.  Christen  keine  der- 
artige Rolle,  dass  sie  imstande  wären,  die  allgemeine  Wartezeit 
auch  nur  um  ein  halbes  Jahr  herunterzudrücken.  Es  konnte  also 
für  die  Berechnung  der  Wartezeit  von  der  Berücksichtigimg  sol- 
cher Besonderheiten  abgesehen  werden,  und  das  um  so  mehr,  als 
Zahlungsrückstände  und  Storni  für  die  Gesamtdurchschnittswarte- 
zeit eine  bedeutend  stärkere  Verlängerung  bewirken,  als  Sonder- 
leistungen   eine    Verkürzung   verursachen    könnten. 
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Der  Verlauf   der   Wartezeit   ist  für  folgende   Annahmen   über 
den  Neuzugang  an  Mitgliedern  berechnet  worden: 
I.  Der  Neuzugang  ist  konstant,  enthält  aber  keine  Ratensparer. 
II.  Der    Neuzugang   verdoppelt    sich   in   den    ersten    7    Geschäfts- 
jahren und  bleibt  nachher  konstant,  enthält  aber  keine  Raten- 
sparer. 

III.  Der  Neuzugang  ist  konstant,  50  %  aller  Mitglieder  sind  Raten- 
sparer. 

IV.  Es  gelten  die  gleichen  Voraussetzungen  wie  bei  III,  jedoch 
treten  Zahlungsrückstände  um  ein  Jahr  auf  von  jeweilen 
20  fo  der  Weiterzahler.  Ferner  treten  pro  Jahr  35  %  eines 
Jahresneuzuganges  wieder  aus  (Storni). 

Auffällig  ist  das  Zurückbleiben  der  Wartezeiten  in  den  Kolon- 
nen II  und  III  während  der  ersten  Jahre  und  die  nachherige 
rasche  Ein-  bzw.  Ueberholung  der  Kolonne  I.  Wenn  wir  aber  die 
Erklärung  dazu  genau  beachten,  so  finden  wir,  dass  bei  Kolonne  II 
die  Annahme  zugrunde  liegt,  der  Neuzugang  verdopple  sich  in  den 
ersten  7  Jahren  und  bleibe  nachher  konstant,  und  bei  Kolonne  III, 
50  ^o  aller  Mitglieder  seien  Ratensparer. 

Die  Entwicklung  der  Kolonne  II  bestätigt  das  vorstehend 
über  die  Einwirkung  eines  relativ  mehr  oder  weniger  grossen  Neu- 
zuganges auf  die  Wartezeit  gesagte.  Diejenige  der  Kolonne  III 
zeigt,  wie  die  Einzahlungen  der  Ratensparer  den  übrigen  Kredit- 
nehmern, die  die  Mindesteigenleistung  von  20  ^  (Art,  21  BRV) 
sofort  einzahlen  konnten,  zugute  kommt.  Nach  einigen  Jahren, 
wenn  die  Ratensparer  auch  anfangen,  in  die  Reihe  der  Darlehens- 
anwärter einzutreten,  verlängert  sich  die  Wartezeit  plötzlich  viel 
rascher  als  in  Kolonne  I,  die  bald  überholt  wird. 

Kolonne  IV  zeigt  den  Einfluss  der  Zahlungsrückstände  bzw. 
der  Aufhebung  von  Verträgen  auf  die  Wartezeit.  Bis  heute  haben 
sich  die  Storni  nicht  stark  geltend  gemacht,  weil  die  Bausparkas- 
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sen  immer  Gelegenheit  hatten,  solche  anhezahlte  Verträge,  deren 
Zahl  im  Verhältnis  zu  den  stark  anwachsenden  Neueintritten  nicht 
gross  war,  weiter  zu  verkaufen.  Das  wird  aber  mit  der  Zeit  immer 
schwieriger  werden  oder  die  Zahl  der  neuen  Verträge  entsprechend 
herabdrücken  und  eben  dadurch  einen  ungünstigen  Einfluss  auf 
die  Entwicklung  der  Wartezeiten  ausüben. 

Wenn  bei  einer  offenen,  dauernden  Kasse  aus  irgendwelchen 
Gründen  der  Neuzugang  überhaupt  aufhört,  so  entwickelt  sich  die 
Wartezeit  wie  bei  einer  geschlossenen  Bausparergruppe,  zu  der  die 
Kasse  ja  in  Wirklichkeit  auch  geworden  ist. 

Seitens  der  Bausparkassen  wurde  und  wird  heute  noch  alles 
mögliche  versucht,  um  die  Wartezeiten  möglichst  zu  reduzieren. 

Das  einfachste  Mittel  ist  natürlich  die  Heranziehung  von 
Fremdkapital  auf  lange  Frist.  Das  bedingt  aber  ohne  weiteres  die 
Einführung  von  dem  offenen  Kapitalmarkt  angepassten  Einlagen- 
zinsen, gleichzeitig  auch  entsprechender  Darlehenszinsen  und  da- 
mit ein  Abweichen  von  dem  Prinzip  der  zinslosen  bzw.  nieder  ver- 
zinslichen Darlehen,  das  eines  der  Hauptwerbeargumente  des  deut- 
schen Bausparkassen-Systems  darstellt. 

1.  Sonderzahlungen.  Eine  Sonderzahlung  hat  als  erstes  zur  Folge, 
dass  die  verfügbaren  Mittel  momentan  vermehrt  werden  und 
ein  bereits  seit  längerer  Zeit  wartender  Sparer  nun  zur  Zutei- 
lung kommt.  Sie  vermehrt  aber  auch  die  Aussicht  des  betref- 
fenden Zahlers  auf  frühere  Zuteilung  gegenüber  den  andern 
Sparern  durch  Erhöhung  seiner  Schlüsselzahl.  In  ihrer  Ge- 
samtheit reduzieren  die  Sonderzahlungen  die  Wartezeit  der 
Gesamtheit  der  Sparer,  weil  sie  zusätzliche  Mittel  darstellen. 

2.  Werbung  neuer  Mitglieder.  Auch  die  Einzahlungen  der  neu- 
geworbenen Mitglieder  verringern  sowohl  die  Wartezeit  de& 
nächsten  an  die  Reihe  kommenden  Sparers  als  auch  der  Ge- 
samtheit und  insbesondere  des  werbenden  Mitgliedes  selber 
infolge  der  Gutschrift  von  Punkten  oder  Spartagen. 

3.  Anrechnung  von  Verzugszinsen  und  Abzug  von  Punkten  bei 
verspäteter  Zahlung.  Letzteres  erfolgt  zumeist  durch  Valu- 
tierung auf  den  Beginn  des  nächsten  Monats,  wenn  die  Zah- 
lung nach  einem  bestimmten  Tage  (gewöhnlich  nach  dem  5* 
des  Monats)   eintrifft. 

4.  Auch  durch  Wettsparen  lässt  bzw.  Hess  sich  eine  Verkürzung: 
der  Wartezeit  erzielen,  allerdings  nur  beim  Zeit X Geld-System. 
Heute  wird  es  von  den  meisten  Kassen  schon  durch  einen 
entsprechenden  Artikel  der  allgemeinen  Bedingungen  verun- 
möglicht,  in  der  Schweiz  zudem  auch  durch  Art.  23,  3  BRV.  Es 
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bestand  darin,  dass  ein  Kreditanwärter  auf  eine  grössere,  z.  B. 
doppelt  so  hohe  Summe  abschloss,  als  er  effektiv  haben 
wollte,  und  dementsprechend  seine  Einzahlungen  leistete.  Re- 
duzierte er  dann  nach  einer  gewissen  Zeit  die  Vertragssumme 
auf  die  Hälfte,  so  verdoppelte  sich  bei  rückwirkender  Anwen- 

K  X  t 
düng   der   Formel  die   Schlüsselzahl.    Für    Leute    mit 

mathematischen  Kenntnissen,  die  die  Entwicklung  der 
Schlüsselzahlen  bei  einer  Reihe  von  Zuteilungen  genau  ver- 
folgten, war  es  nicht  schwierig,  mit  einiger  Sicherheit  den 
Zeitpunkt  zu  berechnen,  wo  sie  auf  diese  Weise  ihre  eigene 
Zuteilung  herbeiführen  konnten. 

5.  Ausgleichbeträge  als  einmalige,  prozentuale  Zuschläge  zur 
Tilgungssumme.  Sie  sind  am  höchsten  für  die  im  ersten  Jahre 
zugeteilten  Darlehen  und  nehmen  mit  der  Verlängerung  der 
Wartezeit  ab,  um  in  der  Regel  mit  dem  4.  oder  5.  Jahre  ganz 
aufzuhören.  Einzelne  Kassen  (Baufreunde)  führen  den 
Ausgleich  konsequent  durch  und  lassen  den  noch  später  zur 
Zuteilung  kommenden  Mitgliedern  entsprechende  Gutschriften 
im  Verhältnis  zu  ihren  bisherigen  Eigenleistungen  zukommen. 
Da  die  Ausgleichbeträge  ausserdem  einen  Zinsausgleich  dar- 
stellen sollen,  so  ist  die  Frage  etwas  eingehender  unter 
C.  IV.  4.,  Verzinsung  und  Amortisation,  behandelt. 

6.  Zwischenkredite,  auch  als  Ueberbrückungskredite  bezeichnet. 
Sie  sind  wohl  das  zurzeit  wichtigste  und  einschneidendste  Mittel 
zur  Reduktion  der  Wartezeiten  und  gewinnen  ständig  an 
Verbreitung.  Es  soll  daher  im  folgenden  etwas  näher  darauf 
eingegangen  werden. 

Die  Zwischenkredite  sind  eng  verbunden  mit  dem  deutschen 
Bauspar-System  bzw.  mit  den  demselben  eigenen  Wartefristen.  Sie 
scheinen  aber  in  Deutschland  selber  wenig  im  Gebrauch  zu  sein, 
wohl  wegen  der  dort  auch  heute  noch  bestehenden  Kapitalknapp- 
heit. Aufgekommen  sind  sie  wahrscheinlich  in  der  Schweiz,  wo 
infolge  der  immer  mehr  überhandnehmenden  Schrumpfung  der 
Produktion  Kapitalien  frei  wurden  und  Verwendung  suchten.  Da 
traten  nun  die  Bausparkassen,  die  zum  Teil  auch  schon  aus  eigenen 
Mitteln  oder  durch  Verpfändung  von  Hypotheken  (führend 
Wohnkultur  ^^)  ihren  kurz  vor  der  Zuteilung  stehenden  Mit- 
gliedern im  Rahmen  des  möglichen  Vorschüsse  gemacht  hatten, 
als  Vermittler  auf,  indem  sie  als  Sicherheiten  die  in  ihrer  Verwal- 
tung befindlichen  Sparguthaben  und  die  monatlich  eingehenden 
Weiterzahlungen  zur  Verfügung  stellten.  Wenn  sie  auch  keine  Ver- 
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pflichtung  übernehmen  konnten,  einem  Bausparer  innert  einer  be- 
stimmten Frist  seinen  Kredit  zur  Verfügung  zu  stellen,  so  genügte 
doch  im  allgemeinen  ihre  Mitteilung,  dass  die  Zuteilung  unter 
normalen  Umständen  innert  der  und  der  Frist  zu  erwarten  sei,  um 
den  Geldgeber  zur  Hergabe  des  Kredites  zu  veranlassen.  Als  Geld- 
geber kamen  im  Anfang  wohl  hauptsächlich  Privatpersonen  in 
Frage;  in  letzter  Zeit  sind  aber  doch  immer  mehr  Banken  dazu 
gekommen,  sich  für  dieses  Geschäft  zu  interessieren,  nachdem  ver- 
schiedene andere,  bisher  von  ihnen  gepflegte  Geschäftszweige 
unter  der  Ungunst  der  Zeit  immer  weniger  rentierten. 

Die  K  o  b  a  g  hat  Ende  1934  speziell  zu  diesem  Zweck  sogar 
eine  eigene  Bank,  die  Amortisations-Hypothekenbank  A.-G.  in 
Basel,  mit  einem  AK  von  Fr.  600  000  gegründet,  das  inzwischen 
schon  auf  Fr.  1  000  000  erhöht  worden  ist.  Diese  Bank  gibt  4^pro- 
zentige  Obligationen  mit  einer  Laufzeit  von  5  Jahren  aus.  Alle 
diese  Gelder  werden  zurzeit  in  Zwischenkrediten  bei  Bausparern 
der  K  o  b  a  g  angelegt. 

Die  Eigenheim  schliesst  sog.  Kapital-Sparverträge  ab.  Nä- 
heres darüber  s.  u.  C.  III.  2.  Eigenheim,  femer  unter  T  i  1  k  a 
und  Wohnkultur. 

Es  besteht  natürlich  eine  gewisse  Gefahr,  dass,  sofern  die 
Mittel  vorhanden  sind,  der  Kreis  mit  dem  Anwachsen  der  Warte- 
zeiten immer  weiter  gezogen  wird,  sodass  zuletzt  Zwischenkredite 
auf  die  Dauer  von  mehreren  Jahren  gewährt  werden,  teilweise  so- 
gar ohne  dass  Kreditgeber  und  Kreditnehmer  die  Absicht  dazu 
hatten.  Die  Begrenzung  von  Zwischenkrediten  durch  ein  bestimm- 
tes Datum  ist  durch  Art.  37  der  BRV  verboten;  sie  müssen  für  die 
ganze  Zeit  bis  zur  Zuteilung  gewährt  werden,  damit  nicht  bei  Er- 
streckung der  Wartezeit  über  das  vorausgesehene  Datum  hinaus 
eine  Lücke  entsteht,  die  dem  Kreditnehmer  verhängnisvoll  werden 
könnte. 

Die  BRV  schreibt  ferner  in  dem  erwähnten  Art.  37  vor,  Zwi- 
schenkredite seien  „in  erster  Linie  Kreditnehmern  einzuräumen, 
welche  die  Mindesteigenleistung  erreicht  haben".  Mindesteigen- 
leistung im  Sinne  der  Verordnung  ist  aber  20  %  der  Vertrags- 
summe. Das  ist  nun  speziell  für  ältere  Kassen,  die  von  dieser 
Grenze  an  gerechnet,  noch  ziemlich  lange  Wartezeiten  haben,  zu 
wenig  weitgehend,  ganz  abgesehen  davon,  dass  die  Worte  „in 
erster  Linie"  sogar  eine  Unterschreitung  der  angegebenen  Grenze 
zulassen.  Richtiger  wäre  es  m.  E.,  die  Grenze  bei  der  durchschnitt- 
lichen Eigenansparung  im  Moment  der  Zuteilung  während  des  ver- 
gangenen Jahres  oder  etwas  darunter  zu  ziehen.  Diese  durchschnitt- 
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liehe  Eigenansparung  steigt  von  Jahr  zu  Jahr  entsprechend  den 
wachsenden  Wartezeiten,  denen  eben  bei  der  Gewährung  von 
Zwischenkrediten  Rechnung  getragen  werden  soll.  Ein  Zwischen- 
kredit oder  Ueberbrückungskredit  soll  seiner  ganzen  Bedeutung 
nach  nur  helfen,  eine  kurze  Zeitspanne  bis  zur  bevorstehenden  Zu- 
teilung zu  überbrücken;  er  soll  richtigerweise  nicht  länger 
dauern,  als  ein  normaler  Baukredit,  also  in  der  Regel  bei  kleineren 
Bauten,  wie  sie  hier  in  Betracht  kommen,  unter  einem  Jahr.  Eine 
seriöse  Bausparkasse  sollte  überhaupt  Zwischenkredite  nur  gewäh- 
ren, bzw.  vermitteln,  wenn  sie  überzeugt  ist,  dass  die  Zuteilung  des 
betr.  Kreditnehmers  entsprechend  der  normalen  Entwicklung  ihrer 
Wartezeiten  innert  einer  Zeit  von  weniger  als  einem  Jahre  erfol- 
gen wird. 

Das  liegt  auch  im  Interesse  der  Drittpersonen,  die  oft  als  Bür^ 
gen  von  durch  Eigenleistungen  schwach  gesicherten  Zwischenkredi- 
ten auftreten.  Meistens  handelt  es  sich  da  um  Architekten,  Bau- 
unternehmer und  Handwerker  aus  dem  Baugewerbe,  die  sich  da- 
durch die  betr.  Aufträge  zu  sichern  suchen.  Wenn  solche  Bürg- 
schaften in  grösserer  Anzahl  übernommen  werden  und  dann  be- 
deutend länger  dauern,  als  beim  Eingehen  der  Verpflichtung  an- 
genommen wurde,  so  kann  das  Risiko  zuletzt  ein  Ausmass  anneh- 
men, das  in  keinem  richtigen  Verhältnis  mehr  zum  Eigenkapital 
des  Bürgen  steht  und  ihn  in  allen  seinen  übrigen  geschäftlichen 
Dispositionen  stark  behindert. 

Es  ist  schwer,  etwas  genaues  über  den  Umfang  dieses  neuen 
Kreditgeschäftes  zu  sagen.  Sicher  ist  jedoch,  dass  es  speziell  seit 
dem  Jahre  1934  eine  starke  Ausdehnung  gewonnen  hat.  Von  gut 
orientierter  Seite  wird  der  Totalbestand  an  Zwischenkrediten  in 
der  Schweiz  per  Ende  1934  auf  eher  über  als  unter  60  Millionen 
Franken  geschätzt.  Da  nach  den  Bilanzen  die  gesamten  Zwischen- 
kredite der  bisher  provisorisch  bewilligten  Kreditkassen  mit 
Wartezeit  sich  auf  höchstens  3  Millionen  Franken  belaufen,  so 
wäre  demnach  der  weitaus  grösste  Teil  von  dritter  Seite  (Privit- 
kapitalisten  und  Banken)   gestellt  worden. 

6.  Das  Sicherungsproblem. 

Das  Sicherungsproblem  muss  von  2  Seiten  aus  betrachtet  wer- 
den, nämlich  einerseits  vom  Standpunkt  der  Bausparer  aus  mit 
Bezug  auf  die  bestimmungsgemässe  Verwendung  und  sichere  An- 
lage ihrer  Einlagen  und  anderseits  vom  Standpunkt  der  Kasse  aus, 
der  allerdings  indirekt  auch  der  Standpunkt  des  einzelnen  Bau- 
sparers gegenüber  allen  andern  ist,  hinsichtlich  der  Sicherung  der 
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gewährten  Darlehen.  Die  letztere  hängt  vornehmlich  ah  von  der 
Bemessung  der  Belehnungsgrenze,  aher  auch  von  verschiedenen 
anderen  Faktoren. 

In  England  ist  die  Sicherheit  der  zum  Geschäftsbetrieb  zu- 
gelassenen Building  Societies  über  alle  Zweifel  erhaben.  Zins- 
schwache BS,  d.  h.  solche,  die  unverhältnismässig  niedrige  Darlehens- 
zinsen verrechnen  wollen,  erhalten  überhaupt  keine  Bewilligung. 
Die  BS  sind  auch  bestrebt,  den  Ruf  unbedingter  Sicherheit  immer 
noch  zu  steigern  und  zahlen  allgemein  die  Guthaben  auf  Verlan- 
gen sofort  aus,  obwohl  gesetzlich  eine  einmonatliche  Kündigung 
vorgeschrieben  ist.  Einen  besonderen  Anreiz  bilden  auch  die  für 
Einlagen  bei  den  Bausparkassen  bestehenden  Steuer  Privilegien. 
Nach  Schneider  soll  beabsichtigt  sein,  die  Einlagen  bei  Bauspar- 
kassen als  mündelsicher  zu  erklären.  Die  Beleihungsgrenze  von 
normal  75  bis  80  %  wird  nicht  selten  überschritten;  nach  dem 
schon  andernorts  erwähnten  Gesetz  von  1933  betr.  die  Belehnung 
von  Arbeiter-Eigenheimen  ist  unter  der  Garantie  der  Grafschaften 
oder  der  Gemeinden  sogar  eine  Belehnung  bis  zu  90  %  der  Bau- 
summe einschliesslich  Landerwerb  möglich.  Alle  Hypotheken  sind 
an  erster  Stelle;  die  Errichtung  nachgehender  Hypotheken  ist  den 
BS  durch  das  Gesetz  von  1894  überhaupt  verboten. 

In  den  U.S,A.  haben  verschiedene  Staaten  die  Tätigkeit  der 
Building  and  Loan  Associations  gesetzlich  auf  die  Belehnung  von 
Ein-  und  Zwei-Familienhäusem  beschränkt.  Die  B  &  LA  geben  im 
allgemeinen  nur  kleinere  Darlehen;  immerhin  kommen  gelegent- 
lich auch  grössere  vor,  obschon  dieselben  sonst  mehr  von  den  Ver- 
sicherungsgesellschaften zur  Verfügung  gestellt  werden.  Viele  Ver- 
sicherungsgesellschaften geben  überhaupt  nur  Darlehen  von 
5000  $  an.  Der  Durchschnitt  der  B  &  LA  =  Darlehen  steht  da- 
gegen auf  ungefähr  3000  $.  ^2) 

Für  II.  Hypotheken  besteht  im  grossen  und  ganzen  in  den 
U.  S.  A.  wenig  Neigung;  in  einzelnen  Staaten  sind  sie  den  B  & 
LA  gesetzlich  verboten.  Die  Belehnungsgrenze  variiert  je  nach  der 
Gegend  zwischen  65  und  80  %  des  Boden-  und  Gebäude- Wertes. 
Grössere  Verbreitung  fanden  die  nachgehenden  Hypotheken  eigent- 
lich nur  in  Pennsylvanien,  speziell  in  Philadelphia.  Man  hat  aber 
dort  anlässlich  der  grossen  Bausparkassenkrise  von  1929  damit  sehr 
schlechte  Erfahrungen  gemacht,  entfielen  doch  von  den  total  159 
zusammengebrochenen  B  &  LA  nicht  weniger  als  151  auf  Penn- 
sylvanien. ^^) 

Neuerdings  werden  oft  die  Darlehensbeträge  in  zwei  Teile  ge- 
teilt.  Der  eine  stellt  eine  tilgbare   Bauspar-Hypothek   dar,   die   in 
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üblicher  Weise  amortisiert  wird,  der  andere  eine  nicht  tilgbare 
I.  Hypothek,  von  der  nur  die  Zinsen  zu  bezahlen  sind.  In  Australien 
ist  folgendes  Verfahren  im  Gebrauch:  Die  Bausparkasse  gibt  die 
IL  Hypothek,  vermittelt  aber  die  erste  und  verwaltet  sie.  Die  erste 
geht  gewöhnlich  nur  bis  zu  50  ^  und  wird  zu  einem  etwas  billige- 
ren Satze  gegeben  als  die  IL  ^*) 

Dieses  Verfahren  ist  in  der  Schweiz  zuerst  von  der  Wohn- 
kultur übernommen  worden  mit  dem  einzigen  Unterschiede, 
dass  ihre  IL  Hypothek  billiger  ist  als  die  I.  Neuerdings  hat  es  auch 
die  Heimat  im  Tarif  B  eingeführt. 

In  den  Ländern  des  deutschen  Bauspar-Systems  ist  allgemein 
die  Einzahlung  auf  Sperrconti  üblich  geworden.  Die  Verfügung 
darüber  kann  nur  unter  Mitwirkung  eines  Treuhänders  erfolgen. 
Das  Verfahren  bietet  aber  nicht  immer  einen  genügenden  Schutz 
gegen  unberechtigte  Entnahmen  seitens  der  Verwaltung  durch 
spitzfindige  Auslegung  gewisser  Vertrags-  oder  Reglements-Bestim- 
mungen, und  die  verschiedenen  staatlichen  Aufsichtsämter  haben 
in  dieser  Hinsicht  bereits  da  und  dort  eingreifen  müssen. 

Verschiedene  schweizer.  Kassen  haben  zur  weiteren  Sicherung 
ihrer  Mitglieder  gegen  einen  eventuellen  Konkurs  der  Kasse  selber 
ein  General  Pfandrecht  an  den  sämtlichen  Einzahlungen,  Tilgungen 
und  Grundpfandverschreibungen  oder  Schuldbriefen  zugunsten  der 
Gesamtheit  der  Bausparer  bestellt.  So  z.  B.  von  vornherein  die 
T  i  1  k  a  und  B  e  n  t  a  g  ;  dann  aber  auch  die  K  o  b  a  g ,  nachdem  sie 
anlässlich  des  Schalterschlusses  der  Schweiz.  Diskontbank  im  April 
1934  mit  knapper  Not  einem  grossen  Verlust  von  mehreren  hun- 
derttausend Franken  entgangen  war. 

Die  Belehnungsgrenzen  waren  ursprünglich,  speziell  in 
Deutschland,  entsprechend  den  verlangten  geringen  Eigenleistungen 
viel  zu  hoch.  Nach  und  nach  wurden  sie  herabgesetzt.  So  er- 
mässigte  die  Gemeinschaft  der  Freunde  von  Wüstenrot  ihre  ur- 
sprüngliche Belehnungsgrenze  von  100  %  im  Jahre  1926  auf 
83  ^/g  ^o-  Heute  steht  sie  auf  80  ^.  Bezüglich  der  hauptsächlich- 
sten schweizerischen  Kassen  sei  auf  die  nachfolgende  Zusammen- 
stellung verwiesen. 

Ganz  verschieden  ist  die  Einstellung  der  einzelnen  schweize- 
rischen Kassen  zur  Frage  der  nachstelligen  Hypotheken.  Während 
z.  B.  die  T  i  1  k  a  grundsätzlich  nur  I.  Hypotheken,  bzw.  I.  und  IL 
zusammen  übernimmt,  zeigen  andere  Kassen  im  allgemeinen  gegen 
die  Uebernahme  normaler  IL  Hypotheken  allein  keine  Bedenken. 
Allerdings  werden  in  gewissen  Fällen  weitere  Sicherungen  ver- 
langt,   wie    Beiträge    zu    einer    Sicherheits-    oder    Schadenreserve 
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(Habal),  höhere  Ausgleichbeträge  (Baufreunde),  höhere  Dar- 
lehenszinsen (Baukredit  Zürich  A.-G.).  höhere  Verwaltungskosten- 
beiträge (Bentag).  Anderseits  hat  die  W  o  hnkul  t  ur  sich  auf 
die  ausschliessliche  Uebernahme  IL  Hypotheken  verlegt,  unter 
gleichzeitiger  Vermittlung  der  I.  Hypothek,  die  sie  verwaltet.  Die 
nachfolgende  Zusammenstellung  gibt  einen  Ueberblick  über  die 
Einstellung  der  hauptsächlichsten  schweizerischen  Kassen  hinsicht- 
lich der  Belehnungsgrenzen  und  der  nachstelligen  Hypotheken. 


Kasse 


KOBAG 


EIGENHEIM 


HEIMAT 

wohne:ültur 


TILKA 


HABAL 


AMOBA 


Belehnungsf^renze 
nach  Abzug  der  Mindesteigenleistung 

Ursprünglich  82  7o,  dann  79  7o, 
seit  November  1934:  74  7o  der 
Vertragssumme,  jetzt  80  7o  ^^^ 
Schatzungssumme. 

Ursprünglich  90  ^jo  des  Bauwertes 
bei  Neubauten,  70^0  des  Ver- 
kehrswertes bei  bestehenden  Häu- 
sern. Jetzt  80  7o  der  Schätzung 
bei  bebauten,  607«  ^ei  unbebauten 
Grundstücken. 

Ursprünglich  85  7o  des  amtlichen 
Schätzungswertes  seit  1935  80  7o- 

Ursprünglich  85  7o,  dann  83  7o; 
seit  März  1933:  Beschaffung  der 
I.  Hypothek  bis  zu  50  7©  und 
Selbstübemahrae  der  II.  Hypothek 
bis  82  7o  der  Vertragssumme ;  jetzt 
80  7o  des  Schatzungswertes. 

Bei  Neubauten  83,2  7o  der  aus- 
gewiesenen Baukosten,  bei  beste- 
henden Bauten  68,2  7o,  bei  landwirt- 
schaftlichen Betrieben  63,2  Vo  des 
Verkehrswertes;  jetzt  80 7o  der 
Schätzung. 

84  7o  des  Verkehrswertes  bei  Neu- 
bauten, 74  7o  bei  bestehenden  Bau- 
ten, 64  7o  bei  landwirtschaftlichen 
Betrieben,  bei  II.  Hypotheken 
grundsätzlich  höchstens  64  7o- 

85  7o  der  Schätzung  durch  die 
Amoba. 


Hypotheken 

I.  und  II. 


I.  und  II. 


I.  und  II. 


Nur  II.  Hypothek, 
jedoch  Beschaffung 
und  Verwaltung  der 
I.  Hypothek. 


Nur  I.  oder  I.  und 
II.  Hypothek  zu- 
sammen. 


I.  und  II.  Hypothek, 
evtl.  auch  III. 


I.  Hypothek;     auch 

II.  und  III.  evtl.  mit 
Bürgschaft 


Eine  Vergleichung  dieser  verschiedenen  Belehnungsgrenzen  ist 
nicht  wohl  angängig,  da  sie,  zum  Teil  wenigstens,  bis  zum  Inkraft- 
treten  der  BRV  recht  unklar  und  von  den  vorgeschriebenen  Mmdest- 
leistungen  abhängig  waren.    Keine  Kasse  hat  jemals  höher  belehnt 


tl 
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als  zu  100%  der  Vertragssumme  einschliesslich  Mindesteigenlei- 
stung. Die  BRV  schreibt  nun  in  Art.  24,  4  vor,  dass  die  Darlehen 
zusammen  mit  einer  aUfällig  vorgehenden  Belastung  80  %  der 
Schätzung  nicht  übersteigen  dürfen.  Einzelne  Kassen  (K  o  b  a  g  , 
Eigenheim,  Wohnkultur),  deren  neue  Bedingungen  zur 
Zeit  der  Aufstellung  dieser  Tabelle  schon  vorlagen,  haben  diesen 
Höchstansatz  übernommen;  die  übrigen  werden  es  wohl  auch  tun. 

Bezüglich  der  Zulässigkeit  von  Nachgangshypotheken  für  Bau- 
sparkassen sind  die  Meinungen  getrennt.  Die  einen  wollen  sie  in 
Verbindung  mit  Bürgschaft  zulassen,  die  andern  lehnen  diese  Kom- 
bination, als  dem  fundamentalen  Prinzip  der  Bausparkassen  wider- 
sprechend, ebenfalls  ab.  Noch  andere  sehen  aber  gerade  in  der 
Uebernahme  II.  und  in  gewissen  Fällen  sogar  III.  Hypotheken  die 
eigentliche  Aufgabe  der  Bausparkassen,  die  sich  umso  eher  dar- 
ai5  hinaus  wagen  könnten,  als  ihnen  noch  verschiedene  zusätzliche 
Sicherungen  zu  Gebote  ständen,  die  ihr  Risiko  wesentlich  ver- 
mindern. 

Solche  zusätzliche  Sicherungen  sind: 

1.  Die  monatlichen  Tilgungen,  die  eine  ständig  zunehmende 
Amortisationsquote  enthalten,  so  dass  die  Belehnung  relativ 
rasch  auf  einen  Prozentsatz  zurückgeführt  wird,  bei  dem  von 
einer  Gefahr  für  das  Darlehen  nicht  mehr  die  Rede  sein  kann. 
Eine  gewisse  Gefahr  besteht  somit  nur  für  die  ersten  2  bis  3 
Jahre. 

2.  Die  Risikotodesfall- Versicherung.  Sie  ist  besonders  in  England 
ziemlich  stark  verbreitet,  obwohl  sie  erst  in  den  letzten  15  bis 
20  Jahren  in  Aufnahme  gekommen  ist.  Sie  wird  hauptsächlich 
von  der  Legal  and  General  Assurance  Society  betrieben,  die 
mit  über  150  BS  entsprechende  Verträge  abgeschlossen  hat^^). 
Auch  in  Deutschland  ist  sie  bei  einer  Reihe  von  Bausparkas- 
sen obligatorisch,  so  z.  B.  bei  der  Beamten-Bausparkasse  und 
den  öffentlichen  Bausparkassen.  Ebenso  bei  der  G.  d.  F. 
Wüstenrot  für  Sparer  im  Alter  von  60  Jahren  an.  Bei  andern 
Kassen  ist  sie  fakultativ.  In  der  Schweiz  hat  sie  die  Heimat 
gleich  vom  ersten  Jahre  an  eingeführt,  später  auch  die  Wohn- 
kultur ;  bei  beiden  Kassen  ist  sie  aber  auch  nur  fakultativ. 
Dieser  Versicherungsschutz  ist  nicht  nur  im  Interesse  der  Bau- 
sparkasse, sondern  ebensosehr  in  dem  der  Hinterbliebenen 
des  Bausparers.  Häufig  erlauben  die  infolge  des  Todesfalls  ein- 
getretenen veränderten  Einkommens  Verhältnisse  der  Familie 
nicht  mehr,  das  Haus  zu  halten  und  die  Tilgung  fortzusetzen. 
Da   übernimmt  nun   die  Versicherungsgesellschaft   die  weitere 
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Tilgung,  und  die  Familie  bleibt  von  weiteren  Leistungen  be- 
freit, und  zwar  je  nach  dem  Vertrag  entweder  ganz  oder  bis 
zu  einem  gewissen  Maximum. 

3.  Prüfung  der  Baupläne  und  Voranschläge;  eventuell  Finanzie- 
rungsnachweis, soweit  nicht  die  ganzen  Baukosten  gedeckt 
sind  oder  wegen  des  zu  individuellen  Charakters  der  Bauweise 
eine  Belehnung  im  sonst  üblichen  Masse  nicht  zulässig  er- 
scheint. 

4.  Bauberatung   (vielfach  gratis),  Baukontrolle. 

5.  Das  psychologische  Moment,  das  besonders  beim  Eigenheim- 
Besitzer  in  Betracht  fäUt.  Der  Besitzer  eines  Eigenheims  hängt 
im  allgemeinen  viel  mehr  an  seinem  Haus  als  derjenige  eines 
grossen  Miethauses,  und  er  wird  auch  viel  mehr  als  letzterer 
alles  in  Bewegung  setzen  und  seine  letzten  Mittel  heranziehen, 
um  sich  seinen  Besitz  zu  erhalten. 

Durch  Art.  24,  4  BRV  ist  die  Belehnungsgrenze  gesetzlich  auf 
80  %  des  Schätzungswertes  beschränkt  worden.  Solange  die  Kon- 
junktur gut  ist,  besteht  für  Hypotheken  bis  zu  dieser  Grenze  keine 
Gefahr.  Eine  solche  kann  aber  eintreten,  wenn  in  Krisenzeiten 
Zinsen  und  Tilgungsraten  nicht  mehr  bezahlt  werden  können.  Ein 
Entgegenkommen  der  Bausparkasse  scheitert  vielfach  an  der  Un- 
nachgiebigkeit  des  Inhabers  der  I.  Hypothek,  der  auf  seinem 
Schein  besteht  und  die  Versteigerung  der  Liegenschaft  erzwingt. 
Dann  muss  die  Kasse  unter  Umständen  mangels  anderer  Angebote 
bis  zur  Höhe  ihrer  Hypothek,  zur  Vermeidung  von  Verlusten,  das 
Objekt  selber  an  sich  ziehen.  Es  besteht  dann  für  sie  allerdings  die 
Aussicht,  es  nach  einem  Konjunkturumschwung  mit  Gewinn  wie- 
der zu  verkaufen;  für  den  Moment  aber  ist  eine  zu  starke  Immo- 
bilisierung ihrer  Mittel  die  Folge. 

Der  schon  erwähnte  Zusammenbruch  der  Deutschen  Evangeli- 
schen Heimstättengesellschaft  (Devaheim)  in  Berlin  ist  zum  Teil 
auch  durch  eine  derartige  zu  starke  Immobilisierung  verursacht 
worden.  Neuerdings  wird  auch  vom  Führer  der  Fachgruppe  Bau- 
sparkassen, Ostertag,  für  Deutschland  „der  Einbau  von  Fremdgeld 
in  Gestalt  erster  Hypotheken  und  damit  die  Verdrängung  der  Bau- 
sparkassen auf  die  IL  Hypothek"  abgelehnt. 

7.  Stundung  und  Vertragsaufhebung. 

In  England  und  den  U.S.A.  spielt  die  Frage  der  Stundung 
oder  der  Vertragsaufhebung  vor  der  Zuteilung  des  Darlehens  des- 
wegen nicht  die  Rolle  wie  in  den  Ländern  mit  dem  deutschen  Bau- 
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Sparsystem,  weil  die  Kassen  im  allgemeinen  über  genügend  freies 
Kapital  verfügen,  um  einem  frisch  eingetretenen  Mitglied,  das 
über  das  vorgeschriebene  Mindesteigenkapital  verfügt  und  auch 
sonst  den  Bedingungen  entspricht,  sein  Darlehen  sofort  zuzuteilen. 
Infolgedessen  werden  auch  Bausparverträge  meistens  erst  abge- 
schlossen, wenn  der  Baulustige  sein  Eigenkapital  beieinander  hat. 
Bis  dahin  benutzt  er  zwar  die  Bausparkasse  auch,  aber  nur  an 
Stelle  einer  beliebigen  andern  Sparkasse,  in  der  Eigenschaft  eines 
„Depositor".  In  der  U.  S.  A.  gewinnt  der  sog.  individuelle  unregel- 
mässige Plan  (Dayton  permanent  plan),  nach  welchem  jedes  Mit- 
glied zu  beliebigen  Zeiten  beliebige  Beträge  einzahlen  kann, 
immer  mehr  an  Verbreitung. 

Ganz  anders  liegen  die  Verhältnisse  beim  deutschen  Bauspar- 
system. Hier  sind  die  Kassen  wegen  der  Zinslosigkeit  oder  ihres 
gesenkten  Zinses  auf  den  regelmässigen  Eingang  der  Beiträge  ihrer 
Mitglieder  angewiesen,  und  dieselben  werden  auch  immer  innert 
kurzen  Abständen  langfristig  angelegt.  Eine  kurzfristige  Heraus- 
gabe der  Sparsumme  ist  daher  im  Gegensatz  zu  England  und 
U.  S.  A.  unmöglich. 

Verhältnismässig  einfach  lässt  sich  die  Stundung  behandeln. 
Schwieriger  gestaltet  sich  die  Aufhebung  des  Vertrages  des  noch 
nicht  zugeteilten  Bausparers,  weil  hier  gewöhnlich  schlimme 
finanzielle  Verhältnisse,  Arbeitslosigkeit  und  Zahlungsunfähigkeit, 
günstigenfalls  aber  auch  nur  getäuschte  Erwartungen  die  Ursache 
des  Rücktrittes  sind. 

In  Deutschland  werden  Stundungen  bis  zu  6  Monaten,  höch- 
stens bis  zu  einem  Jahre,  gewährt.  Die  Rückzahlungsbedingungen 
sind  verschieden  geregelt,  jedoch  immer  mit  dem  Zusatz  „nach 
Massgabe  der  vorhandenen  Mittel"  versehen.  G.  d.  F.  zahlt  aus  in 
10  gleichen  Jahresraten,  D.  B.  S.  in  4  Jahresraten,  der  Zweckspar- 
verband für  Eigenheime  in  Aachen  den  ganzen  Betrag  schon  ein 
Jahr  nach  Kündigung,  alle  aber  nach  Massgabe  der  vorhandenen 
MitteL  Je  günstiger  die  Rückzahlungsbedingungen  sind,  desto 
weniger  können  sie,  sobald  eine  Anzahl  von  Rücktritten  zusammen- 
fallen, eingehalten  werden.  Für  Propagandazwecke  eignen  sich 
aber  die  kurzen  Rückzahlungstermine,  die  doch  keine  bindende 
Verpflichtung  enthalten,  vorzüglich. 

Schweiz,  Die  nachstehende  Tabelle  gibt  eine  gedrängte  Ueber- 
sicht  der  bei  den  bedeutenderen  provisorisch  zugelassenen  Kassen 
bisher  üblichen  Stundungs-  und  Rücktritts-Bedingungen  für  noch 
nicht  zugeteilte  Mitglieder. 
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Eaase  Standnng 

K0BA6  Stundnngszins 

Va  7o  monatlich. 
Bei  Tod  des  Kre- 
ditnehmers und 
Notlage  der  Fa- 
milie Stundung 
bis  1  Jahr. 


BIGBNBBII  Auf  Antrag  bis 
zu  3  Monaten.Ver- 
längerung  mög- 
lich. 


HBIIAT  Stundung  mög- 
lich, aber  keine 
Bedingungen  an- 
gegeben. 


WOHMÜLTÜR  Stundung  mög- 
lich gegen  ange- 
messene Zinser- 
höhung. 


mu 


In  den  allgemei- 
nen Bedingungen 
keine  Bestim- 
mungen betref- 
fend Stundung. 


BRY  Tom 
5.2.35 
Art.  31. 
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Kündigungsfrist 

Jederzeit      fristlose 
Kündigung  möglich. 


6  Monate  auf  Jahres- 
ende. 


Rück/.ahlangs-BedinguDgeu 

Anzahlung  +  2  ^/o  Zins  abzüglich 
höchstens  1  7«  der  Kreditsumme 
und  zwar  vor  Erreichung  der 
Mindestleistung  innert  1 — 6  Mo- 
naten, nachher  in  dem  Moment  in 
dem  er  bei  regelmässiger  Weiter- 
zahlung  zugeteilt  worden  wäre. 


Rückzahlung  entsprechend  den 
vorhandenen  Mitteln,  im  Maximum 
in  der  Höhe  von  50  7»  der  im  be- 
treffenden Jahr  eingegangenen 
Netto -Tilgungsraten.  Keine  Ver- 
zinsung. Bereits  belastete  Ver- 
waltungskosten werden  abgezogen. 


Verficht  Unktindbarkeit  des  Vertrages.  Wird  jedoch  in 
gut  begründeten  Fällen  Rückerstattung  nicht  ablehnen. 
Mindestens  Abzug  von  3  7»  der  Vertragssumme  (Werbe- 
nnd  Propagandabeitrag). 


Bis  Fr.   100  1  Monat 
„     „    1000  3      „ 
„   5000  6      „ 
„    500012     „ 


Db«r 


Rücktritt    jederzeit 
möglich. 


Rücktritt  jederzeit 
möglich  auf  schrift- 
liche Anzeige. 


Rückzahlungen  erfolgen  nur  aus 
eingehenden  Tilgungsbeträgen. 
1,5  7»  der  Vertragssumme  als 
Reugeld. 


Bei  Stellung  eines  neuen  Kredit- 
anwärters als  Ersatzmann,  nur 
Umschreibegebühr  von  Fr.  10—50. 
Andernfalls  Rückzahlung  der  Ein- 
lagen +  Zinsen  abzüglich  47*  7o 
der  Vertragssumme  (Abschlussge- 
bühr und  verfallene  Verwaltungs- 
kosten) bei  der  nächstfolgenden 
Zuteilung,  jedoch  nur  nach  Mass- 
gabe der  zur  Verfügung  stehenden 
Mitteln. 

Anspruch  auf  Rückerstattung  des 
Guthabens  inklusive  Zins  auf  Ende 
des  Jahres,  in  dem  er  bei  regel- 
mässiger Fortsetzung  seiner  ver- 
traglichen Leistungen  im  ge- 
schäf tsplanmässigen  Zustand  eines 
dauernd  gleichbleibenden  Vertrags- 
bestandes zugeteilt  worden  wäre. 
Rückerstattung  kann  im  Einver- 
ständnis mit  dem  Kreditnehmer 
auch  früher  erfolgen.  Die  bis  zum 
Rücktritt  bezahlten  oder  geschul- 
deten Leistungen  ausserhalb  der 
Zuteilungsmittel  bleiben  der  Kasse 
verfallen. 
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Aus  der  Vergleichung  der  verschiedenen  Rückzahlungsbedin- 
gungen ergibt  sich,  dass  diejenigen  der  BRV  für  den  in  Not  gera- 
tenen Sparer,  der  möglichst  schnell  über  sein  Guthaben  verfügen 
möchte,  die  ungünstigsten  sind.  Allerdings  sind  die  Abzüge  etwas 
geringer  als  bei  den  bisherigen  Bedingungen  der  meisten  Kassen, 
weil  die  Werbe-  und  Verwaltungskosten-Beiträge  (Leistungen 
ausserhalb  der  Zuteilungsmittel)  jetzt  nur  mehr  prozentual  zu  den 
Einzahlungen  bezogen  werden  dürfen.  Die  Liquidität  der  Kassen 
sollte  eben  im  Interesse  der  Gesamtheit  der  Bausparer  möglichst 
sicher  gestellt  werden.  Wo  es  ohne  Beeinträchtigung  der  übrigen 
Kreditnehmer  möglich  ist,  haben  die  Kassen  das  Recht  zur  frühe- 
ren Auszahlung,  und  es  wird  ihnen  so  auch  eher  möglich  sein,  in 
besonders  dringenden  Notfällen,  Entgegenkommen  zu  zeigen,  als 
bisher,  wo  selbstverständlich  die  Rückzahlungen  in  der  Reihen- 
folge der  Rücktritte  ohne  Rücksichtnahme  auf  besondere  Verhält- 
nisse erfolgen  mussten.  Als  Entschädigung  für  solche  frühere  Rück- 
zahlungen dürfen  die  Kassen  von  dem  auszuzahlenden  Guthaben 
einen  Abzug  bis  zur  Hälfte  des  einfachen  Guthabenzinses  für  die 
Zeit  von  der  Rückerstattung  bis  zur  Fälligkeit  gemäss  Art.  31,  2 
machen.  Dieser  Abzug  ist  in  den  allgemeinen  Bedingungen  zu 
ordnen. 

Da  die  neuen  Bedingungen  sämtlicher  Kassen  die  Bestimmun- 
gen der  BRV  in  ihren  Grundzügen  enthalten  müssen,  so  werden 
die  Interessenten  für  Bausparverträge  in  Zukunft  etwas  besser  als 
durch  die  Formel  „nach  Massgabe  der  verfügbaren  Mittel"  auf  die 
Wahrscheinlichkeit  aufmerksam  gemacht,  dass  sie  bei  eventuellem 
Rücktritt  ihr  Guthaben  nicht  so  schnell  ausbezahlt  erhalten  wer- 
den, wie  ihnen  von  den  Agenten  bisher  in  Aussicht  gestellt  werden 
konnte. 

Nun  kamen  allerdings  bisher  die  Rückzahlungsbedingungen  im 
allgemeinen  wenig  in  Anwendung,  weil  es  in  den  meisten  Fällen 
möglich  war,  die  laufenden  Verträge  andern  Baulustigen  abzutre- 
ten, teilweise  sogar  mit  einem  kleinen  Gewinn.  Die  Kassen  (auch 
die  Heimat)  bemühten  sich  auch,  solche  Verträge  bei  neuen 
Interessenten,  die  es  mit  dem  Bauen  eilig  hatten,  unterzubringen, 
und  sie  verrechneten  dann  nur  eine  geringe  Umschreibegebühr  von 
zirka  1  ^  oder  noch  weniger.  Diese  Uebertragung  von  laufenden 
Verträgen  kann  auch  unter  der  neuen  Ordnung  fortbestehen;  nur 
wird  sie  im  Laufe  der  Jahre,  wenn  die  Neueintritte  nicht  mehr  mit 
jedem  Jahr  zunehmen,  sondern  konstant  bleiben  werden,  weniger 
leicht  möglich  sein.  Immerhin  bietet  sich  auf  diese  Weise  dem  in 
Not    geratenen   und    auf    die    rasche    Heranziehung    seiner   letzten 
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s^hneTrzu  Tef""^^^^^^^  ^T^"'*^^  ^"^  Möglichkeit,  trotzdem 
schnell  zu  seinem  Geld  zu  kommen,  eventueU  sogar  unter  Hin- 
nähme  eines  gewissen  Einschlages. 

V.  Die  finanziellen  Ergebnisse  und  das 

Rechnungswesen. 

1.  Die  Unkosten. 

Ah  einmalige  Unkosten  sind  vor   allem   die   Gründungskosten 
-.  bezeichnen    Während  dieselben  sich  bisher,  besonder"  fei" 

sThetdrerC  T  r"'='*^'^"  B'-P-tassen,  in  ziemlich  be! 

scheidenen   Grenzen  hielten,  sind  sie  infolge   der  durch  die   BRV 

geforderten  Rechtsfom,  der  A.-G.  oder  KonLandit  A -t  sowie  Je! 

Mmdestkapnah    von  Fr.   100  000  ganz   beträchtlich   gestfegeT  sL 

bestehen  zur  Hauptsache  in  den  Kosten  für  die  Aufbrin 4":  der 

Kapualzezchnungen,   den   Notariatsspesen,   Stempelsteuern  °  ( 18  J!) 

und  den  Emtragungsgebühren  des  Handelsregisters  und  werden  im 

die  B.!ir  ""r"^*^  ^r*'"  ^"*'*^^"°  •^'="  Bausparkassen  durch 
die  Bureaueinnchtung,  den  Aufbau  der  Aussenorganisation  und 
insbesondere  durch  die  Einführungspropaganda,  dif  im  aZemS 
neu  bedeutend  über  die  spätere,  laufende  Propaganda  hin  usgl  . 
bestehenden  k'"  ^f^^""^»--!^-»-  ««d  von  den  meisten'de 
worden  es  ist  rh""  ""  T'''  ^-'^'^^ftsjahr  ganz  abgeschrieben 
nfl  V  4  ^  anzunehmen,  dass  für  die  Kosten  der  durch  die 
gesetzhche  Regelung  notwendig  gewordenen  Erweiterungen  bzw  bei 
Neugrundungen  eher  von  der  durch  Art.  656  OR  gegebenen  M^ 

Wiederkehrende   Unkosten  sind,   neben   den   auch   für   andere 
^tr^  S™f  ^"/"^^^''-  '^^  B—-te  und  -beSeb 

iü^    P.  j   ^7^^*'''^*^°-  ^azu  gehören  vor  allem  die  Auslagen 

irucksaT^^^^^^^  ^^^^^'"^^"'    ^-«P^^^^    -<1    andt:: 

L^rucksachen)   und  die  Vertreterprovisionen.  Leider  schweigen  sich 

die   Jahresberichte    sämtlicher   schweizerischen   Bausparkassen     so 

weit   überhaupt  solche  veröffentlicht   wurden,   über   difrzelnen 

wThnTuTtV'^"^^^^^^^^     "^-  ^"^-  ^'^^^  -  Jahresber^^Ä 

veriflii         '/r-     Z"?"^^  ^"  '^""'°"-  "'^^  Verlustrechnung 
veröffentlicht,   smd   für  das  Jahr   1933   Werbekosten  und   Verwal- 
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tungsausgaben  in  einem  Posten  mit  Fr.  121  868.66  aufgeführt.  Für 
das  Jahr  1934  sind  sie  aufgeteilt  in  zwei  Posten:  Verwaltungsaus- 
gaben Fr.  51  740.12  und  Aussenorganisation  Fr.  64  000,  also  zusam- 
men Fr.  115  740.12.  Im  Jahre  1933  betragen  die  Werbekosten  und 
Verwaltungsausgaben  zusammen  65,5  %  der  gesamten  Unkosten, 
für  das  Jahr  1934  50,2  %. 

Ferner  Steuern,  Kostenbeiträge  an  den  Aufsichtdienst  (2  ^/^o 
der  von  den  Kreditnehmern  im  Rechnungsjahr  geleisteten  Zahlun- 
gen), Abschreibungen. 

Passiv-Zinsen  können  nicht  ohne  weiteres  als  Unkosten  ange- 
sprochen werden.  Grundsätzlich  sollten  die  den  Bausparern  ge- 
währten Zinsen,  die  ja  aus  den  Darlehenszinsen  bezahlt  werden, 
wie  auch  diese  letzteren  selber,  auf  einem  laufenden  Konto  der 
Bausparergemeinschaft  verbucht  werden,  von  dem  dann  nur  die 
Differenz  auf  die  Erfolgsrechnung  der  Kasse  zur  teilweisen 
Deckung  der  Verwaltungskosten  zu  übertragen  wäre.  Anders  ver- 
hält es  sich  mit  Zinsen,  die  an  ausserhalb  des  eigentlichen  Bau- 
sparerkreises stehende  Gläubiger  der  Kasse  (Fremdgeld-Gläubi- 
ger) zu  vergüten  sind.  Hier  handelt  es  sich  um  wirkliche  Dar- 
lehenszinsen,  die  über  Gewinn-  und  Verlust-Konto  zu  verbuchen 
sind.  Die  Wohnkultur  verbucht  jedoch,  wohl  aus  praktischen 
Gründen,  alle  Aktiv-  und  Passiv-Zinsen  über  Gewinn-  und  Verlust- 
Konto  (1934:  Aktiv-Zinsen  Fr.  126  686.71,  Passiv-Zinsen  100  305.25 
Franken). 

2.  Die  Erträgnisse. 

Die  Unkostendeckung  erfolgt  offen:  durch  Verrechnung  von 
Darlehenszinsen,  Zwischenkreditzinsen,  Ausgleichbeträgen,  Ge- 
bühren aller  Art  (bei  Eintritt,  Abschluss,  Vertragsausfertigung, 
Vertragsumschreibung,  Vertragsumänderung,  Bauberatung,  Bau- 
prüfung etc.).  Werbe-  und  Verwaltungskosten-Beiträgen,  Abonne- 
ment der  obligatorischen  Hauszeitung;  versteckt:  durch  die  Zins- 
spanne (sofern  eine  solche  überhaupt  besteht),  Zwischenzinse,  ver- 
schiedenartige Valutierung  der  Aktiv-  und  Passiv-Zinsen,  Inseraten- 
ertrag der  Hauszeitung,  sowie  durch  andere,  jedem  Tarif  eigene 
Besonderheiten. 

3.  Der  Gewinn. 

Der  Gewinn  der  Bausparkasse  ergibt  sich,  wie  bei  andern 
Unternehmungen,  aus  der  Differenz  zwischen  Erträgnissen  und 
Unkosten.  Leider  lässt  sich  zurzeit  der  wirkliche  Gewinn  der 
schweizerischen  Bausparkassen  schwer  erkennen,  sodass  eine  Ge- 
genüberstellung der  einzelnen  Unternehmungen  unmöglich  ist.  Die 
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beschlossenen  Dividenden  geben  darüber  kaum  einwandfreie  An- 
haltspunkte, und  die  Bilanzen  einzelner  Kassen  lassen  zudem  an 
Klarheit  sehr  zu  wünschen  übrig. 

Eine  Aenderung  mit  Bezug  auf  die  Uebersichtlichkeit  dürfte 
nun  aber  eintreten  durch  das  kürzlich  vom  Eidg.  Aufsichtsamt 
erlassene 

4.  Einheitliche  Schema  für  die  Aufstellung  der  Bilanzen. 

Laut  Art.  15  und  44  der  BRV  haben  die  Kassen  innert  einer 
vom  Aufsichtsdienst  festzusetzenden  Frist  nach  Abschluss  des  Rech- 
nungsjahres  (Kalenderjahr)  die  Jahresrechnung,  umfassend  eine 
Büanz  und  euie  Gewinn-  und  Verlustrechnung,  sowie  einen  sum- 
marischen Ausweis  über  Bestand  und  Bestandesänderungen  der 
Kreditverträge,  getrennt  nach  Anzahl,  Betrag  und  Stellung  der 
Kreditnehmer  in  bezug  auf  Mindestleistung  und  Zuteilung  zu  ver- 
öffentlichen. 

Die   Veröffentlichung   bzw.    die   Aufstellung   der  Bilanzen  hat 
nach  einem  einheitlichen  Schema  zu  erfolgen,  das  vom  Aufsichts- 
amt bereits   herausgegeben    worden   ist.    Dem    Aufsichtsamt    sind 
ausserdem  folgende  ergänzende  Angaben  einzureichen: 
a)  Zur  Bilanz: 

1.  Rückständige  Annuitäten  zugeteilter  Kreditnehmer. 

2.  Zuteilungssumme  zugeteilter  Kreditverträge  mit  noch  nicht 
vollzogener  Errichtung  des  Darlehens. 

3.  Darlehensbetrag   zugeteilter  Kreditverträge   mit  noch   nicht 
vollzogener  Errichtung  des  Darlehens. 

4.  In  der  Rechnungsperiode  neu  belastete  Kapitalzuschläge. 

5.  Von  den  Bankschulden  sind  sichergestellt: 
durch  Wertschriften  Fr 

durch  hypothekarisch  gesicherte  Forderungen  Fr 

6.  Von  den  andern  fremden  Geldern  sind  sichergestellt: 
durch  Wertschriften  Fr 

durch  hypothekarisch  gesicherte  Forderungen  Fr 

7.  Gekündigte  Guthaben  nicht  zugeteilter  Kreditnehmer. 

b)   Zur  Gewinn-  und  Verlustrechnung: 

1.  Von  den  Abschlussgebühren  stammen  aus  Rückstellungen 
Fr 

2.  Verteilung  des  Reingewinnes  inklusive  Saldovortrag  vom 
Vorjahr  auf  Dividende,  Zuweisung  an  die  Reserve,  Tantie- 
men, sonstige  Verwendungen,  Saldovortrag  auf  neue  Rech- 
nung. 

Eine   besondere   Wegleitung   dazu   sorgt   dafür,   dass   die   Vor- 
schriften von  allen  Kassen  genau  gleich  verstanden  werden  müssen. 
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VI.  Die  gesetzliche  Regelung. 

1.  Die  Vorgeschichte. 

Alle  Länder,  in  denen  der  Bauspargedanke  Fuss  gefasst  hat, 
sind  über  kurz  oder  lang  zur  gesetzlichen  Regelung  des  Bauspar- 
wesens geschritten.  England  durch  die  Gesetze  von  1836,  1874  und 
1894.  In  den  U.  S.  A.  besteht  zwar  kein  einheitliches  Gesetz,  jedoch 
besitzen  alle  Staaten  mit  Ausnahme  von  Maryland  eine  Staatsauf- 
sicht. Deutschland  erliess  1931  eine  Verordnung,  welche  die  Bau- 
sparkassen der  Kontrolle  des  Reichsversicherungsamtes  für  Pri- 
vatversicherung unterstellte,  und  in  Oesterreich  erfolgte  die  Rege- 
lung durch  die  Gesetze  von  1932  und  1933. 

In  der  Schweiz  ist  die  Forderung  nach  einer  staatlichen 
Ueberwachung  verhältnismässig  früh  gestellt  worden,  weil  man 
durch  die  Entwicklung  des  Bausparwesens  und  die  Verordnung 
vom  Jahre  1931  im  Nachbarlande  auf  die  Gefahren  einer  vollkom- 
men freien  Entwicklung  der  Bewegung  aufmerksam  geworden  war. 

Durch  eine  Eingabe  vom  18.  August  1931,  also  kaimi  ein  Jahr 
nach  der  Gründung  der  K  o  b  a  g,  machte  das  Schweiz.  Bauern- 
sekretariat das  Eidg.  Justiz-  und  Polizeidepartement  aufmerksam 
auf  die  Tätigkeit  der  Bausparkassen.  Auch  von  kantonalen  Behör- 
den, sowie  privaten  Organisationen  und  Interessenten  gingen  An- 
fragen ein.  In  der  Herbstsession  der  Eidg.  Räte  reichte  National- 
rat Gnägi  eine  Kleine  Anfrage  ein,  die  sich  auf  diese  Unternehmun- 
gen bezog.  Die  beteiligten  Departemente  hatten  schon  im  August 
die  Prüfung  der  Bausparkassen  aufgenommen,  und  nach  einläss- 
lichen  Aeusserungen  des  Finanz-  und  ZoUdepartementes  sowie  des 
Eidg.  Versicherungsamtes  erstattete  das  Justiz-  und  Polizeideparte- 
ment dem  Bundesrat  im  Mai  1932  einen  ausführlichen  Bericht. 
Es  gelangte  in  der  Hauptsache  zum  Schlüsse,  dass  der  Geschäfts- 
betrieb der  Bausparkassen  weder  durch  das  Lotteriegesetz  noch 
durch  die  Gesetzgebung  über  die  Versicherungsaufsicht  erfasst 
werde.  Der  Erlass  eines  sich  auf  Art.  34ter  der  Bundesverfassung 
stützenden  Bundesgesetzes  sei  nicht  empfehlenswert,  weil  dieser 
Weg  zu  zeitraubend  wäre  und  die  Bedeutung  dieser  Institute 
nicht  derart  sei,  dass  sie  den  Erlass  eines  Gesetzes  rechtfertigen 
würde.  Dagegen  seien  die  kantonalen  Behörden  in  der  Lage,  mit 
Schutz-  und  KontroUmassnahmen  rechtzeitig  einzugreifen,  soweit 
sie  es  als  notwendig  erachteten.  Der  Bundesrat  nahm  von  diesem 
Bericht  in  zustimmendem  Sinne  Kenntnis  ^^). 

Die  überraschend  schnelle  Entwicklung  der  Bausparkassen  — 
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Ende  1932  bestanden  in  der  Schweiz  bereits  neun  Bausparkassen  — 
einerseits  und  die  Untätigkeit  der  Kantone  anderseits  Hessen  je- 
doch die  Befürworter  einer  Regelung  auf  eidgenössischem  Boden 
nicht  ruhen,  und  am  21.  Dezember  1932  reichte  Nationah-at  Ga- 
dient  folgendes  Postulat  ein: 

„Die  Bausparkassen,  die  erst  vor  zwei  Jahren  Eingang  fan- 
den m  die  Schweiz,  haben  sich  seither  rasch  entwickelt.  Es 
besteht  die  Gefahr,  dass  durch  leichtfertige  Gründungen  Bau- 
spargelder verloren  gehen,  wodurch  auch  seriös  geleitete  Kas- 
sen m  Mitleidenschaft  gezogen  würden.  Der  Bundesrat  wird 
daher  eingeladen,  die  Frage  zu  prüfen  und  Bericht  zu  erstat- 
ten, ob  nicht  mit  tunlicher  Beschleunigung  ein  eidgenössisches 
Gesetz  zu  schaffen  sei,  das  die  Bausparkassen  der  Aufsicht 
des  Bundes  unterstellt.'* 

Auf  die  Erkundigungen  des  Justiz-  und  Polizeidepartementes 
bei  den  verschiedenen  Kantonsregierungen  über  die  ergriffenen 
oder  in  Vorbereitung  befindlichen  Massnahmen  sprachen  sich  die 
Kantone,  m  deren  Gebiet  die  Tätigkeit  der  Bausparkassen  beson- 
ders rege  war,  für  eine  bundesrechtliche  Regelung  aus,  weil  die 
Kassen  sich  dabei  nicht  auf  das  Gebiet  eines  einzelnen  Kantons 
beschrankten.  Das  Postulat  Gadient  wurde  im  September  1933  vom 
Nationalrat  angenommen. 

Unterdessen  waren  die  Vorbereitungen  zum   Bankengesetz   an 
die  Hand  genommen  worden,  und  der  im  Februar  1934  publizierte 
Entwurf    enthielt  im   Art.   30    die   Ennäehtigung   des   Bundesrates 
zum  Erlass  von  Vorschriften  über  die  Bausparkassen  auf  dem  Ver- 
Ordnungswege.   Bei  Anlass   der  bald   darauf  begonnenen   Beratung 
dieses    Entwurfes    in    der    Kommission    des    Ständerates    machte 
Standerat  KeUer  (Aargau)   den  Vorschlag,  durch  Einschaltung  von 
5   neuen   Artikeln   die   Frage   der   Bausparkassen   im   Bankengesetz 
selber  zu  regeln.  Die  Befürchtung,  dass  bis  zur  Inkraftsetzung  des 
Bankengesetzes  eventuell  noch  geraume  Zeit  vergehen  könnte   ver- 
anlasste   jedoch    die   Kommission,    dem   Rate   die   Streichun»   des 
Art.  30  zu  empfehlen  und  den  Bundesrat  zu  ersuchen,  sofort  einen 
drmghchen    Bundesbeschluss    vorzubereiten,    um    auf    diese    Weise 
möglichst  schnell  zu  einer  vorläufigen,  dem  Referendum  entzoge- 
nen Regelung  zu  gelangen. 

Schon  am  4.  Juni  hat  dann  der  Bundesrat,  dieser  Einladung 
Folge  leistend,  den  beiden  Räten  den  Entwurf  zu  einem  dringlichen 
Bundesbeschluss  mit  einer  ausführlichen  Botschaft  unterbreitet. 
Der  Standerat  hiess  die  Vorlage  noch  in  der  gleichen  Session  gut, 
der  Nationalrat  in  der  Herbstsession,  und  mit  Datum  vom  29   Sep- 
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tember  1934  wurde  folgender  Bundesbeschluss  über  die  Kredit- 
kassen mit  Wartezeit  (sogenannte  Bausparkassen  und  ähnliche 
Kreditorganisationen)  veröffentlicht : 

Art,  1.  Bis  zum  Erlass  eines  einschlägigen  Bundesgesetzes 
stellt  der  Bundesrat  die  zum  Schutz  der  Oeffentlichkeit  und  der 
Beteiligten  erforderlichen  Vorschriften  über  die  Kreditkassen  mit 
Wartezeit  (sog.  Bausparkassen  und  ähnliche  Kreditorganisationen) 
auf.  Er  kann  insbesondere: 

a)  den  Geschäftsbetrieb  dieser  Unternehmungen  von  einer  Be- 
willigung abhängig  machen  und  die  Voraussetzungen  der  Be- 
willigung regeln; 

b)  diese  Unternehmungen  der  ständigen  Aufsicht  des  Bundes 
unterstellen ; 

c)  Vorschriften  über  den  gesamten  Geschäftsbetrieb  und  die  Or- 
ganisation, namentlich  Geschäftsplan,  Finanzgebaren,  Vertrags- 
bedingungen und  Werbetätigkeit,  sowie  über  die  Sicherstel- 
lung, über  die  Liquidation  dieser  Unternehmungen  und  über 
die  Haftung  ihrer  Organe  aufzustellen;  die  Vorschriften  kön- 
nen von  den  Bestimmungen  des  Zivilrechts  und  des  Schuld- 
betreibungs-  und  Konkursgesetzes  abweichen; 

d)  die  erforderlichen  Straf bestimmungen  erlassen  und  dabei  Ge- 
fängnis bis  zu  6  Monaten  und  Busse  bis  zu  Fr.  10  000  an- 
drohen ; 

e)  diese  Unternehmungen  zu  den  Kosten  der  Bundesaufsicht 
heranziehen. 

Art.  2.    Dieser  Bundesbeschluss  wird  als  dringlich  erklärt  und 
tritt  sofort  in  Kraft. 

In  der  Sitzung  des  Nationalrates  vom  24.  September  war  fer- 
nachdem    die    Vorlage    ohne    Opposition    genehmigt    worden 
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war,  noch  die  folgende  Motion  gutgeheissen  worden: 

„Der  Bundesrat  wird  ersucht,  innerhalb  einer  Frist  von  3 
Jahren  nach  Annahme  des  Bundesbeschlusses  über  die  Kredit- 
kassen mit  Wartezeit  den  Eidg.  Räten  einen  Gesetzentwurf 
über  die  endgültige  Regelung  der  Materie  vorzulegen." 

Die  gesetzliche  Regelung  war  von  den  Bausparkassen  selber 
nie  bekämpft,  sondern  im  Gegenteil  von  den  älteren  und  grösseren 
Unternehmungen,  die  mit  Besorgnis  die  zahlreichen  Neugründun- 
gen beachteten,  unterstützt  worden,  speziell  auch  hinsichtlich  der  For- 
derung eines  gewissen  Mindestkapitals.  Einzelne  Kassen  hatten  gleich 
beim  Einsetzen  der  Polemik  selber  Eingaben  an  den  Bundesrat 
gerichtet,  womit  sie  die  Einführung  der  Bundesaufsicht  verlangten, 
die  ihnen  sympathischer  war  als  die  eventuellen  verschiedenartigen 
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Erlasse  der  einzelnen  Kantone.  Eher  belustigend  wirkte  es  dann 
allerdings  für  Eingeweihte,  nach  der  Veröffentlichung  des  Bundes- 
beschlusses anhand  der  verschiedenen  Hauszeitungen  und  andern 
Publikationen  von  Bausparkassen  festzustellen,  wie  jede  ihren 
Lesern  gegenüber  die  gesetzliche  Regelung  nun  als  Erfolg  ihrer  Be- 
mühungen für  sich  in  Anspruch  nahm. 

Um  für  die  bevorstehenden  Beratungen  über  die  zu  erlassende 
Verordnung  gerüstet  zu  sein,  wurde  gleich  nach  der  Veröffent- 
lichung des  bundesrätlichen  Entwurfes  an  einer  Tagung  der 
schweizerischen  Bausparkassen  in  Ohen,  vom  7.  Juni  1934,  eine 
sechsgliedrige  Kommission  aus  zwei  Vertretern  der  Kobag  und 
je  einem  der  Eigenheim,  Heimat,  Wohnkultur  und 
Tilka  gewählt. 

In  einem  Punkt  hatten  die  sämtlichen  Kassen  schon  seit  eini- 
ger  Zeit  energische   Opposition   gemacht,   nämlich   gegen   die   Ab- 
sicht, ihnen  den  Gebrauch  des  Ausdruckes  „sparen"  zu  verbieten, 
weil  derselbe  in  einzelnen  Kantonen  ^7)  „^d  neuerdings  auch  nach 
dem  Entwurf  zum  Bankengesetz  den  Sparkassen  bzw.  Banken  vor- 
behalten war.  Begründung:  Es  sei  unstatthaft,  die  richtige  Benen- 
nung der  effektiv  von  allen  ihren  Mitgliedern  ständig  ausgeübten 
Tätigkeit    „sparen"    mit    dem    einzigen    dafür   in   der   deutschen 
Sprache  vorhandenen   Ausdruck   zu  verbieten.   Es   gebe  keine   Er- 
satzmöglichkeit, ohne  dass  die  Abfassung  des  Gesetzes  eine  höchst 
gewundene   Konstruktion   erfahren   müsse.   Auch  werde   das   prak- 
tische Leben  sich  nicht  an  ein  solches  Verbot  halten  können.  Die- 
sen Einwänden  wurde,  nicht   ganz   zu   Unrecht,   entgegengehalten, 
dass  es  sich  beim  „Bausparen"  in  Wirklichkeit  gar  nicht  um  ein 
Sparen  handle,  da  ja  das  Kapital  bei  der  Zuteilung  dem  Berech- 
tigten nicht  wieder  herausbezahlt  werde.  Der  Zugeteilte  bekomme 
ein  Haus,  an  das  er  Vorauszahlungen  geleistet  habe.  Als  Voraus- 
zahlungen seien  daher  die  Einlagen  auch  anzusehen. 

Die  Rücksicht  auf  die  bestehenden  kantonalen  Gesetze  und 
das  Bankengesetz  überwogen  bei  den  massgebenden  Amtsstellen, 
und  nach  Art.  7  der  BRV  ist  die  Verwendung  des  Ausdruckes 
„sparen"  und  dessen  Wortverbindungen  in  der  Firma,  den  Statu- 
ten  und  den  Geschäftsplänen  den  Kreditkassen  mit  Wartezeit  ver- 
boten. Immerhin  ist  sie  in  der  Werbetätigkeit  soweit  erlaubt,  als 
dadurch  nicht  der  Eindruck  erweckt  wird,  die  Geldanlagen  bei' den 
Kassen  seien  Spargelder  im  Sinne  des  Bundesgesetzes  vom  8.  No- 
vember 1934  über  die  Banken  und  Sparkassen. 

Da  nun  einmal  die  Bezeichnungen  „Bausparkassen",  „Bauspa- 
rer" etc.  sonst  im  ganzen  deutschen  Sprachgebiete  erlaubt  und  üblich 
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sind,  so  wird  die  kleine  Schweiz  mit  ihren  2,9  Millionen  Einwoh- 
nern deutscher  Zunge  durch  ihre  Verordnung  keine  Aenderung  des 
Sprachgebrauches  erzwingen  können,  und  das  um  so  weniger,  als 
nicht  einmal  Ersatzbezeichnungen  für  die  verschiedenen  Wortver- 
bindungen aufgestellt  wurden.  Die  etwas  gesuchte  Bezeichnung 
„Kreditkassen  mit  Wartezeit"  wird  auf  die  schweizerischen  Fir- 
menbezeichnungen, Statuten  und  Geschäftspläne  beschränkt  blei- 
ben, und  es  wäre  zu  wünschen  dass  beim  Erlass  des  definitiven 
Gesetzes  den  tatsächlichen  Verhältnissen  doch  noch  Rechnung  ge- 
tragen würde.  Die  schweizerischen  Verwaltungen  sind  ja  sonst 
auch  nicht  so  unnahbar  gegenüber  aus  dem  Reich  importierten 
sprachlichen  Ausdrücken. 

Bereits  am  29.  September  lag  der  Entwurf  zur  BRV  vor,  am 
22.  und  23.  Oktober  fand  unter  dem  Vorsitz  von  Bundesrat  Meyer 
die  erste,  am  30.  und  31.  Oktober  die  zweite  Tagung  der  30glied- 
rigen  Expertenkommission  statt,  an  der  ausser  5  Vertretern  der 
Bundesverwaltung  und  den  6  Delegierten  der  Bausparkassen 
eine  Reihe  von  Vertretern  wirtschaftlicher  Verbände  sowie  der 
Banken  teilnahmen.  Der  Entwurf  erlitt  dann  auf  Grund  dieser 
Konferenzen  noch  einige  Abänderungen,  deren  wichtigste  für  die 
Bausparkassen  darin  bestand,  dass,  an  Stelle  der  ursprünglich  vor- 
gesehenen normalen  Verzinsung,  gemäss  Art.  18  ein  Guthabenzins 
von  mindestens  2  ^  während  der  ersten  5  Jahre  nach  Erreichung 
von  20  ^o  der  Vertragssumme,  nachher  von  3  %  statuiert  wurde. 
Auch  hat  die  Verzinsung  erst  mit  dem  der  Einzahlung  folgenden 
Kalenderjahre  zu  beginnen. 

Am  5.  Februar  1935  wurde  die  bereinigte  Verordnung  vom 
Bundesrat  angenommen  und  auf  den  15.  Februar  in  Kraft  erklärt. 

2.  Die  Bundesrats -Verordnung  vom  5.  Februar  1935. 

Eine  ganze  Reihe  von  Artikeln  ist  im  Verlaufe  der  vorher- 
gehenden Ausführungen  vorweg  genommen  und  zitiert  worden. 
Nachstehend  soll  die  BRV  nun  noch  in  ihrer  Gesamtheit  kurz  dar- 
gestellt werden. 

Die  Verordnung  umfasst  9  Abschnitte  mit  insgesamt  74  Arti- 
keln. Abschnitt  1,  Geltungsbereich,  Art,  1  bis  3  enthält  die  genaue 
Definition  aller  Unternehmungen,  die  unter  die  Verordnung  fallen. 
Kassen,  die  Darlehen  ohne  grundpfändliche  Sicherstellung  gewäh- 
ren, sind  verboten,  soweit  sie  nicht  von  den  Kantonen  unter  Auf- 
stellung besonderer  Vorschriften  zum  Geschäftsbetrieb  in  ihrem 
Gebiet  zugelassen  werden.  Diese  Vorschriften  bedürfen  der  Geneh- 
migung des  Bundesrates. 
10 
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Abschnitt  II,  Bewilligung,  Art.  4  bis  6:  Zur  Ausübung  des  Ge- 
schaftsbetnebes  ist  eine  Bewilligung  des  Finanz-  und  ZoUdeparte- 
mentes  notwendig.  Dem  Gesuch  sind  beizulegen  die  Statuten,  der 
Geschaftsplan  die  aUgemeinen  Vertragsbedingungen,  sowie  weitere 
Ausweise.  Die  Bewilligung  wird  nur  Aktiengesellschaften  und  Kom- 
manditaktiengeseUschaften  erteilt,  die  Darlehen  auschliesslich  gegen 
Grundpfander  gewähren.  Das  einbezahlte  Aktienkapital  muss  min- 
destens  Fr.   100  000  betragen;    Statuten,  Geschäftsplan  und   aUge- 

'""ü"^.  f  T"^^"  '°"''^°  ^°"  Aufsichtsamt  bewUligt  sein;  Ge- 
wahr  für  fachmännische  Leitung  muss  geboten  und  eine  vom  Auf- 
sichtsamt festgesetzte  Kaution  geleistet  sein.  Die  Bewilligung  muss 
vom  Aufsichtsamt  entzogen  werden,  wenn  die  Voraussetzungen  da- 
tur  nicht  mehr  vorhanden  sind. 

■fl':'"'f  "\  Organisation,  Rechnungswesen,  Geschäftsplan, 
^^t-Jbis  18:  In  der  Bezeichnung  der  Kassen  ist  der  Charakter  als 
Kreditkasse  mit  Wartezeit  ersichtlich  zu  machen.  In  der  Firma 
den  Statuten  und  den  Geschäftsplänen,  sowie  in  den  Verträgen 
smd  Ausdrucke  wie  sparen«  und  dessen  Wortverbindungen  ver- 
boten.  Eine  einheitliche  Terminologie  wird  vorgeschrieben;  ebenso 

r  wto^Ser '''  ^'^^"^  -  ^^^^^^^--^  ^--»-^ 

Zum  Schutze  der  Kreditnehmer  müssen  die  eigenen  Mittel 
(einbez.  Kapital,  Reserven  und  unverteUte  Gewimie)  der 
Kassen  jederzeit  mindestens  V,„  ihrer  Verpflichtungen  betragen. 
Zusammen  mit  dem  nicht  einbezahlten  Kapital  müssen  sie  minde- 
ren« /  der  gesamten  Vertragssumme  der  noch  nicht  zugeteilten 
Kreditnehmer,  deren  Guthaben  20  %  der  Kreditsumme  erreicht 
hat  ausmachen  Die  Eingehung  von  Bürgschaften  ist  verboten.  Die 
Zuteüungsmittel  sind  ausschliesslich  zur  Zuteilung  von  Krediten 
oder  zur  Rückzahlung  von  Guthaben  bei  Vertragsauflösung  zu  ver- 
wenden; auch  dürfen  nicht  mehr  Kredite  zugeteilt  werden  als  Zu- 
teilungsmittel  im  Zeitpunkt  der  Zuteilung  vorhanden  sind. 

soher^A^r  ^"^'^.  ^«7«°-  ™d  Verlustrechnung  und  ein  summari- 
scher  Ausweis  über  den  Vertragsbestand  sind  jedes  Jahr  zu  ver- 

kI    e  u    Tk"  ^r  •■■""^**'"^    "*   •'"'=''   sachkundige,   von    der 

Kas,e  unabhängige  Revisoren  zu  besetzen.  Der  Geschäftsplan  muss 
oie  technischen  Grundlagen,  Tarife  etc.  enthalten  und  den  Nach- 
weis  erbringen,  dass  die  Kasse  den  übernommenen  Verpflichtungen 
jederzeit  ohne  Fremdgeld  gerecht  werden  kann.  Er  muss  auch  Be- 
rechnungen über  die  Wartezeit  enthalten  und  die  Fragen  der  Her- 
einnahme von  Fremdgeld  sowie  der  Zwischenkredite  darsteUen. 
Das   Guthaben  des  Kreditnehmers   soU  mindestens  2  %   Zins 
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während  der  ersten  5  Jahre  seit  Erreichung  von  20  %  der  Ver- 
tragssumme und  mindestens  3  %  p.  a.  während  der  folgenden 
Jahre  enthalten.  Die  Verzinsung  beginnt  immer  erst  mit  dem  der 
Einzahlung  folgenden  Kalenderjahre. 

Abschnitt  IV,  Kreditverträge,  Art.  19  bis  33,  enthält  die  Be- 
dingungen, unter  welchen  die  Kreditverträge  zu  ordnen  sind.  Sie 
dürfen  nur  in  Schweizerwährung  abgeschlossen  werden.  In  der 
Vertragssumme  kann  ein  allfällig  vorgehendes,  nicht  zu  tilgendes 
Grundpfand  einbezogen  werden,  wofür  die  Kasse  als  Kontroll-  und 
Zahlstelle  wirkt  (Wohnkultur).  Die  Vertragsbedingungen 
sollen  eine  gemeinverständliche  Darstellung  enthalten  über  Zutei- 
lungsverfahren, Wartezeiten,  Termine,  Rücktritt.  Sie  dürfen  keine 
Bestimmung  enthalten,  durch  die  einzelnen  Kreditnehmern  aus 
Zuteilungsmitteln  besondere  Vorteile  eingeräumt  werden.  Auch  ist 
den  Kassen  untersagt,  zugunsten  einzelner  Kreditnehmer  davon  ab- 
zuweichen. Die  allgemeinen  Vertragsbedingungen  und  eine  leicht 
verständliche  Aufstellung  über  die  von  ihm  zu  leistenden  Zahlun- 
gen müssen  jeden  Kreditnehmer  mindestens  14  Tage  vor  der  Unter- 
zeichnung des  Vertrages  zugestellt  worden  sein. 

Die  Mindestleistung  muss  mindestens  20  %  der  Vertrags- 
summe ausmachen.  Normalerweise  dürfen  Darlehen  nur  gewährt 
werden  auf  Häuser,  die  vorwiegend  Wohnzwecken  dienen,  auf 
landwirtschaftliche  Heimwesen  und  auf  Bauplätze.  Für  die  Be- 
lehnung anderer  Objekte  (z.  B.  Fabriken,  Hotels,  Kirchen,  Ge- 
meindehäuser usw.)  ist  die  ausdrückliche  Bewilligung  des  Auf- 
sichtsamtes notwendig.  Die  Beleihungsgrenze  ist  auf  80  %  der 
Schätzung,  die  von  der  Kasse  in  vorsichtiger  Weise  vorzunehmen 
ist,  festgelegt.  Die  einem  einzelnen  Kreditnehmer  gewährten  Dar- 
lehen dürfen  die  Hälfte  der  einbezahlten  eigenen  Mittel  der  Kasse 
im  Moment  der  Zuteilung  nicht  übersteigen.  Abtretung  und  Ver- 
pfändung der  aus  Zuteilungsmitteln  finanzierten  Grundpfandforde- 
rungen sind  nur  mit  Zustimmung  des  Aufsichtsamtes  erlaubt. 

Die  Abschlussgebühren,  Verwaltungskostenanteile  und  übrigen 
Gebühren  und  Spesen  sind  in  den  Vertragsbedingungen,  Abrech- 
nungen und  Kontoauszügen  immer  genau  von  den  zur  Aeufnung 
der  Zuteilungsmittel  bestimmten  Zahlungen  zu  unterscheiden.  So- 
lange das  Guthaben  des  Kreditnehmers  ein  Fünftel  der  Zuteilungs- 
summe nicht  erreicht  hat,  dürfen  ihm  keine  Verwaltungskosten 
belastet  werden.  Im  übrigen  sind  die  Verwaltungskostenanteile 
tarifmässig  derart  anzusetzen,  dass  sich  für  sämtliche  Kreditneh- 
mer unter  Berücksichtigung  aller  Verwaltungskostenanteile  eine 
von  der  Dauer  der  Wartezeit  und  der  Höhe  des  Darlehens  unab- 
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hängige  und  gleichmässige  Darlehensbelastung  ergibt,  deren  Höhe 
als  tatsächlicher  Darlehenszinsfuss  in  den  allgemeinen  Vertragsbe- 
dingungen zu  nennen  ist.  Die  Abschlussgebühr  ist  auf  höchstens 
2  ^o  festgesetzt. 

Bei  Verzug  des  Kreditnehmers  vor  der  Zuteilung  ist  die  Kasse 
zur  schriftlichen  Zahlungsaufforderung  unter  Hinweis  auf  die 
Rechtsfolgen  verpflichtet.  Bei  Verzug  nach  Erhalt  des  Darlehens 
werden  die  üblichen  5  %  Verzugszinsen  gemäss  Art.  104  OR  fällig- 
sie  sind  nach  Abzug  der  für  ihre  Einforderung  entstandenen  Kosten 
dem   Zuteilungsfonds   zuzuführen. 

Der  Kreditnehmer  kann  jederzeit  zurücktreten,  hat  aber  An- 
spruch  auf  Rückerstattung   seines   Guthabens    erst   auf    Ende   des 
Jahres     in    dem    er    bei   regelmässiger   Fortsetzung    seiner   vertrag- 
liehen  Leistungen  im  geschäftsplanmässigen  Zustand  eines  dauernd 
gleichbleibenden    Vertragsbestandes    zugeteilt    worden    wäre.    Die 
Ruckerstattung   kann   in   beidseitigem   Einverständnis   auch   früher 
erfolgen    Die  Kasse   hat  gegenüber  dem   Zurückgetretenen  keinen 
Anspruch   auf   rückständige   Anzahlungen    und    Weiterzahlungen; 
dagegen  bleiben  die  vom  Zurücktretenden  bis  zum  Zeitpunkt  des 
Rucktritts  bezahlten  oder  geschuldeten  Leistungen  ausserhalb   der 
Zuteilungsmittel  der  Kasse  verfallen. 

Die  Kasse  darf  zurücktreten,  wenn  der  Kreditnehmer  zahlungs- 
unfähig  wird,  seine  Ansprüche  aus  dem  Vertrag  verpfändet  oder 
an  einen  Dritten  abtritt,  wenn  seine  Ansprüche  an  die  Kasse  von 
Dritten  gepfändet  werden  oder  wenn  der  Kreditnehmer  mehr  als 
drei  Monate  im  Verzug  ist.  Bei  Verzug  von  über  sechs  Monaten 
ist  sie  sogar  zum  Rücktritt  verpflichtet,  wenn  der  Kreditnehmer 
sich  nrdit  ausdrücklich  mit  der  Weiterführung  einverstanden  er- 
klart. Die  Aufnahme  weiterer  Rücktrittsmöglichkeiten  der  Kasse 
m  die  allgemeinen  Vertragsbedingungen  bedarf  der  Zustimmung 
des  Aufsichtsamtes. 

Abschnitt  V,  Fremde  Gelder,  Zwischenkredite,  Art.  34  bis  38 
sieht  vor,  dass  die  Kassen  fremde  Gelder  nur  zur  Ergänzung  der 
Zuteilungsmittel   und    zur   Gewährung   von   Zwischenkrediten   ent- 
gegennehmen dürfen.  Die  Rückzahlungen  sind  aber  mit  den  Geld- 
gebern   entsprechend    der    langfristigen   Verwendung    zu    ordnen 
Vertrage  für  Zwischenkredite  sind  von  den  Kreditverträgen  geson^ 
dert  abzuschhessen,  für  Zahlungen  daraus  sind  besondere  Quittun- 
gen auszustellen.   Sie  sind  in  erster  Linie  Kreditnehmern  mit  er- 
reichter  Mindestleistung  einzuräumen  und  dürfen  nur  bis  zum  Be- 
trag  der  ZuteUungssumme,  sowie  nur  für  die  ganze  Zeit  bis  zur  Zu- 
teilung gewährt  werden.  Die  Abtretung  oder  Verpfändung  der  durch 
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Fremdgeld  finanzierten  Grundpfandforderungen  aus  Zwischen- 
kreditverträgen bedürfen  der  Zustimmung  des  Aufsichtsamtes. 

Abschnitt  VI,  Die  Aufsicht,  Art.  39  bis  47,  regelt  die  Tätigkeit 
des  Aufsichtsamtes  in  ähnlicher  Weise  wie  bei  den  Versicherungs- 
gesellschaften. Laut  Art.  40  kann  der  Aufsichtsdienst  „jederzeit  die 
ihm  im  allgemeinen  Interesse  der  Kreditnehmer  geboten  erschei- 
nenden Verfügungen  treffen.  Er  kann  insbesondere  die  Kassen  ver- 
anlassen, die  nötigen  Vorkehren  zur  reibungslosen  Abwicklung  des 
Geschäftsplanes  zu  treffen  sowie  notwendig  erscheinende  Abände- 
rungen am  Geschäftsplan  und  an  den  Vertragsbedingungen  vorzu- 
nehmen." Durch  diesen  Artikel  ist  dem  Aufsichtsamt  tatsächlich 
eine  fast  unumschränkte  Verfügungsberechtigung  eingeräumt,  die 
es  allem  Anschein  nach  auch  auszuüben  versteht.  Wenn  alle  andern 
Vorschriften  der  Verordnung  versagen,  bleibt  ihm  immer  noch  die 
Zuflucht  zum  „Diktatur-Paragraphen".  Das  Aufsichtsamt  kann 
jederzeit  Einsicht  in  den  Geschäftsbetrieb  der  Kassen  nehmen  und 
Auskünfte  verlangen,  ist  aber  zu  deren  strengen  Geheimhaltung 
verpflichtet. 

Der  Abschnitt  enthält  auch  Vorschriften  über  die  Verbreitung 
von  Werbematerial,  das  vor  Gebrauch  dem  Aufsichtsamt  zur 
Ueberprüfung  zu  unterbreiten  ist.  An  die  Kosten  des  Aufsichtsdien- 
stes haben  die  Kassen  jährlich  2  ^/^^  aller  von  ihren  Kreditnehmern 
im  abgelaufenen  Jahr  geleisteten  Zahlungen  beizutragen. 

Abschnitt  VII,  Liquidation,  Art.  48  bis  54.  Jede  Liquidation, 
ob  freiwillig  oder  erzwungen,  wickelt  sich  unter  der  Aufsicht  des 
Aufsichsamtes  ab.  Fusionen  bedürfen  der  Genehmigung  des  Fi- 
nanz- und  ZoUdepartementes.  In  den  übrigen  Fällen  von  Liquida- 
tionen kann  der  Aufsichtsdienst  anordnen,  dass  die  Aktiven  und 
Passiven  oder  der  Vertragsbestand  der  Kasse  mit  Rechtswirkung 
für  die  Kreditnehmer  ganz  oder  teilweise  auf  eine  andere  Kasse 
übertragen  werden.  Gegen  die  Anordnungen  ist  Verwaltungsge- 
richt sbesch  wer  de   an   das   Bundesgericht   zulässig. 

Der  Abschnitt  enthält  verschiedene  vom  Schuldbetreibungs- 
und Konkursgesetz  wesentlich  abweichende  Bestimmungen.  So  darf 
eine  Nachlasstundung  bzw.  ein  Konkurs  nur  mit  Zustimmung  des 
Finanz-  und  Zolldepartements  erfolgen.  Die  Nachlasstundung  be- 
trägt 6  Monate,  sie  kann  auf  höchstens  12  Monate  ausgedehnt  wer- 
den. Eine  Gläubigerversammlung  findet  nicht  statt,  und  der  Nach- 
lassvertrag bedarf  nicht  der  Zustimmung  einer  Gläubigermehrheit. 
Das  Konkursgericht  kann  zur  Durchführung  des  Konkurses  eine 
besondere  Konkursverwaltung  ernennen  und  ihr  sämtliche  Befug- 
nisse   der    Gläubigerversammlung   übertragen.    Der   Aufsichtsdienst 
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hat  das  Vorschlagsrecht  für  diese  Konkursverwaltung.  Für  den 
Schiüdenruf,  die  Kollokation  der  Gläubiger  nnd  die  Verwertung 
der  Aktiven  kann  der  Bundesrat  vom  Seh.  K.  G.  abweichende  Vor- 
schritten  aufstellen. 

Abschnitt  VIII,  Verantwortlichkeits-  und  Strafbestimmungen, 
u,  .  '  t  •  ^^°*^^'*'  (Geschäftsführer  und  Kontrollorgane  sind 
sowohl  der  Kasse,  wie  den  einzelnen  Gesellschaftern  und  Gläubi- 
gern  für  den  Schaden  verantwortlich,  den  sie  durch  absichtliche 
oder  fahrlässige  Verletzung  ihrer  Pflichten  verursachen.  Im  Kon- 
kurs  der  Kasse  steht  die  Geltendmachung  des  Anspruches  der  ein- 
zehien  Gesellschafter  und  Gläubiger  zunächst  der  Konkursverwal- 
tung  zu.  Verzichtet  sie  darauf,  so  ist  jeder  Gläubiger  berechtigt,  die 
Abtretung  des  Anspruches  zu  verlangen. 

^f  vorsätzlich:  unbefugterweise  ein  unter  die  Verordnung 
fallendes  Unternehmen  betreibt,  Kredite  in  vorschriftswidriger 
Weise  zuteilt,  oder  Zuteüungsmittel  und  fremde  Gelder  in  vor- 
schriftswidriger  Weise  verwendet,  keine  geordnete  Buchhaltung 
fuhr^,  die  Jahresrechnung  nicht  vorschriftmässig  aufstelh  oder  sie 
nicht  veröffentlicht,  Werbematerial  vorschriftswidrigen  Inhalts  ver- 
breitet dem  Aufsichtsamt  die  Geschäftsverhältnisse  der  Kasse  un- 
wahr  darstellt  oder  verschleiert,  wird  mit  Busse  bis  zu  Fr.  10  000 
oder  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft.  Beide  Strafen 
können  verbunden  werden. 

Abschnitt  IX,   Uebergangs-  und  Schlussbestimmungen,  Art.  66 
bis  74.  Die  vor  dem  Inkrafttreten  der  Verordnung  abgeschlossenen, 
aber  noch  nicht  zugeteilten  Verträge  dürfen  nur  soweit  vorbehahs- 
los  mit  den  neuen  Verträgen  gemeinsam  abgewickeh  werden,  als 
sich   die   betreffenden    Kreditnehmer   Tilgungsbedingungen    unter- 
werfen,  welche  sich  jenen  für  neue  Verträge  allmählich  anpassen. 
Uie  Kassen  haben  für  die  Anpassung  einen  einheitlichen,  vom  Auf- 
Sichtsamt  genehmigten   Plan   anzuwenden.   Die  Kreditnehmer,   die 
die   neuen   Bedingungen   nicht   annehmen   wollen,   werden   als   ge- 
schlossene    Gruppen     abgewickeh     und     dementsprechend     lange 
Wartezeiten  auf  sich  nehmen  müssen. 

Kassen,  die  vor  dem  Inkrafttreten  der  Verordnung  als  Genos- 
senschaften  gegründet  wurden,  können  ihre  bisherige  GeseUschafts- 
form  beibehalten  unter  der  Voraussetzung,  dass  sie  im  übrigen  die 
vorstehenden  Bedingungen  (z.  B.  Fr.  100  000  Eigenkapital)  voll- 
standig  erfüllen. 

Bei  der  AufsteUung  der  Verordnung  stand  im  Vordergrund 
das  Bemuhen,  die  gegenwärtigen  und  künftigen  Bausparer  nach 
Möglichkeit  zu  schützen  und  ihnen  ihre  Einlagen  zu  erhalten    Da- 
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her  auch  die  Bestimmung,  dass  ein  zurücktretender  Kreditnehmer 
keinen  Anspruch  auf  baldige  Zurückzahlung  seiner  bisherigen 
Einzahlungen  besitzt,  sondern  abwarten  muss,  bis  die  Rückzahlung 
ohne  Störung  des  normalen  Betriebes  der  Kasse  möglich  ist.  Be- 
sonderes Gewicht  wurde  auf  die  Verhinderung  der  Verbreitung 
irreführenden  Werbematerials  und  von  Auswüchsen  in  der  Propa- 
ganda gelegt.  Ebenso  auf  vollständige  Aufklärung  über  Wartezei- 
ten und  sonstige  Risiken  14  Tage  vor  Abschluss  eines  Vertrages,  da- 
mit der  Kunde  vorher  genügend  Zeit  zum  Ueberlegen  habe. 

3.  Die  bisherige  Tätigkeit  des  Aufsichtsamtes 
und  die  Auswirkungen  der  Verordnung. 

Das  Eidg.  Aufsichtsamt  nahm  seine  Tätigkeit  am  6.  Februar 
1935  mit  einer  öffentlichen  Aufforderung  an  alle  Unternehmungen 
auf,  die  unter  die  Verordnung  vom  5.  Februar  1935  fallen.  Die  Auf- 
forderung ergab,  dass  am  15.  Februar  1935  insgesamt  26  unter  die 
Verordnung  fallende  Unternehmungen  bestanden,  nämlich  20  Bau- 
sparkassen und  6  Zwecksparkassen.  In  der  Folge  reichten  17  Bau- 
und  2  Zwecksparkassen  Gesuche  um  Bewilligung  zur  Weiterfüh- 
rung des  Betriebes  ein.  Die  letzteren  haben  uns  hier,  weil  aus  dem 
Rahmen  dieser  Arbeit  fallend,  nicht  weiter  zu  beschäftigen.  Drei 
Bausparkassen  verzichteten  von  vorneherein  auf  die  Weiterführung 
und  traten  unter  der  Kontrolle  des  Aufsichtsamtes  in  Liquidation. 
Es  waren  dies: 

die-  Ligue  pour  le  developpement  de  la  petite  propriete,  Fri- 
bourg; 

die  Freibau-Kreditgenossenschaft,  Basel,  und 

die  Preta  A.-G.,  Bern. 

Bei  der  ersteren  handelte  es  sich  um  eine  freiwillige  Liquida- 
tion, bei  den  beiden  andern  um  Zwansliquidation  wegen  Ueber- 
schuldung. 

Am  5.  April  erteilte  die  Aufsichtskommission  auf  Antrag  des 
Aufsichtsamtes  folgenden  Kassen  die  vorläufige  Bewilligung  zur 
Weiterführung  des  Betriebes: 

Kollektiv-Bau-  und  Ablösungsgenossenschaft  Kobag,  Basel; 

Eigenheim  A.-G.,  Basel; 

Heimat  A.-G.,  Schaff  hausen; 

Wohnkultur-  Baukredit  A.-G.,  Zürich; 

Tilgungskasse  für  Bau-  und  Hypothekarkredite,  T  i  1  k  a  , 
Zürich ; 

A  m  o  b  a  ,  Amortisations-  und  Baukredit  A.-G.,  Basel; 

Bau-  und  Entschuldungs-A.-G.  B  e  n  t  a  g  ,  Zürich. 
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Anfangs  Mai  erhielten  die  Bewilligung: 
Kreditgenossenschaft  der  Baufreunde,  Zürich; 
Darlehensgenossenschaft  Dakred,  Zürich; 
Habal  A.-G.,  Luzern  (Sitz  seither  nach  Basel  verlegt); 
S  p  a  d  a  g  A.-G.,  Basel. 

lieber  den  Geschäftsbetrieb  und  die  bisherige  Entwicklung 
dieser  11  bewilligten  Kassen  orientieren  die  Ausführungen  unter 
C.  IIL  2.  Zwei  davon,  Baufreunde  und  Ben  tag,  haben 
allerdings  inzwischen  schon  auf  die  Weiterführung  verzichtet  und 
sind  freiwillig  in  Liquidation  getreten.  Die  Dakred  wurde  zur 
Liquidation  gezwungen. 

Weiter  in  Liquidation  getreten  sind,  ausser  den  6  vorgenann- 
ten, zum  Teil  auf  Veranlassung  des  Aufsichtsamtes,  zum  Teil,  weil 
sie  die  Unmöglichkeit,  das  vorgeschriebene  einbezahhe  Eigenkapi- 
tal  von  Fr.  100  000  aufzubringen,  einsahen: 

Baukredit  Zürich  A.-G.,  Zürich; 

L  e  n  a  g  ,  Liegenschaf tsentschuldungs- A.-G.,  Zürich; 
Fortuna  A.-G.,  Zürich; 
Baukasse  Bern  A.-G.,  Bern. 

Alle  diese  Liquidationen  werden  zum  TeU  durch  das  Aufsichts- 
amt  selber,  zum  Teil  unter  seiner  Aufsicht  durch  von  der  Kommis- 
sion ernannte  Liquidatoren  (TreuhandgeseUschaften)  durchgeführt. 
Sie  nehmen  einen  erheblichen  Teil  der  Tätigkeit  des  Amtes  in 
Anspruch.  Im  Interesse  der  Kreditnehmer  musste  danach  getrachtet 
werden,  die  Verträge,  soweit  als  möglich,  gesamthaft  auf  solide, 
bewilligte  Kassen  überzuführen. 

Die  Kassen  mit  provisorischer  Bewilligung  haben  nun  ihre 
aUgemeinen  Vertragsbedingungen  und  Tarife  als  Grundlage  für  die 
endgültige  Bewilligung  der  Verordnung  anzupassen.  Alle  haben 
technische  Experten  an  der  Hand,  die  in  der  Lage  sind,  einwand- 
freie Tarife  aufzustellen  (Versicherungsmathematiker).  Bis  Mitte 
September  haben  nur  zwei  Kassen  ihre  neuen  Bedingungen  ver- 
öffentlicht:  Eigenheim  und  Kobag. 

Das  Prinzip,  welches  die  neuen  Tarife  der  schweizerischen 
Bausparkassen  beherrschen  soll,  ist  Schutz  und  Gleichbehandlung 
aller  Kreditnehmer  durch  gleichmässige,  von  der  Wartezeit  unab^ 
hängige  Darlehensbelastung.  Ausserdem  wird  Gewicht  gelegt  auf 
möglichste  Klarheit  und  Uebersichtlichkeit  der  Vertragsbedin- 
gungen, sowie  der  übrigen  Vertragsunterlagen.  Die  neuen  Bedin- 
gungen und  Tarife  sind  daher  vor  der  Veröffentlichung  dem  Auf- 
sichtsamt zur  Ueberprüfung  einzureichen. 
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Eine  Auswirkung  der  Verordnung,  die  die  Kassen  stark  be- 
schäftigt, ist  die  Frage  der  Hereinnahme  von  Fremdgeld.  Der  Auf- 
sichtsdienst hat  bis  jetzt  die  Ansicht  vertreten,  dass: 

1.  Die  Uebernahme  von  Bürgschaftsverpflichtungen  den  Fremd- 
geldgebern gegenüber  (Art.  13  der  BRV)  den  Kassen  mit  den 
nötigen  Vorbehalten  betreffend  Risiko  und  Liquidität  nicht 
verunmöglicht  werden  soll. 

2.  Die  Kreditnehmer  im  Kreditvertrag  nicht  irgendwie  verpflich- 
tet werden  dürfen,  der  Kasse  Fremdgeld  zur  Verfügung  zu 
stellen. 

Die  Beschaffung  grosser  Mengen  Fremdgeld  als  Mittel  zur 
Abkürzung  der  Wartezeiten  ist  für  die  Kassen,  die  sich  auf  das 
englische  Bausparsystem  umstellen  wollen,  von  vitaler  Bedeu- 
tung, der  sich  das  Aufsichtsamt  und  die  Kommission  keineswegs 
verschliessen.  Anderseits  scheint  man  aber  auch  schon  die  Not- 
wendigkeit erkannt  zu  haben,  die  Kreditnehmer  gegen  einen  even- 
tuellen Druck  seitens  der  Kassen  zu  schützen.  Gemäss  Punkt  2 
wäre  daher  auch  der  von  der  DBS  eingeführte  und  von  verschie- 
denen deutschen  Bausparkassen  praktizierte  Spardienst  (siehe 
C.  IV.  4.)   in  der  Schweiz  nicht  erlaubt. 

Von  Seiten  der  Regierung  des  Fürstentums  Liechtenstein  war 
das  Begehren  um  Ausdehnung  der  Verordnung  auf  das  Gebiet  des 
Fürstentums  gestellt  worden.  Ein  entsprechendes  Abkommen  wurde 
am  10.  Mai  1935  getroffen. 

Weittragende  Auswirkungen  hat  die  Statuierung  eines  Gut- 
habenzinses  von  mindestens  2  %  während  der  ersten  5  Jahre  nach 
Erreichung  von  20  %,  gemäss  Art.  18,  1  der  BRV,  zur  Folge  ge- 
habt. Diejenigen  Kassen,  deren  Tarife  bisher  schon  einen  Passiv- 
zins von  2  %  oder  darüber  vorsahen,  wurden  zwar  von  dieser  Be- 
stimmung nicht  berührt,  dagegen  konnte  sie  für  die  bisher  zins- 
losen Kassen  von  verheerenden  Folgen  sein,  wenn  es  ihnen  nicht 
gelang,  mit  den  alten,  noch  nicht  zugeteilten  Mitgliedern,  zu  einer 
für  beide  Teile  annehmbaren  Einigung  zu  gelangen.  Während  sie 
von  den  bisher  zugeteilten  Mitgliedern  keinen  Darlehenszins  erhal- 
ten, sollten  sie  nach  dem  Wortlaut  von  Art.  18  den  noch  wartenden 
ihr  Guthaben  zu  2  %  bzw.  nach  Ablauf  von  5  Jahren  zu  3  %  ver- 
zinsen. Theoretisch  hätte  dieser  Ausfall  in  seiner  Gesamtheit  durch 
die  erhobenen  Ausgleichgebühren  gedeckt  werden  sollen.  Da  die- 
selben jedoch,  wie  schon  unter  C.  IV.  4.  ausgeführt,  im  allgemeinen 
durchaus  ungenügend  waren,  hätten  sie  dazu  bei  weitem  nicht  aus- 
gereicht. 
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Diesen  Verhältnissen  trägt  die  Verordnung  in  den  Uebergangs- 
bestimmungen  Rechnung,  indem  nach  Art.  68  die  früher  abge- 
schlossenen,  aber  noch  nicht  zugeteilten  Verträge  nur  soweit  vor- 

dürf.n"'r"  f"."T°  Yf^^äS«"  gemeinsam  abgewickelt  werden 
dürfen,  als  sich  die  betreffenden  Kreditnehmer  Tilgungsbedingun- 
gen  unterwerfen,  welche  sich  jenen  für  neue  Verträge  allmählich 
anpassen  Den  renitenten  Kreditnehmern  wurde  die  Abwicklung 
Ihrer  Vertrage  m  geschlossener  Gruppe  angedroht. 

Auf  Grund  dieser  Bestimmung,  die  besonders  für  die  älteren 
Unternehmungen  mit  grosser  Mitgliederzahl  von  vitaler  Bedeutung 
ist,  traten  nun  die  Kassen  mit  ihren  zuvor  dem  Aufsichtsamt  zur 
Genehmigung  unterbreiteten  Anpassungsplänen  auf  dem  Zirkular- 
wege  an  ihre  Mitglieder  heran,  und  es  scheint  allen  gelungen  zu 
sein,   diese  ben  von   der  Notwendigkeit   der  Zustimmung  zu   über- 

s^teS   H  "'T    "r    ^"'•=^^''    Anpassungsplanes  'sei    nach- 

sehend  derjemge  der  ältesten  und  grössten  zinslosen  Kasse,  der 
JS^obag,  kurz  skizziert. 

dem^!l"*  !•"'""•=!'*«'»'*'  ^^'^  die  Kobag  ihren  älteren  Mitglie- 
dern,  die  schon  seit  mehreren  Jahren  ihre  Einlagen  ohne  Zinsver- 
gutung  geleistet  hatten,  weiter  entgegenkommen'  musste,  alTden 
erst  in  den  letzten  Monaten  beigetretenen.  Sie  teilte  dieselben  da 
her  nach  dem  Abschlussdatum  des  Vertrages  in  vier  Gruppe "  auf 
und  unterbreitete  ihnen  folgenden  Vorschlag:  ^ 

,r7"'''5'  ^^l  1*^."  •"■  ^    *"^  ^^    vertraglichen  Ausgleichbei- 
ra^S  ::'   fo  t         "   '"  -«"glichen  Verwaltungskostenbei- 

r^    r.   7°    ""'i-  •'"'''"  '^""*''*    ""^  durchschnittlich 
A^°J\.:.  Je^'^eJigen   Restschuld.   Verzinsung  aller   seit 

nZ  1936  "''  '''^'""^'^  Einzahlungen  zu  2  %  ab  1.  jt 

Dagegen  sollen  die  alten  Mitglieder  nach  erfolgter  Zutei- 
lung  Ihre  jewedige  Restschuld  entgegen  der  urspTünglTchen 
Sgen  mit"  "^^'^^""""^  ^''^'^''"'  verzinsen,  und  zwLdL 

Abschluss  1931  und  1932 zu  21/  O' 

Abschluss  Januar   1933  .  •    •    .  .  ^ j-^  ^ 

Abschluss  1.  Febr.  1933  bis  9.  NoC.   i934  '.  '.    2  23/!  % 
Abschluss  seit  9.  November  1934  ZV  ^ 

wogegen  die  neu  eingetretenen  Mitglieder  ihre  Resischuld  zu  sV.  % 
verzinsen  müssen.  c"«  /lu  0/4  ^^ 
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die  seit  der  Inkraftsetzung  der  BRV  geleisteten  Einlagen  verzinsen, 
und  zwar  ab  1.  Januar  des  jeweilen  auf  die  Einzahlung  folgenden 

Jahres. 

Zum  Schluss  sei  noch  eine  Auswirkung  erwähnt,  die  zeigt,  wie 
es  einem  findigen  Kopf  gelingt,  um  Schwierigkeiten  herumzukom- 
men, die  ihm  durch  die  Gesetzgebung  in  den  Weg  gestellt  worden 

sind. 

Am  27.  Juni  1935  wurde  in  Zürich  die  Eigenheim-Finanz- 
GenossenschaftZürichins  Handelsregister  eingetragen,  als 
deren  Zweck  angegeben  wird:  Beschaffung  von  Kapital  für  den 
Bau  von  Eigenheimen  (Ein-  und  Zweifamilienhäuser)  im  Gebiete 
der  Schweiz.  Die  Genossenschaft  gibt  Anteilscheine  von  Fr.  100. — 
aus  und  gewährt  Darlehen  gegen  grundpf ändliche  Sicherheit  für  neu 
zu  errichtende  Ein-  und  Zweifamilienhäuser.  Die  allgemeinen  Ge- 
schäftsbedingungen gleichen  auffallend  denjenigen  einer  Bauspar- 
kasse und  enthalten  so  ziemlich  alle  termini  technici  einer  solchen, 
z.  B.  Grundanzahlung,  Eigenleistung,  Risikofonds,  Verwaltungs- 
kostenbeiträge, Sperrkonto,  Pflichtraten,  Sonderleistungen,  unkünd- 
bares Darlehen,  Sterbefallversicherung,  Restschuldsumme  usw. 

Die  E.  F.  G.  schliesst  mit  Eigenheim-Interessenten,  die  bei  Ver- 
tragsabschluss  einen  Grundanteil  von  20  %  des  Erstellungswertes 
inklusive  Baulandkosten  auf  ihr  durch  die  Treuhandgesellschaft 
V  i  s  u  r  a  in  Zürich  verwaltetes  Sperrkonto  einzahlen,  Hypothekar- 
Tilgungsverträge  ab  in  der  Höhe  der  II.  Hypothek  mit  einem  Vor- 
gang von  50  %  des  Erstellungs-  und  Schätzungswertes  des  ge- 
wünschten Eigenheims.  Sie  besorgt  bei  Versicherungsgesellschaften, 
mit  denen  sie  in  einem  Vertragsverhältnis  steht,  die  erste  Hypo- 
thek von  50  %  und  gewährt  selber  die  zweite  bis  zur  Höhe  von 
80  %  des  Schatzungswertes.  Die  Tilgungshypothek  im  2.  Rang  muss 
nach  Bezug  des  Eigenheims  vom  Eigentümer  mit  10  %  (berechnet 
vom  Betrage  der  II.  Hypothek)  amortisiert  und  verzinst  werden. 
Diese  10  %  jährliche  Auslagen  für  die  II.  Hypothek  verteilen  sich 
wie  folgt: 

8,5   %  als  Verzinsung  und  Amortisation; 

1      %  als    Einlage    in    den    Reserve-     (Risiko-)     Fonds    der 
E.F.G.; 

0,5  %  als  Verwaltungskosten  der  E.  F.  G. 

Für  die  Finanzierung  des  Eigenheims  verlangt  die  Genossen- 
schaft eine  Provision  von  4  %  der  II.  Hypothek.  Diese  Provision 
wird  zu  den  Baukosten  gerechnet,  wie  z.  B.  das  Architektenhonorar. 

Als  Zinsen  für  die  I.  und  II.  Hypothek  sind  je  4  %  in  Rech- 
nung gestellt. 
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Die  vollständige  Amortisation  der  II.  Hypothek  beansprucht 
16  Jahre,  während  welcher  Zeit  die  E.  F.  G.  in  Verbindung  mit  der 
Treuhandgesellschaft  V  i  s  u  r  a  auch  das  Inkasso  der  Zinsen  für  die 
I.  Hypothek  besorgt.  Die  II.  Hypothek  wird,  zur  Sicherung  des 
Darlehensnehmers  gegen  Verpfändung  oder  Veräusserung,  bis  zur 
vollständigen  Amortisation  bei  der  Visura  hinterlegt  und  nach- 
her dem  Eigentümer  zurückgegeben.  Es  steht  ihm  dann  frei,  sie  zu 
löschen  oder  als  Eigentümer-Hypothek  weiter  bestehen  zu  lassen. 
Mit  der  Amortisation  der  IL  Hypothek  ist  das  Vertragsverhältnis 
zwischen  E.  F.  G.  und  Hauseigentümer  beendet,  und  letzterer  hat 
von  nun  an  die  Zinsen  für  die  I.  Hypothek  direkt  an  den  Besitzer 
derselben  abzuführen.  Solange  der  Darlehensnehmer  seinen  Ver- 
pflichtungen nachkommt,  ist  die  II.  Hypothek  unkündbar.  Die 
Kündigungsmöglichkeiten  für  die  E.  F.  G.  sind  in  gleicher  Weise 
geregelt  wie  bei  den  Bausparkassen. 

Die  ganze  Art  der  Belehnung  entspricht  ziemlich  genau  der- 
jenigen der  Wohnkultur. 

Als  Mitglieder  der  Genossenschaft  sind  hauptsächlich  die  Bau- 
unternehmer und  Bauhandwerker  in  Aussicht  genommen.  Sie 
haben  mindestens  einen  Anteilschein  zu  übernehmen.  Die  Ver- 
gebung der  Bauarbeiten  soll  nur  an  Mitglieder  der  Genossenschaft 
erfolgen.  Die  Darlehensnehmer  sind  nicht  verpflichtet,  die  Mit- 
gliedschaft zu  erwerben. 

Die  schwache  Seite  dieses  neuen  Finanzierungsinstitutes  ist  die 
Beschaffung  der  Mittel  für  die  II.  Hypotheken.  Die  letzteren 
sollen  nämlich  nach  dem  ursprünglichen  Plan  gedeckt  werden 
durch  Ausgabe  von  Hypothekar-Obligationen  von  je  Fr.  100.—,  auf 
1  bis  16  Jahre  fest  und  zu  4  %  verzinslich.  Diese  Obligationen 
werden  sowohl  dem  Baulandverkäufer,  wie  den  sämtlichen  am 
Bau  beteiligten  Handwerkern  für  30  %  ihrer  Guthaben  in  Zahlung 
gegeben.  Aus  dem  Erlös  der  jährlichen  Amortisationen  der  II. 
Hypotheken  werden  sie  durch  das  Sperrkonto  im  Laufe  von  16 
Jahren  zurückgezahlt.  Die  Reihenfolge  der  Auszahlungen  wird 
durch  das  Los  bestimmt.  Sichergestellt  werden  die  Hypothekar- 
Obligationen  durch  ein  Generalpfandrecht  auf  den  sämtlichen  Zah- 
lungen, die  für  Verzinsung  und  Amortisation  der  II.  Hypotheken 
auf  Sperrkonto  eingehen.  Es  dürfen  nur  soviele  Hypothekar-Obliga- 
tionen ausgegeben  werden,  als  bei  der  Treuhandgesellschaft  Amorti- 
sationshypotheken deponiert  sind. 

Mit  der  Zahlung  von  30  %  in  Hypothekar-Obligationen  ist  nun 
aber  die  E.  F.  G.  laut  ihrer  eigenen  Mitteilung  bei  den  Bauhand- 
werkem    auf    grossen  Widerstand   gestossen,    sodass   sie  hier  eine 
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andere  Lösung  sucht.  Sie  hat  deswegen  Fühlung  mit  verschiedenen 
eidgenössischen  und  kantonalen  Behörden  genommen  und  ist,  da 
der  Bau  von  Eigenheimen  den  Baumarkt  beleben  würde  ohne  den 
Wohnungsmarkt  nennenswert  zu  belasten,  mit  ihren  Vorschlägen 
einem  gewissen  Interesse  begegnet.  Mit  Rücksicht  auf  die  noch 
unabgeklärte  Sachlage  will  sie  jedoch  vorläufig  darüber  noch  Still- 
schweigen bewahrt  wissen.  Sollten  ihre  Bemühungen  in  der  einge- 
schlagenen  Richtung  Erfolg  haben,  so  wäre  allerdings  der  Markt 
für  die  Hypothekar-Obligationen  gesichert. 

Trotzdem  die  E.  F.  G.  in  der  Art  ihres  Betriebes  grosse  Ver- 
wandtschaft  mit  den  Bausparkassen  besitzt,  fehlen  ihr  doch  zwei 
wesentliche  Merkmale  einer  solchen:  Verwaltung  eines  Sammelspar- 
vermögens  von  Bausparern  und  planmässige  Darlehensgewährung 
daraus  an  die  gleichen  Personen  ^^). 

Auch  die  Definition  der  schweizerischen  Kreditkassen  mit 
Wartezeit  (Art.  1  BRV)  enthält,  wenn  auch  etwas  weniger  präzi- 
siert, diese  Merkmale.  Der  Handelsregisterführer  von  Zürich  und 
das  als  Prüfungsstelle  amtende  Eidg.  Handelsregister  in  Bern,  ohne 
dessen  Zustimmung  die  Anmeldungen  nicht  definitiv  eingetragen 
und  veröffentlicht  werden  dürfen,  scheinen  in  der  Verordnung 
über  die  Kreditkassen  mit  Wartezeit  keinen  Hinderungsgrund  zur 
Eintragung  dieser  Genossenschaft  gesehen  zu  haben  ^^). 

Dem  Vernehmen  nach  bestehen  auch  bei  einigen  wegen  Kapi- 
talmangel zur  Liquidation  verurteilten  Bausparkassen  Projekte  zur 
Umstellung  auf  die  Vermittlung  von  Kapitalien  für  Bauzwecke. 

VII.  Zusammenfassung  und  Ausblick. 

Zusammenfassend  kann  gesagt  werden,  dass  das  schweizerische 
Bausparwesen  sich  im  Zeitraum  von  5  Jahren  ausserordentlich 
rasch  entwickelt  hat.  So  stellte  schon  die  Botschaft  des  BR  vom 
5.  Juni  1934  fest,  dass  die  schweizerischen  Kassen  knapp  4  Jahre 
nach  ihrem  Auftauchen,  gemessen  an  der  Bevölkerungszahl,  schon 
annähernd  gleich  viele  Darlehen  gewährt  hatten,  wie  die  deutschen 
Kassen  nach  zehnjähriger  Geschäftstätigkeit,  Allein  in  der  Zeit 
vom  30.  Juni  1934  bis  15.  Februar  1935  erhöhte  sich  die  Zahl 
der  abgeschlossenen  Bausparverträge  der  17  Kassen,  die  um  die 
provisorische  Bewilligung  nachgesucht  hatten,  nach  einer  Zusam- 
menstellung des  Auf  Sichtsamtes  von  12  033  für  Fr.  207  560  000  auf 
16  725  mit  Fr.  308  536  000  Vertragssumme.  Die  Zunahme  betrug 
somit  für  diese  71/^  Monate  6415  Verträge  für  über  101  Millionen 
Franken.     Zugeteilt    wurden    in    dieser    Zeit    805    Verträge    mit 
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Fr.  13  407  000.  Die  Zunahme  wäre  wohl  noch  erheblich  grösser 
gewesen,  wenn  nicht  während  der  4  Monate  zwischen  dem  Bundes- 
beschluss  vom  29.  September  1934  und  dem  Erlass  der  BRV  vom 
5.  Februar  1935  eine  starke  Zurückhaltung  seitens  der  Interessenten 
eingetreten  wäre,  weil  viele  derselben  zuerst  die  gesetzliche  Rege- 
lung abwarten  wollten. 

Die  rasche  Einführung  der  letzteren  hat  jedenfalls  viele  Bau- 
sparer, die  heute,  sei  es  infolge  Liquidation  ihrer  Kasse  und  Ueber- 
tragung  auf  eine  andere,  lebensfähigere,  sei  es  durch  mehr  oder 
weniger  erzwungenen  Verzicht  auf  gewisse  wohlerworbene  Rechte 
eine  immerhin  tragbare  finanzielle  Einbusse  erleiden,  vor  späteren, 
viel  grösseren  Verlusten  bewahrt. 

Der  den  Bausparkassen  von  mancher  Seite  gemachte  Vorwurf, 
sie  bewirkten  nur  eine  Umlagerung  der  Sparguthaben,  ist  jeden- 
falls nicht  erwiesen.  Laut  der  schweizerischen  Bankenstatistik  ist 
für  die  Jahre  1930 — 33  eine,  wenn  auch  abnehmende  Vermehrung 
der  Sparkassengelder,  Depositen  und  Einlagehefte  bei  den  von  der 
Statistik  erfassten  Banken  und  Sparkassen  festzustellen.  Nach- 
stehend die  Bestände  jeweils  zu  Anfang  des  Jahres  einschliesslich 
der  Zinsen  des  Vorjahres: 

Bei  sämtlichen  Instituten  Bei  den  Grossbanken  allein 

Mill.  Fr.  Mill.  Fr. 

1930 4779,4  817,6 

1931 5340,5  992,8 

1932 5731,4  862,6 

1933 5898,0  775,1 

1934 5907,1  676,7 

Die  starke  Abnahme  der  Einlagebestände  bei  den  Grossbanken 
ist  durch  das  allgemeine  Misstrauen  gegen  dieselben  ohne  weiteres 
erklärlich.  Die  übrigen  Kategorien  von  Bankinstituten  weisen  aber 
sämtliche  jedes  Jahr  eine  Vermehrung  auf.  In  der  gegenwärtigen 
Krise,  wo  grosse  Teile  der  Bevölkerung  unter  einem  starken  Rück- 
gang des  Verdienstes  leiden,  darf  eine  allgemeine  Verringerung  der 
Einlagen  nicht  wundernehmen.  Es  ist  aber  durch  die  Bank- 
statistik festgestellt,  dass  einzig  bei  der  Kategorie  der  Grossbanken 
seit  dem  Jahre  1931  die  Abhebungen  die  Einlagen  überwiegen.  Die 
dort  abgehobenen  Beträge  wurden  jedoch  zum  grössten  Teil  bei 
andern  Instituten,  hauptsächlich  den  Kantonalb anken  und  Spar- 
kassen, wieder  angelegt.  Es  ist  nun  sehr  wohl  denkbar,  dass 
trotz  der  durch  die  Krise  zur  Genüge  erklärten  Verminderung  der 
Gesamteinlagen,  die  Behauptung  der  Bausparkassen,  ihre  Tätigkeit 
bewirke  die  Bildung  von  neuem  Kapital  durchaus  den  Tatsachen 
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entspricht.  Ein  Beweis  dafür  lässt  sich  allerdings  bei  der  Jugend 
der  schweizerischen  Bausparbewegung  und  angesichts  der  fast  seit 
ihrer  Gründung  herrschenden  Krise  nicht  erbringen. 

Als  ein  unbestreitbarer  wirtschaftlicher  Vorteil  des  koUektiven 
Bausparens  ist  der  Umstand  anzusehen,  dass  es  eine  gleichmässigere 
zeitliche  Verteilung  der  Bauausführungen  bedingt  und  dadurch 
mithilft  zu  einer  gleichmässigeren  Beschäftigung  des  Baugewerbes, 
die  besonders  in  Krisenzeiten  von  Wichtigkeit  ist.  Ebenso  darf  der 
Tätigkeit  der  Bausparkassen,  soweit  sie  sich  auf  Ein-  und  Zwei- 
familienhäuser erstreckt  —  und  das  ist  immer  mehr  der  Fall  — 
die  Schaffung  einer  zusätzlichen  Bautätigkeit  und  damit  eine  Be- 
fruchtung vieler  anderer  Wirtschaftszweige  ohne  starke  Belastung 
des  Wohnungsmarktes  zugeschrieben  werden.  Vorteilhaft  wirken 
kann  auch  die  Bauberatung  seitens  der  Bausparkassen  durch 
eigens  damit  betraute  Fachleute,  die  schon  im  Interesse  ihrer 
Kasse  ihr  Augenmerk  auch  auf  leichte  Verkäuflichkeit  des  Objek- 
tes richten  müssen  und  daher  von  besonders  individuellen,  dem 
allgemeinen  Geschmack  zuwiderlaufenden  Bauvorhaben  abraten 
werden.  So  hat  z.B.  die  Tilka  vor  kurzem  einen  erfahrenen 
Architekten  als  Wohnberater  angestellt. 

Ob  dagegen  die  von  den  Bausparkassen  als  Ausfluss  ihrer 
Tätigkeit  in  Aussicht  gestellte  allgemeine  Zinsverbilligung  eintreten 
wird,  erscheint  zum  mindesten  zweifelhaft.  Die  Entwicklung  in 
England  und  U.  S.  A.  scheint  nicht  darauf  hinzudeuten.  Vorerst 
geht  sie  auch  bei  uns  in  der  Richtung,  dass  sich  die  Bausparkassen 
hinsichtlich  der  den  Einlegern  gewährten  Zinsen  dem  offenen 
Markt  anpassen  müssen.  Das  wird  um  so  mehr  der  Fall  sein,  wenn 
sie  nach  und  nach  mehr  Fremdkapital  heranziehen  wollen.  Für 
dieses  letztere  werden  sie  sogar,  bis  das  Vertrauen  in  ihre  Sicher- 
heit allgemein  begründet  ist,  eher  einen  etwas  höheren  Zins  an- 
legen müssen.  Sicherlich  ist  aber  der  Anteil  des  Bausparens  an  der 
Kapitalbildung  bei  uns  noch  viel  zu  klein,  als  dass  es  einen  Ein- 
fluss  auf  die  Zinsbildung  ausüben  könnte. 

In  sozialökonomischer  Hinsicht  können  die  Bausparkassen 
jedenfalls  für  sich  in  Anspruch  nehmen:  die  Förderung  der  Spar- 
tätigkeit  im  allgemeinen  durch  den  Sparzwang,  die  zwangsläufige 
Besitzentschuldung  und  die  Bekämpfung  des  Bürgschaftsunwesens. 
Die  Bausparkassen  werden  von  den  Bausparern  in  erster  Linie 
nicht  um  ihrer  Erwerbswirtschaft  willen,  sondern  zu  persönlichen, 
konsumtiven  Zwecken  in  Anspruch  genommen.  Die  Bausparer  sind 
daher  vorwiegend  als  letzte  Konsumenten  anzusehen.  Die  Kassen 
geben   den  ersparten  Einkommensteilen  ihrer   Mitglieder  eine  be- 
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stimmte  Verwendmigsrichtung ;  sie  bewirken,  dass  diese  Einkorn^ 
mensteile  nicht  verzehrt,  sondern  angelegt  werden.  Ob  die  gleichen 
Anlagen  bzw.  Ersparnisse  auch  ohne  Bausparkassen  gemacht  wür- 
den, kann  nicht  belegt,  sondern  nur  vermutungsweise  bejaht  oder 
verneint  werden.  Kleinschmidt  z.  B.  schliesst  sich  letzterer  Ansicht 


an. 


70 


) 


Ueber  die  ethischen  Vorzüge  des  Eigenheims  gegenüber  dem 
Wohnen  in  grossen,  vielstöckigen  Häuserblocks  braucht  man  nicht 
viele  Worte  zu  verlieren.  In  der  Förderung  des  Baues  von  Eigen- 
heimen ist  denn  auch  das  Hauptbetätigungsfeld  der  Bausparkassen 
zu  erblicken  und  nicht  in  der  Finanzierung  von  Mietskasernen  oder 
der  Hypothekenablösung  bei  solchen.  Die  allgemeine  Limitierung 
der  Bausparverträge  auf  ein  gewisses  Maximum  pro  Haus,  die 
übrigens  bei  verschiedenen  Kassen  schon  besteht,  wäre  daher  sehr 
zu  begrüssen. 

Es  wäre  Vermessenheit,  Prognosen  aufstellen  zu  wollen  über 
die  zukünftige  Entwicklung  der  schweizerischen  Bausparkassen  zu 
einem  Zeitpunkt,  wo  noch  alles  mehr  oder  weniger  im  Fluss  ist  ^^) 
und  noch  nicht  einmal  feststeht,  ob  die  sämtlichen  acht  zurzeit 
noch   provisorisch  bewilligten  Kassen  sich  werden  halten  können. 

Die  Gefahr  einer  Erlahmung  des  Sparwillens  und  einer  allge- 
meinen Ernüchterung  ist  nicht  von  der  Hand  zu  weisen,  wenn  ein- 
mal die  Bausparer  anhand  der  von  nun  an  zu  veröffentlichen 
Berichte  über  die  Jahresergebnisse  merken,  dass  nur  eine  relativ 
kleine  Anzahl  von  ihnen  in  verhältnismässig  kurzer  Zeit  zum  Zuge 
kommen  und  dass  die  Wartezeit  der  Hauptmasse  jedes  Jahr  zu- 
nimmt. Diese  letztere  muss  also  reduziert  werden. 

Das  ist  auf  zwei  Arten  möglich: 

1.  Durch  die  Heranziehung  von  Fremdgeld  zu  einem  dem  offenen 
Markte  entsprechenden  Zinsfuss,  d.  h.  die  Schaffung  von  spar- 
kassenähnlichen Einrichtungen,  eventuell  unter  gleichzeitiger 
Ausgabe  von  Kassascheinen,  selber  oder  durch  ein  Zweig- 
institut. 72) 

2.  Durch  die  Limitierung  der  Bausparkassen  auf  die  Hergabe  der 
nachgehenden  Hypotheken,  während  sie  die  erste  nur  bei  an- 
dern Kreditinstituten  vermitteln.  '^^) 

Dafür  kommen  in  der  Schweiz  neben  den  Hypothekenbanken 
und  Versicherungsgesellschaften  vor  allem  die  Spar-  und  Leih- 
kassen  in  Frage,  die  ja  die  Gewährung  von  Darlehen  gegen  Grund- 
pfandsicherheiten schon  lange  mit  grossem  Erfolg  als  ihr  bedeu- 
tendstes Aktivgeschäft  betreiben.  Gegen  einen  Einbruch  der  Bau- 
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Sparkassen  in  dieses  ihr  ureigenstes  Geschäftsgebiet  setzen  sie  sich 
mit  aller  Energie  zur  Wehre;  als  Freunde  können  sie  den  Bauspar- 
kassen viel  nützen.  Die  I.  Hypothek  sollte  in  der  Regel  50  %  nicht 
überschreiten,  damit  der  Bausparer  auch  in  Krisenzeiten  die 
Sicherheit  hat,  dass  dieselbe  mit  Leichtigkeit  gefunden  werden 
könne,  sobald  er  die  Zuteilung  der  IL  erhält. 

Allerdings  werden  gegen  die  Beschränkung  auf  nachgehende 
Hypotheken  von  verschiedenen  Seiten  gewichtige  Bedenken  geltend 
gemacht.  In  England  ist  den  BS  die  Uebernahme  zweitstelliger 
Hypotheken  überhaupt  verboten;  ebenso  in  einzelnen  Staaten  der 
U.  S.  A.  Verschiedene  schweizerische  und  deutsche  Bausparkassen 
übernehmen  sie  nur  zusammen  mit  der  I.  Hypothek.  Wiederum 
andere  verlangen  dazu  eine  zusätzliche  Sicherung  durch  Bürg- 
schaft oder  Faustpfand,  wodurch  sie  z.  T.  selber  der  mit  so  viel 
Reklame  als  erstrebenswertes  Ziel  dargestellten  Abschaffung  des 
Bürgschaftsunwesens  entgegenarbeiten. 

Anderseits  ist  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  das  Risiko  in- 
folge der  sofort  einsetzenden  Amortisation  von  Monat  zu  Monat  zu- 
rückgeht. Zudem  ist  es  bei  den  vornehmlich  in  Betracht  fallenden 
Eigenheimen  geringer  als  bei  Miethäusem  und  Spekulationsbauten, 
weil  der  Eigenheimbesitzer  sein  oft  durch  jahrelanges  Zusammen- 
sparen finanziertes  Häuschen,  in  dem  er  selber  wohnt  und  wo  seine 
Kinder  geboren  sind  und  aufwachsen  sollen,  ganz  anders  verteidigt, 
als  z.  B.  ein  Häuserspekulant  ein  Miethaus,  zu  dem  er  keine  ande- 
ren Beziehungen  als  diejenigen  der  Rendite  hat.  Der  Eigenheim- 
besitzer wird  also  seine  letzten  Reserven  heranziehen,  um  seinen 
Verpflichtungen  gerecht  zu  werden. 

In  Krisenzeiten  können  aber  die  Verhältnisse  so  rasch  und 
gründlich  ändern,  dass  den  nachgehenden  Hypotheken,  wenigstens 
soweit  sie  60  bis  65  %  übersteigen,  ein  gewisses  Risiko  verbleibt. 
Kein  Hypothekenschuldner  kann  je  garantieren,  dass  seine  Ein- 
kommensverhältnisse auf  eine  lange  Reihe  von  Jahren  mindestens 
gleich  bleiben  werden.  Findeisen  zitiert  in  seinem  Buch  den  Aus- 
spruch eines  Dr.  Brockschmidt,  der  als  Grunddilemma  der  Bau- 
sparkassen die  Tatsache  bezeichnet  habe,  „dass  sie  ihrer  Struktur 
nach  eine  statische  Verhältnisse  erfordernde  Unternehmungsform 
im  Rahmen  einer  dynamischen  Wirtschaft  darstellen".  Dieser  Aus- 
spruch trifft  natürlich  ganz  besonders  zu  auf  die  zinslosen  Bauspar- 
kassen, während  bei  den  zinsgebenden  und  zinsnehmenden  eher 
eine  gewisse  Anpassung  an  die  Verhältnisse  des  offenen  Marktes 
möglich  ist.  Das  hat  dann  aber  zur  Folge,  dass  die  Tilgungsdauer 
nicht  zum  voraus  genau  bestimmt  werden  kann,  weil  bei  schwan- 
11 
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kendem    Zinssatz    der    Anteil    der    Amortisation    an    einer    immer 
gleichbleibenden  Annuität  ebenfalls  ins  Schwanken  gerät. 

An  Beispielen  der  Förderung  des  Bausparwesens  nicht  nur  in 
England,  sondern  auch  in  unsern  Nachbarländern,  wo  dasselbe 
während  der  letzten  10  Jahre  Fuss  gefasst  hat,  mangelt  es  keines- 
wegs. Die  Garantie  der  englischen  Regierung  und  Gemeinden  für 
Hypotheken  auf  Arbeiterhäusem  bis  zu  90  ^  des  Schatzungswertes 
gemäss  dem  Wohnungsgesetz  vom  Jahre  1933  ist  schon  erwähnt 
worden;  ebenso  eine  gewisse  steuerliche  Bevorzugung  der  bei  Bau- 
sparkassen angelegten  Spargelder  und  Depositen.  Aehnliche,  nur 
weniger  weitgehende  Bestimmungen  finden  wir  im  deutschen  Ein- 
kommensteuergesetz vom  Oktober  1934  und  in  der  Einräumung 
eines  vierjährigen  Wechselkredites  von  100  Millionen  RM.  Neuer- 
dings werden  in  Oesterreich  die  Bausparkassen  als  gemeinnützige 
Institutionen  steuerlich  begünstigt.  Auch  in  der  Schweiz  ist  die 
Forderung  nach  Anerkennung  der  Gemeinnützigkeit  und  daheri- 
ger  Steuerfreiheit  aus  den  Kreisen  der  Bausparkassen  selber  schon 
gestellt  worden,  bis  jetzt  ohne  Erfolg. 

In  Deutschland  sind  kürzlich  Vorschläge  gefallen  zur  Schaf- 
fung eines  Zentralinstitutes  der  Bausparkassen  mit  eigener  Pfand- 
briefausgabe, die  aber  kaum  durchführbar  sein  werden.  Ferner  Zu- 
sammenarbeit mit  den  Hypothekenbanken  oder  Sparkassen  in 
Form  der  Abgabe  der  auf  einen  mündelsicheren  Rest  herab  getilg- 
ten Hypothekenbestände.  '^*)  Wegen  Kapitalmangels  in  Deutsch- 
land wird  auch  dieser  Vorschlag  dort  zurzeit  kaum  durchführbar 
sein.  In  der  Schweiz  jedoch  wäre  seine  Verwirklichung  wohl  mög- 
lich, und  er  würde  es  wohl  verdienen,  von  den  Bausparkassen  ge- 
meinsam mit  den  Hypothekenbanken  und  Spar-  und  Leihkassen 
eingehend  studiert  zu  werden. 

Als  zusätzliche  Sicherheit  für  nachgehende  Hypotheken  ist  all- 
gemein die  Verbürgung  üblich,  und  sie  wird,  wie  schon  erwähnt, 
sogar  von  einzelnen  Bausparkassen  gefordert.  An  die  Stelle  der 
individuellen  Bürgschaft  tritt  vielfach  die  Verbürgung  durch 
Bürgschaftsgenossenschaften,  und  es  bestehen  in  den  meisten 
grösseren  Städten  der  Schweiz  Hypothekar-Bürgschaftsgenossen- 
schaften der  Hausbesitzervereine.  Auch  die  Gründung  einer  Bau- 
sparer -  Hypothekar  -  Bürgschaftsgenossenschaft  ist  bereits  angeregt 
worden. 

Die  Bürgschaftsgenossenschaft  bedeutet  unstreitig  einen  Fort- 
schritt gegenüber  der  Einzelbürgschaft.  Solange  aber  die  Genossen- 
schaft nicht  ein  grosses  eigenes  Vermögen  besitzt,  kommt  sie  ohne 
die  zusätzliche  Haftung  des  einzelnen  Genossenschafters  nicht  aus. 
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Allerdings  genügt  es,  wenn  dieselbe  je  nach  der  Anzahl  der  Mit- 
glieder und  der  Höhe  der  Verpflichtungen  auf  eine  bestimmte 
Summe  limitiert  wird. 

Die  fortwährende  Mithaftung  für  Schuldverpflichtungen  ande- 
rer, zum  Teil  ganz  unbekannter  Personen  mag  manchen  vom  Bei- 
tritt zu  einer  solchen  Genossenschaft  abhalten  und  ihm  die,  wenn 
auch  teurere,  Hypothekenausfallver  Sicherung  sympathischer  er- 
scheinen lassen.  Diese  ist  ihrer  Art  nach  eigentlich  eine  Kreditver- 
sicherung (Uebernahme  des  Kreditrisikos  von  Abzahlungs-  und 
Finanzierungsgeschäften),  wird  aber  vielfach  als  Kautions Versiche- 
rung behandelt,  mit  der  sie  eine  Reihe  von  Berührungspunkten 
hat.  Unter  diesem  Titel  wurde  denn  auch  seit  einigen  Jahren  die 
Hypothekenausfallversicherung  von  verschiedenen  schweizerischen 
Versicherungsgesellschaften  betrieben,  während  in  Wirklichkeit 
nur  zwei  zur  eigentlichen  Kreditversicherung  konzessioniert  sind. 

Im  Jahre  1928  wurde  das  Eidg.  Versicherungsamt  auf  die  die 
Prämieneinnahmen  bedeutend  übersteigenden  Schäden  (142  ^  der 
Prämien)  bei  den  Kautionsversicherungen  aufmerksam,  ging  der 
Sache  nach  und  stellte  fest,  dass  das  schlechte  Resultat  den  über- 
nommenen Ausfallgarantien  auf  Hypotheken  zugeschrieben  werden 
musste.  Es  sorgte  dafür,  dass  die  bestehenden  Risiken  so  rasch  als 
möglich  abgebaut  und  neue  nicht  übernommen  wurden.  Laut  den 
Jahresberichten  des  Eidg.  Versicherungsamtes  betrugen  bei  den 
versicherten   Ausfallgarantien   auf  Hypotheken  die 


1929 
1930 
1931 
1932 
1933 


Prämien 
Fr. 

234  457 

133  850 

90  432 

87  299 

422 


Schäden 
Pr. 

622  681 

469  897 

150  889 

1063 

1  036  264 


» 


nocli  bestehenden  Börgf- 
schaften  für  Hypotheken 

Fr. 

15  719  065 

8  584  504 

7  165  480 

)         6  395  441 

2  188  070 


*)   Rückstellung  1,8  Millionen. 


\\ 


Das  Versicherungsamt  bemerkt  dazu:  „Bei  den  Ausfallgaran- 
tien macht  sich  die  Schwere  des  Schadens  weniger  durch  effektive 
Zahlungen  bemerkbar,  als  durch  Hingabe  von  barem  Geld  und 
Hereinnahme  von  Forderungen  und  Anlagen,  die  durch  mangelnde 
Güte  die  Liquidität  der  Versicherer  belasten.  In  der  Schadens- 
reserve pro  1932  z.  B.  sind  die  zu  erwartenden  Einbussen  mit  1,8 
Millionen  Franken  berücksichtigt.   ^5) 

In  England  sollen  diese  Hypothekenausfallversicherungen 
ebenfalls  unter  dem  Namen  „Kautionsversicherung"  in  letzter  Zeit 
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immer  häufiger  gegenüber  Bausparkassen  zur  Deckung  des  Risi- 
kos von  65  bis  maximal  80  %  des  Schatzungswertes  von  Eigenhei- 
men eingegangen  werden.  Die  Prämie  beträgt  zirka  3  %  des  ver- 
sicherten Betrages.  Derartige  „Kautionsversicherungen"  werden 
u.  a.  auch  von  Dr,  Hs.  Christen  vorgeschlagen.  '^^)  Sie  haben  je- 
doch den  Nachteil,  ausserordentlich  teuer  zu  sein,  und  es  fragt  sich 
zudem,  ob  die  schweizerischen  Versicherungsgesellschaften  nach 
den  gemachten  Erfahrungen  so  rasch  wieder  dafür  zu  haben 
wären,  obschon  es  sich  bei  jenen  jedenfalls  nicht  um  Amortisa- 
tionshypotheken auf  Eigenheimen,  sondern  wahrscheinlich  um 
grössere  Spekulationsbauten  gehandelt  hat. 

In  den  U.S.A.  wird  seitens  der  B  &  L  A  allgemein  ein  sehr 
grosses  Gewicht  auf  die  persönliche  Sicherheit  und  Kreditwürdig- 
keit des  Darlehensbewerbers  gelegt,  also  auf  seine  moralischen 
Eigenschaften,  seine  Arbeitskraft,  berufliche  Ausbildung,  Gesund- 
heit etc.  Aber  auch  der  gesündeste  Mensch  kann  plötzlich  vom 
Tode  ereilt  werden,  und  in  einem  solchen  Falle  können  sich  die 
Verhältnisse  so  gründlich  ändern,  dass  hier  besondere  Vorkehren 
vollkommen  am  Platze  scheinen,  nämlich  der  obligatorische  Ab- 
schluss  einer  Restschuldversicherung  auf  den  Todesfall  zum  min- 
desten für  die  IL  Hypothek. 

Die  Verbindung  mit  einer  Lebensversicherung  bewirkt  beim 
Ableben  des  Versicherten  eine  eher  noch  grössere  Sicherheit  als 
bisher  für  den  Darlehensgeber,  da  nunmehr  die  Versicherungs- 
gesellschaft an  Stelle  des  Schuldners  die  Annuitäten  entrichtet.  Sie 
bewirkt  aber  gleichzeitig  eine  Entlastung  für  die  Hinterbliebenen 
und  wirkt  so  als  Familienschutz.  Wir  finden  in  der  schweizerischen 
Bausparbewegung  einige  Ansätze  zu  dieser  Restschuldversicherung 
in  den  fakultativen  Familienschutzeinrichtungen  der  Kassen  Hei- 
mat und  Wohnkultur.  Dieselben  scheinen  jedoch  nicht  stark 
in  Anspruch  genommen  zu  werden. 

In  dieser  Versicherung  sind  nun  in  Belgien  schon  seit  Anfang 
des  Jahrhunderts,  insbesondere  aber  seit  Beendigung  des  Welt- 
krieges Erfahrungen  gesammelt  worden: 

Das  Wohnungsgesetz  vom  Jahre  1889  führte  die  Lebensver- 
sicherung in  Belgien  als  Mittel  der  Entschuldung  in  das  System  der 
staatlichen  Arbeiterwohnungsfürsorge  ein.  Durch  dieses  Gesetz  er- 
hielt die  als  Landessparkasse  wirkende  Caisse  Generale 
d'Epargne  et  de  Retraite  die  Ermächtigung,  einen  Teil 
ihrer  verfügbaren  Mittel  zu  Darlehen  zu  verwenden,  die  dem  Bau 
oder  Kauf  von  Arbeiterhäusern  dienen.  Zugleich  wurde  ihr  die  Be- 
fugnis  erteilt,   gemischte   Lebensversicherungen   abzuschliessen  mit 
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dem  Zweck,  die  Rückzahlung  von  Hypothekendarlehen  auf  einen 
bestimmten  Termin  oder,  falls  der  Versicherte  vorher  sterben 
sollte,  auf  den  Zeitpunkt  seines  Ablebens  sicher  zu  stellen  ^^). 

Die  Caisse  Generale  förderte  nun  die  Bildung  von  Kreditgesell- 
schaften, die  mit  Hilfe  von  Kapitalien,  welche  sie  ihnen  zu  billi- 
gem Zins  zur  Verfügung  stellte,  nach  dem  Muster  der  englischen 
BS  Arbeiterhäuser  bis  zu  90  %  der  Bausumme  belehnen  durften. 
Die  Darlehen  konnten  ursprünglich  entweder  auf  dem  Wege  der 
Amortisation  ohne  Lebensversicherung  oder  mittels  einer  gemisch- 
ten Lebensversicherung  ohne  Amortisation  zurückbezahlt  werden. 
Die  zweite  Art  bildete  die  Regel.  Das  erste  System  hatte  den 
Nachteil,  dass  beim  vorzeitigen  Tode  des  Darlehensnehmers  die 
Hinterbliebenen  mit  dem  noch  nicht  getilgten  Teil  der  Schuld  be- 
lastet blieben;  das  zweite  dagegen  hatte  eine  starke  Immobilisie- 
rung der  Betriebsmittel  der  Kreditgesellschaften  zur  Folge,  weil 
die  Rückzahlung  der  Schuldsummen  erst  am  Ende  der  Versiche- 
rungsperiode  bzw.   beim   Tode   des   Darlehensnehmers   erfolgte. 

1904  wurde  daher  ein  neues  System  eingeführt,  das  eine  Kom- 
bination von  Amortisation  und  Lebensversicherung  darstelt.  Da- 
nach gewähren  die  Kreditgesellschaften  ihre  finanzielle  Beihilfe  in 
der  Form  von  Amortisationsdarlehen;  der  jeweils  nicht  amortisierte 
Betrag  ist  bei  der  eine  Abteilung  der  Caisse  Generale  bildenden 
Caisse  d'Assurances  durch  Versicherung  zu  decken.  Ver- 
sichert ist  also  nicht  ein  bestimmtes,  gleichbleibendes  Kapital,  son- 
dern nur  die  jeweilige  Restschuld  ^^ ) .  An  Stelle  der  jährlichen 
Prämien,  die  mit  zunehmender  Amortisation  jedes  Jahr  abnehmen 
müssten  und  einen  viel  zu  komplizierten  Verwaltungsapparat  nach 
sich  gezogen  hätten,  wird  eine  einmalige  Prämie  zu  Beginn  der 
Versicherung  bezogen  und  dem  Arbeiter  von  der  Kreditkasse  mit 
dem  eigentlichen  Darlehen  vorgeschossen.  Die  Gesamtsumme  wird 
bei  der  Caisse  d'Assurances  versichert.  Der  Darlehensnehmer  ver- 
zinst und  amortisiert  also  nicht  nur  das  eigentliche  Darlehen  zum 
Bau  seines  Hauses,  sondern  zugleich  die  gesamte  Versicherungs- 
prämie für  die  jeweilige  Restschuld.  Stirbt  er  vorzeitig,  so  wird 
durch  die  Versicherung  nicht  nur  das  Darlehen  für  den  Hausbau, 
sondern  auch  dasjenige  für  die  vorausbezahlte  Versicherungsprämie 
getilgt. 

Dieses  System  Hesse  sich  mit  kleinen  Abänderungen  als  Ver- 
stärkung der  Sicherheit  auch  bei  den  schweizerischen  Bausparkassen 
anwenden,  wenn  dieselben  sich,  wie  es  den  Anschein  hat,  nach  und 
nach  ganz  auf  die  Hergabe  der  IL  Hypothek  beschränken  würden. 
Es  würde  zugleich  als  obligatorischer  Familienschutz  bis  zur  erfolg- 
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ten  Tilgung  der  II.  Hypothek  dienen.  Einen  solchen  auf  die  I.  Hy- 
pothek, die  zudem  nicht  amortisierhar  ist,  ausdehnen  zu  wollen, 
würde  zu  weit  führen  und  müsste  jedenfalls  freiwilligen,  zusätz- 
lichen Vereinbarungen  vorbehalten  bleiben. 

Auf  diese  Weise  würde  die  Sicherheit  der  nachgehenden  Hypo- 
theken bedeutend  verstärkt  und  das  Risiko  einzig  und  allein  noch 
in  der  Insolvenz  des  Darlehensnehmers  während  der  ersten  Til- 
gungsjahre bestehen,  das  durch  eine  etwas  rigorosere  Auswahl  und 
eingehende  Information  vor  Abschluss  des  Bausparvertrages  nach 
Art  der  amerikanischen  B  &  LA  auch  noch  zu  einem  guten  Teil 
ausgeschaltet  werden  könnte. 

Die  Abwicklung  eines  Bausparvertrages  würde  sich  nach  die- 
sem Plane  ungefähr,  wie  folgt,  gestalten: 

/.  Hypothek:  Bis  zu  50  %  des  Schatzungswertes,  fest  bis  zur 
erfolgten  Tilgung  der  II.  Hypothek.  Der  Zins  wird  anfänglich  für 
eine  Periode  von  5  Jahren  festgesetzt;  nach  deren  Ablauf  erfolgt 
eine  neue  Festsetzung  für  eine  weitere  fünfjährige  Periode  ent- 
sprechend den  Verhältnissen  auf  dem  offenen  Kapitalmarkt.  Für 
Streitfälle  könnte  der  endgültige  Entscheid  einer  unabhängigen 
Amtsstelle  von  vorneherein  vorgesehen  werden.  Als  Darlehensgeber 
kommen  in  Frage  Hypothekenbanken,  Spar-  und  Leihkassen,  Ver- 
sicherungsgesellschaften, Private.  Die  Verwaltung  erfolgt  bis  zur 
völligen  Amortisation  der  II.  Hypothek  durch  die  Bausparkasse, 
nachher  durch  den  Inhaber  selber. 

//.  Hypothek:  Tilgungshypothek,  erstreckt  sich  von  50  bis 
maximal  80  %  des  Schatzungs wertes.  Zinsfuss  gemäss  Bausparver- 
trag, unter  Festsetzung  einer  festen  Marge  zum  Passivzins  der  Kasse 
(für  Verwaltungskosten  und  Gewinn).  Der  Passivzins  richtet  sich 
nach  dem  offenen  Markt,  sofern  die  Kasse  Fremdgeld  heranzieht. 
Darlehensgeber  ist  die  Bausparkasse. 

Die  Annuität  wird  gegenüber  den  heutigen  Sätzen  ungefähr  um 
die  durchschnittlichen  Kosten  der  Restschuldversicherung  erhöht 
werden  müssen,  wenn  man  nicht  eine  Verlängerung  der  Tilgungs- 
zeit vorzieht.  Die  Höhe  der  Annuität  wird  in  der  Regel  für  die 
ganze  Vertragsdauer  einheitlich  festgelegt  sein.  Auf  alle  Fälle  ist 
ihre  untere  Grenze  durch  die  allgemeinen  Vertragsbedingungen 
der  Bausparkasse  festgesetzt.  Sie  dient  in  erster  Linie  zur  Verzin- 
sung der  L,  dann  der  II.  Hypothek  und  restlich  zur  gleichmässigen 
Amortisation  der  IL  Hypothek  und  der  Versicherungsprämie. 

Die  Restschuldversicherung  für  die  die  I.  Hypothek  überstei- 
gende Summe  ist  obligatorisch.  Die  Prämie  muss  für  die  ganze 
Dauer  der  Versicherung  vorausbezahlt  werden  und  wird  normaler- 
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weise  von  der  Bausparkasse  vorgeschossen.    Sie  ist  gleichmässig  mit 
der  IL  Hypothek  zu  amortisieren. 

Die  Tilgungsdauer  der  //.  Hypothek  kann  wegen  der  mög- 
lichen Schwankungen  im  Zinsfuss  sowohl  der  I.  wie  der  IL  Hypo- 
thek nicht  mehr  vertraglich  festgelegt,  sondern  nur  annähernd  ge- 
nau angegeben  werden..  Je  nach  dem  Steigen  oder  Fallen  des  Zins- 
fusses  wird  sie  etwas  länger  oder  kürzer  werden,  als  nach  den  Ver- 
hältnissen zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  vorausgesehen  werden 
konnte.  Durch  Sondertilgungen  kann  sie  selbstverständlich,  wie 
bisher,  abgekürzt  werden. 

Das  vorstehende  Schema  bezieht  sich  auf  die  Normalfälle  von 
Bauvorhaben  oder  Hauskäufen,  wo  die  Frage  der  I.  wie  der  IL 
Hypothek  durch  die  Bausparkasse  geregelt  wird.  Da,  wo  jedoch  die 
I.  Hypohtek  unabhängig  vom  Bausparvertrag  von  anderer  Seite  ge- 
stellt werden  soll,  oder  schon  besteht  und  nicht  abgelöst  werden 
kann,  werden  von  FaU  zu  Fall  etwas  abweichende  Vereinbarungen 
nötig  sein.  Schwierigkeiten  könnte  eventuell  die  Frage  der  ärzt- 
lichen Untersuchung  verursachen;  aber  auch  diese  werden  zu  über- 
winden sein.  In  Belgien  scheint  eine  solche  nicht  verlangt  zu  wer- 
den. Allerdings  handelt  es  sich  dort  um  die  Versicherung  durch  ein 
Staatsinstitut  und  um  staatliche  Massnahmen  zur  Linderung  der 
Wohnungsnot  bei  Arbeitern  und  Minderbemittelten. 

Wenn  in  der  vorstehend  skizzierten  Weise  eine  weitere  Siche- 
rung der  in  IL  Hypotheken  festgelegten  Kapitalien  möglich  ist,  so 
dürfte  die  Heranziehung  von  Fremdgeld,  selbstverständlich  zu 
einem  dem  offenen  Markt  entsprechenden  Zinsfuss,  keine  grossen 
Schwierigkeiten  mehr  bieten.  Damit  würde  aber  die  Frage  der 
Wartezeiten  ganz  von  selber  gelöst. 

Ein  weiterer  Vorteil  wäre,  dass  die  zur  Zeit  noch  bestehende 
Gegnerschaft  der  alten  Kreditinstitute,  die  sich  dem  Hypothekar- 
geschäft widmen,  nicht  nur  ausgeschaltet  würde,  sondern  dass  die- 
selben auch  leichter  zur  Bereitstellung  von  Zwischenkrediten  an 
kurz  vor  der  Zuteilung  stehende  Bausparer  gewonnen  werden  könn- 
ten, was  auch  wider  zu  einer  Verkürzung  der  Wartezeit  beitragen 
würde. 

Immer  und  überall  wieder  schiebt  sich  das  Wartezeitproblem 
in  den  Vordergrund.  Es  ist  wohl  heute  das  wichtigste  aller  Bau- 
sparprobleme, ohne  dessen  befriedigende  Lösung  an  eine  gedeih- 
liche Weiterentwicklung  der  Bausparkassen  kaum  zu  denken  ist. 
Es  kann  aber  nicht  für  sich  allein  gelöst  werden,  sondern  nur  ge- 
meinsam mit  der  Zinsfrage  und  dem  Fremdgeldproblem.  Was  Sir 
Harold    Bellman,    der  Vorsitzende    des  Verbandes    der    englischen 
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Bausparkassen  und  Präsident  des  Bausparkassen- Weltkongresses,  in 
Salzburg  vom  September  1935,  vor  einigen  Jahren  über  die  engli- 
schen BS  gesagt  hat  "^^ ) ,  gilt  heute  ebensogut  für  die  schweizeri- 
schen Kreditkassen  mit  Wartezeit: 

„Die  Verkürzung  der  Wartezeit  und  die  Steigerung  der 
Leistungsfähigkeit  hängt  weniger  ab  von  dem  Zustrom  neuer 
Darlehensbewerber  als  von  dem  Zustrom  reiner  Sparer,  die 
nicht  auf  Eigenheime,  sondern  auf  Vermögen  sparen." 

Das   Endziel   steht   vorgezeichnet   durch    die    Entwicklung    der 
englischen  und  amerikanischen  Bausparkassen.    Es  heisst: 

Kreditkassen  ohne  Wartezeit. 
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Nachtrag 


Übersicht  über  die  neuen  Bedingungen  der  noch 

bestehenden  Kassen. 

Nachdem  alle  sieben  noch  bestehenden  Bausparkassen  nun 
neue,  vom  Aufsichtsamt  genehmigte  allgemeine  Bedingungen  ver- 
öffentlicht und  in  Kraft  gesetzt  haben,  soll  die  nachstehende  sum- 
marische Zusammenstellung  derselben  eine  Vergleichung  erleich- 
tern. Wo  gesetzliche  Vorschriften  bestehen,  sind  diese  immer  zu- 
erst angeführt. 

I.  Allgemeines. 

1.  Zweck. 

BRV  (Art.  24):  Nach  der  Verordnung  dürfen  die  Kreditkassen 
mit  Wartezeit  normalerweise  nur  auf  Häuser  in  der  Schweiz 
und  in  Liechtenstein,  die  vorwiegend  Wohnzwecken  dienen, 
auf  landwirtschaftlichen  Heimwesen  und  auf  Bauplätze  Dar- 
lehen gewähren.  Die  Belehnung  anderer  Objekte  ist  nur  mit 
Zustimmung  des  Aufsichtsamtes  gestattet. 

Die  Bedingungen  sämtlicher  Kassen  stimmen  textlich  ziem- 
lich genau  mit  der  Verordnung  überein.  Kobag,  Wohn- 
kultur und  T  i  1  k  a  beschränken  sich  auf  die  Schweiz,  wäh- 
rend die  vier  übrigen  von  der  Ermächtigung,  ihre  Tätigkeit  auch 
auf  Liechtenstein  auszudehnen,  Gebrauch  machten. 

2.  Vertragssumme. 

BRV  (Art.  24,  5):  Ein  Maximum  ist  nicht  festgesetzt,  jedoch  dür- 
fen die  einem  einzelnen  Kreditnehmer  gewährten  Darlehen  ins- 
gesamt die  Hälfte  der  eigenen  Mittel  der  Kasse  im  Zeitpunkt 
der  Zuteilung  nicht  übersteigen. 

Kobag:  Fr.  3000—30  000  per  Vertrag.  Mehrere  Verträge  des 
gleichen  Kreditnehmers,  auch  für  das  gleiche  Objekt,  sind  zu- 
lässig bis  zu  Fr.  400  000. 

Eigenheim  :  Minimum  Fr.  1000;  Maximum  ist  keines  genannt. 

Heimat:  Nach  Tarif  E  (L  Hypothek,  die  von  der  Heimat 
allein  gestelh  wird):  Fr.  1000—50  000. 

Nach  Tarif  B  (H.  Hypothek  mit  vorgehendem,  nicht  zu  til- 
gendem Grundpfand  von  50  %  eines  Dritten  im  I.  Range) : 
Fr.    5000 — 100  000     insgesamt.     Die    Heimat    vermittelt    auf 
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Wunsch    die    I.  Hypothek   eines  Dritten    gegen    eine    einmalige 
Provision  von  3  %   der  Grundpfandsumme. 

Der  gleiche  Kreditnehmer  kann  mehrere  Verträge  ab- 
schliessen. 

Wohnkultur  :  Nach  Tarif  H  (I. Hypothek,  die  von  der  Wohn- 
kultur allein  gesteUt  wird)  Fr.  2000—70  000;  höhere  Beträge 
bei  besonderer  Vereinbarung. 

Nach  Tarif  N  (II.  Hypothek  mit  vorgehendem,  nicht  zu  til- 
gendem Grundpfand  von  50  %  der  Wohnkultur  oder  eines 
Dritten  im  I.  Range):  Fr.  2000—100  000  insgesamt. 

Tilka:  Minimum  Fr.  2000;    kein  Maximum. 

H  a  b  a  1  :  Fr.  4000 — 75  000,  eventuell  auch  höher  bei  besonderer 
Vereinbarung. 

A  m  o  b  a  :  Fr.  2000 — 50  000,  evtl.  auch  höher  bei  besonderer  Ver- 
einbarung. 

II.  Das  Vertragsverhältnis  vor  der  Zuteilung. 
3.  Mindesteigenleistung  und  Höchstwartezeit. 

BRV    (Art.  23,1):    Mindestens   20%    der  Zuteilungssumme. 

K  o  b  a  g  :  25  %  der  Vertragssumme,  normalerweise  längstens  innert 
30  Monaten  einzuzahlen.  Nach  dem  sogenannten  Langtarif  ist 
jedoch  ohne  irgendwelche  Erschwernis  die  Einzahlung  in  Mo- 
natsraten von  mindestens  3  ^loo  in  rund  7  Jahren  möglich. 

Eigenheim:  20%  der  Vertragssumme,  längstens  innert  4  Jah- 
ren einzahlbar. 

Heimat:  20%.  Sie  kann  nach  Tarif  E  auch  langsam  durch 
monatliche  Einzahlungen  von  2  "/oo  in  rund  90  Monaten  erreicht 
werden.  Nach  Tarif  B  ist  sie  sofort  nach  Abschluss  des  Ver- 
trages voll  einzuzahlen. 

Wohnkultur:  20%  der  Vertragssumme.  Sie  kann  sofort  oder 
auch  langsam  durch  monatliche  Raten  von  3  ^/oo  nach  Tarif  H 
in  63  Monaten  und  von  2,5  "/oo  nach  Tarif  N  in  76  Monaten  ein- 
bezahlt werden. 

Tilka:  20  %  der  Vertragssumme  sofort  oder  auch  in  Monats- 
raten von  mindestens  3  ^/oo  in  längstens  5  /^   Jahren. 

H  a  b  a  1  :  20,5  %  der  Vertragssumme.  Einzahlung  kann  sofort  ganz 
erfolgen  oder  in  monatlichen  Raten  von  einer  oder  mehrerer 
Leistungseinheiten  von  1,85  ^loo  in  längstens  111  Monaten. 

A  m  o  b  a  :  20  %  der  Vertragssumme,  auch  in  Raten  von  minde- 
stens 3  %  in  rund  6  Jahren. 

Es  fällt  auf,  dass  bei  der  gleichen  Monatsrate  von  3  °/oo 
Tilka  und  Wohnkultur  für  die  Erreichung  von  20  % 
einen  Zeitraum  von  5  K  Jahren  angeben,  die  A  m  o  b  a  jedoch 
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einen  solchen  von  6  Jahren.  Der  Unterschied  liegt  in  der  un- 
gleichen Verzinsung  (s.  dort)  der  Einlagen,  sowie  in  ungleicher 
Entnahme  der  Verwaltungskostenanteile  begründet. 

4.  Weiterzahlung  und  Höchstwartezeit. 

BRV  (Art.  21,2):  Bezüglich  der  Weiterzahlungen  besteht  keine 
besondere  Vorschrift.  Dagegen  ist  die  Höchstwartezeit  nach  er- 
reichter Mindestleistung  zu  nennen. 

K  o  b  a  g  :  3  ^/oo  monatlich  bis  zur  Zuteilung  bzw.  Auszahlung. 
Höchstwartezeit  16  K>  Jahre. 

Eigenheim:  2,3  ^loo  monatlich  während  der  ersten  4  Jahre 
Wartezeit,  nachher  2,09  %o  (2,5%  jährlich).  Höchstwartezeit 
rund  20  Jahre. 

Heimat:  Tarif  E:  2  %o  monatlich.  Höchstwartezeit  20,5  Jahre. 
Tarif  B:  IK  ^Uo  monatlich.    Höchstwartezeit  10,7  Jahre. 

Wohnkultur  :  Tarif  H:  3  ^/oo  monatlich.  Höchstwartezeit  15  ^ 
Jahre.  Tarif  N:  2,5  **/oo  monatlich.  Höchstwartezeit  8  Jahre  und 
1  Monat. 

Tilka:    3  ^loo  monatlich.    Höchstwartezeit  16  Jahre. 

H  a  b  a  1  :  Mindestens  eine  Leistungseinheit  von  2,5  ^/oo  monatlich. 
Höchstwartezeit  22  V*   Jahre. 

A  m  o  b  a  :   3  ^loo  monatlich.    Höchstwartezeit  17  Jahre. 

Alle  angegebenen  Weiterzahlungen  sind  Mindestsätze.  Hö- 
here Weiterzahlungen  (Sonderzahlungen)  werden  von  allen  Kas- 
sen gerne  angenommen  und  verkürzen  die  Wartezeit. 

5.  Abschlussgebühr. 

BRV  (Art.  29,3):  Die  Abschlussgebühr  darf  höchstens  2%  der 
Vertragssumme  ausmachen. 

Alle  Kassen  haben  dementsprechend  eine  sofort  zahlbare 
Abschlussgebühr  von  2  %   festgesetzt. 


6.  Verzinsung  des  Guthabens. 

BRV  (Art.  18):  Bis  5  Jahre  nach  Erreichung  von  20  %  der  Ver- 
tragssumme mindestens  2  %,  nachher  mindestens  3  %  jährlich. 
Für  Leistungen  im  laufenden  Geschäftsjahre  brauchen  keine 
Zinsen  entrichtet  zu  werden. 

Kobag  :    Genau  nach  BRV,  2  bzw.  3  %. 

Eigenheim:  2,5%  vom  folgenden  1.  Januar  an,  bzw.  (gesetz- 
lich)  3  %   vom  6.  Jahre  an  nach  Erreichung  von  20  %. 

Heimat:    Tarif  E:    3  %   ab   1.  Januar  des  folgendes  Jahres. 
Tarif  B:    4  %  ab  1.  Januar  des  folgenden  Jahres. 
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Wohnkultur:  Tarif  H:  Mindestens  2  %  bzw.  3  %  ab  1.  Januar 
des  folgenden  Jahres.  Tarif  N:  2'A  %  bzw.  3  %  ab  1.  Januar 
des  folgenden  Jahres. 

Tilka:  2%  bzw.  3%  vom  betreffenden  Monat  an,  sofern  die 
Einzahlung  bis  zum  5.  erfolgt,  andernfalls  vom  nächsten  Mo- 
nat an. 

H  a  b  a  1  :  2  %  bis  zur  Erreichung  der  Mindesteigenleistung  von 
20,5%,  3%  vom  folgenden  Jahre  an.  Von  diesen  3%  werden 
am  Ende  des^  Geschäftsjahres  2  %  zum  Guthaben  geschlagen, 
1  %  steht  dem  Kreditnehmer  bar  zur  Verfügung. 

A  m  o  b  a  :  2,5  %  bzw.  3  %  von  dem  auf  die  Einzahlung  folgenden 
Jahre  an. 

7.  Stundung. 

BRV:    Keine  Vorschrift. 

K  o  b  a  g  :  Zulässig  auf  begründetes  Gesuch  hin  für  den  Netto- 
tilgungsbetrag.  In  der  Annuität  enthaltene  Zinsen  müssen  auf 
jeden  Fall  bezahlt  werden. 

Eigenheim:  Möglich  bei  Arbeitslosigkeit,  Krankheit  und  an- 
dern Notfällen  auf  Gesuch  hin.  Die  Stundung  wird  für  je  3 
Monate  erteilt. 

Heimat:    Möglich  auf  Gesuch  hin  gegen  Verzugszins. 

Wohnkultur:   Möglich  auf  begründetes  Gesuch  hin. 

Tilka  :  Möglich  auf  begründetes  Gesuch  hin. 

H  a  b  a  1  :  Möglich  auf  begrünndetes  Gesuch  hin. 

A  m  o  b  a  :  In  den  allgemeinen  Bedingungen  ist  nichts  darüber 
enthalten;  aber  auch  diese  Kasse  wird  sich  wohl  auf  ein  be- 
gründetes Gesuch  hin  der  Notlage  eines  Kreditnehmers  nicht 
verschliessen. 

8.  Rücktritt  des  Kreditnehmers. 

BRV  (Art.  31;  32,1;  14,2):  Rücktritt  ist  unter  schriftlicher  An- 
zeige jederzeit  mit  sofortiger  Wirkung  möglich.  Der  Zurück- 
tretende hat  Anspruch  auf  Rückerstattung  seines  Guthabens  auf 
Ende  des  Jahres,  in  dem  er  bei  regelmässiger  Fortsetzung  seiner 
vertraglichen  Leistungen  auf  Grund  eines  dauernd  gleichblei- 
benden Vertragsbestandes  geschäftsplanmässig  zugeteilt  worden 
wäre.  Die  Rückerstattung  kann  in  gemeinsamem  Einverständnis 
auch  früher  erfolgen  gegen  gewisse  Abzüge  vom  Guthabenzins. 
Rückständige  Anzahlungen  kann  die  Kasse  nicht  einfordern, 
dagegen  bleiben  ihr  die  bezahlten  oder  geschuldeten  Abschluss- 
und  andere  Gebühren  verfallen. 

Der   Zurücktretende   hat    seinen    Vertrag    der   Kasse    zwecks 
Uebertragung  auf  einen  Dritten  zur  Verfügung  zu  halten. 
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Mindestens  die  Hälfte  der  jährlichen  Eingänge  an  Abzah- 
lungen ist  für  die  Rückerstattung  der  Guthaben  Zurückgetretener 
zu  verwenden. 

Diese  Bestimmungen  der  BRV  sind  von  sämtlichen  Kassen 
mit  geringen  textlichen  Abänderungen  in  die  allgemeinen  Be- 
stimmungen aufgenommen  worden. 

Einzig  die  H  a  b  a  1  hat  insofern  eine  für  die  Darlehensneh- 
mer evtl.  etwas  günstigere  Bestimmung  aufgenommen,  indem  sie 
die  Rückzahlung  des  Guthabens  auf  spätestens  Ende  des  10.  Jah- 
res nach  erreichter  Mindestleistung  verspricht. 

9.  Rücktritt  der  Kasse. 

BRV  (Art.  33):  Die  Kasse  hat  das  Recht,  vom  Vertrag  zurück- 
zutreten: sofort  bei  Zahlungsunfähigkeit  des  Kreditnehmers, 
Pfändung  oder  Verpfändung  seiner  Ansprüche  an  die  Kasse; 
unter  Androhung  4  Wochen  zuvor  bei  mehr  als  dreimonatlichem 
Rückstand  der  vertragsmässigen  Zahlungen.  Dauert  der  Verzug 
des  noch  nicht  zugeteilten  Kreditnehmers  6  Monate,  so  ist  die 
Kasse  zum  Rücktritt  verpflichtet,  wenn  der  Kreditnehmer  sich 
nicht  ausdrücklich  mit  der  Weiterführung  des  Vertrage»  einver- 
standen erklärt. 

Sämtliche  Kassen  haben  diese  Bestimmungen  ziemlich  wort- 
getreu in  ihre  Bedingungen  aufgenommen,  teilweise  unter  ge- 
ringen Abweichungen  hinsichtlich  der  Fristen  zugunsten  der 
Kreditnehmer. 

10.  Änderung  der  Vertragssumme. 

BRV  (Art.  23,  2):  Der  Kreditnehmer  hat  vor  der  Zuteilung  jeder- 
zeit das  Recht,  die  Vertragssumme  bis  auf  das  in  den  allgemei- 
nen Bedingungen  zu  nennende  Minimum  herabsetzen  zu  lassen. 
Dabei  darf  jedoch  die  Aussicht  auf  Zuteilung  nur  mit  beson- 
derer Zustimmung  des  Aufsichtsamtes  verbessert  werden. 

K  o  b  a  g  :  Erhöhung  vor  der  Zuteilung  zulässig  bis  auf  Fr.  30  000, 
Reduktion  nur  bis  60  %  der  ursprünglichen  Vertragssumme. 

Eigenheim  :  Erhöhung  vor  der  Zuteilung  ist  zulässig  gegen 
Nachzahlung  des  Unterschiedes  hinsichtlich  der  Pflichtleistun- 
gen. Die  Reduzierung  der  Vertragssumme  ist  auf  das  Zweifache 
des  Betrages  begrenzt,  den  der  Kreditnehmer  zugut  hat;  sie  darf 
keinesfalls  unter  Fr.  1000  gehen. 

Heimat  :  Erhöhung  ist  möglich  bis  zum  festgesetzten  Höchst- 
betrag, Herabsetzung  höchstens  um  50  %  der  ursprünglichen 
Vertragssumme. 

Wohnkultur  :  Erhöhung  bis  zum  Maximum,  Reduktion  nur  bis 
50  %  der  ursprünglichen  Vertragssumme,  höchstens  aber  bis  auf 
den  Stand  des  Guthabens. 
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Tilka  :  Erhöhung  möglich,  Herahsetzung  bis  auf  Fr.  2000,  höch- 
stens aber  bis  auf  den  Stand  des  Guthabens. 

H  a  b  a  1  :    Nichts  erwähnt. 

A  m  o  b  a  :  Erhöhung  nur  durch  Abschluss  eines  weiteren  Kredit- 
vertrages, Herabsetzung  um  höchstens  50  %  bzw.  nicht  unter 
Fr.  2000  oder  das  derzeitige  Guthaben. 

11.  Zwiscbenkredite. 

BRV  (Art.  37/38):  Verträge  für  Zwischenkredite  sind  separat 
abzuschliessen.  Zwischenkredite  sind  in  erster  Linie  Kreditneh- 
mern, welche  die  Mindestleistung  erreicht  haben,  einzuräumen. 
Sie  dürfen  nur  bis  zum  Betrage  der  Zuteilungssumme  und  nur 
für  die  ganze  Zeit  bis  zur  Zuteilung  gewährt  werden.  Die  Ab- 
tretung oder  Verpfändung  der  durch  fremde  Gelder  finanzier- 
ten Grundpfandforderungen  aus  Zwischenkreditverträgen  ist  der 
Kasse  nur  mit  Zustimmung  des  Aufsichtsamtes  gestattet. 

K  o  b  a  g  :  Gewährt  keine  direkten  Zwischenkredite  mehr.  Dagegen 
erhalten  die  Kobag-Kreditnehmer  solche  durch  die  unter  ihrer 
Kontrolle  stehende  Amortisations-  und  Hypothekenbank  A.-G. 
Basel. 

Eigenheim  :   Keine  Bestimmungen. 

Heimat  :  Vermittelt  oder  gewährt  selber  Zwischenkredite  an  Kre- 
ditnehmer, die  die  Mindestleistung  erreicht  haben. 

Wohnkultur:  Gewährt  Zwischenkredite,  soweit  Mittel  dazu 
vorhanden  sind,  jedoch  nur  an  Kreditnehmer,  welche  die  Min- 
destleistung erreicht  haben. 

Tilka  :  Gewährte  oder  vermittelte  von  jeher  Zwischenkredite. 
Die  neuen  Allgemeinen  Bedingungen  enthalten  jedoch  keine  Be- 
stimmungen darüber. 

H  a  b  a  1  :  Keine  Bestimmungen. 

A  m  o  b  a  :    Keine  Bestimmungen. 

12.  Schutz  der  Ratenzahler. 

BRV:  Enthält  keine  besonderen  Bestimmungen.  Ganz  allgemein 
ist  jedoch  ein  Schutz  der  Ratenzahler  gegen  Uebervorteilung 
zugunsten  von  kapitalkräftigeren  Kreditnehmern  eingetreten 
durch  die  obligatorische  Verzinsung  der  Einlagen.  Je  höher 
der  Zinsfuss,  desto  grösser  der  Schutz. 

Kobag:  Einführung  der  Reihengruppe  (20%  der  Zuteilungs- 
masse), die  allerdings  erst  mit  Volleinzahlung  der  Mindestlei- 
stung in  Kraft  tritt  und  daher  bedeutend  weniger  wirkungsvoll 
ist  als  bei  Tilka  (Inkrafttreten  bei  Vertragsabschluss)  und 
Habal   (bei  der  ersten  Einzahlung). 
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Eigenheim:    Keine  Bestimmungen. 

Heimat  :    Keine  Bestimmungen. 

Wohnkultur:  Zuteilung  von  10  %  der  Zuteilungsmasse  nach 
dem  Datum  der  erreichten  Mindestleistung.  Auch  hier  gilt  hin- 
sichtlich der  Wirksamkeit  das  unter  Kobag  Gesagte. 

Tilka  :  Zuteilung  von  20  %  der  Zuteilungsmasse  nach  dem  Li- 
stensystem in  der  Reihenfolge  der  Vertragsabschlüsse. 

Habal  :  Hat  den  Schutz  der  Ratenzahler  weitaus  am  stärksten 
ausgebildet  durch  Zuteilung  der  Hälfte  der  Verträge  nach  dem 
Listensystem  in  der  Reihenfolge  der  ersten  Einzahlung.  Ferner 
durch  Gewährung  einer  Anzahl  Punkte  (Leistungszahlen)  bei 
Erreichung  der  Mindestleistung,  die  je  nach  der  dazu  gebrauch- 
ten Zeit  variieren. 

A  m  o  b  a  :    Keine  Bestimmungen. 

III.  Die  Zuteilung. 
13.  Zuteilungsverfahren. 

BRV  (Art.  14):  Die  Zuteilungsmittel  dürfen  nur  zu  Darlehen 
und  Rückzahlungen  von  Guthaben,  nicht  aber  zu  Zwischenkre- 
diten oder  Rückzahlungen  von  Fremdgeld  verwendet  werden. 
Mindestens  die  Hälfte  der  jährlichen  Eingänge  an  Abzahlungen 
ist  für  die  Rückerstattung  der  Guthaben  zurückgetretener  Kre- 
ditnehmer zu  verwenden.  Die  Kassen  dürfen  nicht  mehr  Kredite 
erteilen,  als  im  Moment  der  Zuteilung  Mittel  vorhanden  sind. 

Kobag  a)  Leistungsgruppe,  gemäss  dem  höchsten  Zuteilungsfak- 
tor:  80  %   der  Zuteilungsmasse  nach  der  Formel    ^^^^  X  Tage 

T»    •!  Vertragssumme, 

b)    Reihengruppe,    nach    dem    Zeitpunkt    der    Erreichung    der 

Mindestleistung:  20  %  der  Zuteilungsmasse. 
Zuteilungenn  in  der  Regel  alle  Monate. 
Eigenheim:  Zuteilung  in  der  Regel  monatlich  nach  der  Formel 

Vertragssumml  Massgebend  für  die  Reihenfolge  ist  der  Stand  der 
Kennziffern  6  Monate  vor  der  Zuteilung. 

Heimat:  Die  Zuteilungsmittel  werden  für  jeden  Tarif  separat 
geäufnet.  Zuteilungen  finden  alle  1 — 3  Monate  statt:  für  Tarif  E 

nach  der  Formel  Yr^f—, ^°^^^    Für  Tarif  B  nach  Listensystem 

/lo  Vertragssumme.  '  ^ 

in  der  Reihenfolge  der  Volleinzahlung  der  Mindestleistung. 

Wohnkultur  :  Zuteilungen  sobald  jeweils  wieder  genügend 
Mittel  vorhanden  sind.  Für  jeden  Tarif  besteht  eine  eigene  Zu- 
teilungsmasse. Jeder  Vertrag  kommt  nach  Einzahlung  der  Min- 
destleistung auf  2  Zuteilungslisten  A  und  B.    Die  Zuteilungen 
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nach  Liste  A  erfolgen  nach  der  Leistungsziffer  gemäss  Formel 

-— —  Zuteilungsliste  B  wird  erstellt  nach  dem  Datum 

Vertragssumme. 

der  erreichten  Mindestleistung.    90  %   der  Zuteilungsmasse  wer- 
den nach  Liste  A,  10  %   nach  Liste  B  zugeteilt. 

T  i  1  k  a  :  Zuteilungen  in  der  Regel  monatlich.  80  %  nach  der  Lei- 
stungsziffer gemäss  Formel  -r-i — ^ 20  %  nach  dem  Li- 

/lo  Vertragssumme 

stensystem  in  der  Reihenfolge  der  Vertragsabschlüsse. 

H  a  b  a  1  :  Zuteilungen  in  der  Regel  vierteljährlich,  und  zwar  ab- 
wechselnd ein  Vertrag  mit  der  höchsten  „Zeitzahl"  (Listensystem 
in  der  Reihenfolge  seit  der  ersten  Einzahlung)  und  ein  Vertrag 
mit  der  höchsten  „Leistungszahl"  (Anzahl  der  bis  zum  Stichtage 
tatsächlich  bezahlten  Leistungseinheiten). 

A  m  o  b  a  :  Zuteilungen  nach  Massgabe  der  vorhandenen  Mittel  auf 
Grund  der  auf  Ende  eines  jeden  Quartals  immer  wieder  neu 
festgestellten  „Punktzahlen"  (Zuteilungsfaktoren).  Die  Punkt- 
zahl wird  errechnet  nach  der  Formel   -~ onae 

Vertragssumme 

14.  Belehnungsgrenze  und  Bauschätzung. 

BRV  (Art.  24,  4 — 6  und  25):  Die  Darlehen  dürfen  zusammen  mit 
einer  eventuell  vorgehenden  Belastung  */5  der  vor  der  Auszah- 
lung durch  die  Kasse  vorzunehmenden  vorsichtigen  Schätzung 
und  die  einem  einzelnen  Kreditnehmer  gewährten  Darlehen  ins- 
gesamt die  Hälfte  der  eigenen  Mittel  im  Zeitpunkt  der  Zuteil- 
lung  nicht  übersteigen.  Das  Aufsichtsamt  kann  verbindliche 
Richtlinien  für  die  Schätzungen  aufstellen. 

K  o  b  a  g  :  Höchstbelehnung  80  %  der  eigenen  Schätzung  bei  be- 
bauten Grundstücken,  50  %  bei  unbebauten. 

Eigenheim  :  Höchstbelehnung  80  %  bei  bebauten,  60  %  bei  un- 
bebauten Grundstücken. 

Alle  übrigen  Kassen  geben  als  Maximum  einfach  80  %  an; 
es  ist  aber  kaum  anzunehmen,  dass  unbebaute  Grundstücke  so 
hoch  belehnt  werden. 

Die  Kosten  der  Bauschätzung  durch  die  Organe  oder  Ver- 
trauensleute der  einzelnen  Kassen  betragen  ungefähr  1  ^loo  der 
Vertragssumme,   mindestens  jedoch  Fr.   20. —  bis   50. — . 

IV.  Das  Vertragsverhältnis  während  der  Tilgungszeit. 

15.  Verwaltungskosten  und  Darlehenszinsfuss 

( tatsächliche  Darlehensbelastung ) . 

BRV  (Art.  24,  6  und  29,  2).  Im  Grundpfandtitel  ist  ein  Zinsfuss 
einzutragen,  der  mindestens  der  sich  unter  Mitberücksichtigung 
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der  Verwaltungskosten  ergebenden  tatsächlichen  Darlehensbe- 
lastung entspricht.  Die  Darlehensbelastung  muss  für  sämtliche 
Kreditnehmer  von  der  Dauer  der  Wartezeit  unabhängig  und 
gleichmässig  sein.  Sie  ist  in  den  allgemeinen  Vertragsbedin- 
ungen  zu  nennen. 

Die  verschiedenen  Kassen  geben  die  tatsächliche  Belastung 
der  Restschuld  an,  wie  folgt: 
Kobag  :    4,5  %  per  Jahr  auf  dem  Darlehen,  soweit  es  einschliess- 
lich Vorgang  50%   der  Kobag-Schätzung  übersteigt;  3/^  %,  so- 
weit es  unter  50  %  der  Schätzung  liegt. 

Eigenheim:  4%  per  Jahr. 

Heimat  :  Tarif  E:  4,5  %  per  Jahr,  bei  Darlehen  gegen  H.  Hypo- 
thek zuzüglich  1  %  als  Risikobeitrag.    Tarif  B:  6  %. 

Wohnkultur:   Tarif  H:   4,5%    per  Jahr.    Tarif  N:   VÄ%. 

T  i  1  k  a  :  4,5  %  per  Jahr. 

H  a  b  a  1  :  4,5  %  per  Jahr. 

A  m  o  b  a  :  4,5  %  per  Jahr. 

16.  Tilgung  des  Darlehens  und  Annuität. 

BRV  (Art.  26):  Während  der  Tilgungsdauer  ist  die  Pfandsumme 
auf  Wunsch  und  Kosten  des  Kreditnehmers  auf  den  Betrag  der 
Rest  schuld  am  Ende  des  Vorjahres  herabzusetzen.  Höhere  Til- 
gungen, als  vertraglich  vereinbart,  müssen  angenommen  werden. 

Kobag:  Monatlich  5  %o  der  Vertragssumme  (in  Ausnahmefällen 
und  vorübergehend  4,5  "/oo)  von  dem  auf  die  Auszahlung  fol- 
genden Monat  an. 

Eigenheim:  Monatlich  zirka  4,6  ^7oo  der  Vertragssumme  von  dem 
der  Auszahlung  folgenden  Monat  an,  spätestens  jedoch  7  Mo- 
nate nach  Auszahlung  des  ersten  Teilbetrages.  Maximale  Til- 
gungsdauer 261  Monate. 

Heimat:     Tarif   E:    Monatlich   4,5  %o   der   Vertragssumme. 
Tarif  B:    Monatlich  3 '^/oo  der  Vertragssumme   (also  einschliess- 
lich der  I.  Hypothek)   zuzüglich  Zins  für  die  I.  Hypothek. 

Wohnkultur  :  Tarif  H:  Monatlich  5  **/oo  der  Vertragssumme. 
Tarif  N:  Monatlich  5  "/oo  der  Vertragssumme  (ausnahmsweise 
4,5  7oo).  Sofern  der  Zinsfuss  für  die  L  Hypothek  über  4K  % 
steigt,  entsprechender  Zuschlag  zur  Annuität.  (Beginn  der  Til- 
gungen für  beide  Tarife  am  1.  des  auf  die  vollständige  Auszah- 
lung folgenden  Monats,  spätestens  3  Monate  nach  der  ersten 
Zahlung. 

Tilka:   Mindestens  5,5%  per  Jahr   (zirka  4,6  **/oo  per  Monat)   in 
monatlichen  Raten.    Beginn  am  Ende  des  der  Zuteilung  folgen- 
den Monats. 
12 
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H  a  b  a  1  :  Monatlich  4,78 — 4,16  ®/oo  der  Vertragssumme,  je  nach  der 
früheren  oder  späteren  Auszahlung  des  Darlehens.  Beginn  ein 
Monat  nach  Entrichtung  der  letzten  Weiterzahlung. 

A  m  o  b  a  :  Monatlich  5  Voo  der  Vertragssumme.  Beginn  sofort  nach 
Auszahlung  bzw.  Baufertigstellung  bei  Neubauten. 

17.  Rücktritt  des  Kreditnehmers. 

BRV  (Art.  26,  2)  enthält  hierüber  nur  die  Bestimmung,  dass  die 
Kassen  gehalten  seien,  Zahlungen,  die  für  eine  raschere  als  die 
vertragsmässige  Tilgung  bestimmt  sind,  anzunehmen. 

Alle  Kassen  lassen  in  ihren  allgemeinen  Bedingungen  auch 
die  vorzeitige  Auflösung  durch  Bezahlung  der  Restschuld  zu. 

18.  Rücktritt  der  Kasse. 

BRV  (Art.  33).  Rücktrittsrecht  der  Kasse:  sofort  bei  Zahlungsun- 
fähigkeit des  Kreditnehmers,  Pfändung  oder  Verpfändung  sei- 
ner Ansprüche  an  die  Kasse;  unter  Androhung  4  Wochen  zuvor 
bei  mehr  als  3monatlichem  Rücktand  der  vertraglichen  Zah- 
lungen oder  der  angeforderten  Pfandsicherheiten.  Weitere  Rück- 
trittsmöglichkeiten mit  Bewilligung  des  Aufsichtsamtes. 

Alle  Kassen  haben  diese  Bestimmungen  ziemlich  wort- 
getreu übernommen,  teilweise  auch  unter  vom  Aufsichtsamt  be- 
willigter Ausdehnung  des  Rücktrittsrechtes  bei  unverhältnis- 
mässig langer  Verzögerung  der  Bauvollendung,  bei  Nichtbezah- 
lung der  Feuerversicherung,  NichtVerzinsung  eventueller  Kapi- 
talvorgänge. 

y*  Allgemeine  Bestimmungen. 

19.  Tod  des  Kreditnehmers. 

BRV  enthält  nichts. 

K  o  b  a  g  :  Die  Bedingungen  erwähnen  den  Fall  nicht,  d.  h.  dass 
die  K  o  b  a  g  ohne  weiteres  Eintritt  der  Erben  in  den  Vertrag 
annimmt.  Sie  behandelt  einen  eventuellen  Rücktritt  genau 
gleich,  wie  wenn  er  durch  den  Kreditnehmer  selber  erfolgt  wäre. 

Eigenheim:  Wie  Kobag  keine  Erwähnung. 

Heimat  nimmt  Eintritt  der  Erben  in  den  Vertrag  an.  Rücktritts- 
erklärung kann  nur  unter  den  gleichen  Bedingungen  erfolgen, 
wie  seitens  des  Kreditnehmers  selber   (also  gleich  wie  Kobag). 

Wohnkultur:  Die  Kasse  kann  auf  Antrag  der  Erben  mit  die- 
sen oder  einem  einzelnen  unter  ihnen,  den  Vertrag  fortsetzen. 
Wird  innert  3  Monaten  kein  Antrag  gestellt,  so  gilt  der  Vertrag 
als  gekündet  und  wird  gemäss  den  Bestimmungen  über  den 
Rücktritt  des  Kreditnehmers  abgewickelt. 
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T  i  1  k  a  :  Keine  Erwähnung,  also  wie  Kobag. 

H  a  b  a  1  :  Die  Erben  können  innert  3  Monaten  in  den  Vertrag  ein- 
treten.  Erfolgt  keine  Erklärung,  so  wird  Rücktritt  angenommen. 

A  m  o  b  a  :  Die  Erben  können  den  Vertrag  fortsetzen  vorbehaltlich 
Genehmigung  durch  die  Kasse. 

20.  Familienschutz. 

BRV  enthält  darüber  in  Art.  29  nur  die  Bestimmung,  dass  in  den 
Vertragsbedingungen,  Abrechnungen  und  Konto-Auszügen  even- 
tuelle Versicherungsprämien  besonders  aufgeführt  sein  müssen. 

Von  den  sämtlichen  schweizerischen  Kassen  hatte  nur  die.  im 
Herbst  1935  freiwillig  in  Liquidation  getretene  Kreditgenossen- 
schaft der  Baufreunde  einen  sich  auf  alle  Mitglieder  er- 
streckenden, allerdings  bescheidenen  Familienschutz  eingeführt. 
Heimat  und  Wohnkultur  hatten  Vereinbarungen  mit 
schweizerischen  Versicherungsgesellschaften  abgeschlossen,  wo- 
nach die  Kreditnehmer  freiwillig  die  Tilgung  des  Darlehens  für 
den  Todesfall  versichern  konnten. 

Allem  Anschein  nach  ist  die  Institution  wenig  benutzt  wor- 
den, denn  sie  ist  aus  den  neuen  Bedingungen  der  Heimat 
verschwunden.  Zur  Zeit  gewährt  daher  die  Wohnkultur  als 
einzige  schweizerische  Kasse  einen  Familienschutz  durch  frei- 
willige Versicherung  in  der  Weise,  dass  der  Kreditnehmer  für 
den  Fall  seines  vorzeitigen  Todes  die  Tilgung  des  Gemeinschafts- 
darlehens (also  nicht  auch  einer  eventuellen  I.  Hypothek  nach 
Tarif  N)  versichern  kann.  Die  Prämie  kann  in  die  Vertrags- 
summe eingeschlossen  und  durch  die  entsprechend  erhöhten 
Monatsraten  bezahlt  werden. 


21.  Gewinnbeteiligung. 

Gewinnbeteiligung,  ausser  derjenigen  durch  Beteiligung  am  Ge- 
«ellschaftskapital,  wozu  laut  BRV,  Art.  11,  kein  Kreditnehmer  ver- 
pflichtet werden  darf,  ist  nur  von  2  Kassen  in  beschränktem  Masse 
eingeführt. 

Die  Heimat  gewährt  den  Inhabern  ihrer  auf  20  Jahre  festen 
Obligationen  nebst  der  Verzinsung  zu  5  %  einen  Bonus,  über  dessen 
Höhe  und  Fälligkeit  jedoch  nichts  weiter  mitgeteilt  wird,  als  dass 
«ie  in  dem  der  staatlichen  Aufsicht  unterstellten  Geschäftsplan  fest- 
gelegt seien.  Der  Bonus  ist  an  die  Person  des  zeichnenden  Kredit- 
nehmers und  nicht  an  die  Obligation  gebunden.  Er  ist  also  mehr 
als  Prämie  für  die  Zeichnung  als  solche  aufzufassen.  Stirbt  der 
Zeichner,  so  fällt  damit  jedenfalls  auch  der  Bonus  dahin. 
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Die  A  m  o  b  a  gewährt  ihren  Darlehensnehmern  vom  5.  Jahre 
nach  Beginn  der  Tilgung  an  eine  Gewinnbeteiligung,  welche  für 
alle  zusammen  20  %  des  Reingewinns  beträgt.  Die  Verteilung  unter 
die  Berechtigten  erfolgt  im  Verhältnis  der  Darlehen. 

Von  ausschlaggebender  Bedeutung  für  die  Wahl  der  Kasse 
dürften  weder  die  eine  noch  die   andere  dieser  Gewinnbeteiligun- 


gen sein. 


Ende  März  1936. 
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dass   sie  ungefähr  richtig   seien. 
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nungen sind  für  das  Jahr  1934  zum  Teil  etwas  abgeändert,  und  die  Schluss- 
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Geschäftsführer  bestellt  hatte,  deckte  dieser  derartige  Verfehlungen  der  frü- 
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werden  musste.  Zu  einer  durchgreifenden  Sanierung  wäre  die  Abschreibung 
des  alten  und  die  Neuzeichnung  und  Einzahlung  eines  neuen  Aktienkapitals 
nötig  gewesen.  Da  diese  innert  der  gestellten  Frist  nicht  zustande  kamen, 
wurde  die  Liquidation  angeordnet. 
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Vgl.  Kleinschmidt,  S.  144. 
Vgl.  C.  III  1,  am  Schluss. 

Vgl.  Kobag  und  Amortisationshypothekenbank. 
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